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Eckpunkte und Rechtsprechung zu Paragraf 2 AsylbLG

§ 2 AsylbLG - Leistungen in besonderen Fällen

(1) Abweichend von den §§ 3 bis 7 ist das Zwölfte Buch Sozialgesetzbuch auf diejenigen Lei​stungsbe​rechtigten entspre​chend anzuwenden, die über eine Dauer von insge​samt  48 Monaten Lei​stungen nach § 3 erhalten haben und die Dauer des Aufenthalts nicht rechtsmissbräuchlich selbst beeinflusst haben.

(2) Bei der Unterbringung von Leistungsberechtigten nach Absatz 1 in einer Ge​meinschaftsunterkunft be​stimmt die zuständige Behörde die Form der Lei​stung aufgrund der örtlichen Umstände.

(3) Minderjährige Kinder, die mit ihren Eltern oder einem Elternteil in einer Haus​halts​gemeinschaft leben, erhal​ten Leistungen nach Absatz 1 nur, wenn minde​stens ein Elternteil in der Haushaltsgemeinschaft Leistungen nach Ab​satz 1 er​hält.
Inhalt:

2§ 2 AsylbLG - Leistungen entsprechend SGB XII

· Wartefrist von 48 Monaten
3
· Keine rechtsmissbräuchliche Beeinflussung der Aufenthaltsdauer
5
· Leistungsumfang nach § 2 AsylbLG
8
· Mietwohnung statt Gemeinschaftsunterkunft
10
· Leistungen nach § 2 für Kinder - § 2 III AsylbLG
12
· Medizinische Versorgung und Pflege nach § 2 AsylbLG
13
· Literatur
14
Rechtsprechung zu § 2 AsylbLG
18
· Verfassungsmäßigkeit des § 2 AsylbLG
18
· Berechnung der Drei- bzw. Vierjahresfrist
20
· § 2 Abs. 1 AsylbLG Fassung 2007 - rückwirkende Kürzung durch neue 48-
28
· Monatsfrist?
28
· § 2 Abs. 1 AsylbLG Fassung 1993 - Anspruch geduldeter Ausländer
33
· § 2 Abs. 1 AsylbLG F. 1997 - Ausreise- und Abschiebehindernisse?
35
· § 2 Abs. 1 AsylbLG F. 2005 - rechtsmissbräuchliche Beeinflussung der Aufenthaltsdauer?
56
· Mietkostenübernahme nach § 2 AsylbLG
79
· § 2 Abs. 2 AsylbLG F. 1997 - Form und Maß der Leistungen in Wohnungen und in Gemeinschaftsunterkünften
81
· § 2 AsylbLG, § 53 ff. SGB XII - Eingliederungshilfe für Behinderte
87
· § 2 AsylbLG, § 21 BSHG, § 73 SGB XII - Passkosten
87
· § 2 Abs. 3 AsylbLG - Leistungen für Kinder
89
· § 2 AsylbLG und Pflegegeld für Schwerbehinderte
93
· Literatur und Materialien zu § 2 AsylbLG
94
Abkürzungen
94
· 

§ 2 AsylbLG - Leistungen entsprechend SGB XII

Nach § 2 AsylbLG können unter das AsylbLG fallende Ausländer nach 48 Monaten des Bezugs von Leistungen nach § 3 AsylbLG leistungsrechtlich "privilegiert" werden. Sie erhalten dann Leistungen in "analoger" Anwendung des SGB XII - Sozialhilfe XE "Sozialhilfe" . Analoge Anwendung bedeutet, dass es sich weiter um Leistungen nach dem AsylbLG handelt, der Leistungsinhalt (Regelsätze, Mehrbedarf, einmalige Beihilfen, Mietkosten, medizinische Versorgung usw.) sich aber "abweichend von den §§ 3 bis 7 AsylbLG" nach den leistungsrechtlichen Bestimmungen des SGB XII richtet. Für das Verwaltungsverfahren gelten jedoch weiterhin die Bestimmungen der §§ 7a - 13 AsylbLG, auch § 1a AsylbLG bleibt anwendbar.

Nach § 2 AsylbLG Leistungsberechtigte erhalten an Stelle der in §§ 3-7 AsylbLG geregelten Leistungen (§§ 3, 4 und 6 AsylbLG - Leistungen zum Lebensunterhalt, Krankenhilfe, sonstige Leistungen) und Leistungsvoraussetzungen (§ 7 AsylbLG - Einkommen und Vermögen) Leistungen in analoger Anwendung der insoweit entsprechenden Regelungen des SGB XII. 

· Leistungsberechtigte nach § 2 AsylbLG haben Anspruch auf Regelsätze, Mehrbedarf und alle weiteren Leistungen im Umfang der Sozialhilfe zum Lebensunterhalt in "entsprechender" bzw. "analoger" Anwendung der leistungsrechtlichen Bestimmungen des Dritten Kapitels des SGB XII. 

· Bei entsprechendem Bedarf können Leistungsberechtigte nach § 2 AsylbLG auch die Hilfen in weiteren Lebenslagen XE "Hilfen in anderen Lebenslagen"  in analoger Anwendung des Fünften bis Neunten Kapitels des SGB XII beanspruchen. 

· Für die Anrechung von Einkommen und Vermögen sind an Stelle von § 7 Asyl​bLG die Bestimmungen des Elften Kapitels des SGB XII analog anzuwenden, §§ 82 ff, 90 f. SGB XII. 

§ 2 AsylbLG vermittelt nach seinem Wortlaut - unabhängig von der Frage der Erwerbsfähigkeit und der Arbeitserlaubnis - nur Zugang zu den Leistungen nach dem SGB XII, jedoch keinen Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II. Vom ALG II sind somit auch erwerbsfähige Leistungsberechtigte nach § 2 AsylbLG ausgeschlossen, § 7 I SGB II. Deshalb erhalten Leistungsberechtigte nach § 2 AsylbLG - anders als Deutsche - Sozialhilfe zum Lebensunterhalt analog dem SGB XII auch dann, wenn sie zwischen 15 und 64 Jahren alt und erwerbsfähig sind. 

Ob Leistungsberechtigte nach § 2 AsylbLG die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung XE "Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung"  "analog" dem 4. Kapitel des SGB XII beanspruchen können ist fraglich, da diese Leistung einen "gewöhnlichen Aufenthalt" (g.A.) in Deutschland voraussetzt, § 41 I SGB XII. Zumindest im Falle einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 V dürfte auch ein g. A. vorliegen, vgl. Kapitel 3.2 dieses Handbuchs. Wird die Leistung abgelehnt, besteht zumindest Anspruch auf Sozialhilfe zum Lebensunterhalt nach dem 3. Kapitel des SGB XII.

Die Anspruchseinschränkungen der § 23 III und § 23 V SGB XII ("Um-Zu-Regelung", örtliche Beschränkung u. a., vgl. Kapitel 3.3 und 3.6 dieses Handbuchs) sind auf Leistungsberechtigte nach § 2 nicht anwendbar, da insoweit die spezialgesetzlichen Bestimmungen des AsylbLG (§§ 1a, 11 AsylbLG vorgehen). Leistungseinschränkungen unter Hinweis auf die "Um-Zu-Regelung" in § 23 III SGB XII sind daher für Leistungsberechtigte nach § 2 AsylbLG mit Aufenthaltsgestattung oder -erlaubnis unzulässig.
 Hingegen sind die Regelungen des § 23 I SGB XII über den Leistungsumfang entsprechend anwendbar, vgl. dazu oben Kapitel 3.2.

Wartefrist von 48 Monaten 

Mit dem EU-Richtlinienumsetzungsgesetz wurde ab dem 28.08.07 die Wartefrist für die Leistungen nach § 2 AsylbLG von 36 Monaten auf 48 Monate verlängert. Strittig ist, ob zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des EU-Richtlinienumsetzungsgesetzes bereits nach § 2 AsylbLG leistungsberechtigte Ausländer erneut für 12 Monate auf das Leistungsniveau der §§ 3 bis 7 AsylbLG zurückgestuft werden dürfen, um auch die 48-Monatsfrist zu erfüllen, da im EU-Richtlinienumsetzungsgesetz insoweit eine ausdrückliche Übergangsregelung fehlt. 

Mit der ersten AsylbLG-Novelle 1997 hatte der Gesetzgeber zusätzlich zur Ausweitung der Frist des § 2 von 12 auf 36 Monate auch einen neuen Termin für den Beginn des Fristlaufs für die 36-Monatsfrist festgelegt, nämlich den 01.06.97. Der Gesetzgeber hat diesmal - anders als 1997 - lediglich die Zahl "36" durch die Zahl "48" ersetzt. Daher ist davon auszugehen, dass keine Rückstufung der bereits nach § 2 Leistungsberechtigten beabsichtigt war. Auch der Begründung des EU-Richt​li​nien​um​set​zungs​ge​set​zes lassen sich keinerlei Hinweise auf eine solche Absicht entnehmen.
 

Zumindest diejenigen Leistungsberechtigten, die bereits insgesamt (die Bezugsdauer der Leistungen nach § 2 AsylbLG einschlossen) über mehr als 48 Monate Leistungen nach AsylbLG erhalten haben, können auch über den 28.08.07 hinaus Leistungen nach § 2 beanspruchen, dürfen also nicht erneut für 12 Monate auf das geringere Niveau des § 3 AsylbLG zurückgestuft werden. Dies ergibt sich aus der neueren Rechtsprechung zu § 2 AsylbLG. 
Das Sächsische Innenministerium führt zur Neufassung des § 2 AsylbLG aus:

"Da das Fehlen einer Übergangsvorschrift augenscheinlich ein gesetzgeberisches Versehen darstellt, halten wir es allerdings für rechtlich geboten, nicht nur die Dauer des vorherigen Leistungsbezugs nach § 3, sondern des Leistungsbezugs überhaupt zugrunde zu legen. Nach der jüngsten obergerichtlichen Rechtsprechung ist eine Auslegung über den Wortlaut des § 2 hinaus von Verfassung wegen geboten, wonach es ausreicht, wenn der Leistungsberechtigte über die dort genannte Dauer (bisher 36 Monate, ab Inkrafttreten der Änderung 48 Monate) überhaupt Sozialleistungen bezogen hat; auf den ausschließlichen Bezug von Leistungen nach § 3 kommt es nicht an. ... Denn wenn bereits der Bezug der (niedrigen) Leistungen nach § 3 nach 48 Kalendermonaten die von § 2 bezweckte Besserstellung rechtfertigt, dann gilt dies erst recht, wenn der erforderliche Zeitraum durch den Bezug von 'höherwertigen' Sozialleistungen abgedeckt ist. Der Anspruch auf diese Sozialleistungen verlangt die Erfüllung höherer Anspruchsvoraussetzungen als jene für § 3. Daraus resultiert, dass bei einem Bezug dieser 'höherwertigen' Sozialleistungen auch Ansprüche nach § 3 potentiell bestehen, welche nur deshalb nicht zum Tragen kommen, weil diese Leistungen nachrangig sind.

Ein starres Festhalten am Wortlaut würde darüber hinaus wegen Verstoßes gegen Art 3 I GG zu einem verfassungswidrigen (gleichheitswidrigen) Zustand führen: Denn der Antragsteller würde im Vergleich zu der Gruppe von Ausländern, bei der der Gesetzgeber nach vier Jahren des Bezugs von Leistungen nach § 3 von einer Integration und damit einem Anspruch unter Anwendung des Sozialhilferechts ausgeht, schlechter gestellt, obwohl die Integration seiner Person nicht nur der der oben genannten Gruppe entspricht, sondern wegen der insgesamt längeren Bezugsdauer weit darüber hinaus geht.

Nach unserer Auffassung liegen die Fristvoraussetzungen des § 2 n.F. dann vor, wenn Leistungen bereits über eine Dauer von 48 Monaten gewährt wurden, unabhängig davon, ob diese nach § 2 oder § 3 gewährt worden sind. Soweit Leistungsempfänger bislang 36 Monate Leistungen nach § 3, aber noch nicht insgesamt 48 Monate Leistungen nach § 3 und § 2 bezogen haben, erhalten sie bis zur Erfüllung der 48-Monatsfrist erneut die Leistungen nach § 3.

Das Ergebnis entspricht auch einer Auslegung nach Sinn und Zweck der Neuregelung. Die Regelung ist nach der Gesetzesbegründung im Zusammenhang mit der Änderung des § 10 BeschVerfV zu sehen, wonach Geduldete einen gleichrangigen Arbeitsmarktzugang erhalten, wenn sie sich seit vier Jahren im Bundesgebiet aufhalten. 'Nach Einschätzung des Gesetzgebers kann auch im Hinblick auf die Änderung der BeschVerfV bei einem Voraufenthalt von vier Jahren davon ausgegangen werden, dass bei den Betroffenen eine Aufenthaltsperspektive besteht, die es gebietet, Bedürfnisse anzuerkennen, die auf eine bessere soziale Integration gerichtet sind.' (BR-Drs. 224/07, S. 444).

Eine wortlautgemäße Auslegung des § 2 wäre in den Übergangsfällen daher mit Sinn und Zweck des Gesetzes nicht vereinbar."

Der Bezug "besserer Sozialleistungen" (ALG II, Sozialhilfe nach BSHG, Jugendhilfe nach SGB VIII, Arbeitslosenhilfe usw.) zählt demnach - entgegen dem Gesetzeswortlaut - ebenso wie Leistungen nach § 3 AsylbLG für die 48-Monatsfrist.
 Dies hat ebenso für Leistungen nach § 2 AsylbLG zu gelten.
 Zeiten einer Erwerbstätigkeit ohne Sozialleistungsbezug zählen allerdings nicht für die 48-Monatsfrist.

Hinweis: Das BSG hat der die o.g. Auffassung teilenden Rspr. der Landessozialgerichte im Juni 2008 eine Absage erteilt:
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Auf die 48monatige Vorbezugsdauer des § 2 AsylbLG werden ausschließlich Zeiten nach § 3 AsylbLG, jedoch nicht Zeiten des Leistungsbezugs anderer Sozialleistungen oder ganz ohne Leistungsbezug angerechnet.
Umstritten ist auch, ob Zeiten des Bezugs von Leistungen nach § 1a AsylbLG für die 48-Monatsfrist zählen. Das LSG Niedersachsen-Bremen ist der Auffassung, dass ein Leistungsbezug nach § 1a im Hinblick auf den Zweck des § 2 AsylbLG, zu unterscheiden zwischen den Ausländern, die unverschuldet nicht ausreisen können und denjenigen, die ihrer Ausreisepflicht rechtsmissbräuchlich nicht nachgekommen sind (BT-Drs. 14/7387, S. 112) nicht anrechenbar ist.
 Der Wortlaut des § 2 spricht hingegen für eine Anrechenbarkeit, da im Falle einer Anspruchseinschränkung nach § 1a die Leistungen nach § 3 AsylbLG - wenn auch in eingeschränktem Umfang - weitergewährt werden. § 2 setzt keinen ungekürzten Leistungsbezug voraus.
 § 1a schafft auch keinen eigenständigen Leistungstatbestand. Die Formulierung "... erhalten Leistungen nach diesem Gesetz nur, soweit ..." nimmt ausdrücklich Bezug auf die in §§ 2 ff. aufgeführten Leistungen. Nach § 1a eingeschränkte Leistungen sind grundsätzlich ebenfalls Leistungen nach § 3, nur eben in reduziertem Umfang.
 

Stellt sich im Nachhinein heraus, dass die Voraussetzungen des § 1a AsylbLG gar nicht vorlagen, führt die (dann rechtswidrige) Leistungskürzung ohnehin zu keiner Unterbrechung der Wartezeit.

§ 2 I setzt eine Dauer von "insgesamt" 48 Monaten des Leistungsbezugs voraus. Unstrittig ist, dass insoweit Zeiten des Bezugs von Leistungen nach § 3 mit unterschiedlichem ausländerrechtlichem Status (z. B. Aufenthaltsgestattung, Grenzübertrittsbescheinigung und Duldung) zusammengerechnet werden, ebenso Zeiten vor und nach einer Unterbrechung des Leistungsbezugs z. B. wegen Erwerbstätigkeit oder Bezugs anderer Sozialleistungen. 

Nach längerfristigem Untertauchen (mehr als 6 Monate), Strafhaft oder endgültiger Aus- und Wiedereinreise beginnt - entgegen dem Gesetzeswortlaut - nach der Rechtsprechung die Vierjahresfrist jedoch erneut. In diesem Fall seien die einen nach längerem Aufenthalt anerkennenden "Integrationsbedarf" abdeckenden höheren Leistungen nach § 2 nicht gerechtfertigt.

Bei Ausschluss von den Leistungen nach § 2 AsylbLG wegen eines bereits länger zurückliegenden "rechtsmissbräuchlichen Verhaltens" ist es unter rechtstaatlichen Gesichtspunkten (Grundsatz der Verhältnismäßigkeit) problematisch, unabhängig vom aktuellen Verhalten weiterhin - ggf. auf Dauer - die Leistungen zu kürzen, wie es der Wortlaut des § 2 nahe legt. § 2 ist daher so auszulegen, dass die Wartefrist nach Beendigung des rechtsmissbräuchlichen Verhaltens ggf. erneut zu laufen beginnt.

Keine rechtsmissbräuchliche Beeinflussung der Aufenthaltsdauer XE "rechtsmissbräuchliche Beeinflussung der Aufenthaltsdauer"  

Für den Anspruch nach § 2 AsylbLG muss zusätzlich zu den 48 Monaten des Leistungsbezugs nach § 3 AsylbLG eine weitere Voraussetzung erfüllt sein: Der Leistungsberechtigte darf "die Dauer des Aufenthalts nicht rechtsmissbräuchlich selbst beeinflusst haben."

Diese Voraussetzung ist bei Ausländern mit Aufenthaltserlaubnis und bei Asylbewerbern XE "Asylbewerber"  regelmäßig erfüllt. Für Asylbewerber gibt es - zumindest im Erstverfahren - anders als häufig öffentlich behauptet - faktisch keine Möglichkeit, die Verfahrensdauer zu verzögern. Wurde eine Aufenthaltserlaubnis erteilt, hat die Behörde den weiteren Aufenthalt gebilligt, so dass das Hierbleiben des Ausländers und damit auch die Aufenthaltsdauer schon deshalb nicht als rechtsmissbräuchlich angesehen werden können.

Bei Ausländern mit Duldung XE "Duldung"  sowie sonstigen ausreisepflichtigen Ausländern kann ggf. unterstellt werden, dass sie die Dauer ihres Aufenthalts rechtsmissbräuchlich selbst beeinflusst haben. Das ist der Fall, wenn sie z. B. durch fehlende Mitwirkung bei der Passbeschaffung XE "Passbeschaffung" , falsche Angaben zur Identität etc. eine rechtlich zulässige und technisch mögliche Abschiebung verhindern. Ein solches Verhalten führt im Regelfall allerdings nicht nur zum Ausschluss von den Leistungen nach § 2, sondern auch zu einer Ansprucheinschränkung nach § 1a AsylbLG.

Die Begründung zu § 2 AsylbLG Fassung 2005 verweist auf konkret missbräuchliche Verhaltensweisen (Vernichten der Papiere, Angabe einer falschen Identität), aber auch auf "diejenigen, die ihrer Ausreisepflicht rechtsmissbräuchlich nicht nachkommen".

Das Bundessozialgericht (BSG) hat Anfang 2007 in einem Grundsatzurteil entschieden, dass kein Anspruch nach § 2 besteht, wenn eine freiwillige Ausreise möglich und zumutbar ist. Das BSG hat der bis dahin von den Sozialgerichten überwiegend vertretenen Auffassung
 eine Absage erteilt, nach der es auf die Möglichkeit einer freiwilligen Ausreise nicht ankomme, da allein das "Hierbleiben" auch im Hinblick auf die in der Gesetzesbegründung zu § 2 AsylbLG F. 2005 genannten Beispiele noch kein "rechtsmissbräuchliches" Handeln i.S.d. § 2 darstelle, zumal es die Ausländerbehörde in der Hand habe, diesen Zustand durch Abschiebung zu beenden, solange der Ausländer dies nicht durch fehlende Mitwirkung rechtsmissbräuchlich verhindert. 

Das BSG hat sinngemäß ausgeführt: 

Die Ausreisepflicht bleibt durch die Duldung unberührt, § 60a III AufenthG. Wer diese weiter bestehende Pflicht vorwerfbar nicht befolgt, macht "rechtsmissbräuchlich" unter Verstoß gegen Treu und Glauben von der durch die Duldung eingeräumten Rechtsposition Gebrauch. 

Unzumutbar ist die Ausreise nicht erst bei zielstaatsbezogenen Gefahren für Freiheit, Leib oder Leben i.S.d. § 60 VII AufenthG, die nach § 25 III AufenthG in der Regel zur Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis führen. Auch weniger gewichtige Gründe können die Ausreise unzumutbar machen. 

Ein Bleibegrund kann z. B. auch die besondere Situation von Ausländern sein, denen sich Ausreisemöglichkeiten erst nach jahrelangem Aufenthalt in Deutschland eröffnen. Haben sie sich während dieser langen Zeit derart in die deutsche Gesellschaft integriert, dass ihre Ausreise in das Herkunftsland einer Auswanderung nahe käme, mag das Aufenthaltsrecht darauf keine Rücksicht nehmen. Dem Ausländer ist die Nichtausreise leistungsrechtlich aber nicht vorwerfbar und der geduldete Aufenthalt deshalb nicht rechtsmissbräuchlich.

Vorliegend könnte insbesondere für den 10 Jahre alten Sohn des Klägers die Rückkehr unzumutbar sein. Da er sein Geburtsland bereits als 2jähriger verlassen hat, könnte er sprachlich, sozial und schulisch so stark deutsch geprägt worden sein, dass er bei Über​siedlung in das Kosovo ohne tragfähige Beziehung zu Muttersprache und Heimatland einer ihm völlig entfremdeten Umgebung ausgesetzt wäre. Für diesen Fall könnte auch dem Vater die Ausreise unzumutbar sein, weil er entweder seinen Sohn in Deutschland zurücklassen oder ihn zum unzumutbaren Wechsel in das Kosovo zwingen müsste (vgl. VG Stuttgart, InfAuslR 2006, 14).

Ist demnach eine freiwillige Ausreise unmöglich oder im konkreten Einzelfall unzumutbar, da tatsächliche (technische), humanitäre (z. B. Krankheit),
 rechtliche oder persönliche
 Gründe oder das öffentliche Interesse entgegenstehen, kann das Hierbleiben nicht als rechtsmissbräuchliche Beeinflussung der Aufenthaltsdauer gewertet werden, so dass ein Anspruch nach § 2 AsylbLG besteht. 

Über § 2 in der bis 31.12.04 gültigen Fassung
 hinaus haben somit Ausländer mit Duldung auch bei rein technischen bzw. tatsächlichen Ausreisehindernissen Anspruch auf Leistungen nach § 2, wenn sie diese Hindernisse nicht selbst zu verantworten haben.

Maßgeblich für den Ausschluss von Leistungen nach § 2 können nur solche "rechtsmissbräuchlichen" Verhaltensweisen sein, die ursächlich für eine Verlängerung des Aufenthalts sind. Denkbare Beispiele wären längerfristiges Untertauchen und/oder Nichterscheinen zu von der Behörde festgelegten Meldeterminen, sofern hierdurch eine sonst mögliche und zulässige Aufenthaltsbeendigung verhindert oder verzögert wurde. Soweit die Ausländer- bzw. Sozialbehörde Mitwirkungshandlungen erwartet, sollte sie dem Ausländer in schriftlicher Form mitteilen, was konkret sie von ihm erwartet.
 Andererseits legt die Rechtsprechung dem Ausländer teilweise aber auch eine "Initiativpflicht" auf, sich um die erforderlichen Papiere zu bemühen.

Nicht ursächlich für die Verlängerung des Aufenthalts ist die fehlende Mitwirkung bei der Passbeschaffung, wenn eine Abschiebung unabhängig vom Vorliegen des Passes auch aus anderen Gründen unmöglich bzw. unzulässig wäre, oder wegen offenbar auch von den Behörden angenommener Unzumutbarkeit jedenfalls aktuell nicht vorgesehen ist. Derzeit (Januar 2008) betrifft dies z. B. Iraker (mit Ausnahme von Straftätern aus dem Nordirak),
 Roma aus dem Kosovo (mit Ausnahme von Straftätern),
 Familien mit Kindern aus Afghanistan, Somalis, Palästinenser aus dem Libanon, der Westbank und Gaza, sowie staatenlose Kurden aus dem Libanon.
 In einem solchen Fall besteht - sofern Identität und Herkunft geklärt sind - auch bei fehlender Mitwirkung bei der Passbeschaffung Anspruch Leistungen nach § 2. 

Nicht ursächlich ist die fehlende Mitwirkung bei der Passbeschaffung, wenn die Ausländerbehörde das erforderliche Reisedokument auch ohne Mitwirkung des Ausländers beschaffen könnte. Abschiebungen in den Kosovo sind bislang z. B. auch mit einem von der Ausländerbehörde problemlos zu beschaffenden "EU-Laissez-Passer" möglich. 

In dem Zusammenhang ist anzumerken, dass in vielen Fällen faktische bzw. "heimliche Abschiebestopps XE "Abschiebungsstopp" " wegen Unzumutbarkeit der Rückkehr bestehen. Wegen der Rechtsfolge des § 60a I AufenthG - nach mehr als 6 Monaten ist eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 I AufenthG zu erteilen - werden diese Abschiebstopps in der Regel jedoch nicht förmlich bestätigt und Duldungen lediglich aus "tatsächlichen" Gründen nach § 60a II AufenthG erteilt. Eine unterlassene freiwillige Ausreise dürfte auch in diesen Fällen nicht rechtsmissbräuchlich sein.

Auch das Einlegen nicht von vorneherein völlig unbegründeter Rechtsmittel wie Asylfolge XE "Asylfolgeantragsteller" - oder Wiederaufgreifensanträge kann nicht als rechtsmissbräuchlich angesehen werden.
 Nicht rechtsmissbräuchlich ist auch das Überlassen der Reisepapiere an Schlepper noch vor der Einreise, da dies nicht in der Absicht einer Verlängerung des Aufenthalts erfolgt.
 Auch eine Leistungseinschränkung nach § 1a Nr. 2 ist in den genannten Fällen unzulässig.

Bei einem in der Vergangenheit liegenden, früheren "rechtsmissbräuchlichen Verhalten ist es unter rechtstaatlichen Gesichtspunkten (Grundsatz der Verhältnismäßigkeit) problematisch, unabhängig vom aktuellen Verhalten - ggf. auf Dauer - weiterhin die Leistungen zu kürzen, wie es der Wortlaut des § 2 nahelegt. § 2 ist daher so auszulegen, dass die Wartefrist von 48 Monaten nach Beendung eines rechtsmissbräuchlichen Verhaltens erneut zu laufen beginnt.

Hinweis: Das BSG hat im Juni 2008 seine Auffassung dazu, wann ein "Rechtsmissbrauch" vorliegt, geändert:
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Eine rechtsmissbräuchliche Beeinflussung der Aufenthaltsdauer zu irgendeinem Zeitpunkt des Aufenthaltes schließt dauerhaft den Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG aus. Beispiel: vorsätzliche Vernichtung der Pässe vor der Einreise als Asylbewerber, selbst wenn dies viele Jahre zurückliegt. Dies muss der Ausländer aber auch eben gerade zur Beeinflussung der Aufenthaltsdauer bzw. Verhinderung der Abschiebung getan haben. Der dauerhafte Ausschluss von Leistungen nach § 2 soll selbst dann gelten, wenn zu einem späteren Zeitpunkt - etwa wegen Krankheit - Reiseunfähigkeit vorliegt und somit eine Abschiebung und freiwillige Ausreise unzumutbar bzw. unmöglich geworden ist. Entgegen der Rechtsprechung des früheren 9b-Senats kann der Missbrauchsvorwurf auch nicht durch eine zwischenzeitliche Integration ausgeräumt werden. Eine Beeinflussung liegt nur dann ausnahmsweise nicht vor, wenn unabhängig von dem Fehlverhalten eine Abschiebung über die gesamte Aufenthaltsdauer unzulässig war. (Diese vom BSG für zulässig erachtete dauerhafte Sanktionierung erscheint verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten fragwürdig!)
Das Unterlassen einer zumutbaren freiwilligen Ausreise ausreisepflichtiger geduldeter Flüchtlinge stellt hingegen für sich genommen noch keinen Rechtsmissbrauch dar (Änderung der Rechtsprechung gegenüber dem für das AsylbLG zuständigen 9b BSG-Senat)

Volljährig gewordenen Kinder dürfen nicht durch den Ausschluss von Leistungen nach § 2 für das rechtsmissbräuchliche Verhalten ihrer Eltern sanktioniert werden, minderjährige Kinder hingegen schon, da sie die Leistungen nach § 2 nur dann erhalten, wenn mindestens ein Elternteil diese Leistungen erhält (§ 2 Abs. 3 AsylbLG). 
Das gilt ebenso für Kinder, die bereits aufgrund ihres Lebensalters von unter 4 Jahren regelmäßig von den Leistungen nach § 2 ausgeschlossen sind. (Diese vom BSG für zulässig erachtete leistungsrechtliche Sanktionierung von Kleinkindern allein aufgrund des Lebensalters scheint verfassungsrechtlich fragwürdig!)

Leistungsumfang nach § 2 AsylbLG

Ausländer, die nach § 2 AsylbLG leistungsberechtigt sind, haben "abweichend von §§ 3-7 AsylbLG" Anspruch auf Leistungen "entsprechend" SGB XII. Die Lei​stungen sind in "Art, Form und Maß" entsprechend dem Sozialhilferecht zu erbringen, so die Gesetzesbegründung.
 Es handelt sich weiterhin um Leistungen nach dem AsylbLG, es gelten die Bestimmungen über das Verwaltungsverfahren in §§ 7a-13 AsylbLG (z. B. über die Behördenzuständigkeit),
 auch § 1a AsylbLG bleibt anwendbar. Das SGB II ist nach dem eindeutigen Wortlaut des § 2 nicht analog anwendbar, so dass sich auch bei Erwerbsfähigkeit der Umfang der Leistungen ausschließlich nach dem SGB XII richtet.

Das Bundesverwaltungsgericht hat bereits 1986 entschieden, dass die Regelsätze nach dem BSHG grundsätzlich in Form von Geldleistungen XE "Geldleistungen"  zu erbringen sind, sofern der Hilfeempfänger dies wünscht. 
 

Die Gewährung von Sachleistungen an eine ganze Gruppe von Leistungsempfängern ist nach Auffassung des BVerwG ermessensfehlerhaft (auch wenn § 4 II BSHG - anders als nunmehr § 10 III SGB XII - noch keinen Vorrang der Geldleistung gegenüber der Sachleistung vorsah). Nach Auffassung des BVerwG gehört es zur Menschenwürde, dem erwachsenen Menschen die Möglichkeit zu lassen, im Rahmen der ihm nach dem Gesetz zustehenden Mittel seine Bedarfsdeckung frei zu gestalten. 

Auch soweit es um die Therapie der Alkoholkrankheit XE "Alkoholkrankheit"  des Antragstellers geht, sind nach Auffassung des BVerwG Sachleistungen kein geeignetes Mittel. Hierfür ist vielmehr ein therapeutisches Gesamtkonzept im Zusammenwirken ärztlicher, psychologischer und sozialer Hilfen nach § 72 BSHG erforderlich. Das BVerwG hat mit seinem Urteil der Praxis der Stadt Stuttgart eine Absage erteilt, dem Personenkreis der Obdachlosen generell nur Sachleistungen zu gewähren. Das Sozialamt hatte dies mit möglichem Missbrauch begründet, z. B. Mehrfachbezug auch bei anderen Sozialhilfeträgern sowie verdeckten Einkünften.

Nach § 2 AsylbLG sind demnach ungekürzte Regelsätze (§ 28 SGB XII) und Mehrbedarfszuschläge (§ 30 SGB XII) in Höhe der Sozialhilfe nach dem SGB XII in Form von Geldleistungen auszuzahlen, § 10 III SGB XII. Als Geldleistungen sind auch die Beihilfen für Erstausstattungen an Kleidung, Hausrat und Möbeln, bei Schwangerschaft und Geburt und für mehrtägige Klassenfahrten nach § 31 SGB XII zu gewähren. Hinzu kommen die angemessenen Miet- und Heizkosten für eine Wohnung, ggf. Wohnungsbeschaffungskosten und Renovierung (§ 29 SGB XII). Vgl. zu den Leistungen nach SGB XII ausführlich Kapitel 5 dieses Handbuchs.

Bei Unterbringung Leistungsberechtigter nach § 2 in einer Gemeinschaftsunterkunft XE "Gemeinschaftsunterkunft"  (GU) bestimmt "die zuständige Behörde die Form der Leistung aufgrund der örtlichen Umstände", § 2 II AsylbLG. Hier ist vom örtlichen Sozialamt eine einzelfallbezogene Ermessensentscheidung für die konkrete GU zu treffen, ob dort - z. B. aus Gründen der Gefahrenabwehr - eine Sachleistungsgewährung zwingend erforderlich ist, etwa um akute Konflikte zwischen Beziehern von Geldleistungen nach § 2 und Sachleistungen nach § 3 zu verhindern. Zu prüfen ist auch, ob mildere Mittel zur Vermeidung der Konflikte zur Verfügung stehen. Eine allein aus politischen Motiven (Abschreckung) getroffene Entscheidung für Sachleistungen ist rechtswidrig, da dadurch die Zielsetzung des § 2 unterlaufen würde. Ebenso rechtswidrig ist die in einigen Bundesländern per Erlass oder Landesaufnahmegesetz festgelegte landesweite Sachleistungsversorgung, unabhängig von den Umständen in der jeweiligen GU, etwa in Bayern.
 Geldleistungen in GUs sind nach der gesetzlichen Vorgabe der Regelfall, Sachleistungen nur in begründeten Ausnahmefällen zulässig.

Bei Unterbringung in einer Mietwohnung XE "Mietwohnung"  sind in jedem Fall Geldleistungen zu gewähren, da dann § 2 II AsylbLG nach seinem Wortlaut nicht anwendbar ist. 

Beispiel: Form und Maß der Leistungen nach § 2 AsylbLG

Der geduldete Antragsteller ist leistungsberechtigt nach § 2 AsylbLG. Seine Ausreise kann nicht erfolgen, weil er auf Grund seiner psychischen Erkrankung und der damit verbundenen Suizidgefahr nicht reisefähig ist.

Das Sozialamt wurde vom Verwaltungsgericht verpflichtet, dem in einer Gemeinschaftsunterkunft (GU) untergebrachten Antragsteller monatlich 93,69 € als Barbetrag zu gewähren (27 % von 347 €, § 35 II SGB XII analog). Das Sozialamt hatte dem Betroffenen nur 40,90 € / Monat bewilligt. Die Auszahlung eines Barbetrags ist von Verfassung wegen geboten. Zur Führung eines menschenwürdigen Lebens (vgl. Art. 1 GG sowie § 2 I AsylbLG i.V.m. § 1 SGB XII) gehört es, dem erwachsenen Menschen die Möglichkeit zu geben, die Befriedigung seiner persönlichen Bedürfnisse des täglichen Lebens grundsätzlich frei zu gestalten. Bei Ausländern, die über kein weiteres Bargeld verfügen, sichert die Gewährung des Barbetrags ein Mindestmaß an Persönlichkeitsentfaltung.

Die Höhe des Barbetrags bezifferte das Gericht bei dem allein stehenden Antragsteller auf rund 27 % des Regelsatzes eines Haushaltsvorstands. Das Gericht orientiert sich dabei an der Aufteilung des Statistik-Warenkorbs (§ 28 III SGB XII, zur Aufteilung des Warenkorbs vgl. VO zu § 28 SGB XII). Der Barbetrag dient dabei in erster Linie der Befriedigung persönlicher Bedürfnisse des täglichen Lebens wie der Bedürfnisse auf Erhaltung der Beziehungen mit der Umwelt, Information, allgemeine Bildung sowie der Teilnahme am kulturellen und politischen Leben im angemessenen Umfang. Hierzu gehören insbesondere Schreibmaterial, Post- und Telefongebühren, Aufwendungen für Verkehrsmittel, Tageszeitungen, Zeitschriften, Bücher, Besuche von Theater-, Kino- sowie Sportveranstaltungen und Genussmittel. Daneben muss der Barbetrag auch zur Bezahlung von Dienstleistungen für Körperpflege, insbesondere Friseurleistungen, ausreichen. 

Das Sozialamt wurde zudem verpflichtet, über die Form der darüber hinausgehenden Leistungsgewährung unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts neu zu entscheiden. Hierbei soll es berücksichtigen, dass Leistungen entsprechend SGB XII es dem Empfänger ermöglichen sollen, ein Leben zu führen, das der Würde des Menschen entspricht, § 1 SGB XII. Hierzu gehört grundsätzlich, dass dem erwachsenen Menschen die Möglichkeit gelassen wird, im Rahmen der ihm nach dem Gesetz zustehenden Mittel seine Bedarfsdeckung frei zu gestalten. Auf Grund dieser Überlegungen hat der Empfänger von Hilfe zum Lebensunterhalt grundsätzlich einen Anspruch darauf, dass ihm die laufende Hilfe zum Lebensunterhalt in Form von Geld gewährt wird, BVerwG 5 C 72.84 v. 16.1.86
; OVG Sachsen 2 S 355/94 v. 8.12.94.
 

Demgegenüber können befürchtete Spannungen, die sich daraus ergeben, dass in der Einrichtung Empfänger von Sachleistungen nach § 3 ff. und Geldleistungen nach § 2 auf engem Raum gemeinsam untergebracht sind, dafür sprechen, in dieser Einrichtung Sachleistungen zu gewähren. Die Antragsgegnerin wird deshalb eine Prognose vorzunehmen haben, ob auf Grund der örtlichen Verhältnisse in der GU soziale Spannungen und Störungen des Hausfriedens zu befürchten sind. Schließlich wird sie die Interessen des Antragstellers und die mögliche Gefährdung des sozialen Friedens gegeneinander abzuwägen haben.

Mietwohnung statt Gemeinschaftsunterkunft

Im Sozialhilferecht ist allgemein anerkannt, dass als Kosten der Unterkunft regelmäßig die Mietkosten XE "Mietkosten"  für eine angemessene Wohnung zu übernehmen sind. Dies gebietet schon der Grundsatz der Menschenwürde, § 1 SGB XII. 

Die Unterbringung in einer Obdachlosen- oder Gemeinschaftsunterkunft (GU) reicht nicht aus.
 Das SGB XII regelt dies deutlicher noch als das BSHG. Während das BSHG insoweit nur von "Unterkunft" sprach (§ 12 BSHG) und § 3 der VO nach § 22 BSHG laufende Leistungen "für Unterkunft, Heizung und Unterbringung" vorsah, lässt § 29 SGB XII keinen Zweifel daran, dass mit den Leistungen für "Unterkunft und Heizung" der Anspruch auf Mietkostenübernahme für eine "Wohnung" gemeint ist. § 29 I regelt Fragen des "Wohnungswechsels" und der Übernahme von "Wohnungsbeschaffungskosten". § 29 III S. 3 ermöglicht unter Hinweis auf den "örtlichen Wohnungsmarkt" und den "örtlichen Mietspiegel" Pauschalen für die Unterkunftskosten. § 10 III SGB XII regelt den Vorrang von Geld- vor Sachleistungen. Wohnungsverlust und Obdachlosigkeit sind nach Möglichkeit zu vermeiden, § 34 SGB XII.

Solange jemand in einer Obdachlosen- oder Gemeinschaftsunterkunft (GU) lebt, sind nach § 29 SGB XII zwar auch dafür die Kosten zu übernehmen. Eine GU kann aber nicht als ausreichende bzw. angemessene Unterkunft i.S.d. § 2 AsylbLG i.V.m. § 29 SGB XII angesehen werden.

Nach § 2 AsylbLG sind "abweichend" von den nach § 3 I AsylbLG vorrangig zu gewährenden Sachleistungen XE "Sachleistungen"  Leistungen in Art, Form und Maß des SGB XII zu gewähren. Zu den Sachleistungen nach § 3 I gehört auch die Unterkunft, wobei die Rechtsprechung daraus den Schluss zieht, dass es sich dabei um eine GU handeln soll.
 

Bereits § 3 AsylbLG ermöglicht aber einzelfallbezogene Entscheidungen zugunsten einer Mietkostenübernahme, § 3 II S. 2 letzter Halbsatz, vgl. insoweit Kapitel 6.5.1.2 dieses Handbuchs.
 Wenn aber nach § 2 "abweichend" von § 3 AsylbLG das Sachleistungsprinzip gerade nicht mehr gilt, beinhaltet dies nicht nur einen Anspruch auf Regelsätze als Geldleistungen, sondern ebenso auch einen Rechtsanspruch auf Mietkostenübernahme für eine nach den Maßstäben des Sozialhilferechts "angemessene" Wohnung.

Der nach § 2 AsylblG - analog § 29 SGB XII - bestehende Anspruch auf Übernahme der angemessenen Mietkosten für eine Wohnung darf auch nicht auf Grund von § 2 II AsylbLG eingeschränkt werden, da sonst Tatbestand (=Unterbringung in einer GU) und Rechtsfolge (= Unterbringung in einer GU) sich gegenseitig bedingen würden und auf diese Weise § 2 für den Bereich der Unterkunft leer laufen würde. 

Viele Sozialämter lehnen die Übernahme der Miete für die von einem Asylbewerber angemietete Wohnung mit der Begründung ab, die Unterbringung in einer GU sei nach dem Asylverfahrensgesetz (AsylVfG) vorrangig, § 53 AsylVfG. Diese Begründung ist so pauschal nicht haltbar. Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass die Bestimmungen des AsylVfG ausschließlich für Asylbewerber, jedoch nicht für unter das AufenthG fallende Ausländer z. B. mit einer Duldung oder Aufenthaltserlaubnis maßgeblich sind. Handelt es sich um unter das AufenthG fallende Ausländer, kann zur Begründung der Unterbringung in einer GU nicht das AsylVfG angeführt werden.

Verbindlich vorgeschrieben ist nach dem AsylVfG nur die Unter​bringung in einer Erstaufnahmeeinrichtung für Asylbewerber in den ersten 6 Wochen, maximal drei Monaten des Asylverfahrens, § 47 AsylVfG. Für den Zeitraum danach handelt es sich bei der Unterbringung in einer GU um eine Sollvorschrift, § 53 AsylVfG. Nach § 53 AsylVfG sind dabei das öffentliche Interesse an der Unterbringung in einer GU und das individuel​le Interesse des Asylbewerbers an einer Wohnung in jedem Einzelfall gegeneinander ab​zuwägen.

Rechtlich relevant ist der Vorrang der "Wohnsitznahme XE "Wohnsitzauflage"  in einer GU" nur, wenn die Aufenthaltsgestattung des Asylbewerbers mit einer diesbezüglichen Auflage nach dem AsylVfG versehen wurde. Besteht eine solche Auflage, muss der Asylbewerber zunächst - mit einer entsprechenden Begründung - bei der Ausländerbehörde deren Streichung beantragen. Die Ausländerbehörde muss dann eine Ermessensabwägung im konkreten Ein​zelfall vornehmen. Wenn indivi​duelle Gründe wie ein lang andauerndes Asyl​verfahren, die Unmöglich​keit der Abschiebung auch bei negativem Ausgang des Asylverfahrens, eine große Familie oder das Vorliegen einer Krankheit für die Strei​chung der Auflage sprechen, ist diese aufzuheben. Schon aufgrund des Zeitablaufs - eine Asylverfahrensdauer von mehr als 48 Monaten ist als Ausnahmefall anzusehen - dürfte die Auflage für Leistungsberechtigte nach § 2 AsylbLG ermessensfehlerhaft sein.
Ausländer, die eine Duldung oder eine Aufenthaltserlaubnis besitzen, sind - anders als Asylbewerber - nur in den Fällen des § 61 AufenthG (Einweisung in eine Ausreiseeinrichtung)
 sowie § 58a AufenthG (Terrorismusverdacht) verpflichtet, in einer Gemeinschaftsunterkunft zu wohnen. Im Übrigen ist eine entsprechende Auflage nach dem AufenthG nicht vorgesehen, sie dürfte sich daher in der Regel als ermessensfehlerhaft erweisen.

Leistungen nach § 2 für Kinder - § 2 III AsylbLG

Nach Sinn und Zweck der Regelung führt § 2 III AsylbLG entgegen seinem Wortlaut zu keinem Ausschluss der Kinder von § 2 AsylbLG, wenn ihre Eltern Leistungen nach SGB II oder SGB XII (z.B. aufgrund einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 III, während die Kinder eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 V besitzen), aber keine Leistungen nach § 2 AsylbLG erhalten.

Kinder XE "Kinder"  unter 4 Jahren können jedoch nach dem Wortlaut des § 2 mangels Lebenszeit niemals Leistungen nach § 2 erhalten. Hieran ändert nach der vorliegenden Rechtsprechung auch § 2 III AsylblG nichts, da diese Regelung lediglich eine zusätzliche Anspruchvoraussetzung aufstelle, die verhindern solle, dass Kinder Leistungen nach § 2 erhalten können, während dies bei ihren Eltern (noch) nicht der Fall ist.
 

§ 2 III AsylbLG hätte bei dieser Auslegung allerdings keinen konkreten Anwendungsbereich und wäre überflüssig. Es ist sehr unwahrscheinlich, dass Kinder bereits länger als Ihre Eltern in Deutschland leben und dann Leistungen nach § 2 AsylbLG erhalten, während ihre Eltern aufgrund kürzerer Aufenthaltsdauer noch unter § 3 AsylbLG fielen. Ebenso ist wegen des Schutzes der Familie (Art. 6 GG) nicht vorstellbar, dass für ein Kind ein Ausreise- oder Abschiebehindernis besteht, für seine Eltern eine Ausreise aber dennoch zumutbar ist. 

Die dargestellte Rechtsauslegung bewirkt eine verfassungsrechtlich fragwürdige, Kinder unter 4 Jahren allein aufgrund ihres Lebensalters diskriminierende Ungleichbehandlung. Dies ist erkennbar weder vom Gesetzgeber beabsichtigt, noch mit den Zielen des AsylbLG zu rechtfertigen, noch mit Art. 3 GG vereinbar. Bedenken bestehen auch im Hinblick auf Art. 20 GG (Verhältnismäßigkeitsgrundsatz) sowie die UN-Kinderrechtskonvention. Es kann nicht unterstellt werden, dass der Gesetzgeber durch den generellen Ausschluss von Kindern bis zu 4 Jahren von § 2 den Asylmissbrauch dieses Personenkreises in besonderer Weise bekämpfen wollte.

Eine verfassungskonforme Auslegung des § 2 III AsylbLG gebietet daher, die leistungsrechtliche Zuordnung minderjähriger Kinder zu § 2 grundsätzlich an ihren Eltern zu orientieren, ohne eine entsprechende Bezugsdauer von AsylbLG-Leistungen auch für das jeweilige Kind zu fordern. Es kann nicht darauf ankommen, dass Kinder die Vierjahresfrist auch in ihrer Person erfüllen müssen. 

Für dieses Ergebnis spricht auch die Begründung zur ersten AsylbLG-Novelle 1997:
 

"Mit Absatz 3 soll erreicht werden, daß innerhalb einer Familie minderjährigen Kindern keine anderen Leistungen gewährt werden als ihren Eltern, mit denen sie in einer Haushaltsgemeinschaft leben. Dazu könnte es ohne diese Regelung kommen, wenn beide Elternteile lediglich für sich einen Asylantrag gestellt haben, während die Kinder eine Duldung besitzen. Eine solche unterschiedliche Behandlung von mehreren Familienmitgliedern wäre der Sache nach nicht gerechtfertigt, da die minderjährigen Kinder mit ihren Eltern zusammen Schutz in der Bundesrepublik Deutschland suchen und ihrem Aufenthalt die gleiche Motivation wie dem Aufenthalt der Eltern zugrunde liegt, auch wenn es möglich ist, für sie einen anderen aufenthaltsrechtlichen Status zu erlangen als für die Eltern."

In der Fassung des Gesetzentwurfs, auf den sich die Begründung bezieht, war noch vorgesehen, Leistungen nach § 2 nur an seit mindestens 24 Monaten geduldete Ausländer zu gewähren, während Asylbewerber für die gesamte Asylverfahrensdauer von § 2 ausgeschlossen werden sollten. Der ursprünglich mit § 2 III verfolgte Gesetzeszweck, geduldete Kinder von Asylbewerbern von § 2 auszuschließen, ist jedoch durch die durch den Vermittlungsausschuss formulierte und folglich nicht weiter begründete Gesetz gewordene Neufassung des § 2 I AsylbLG entfallen, da - anders als im Entwurf - nicht mehr nur Geduldete, sondern auch Asylbewerber gleichermaßen nach 36 Monaten in den Genuss von Leistungen nach § 2 AsylbLG kamen. 

Nur mit dem ursprünglichen Gesetzeszweck erklärt sich jedoch die (missglückte) Formulierung des § 2 III. Es ist aber davon auszugehen, dass es weiterhin der Intention des Gesetzgebers entsprach, innerhalb einer Familie minderjährigen Kindern keine anderen Leistungen (keine besseren, aber auch keine schlechteren) zu gewähren als ihren Eltern. Sonst hätte man auf den dann überflüssigen § 2 III auch ganz verzichten können.

Medizinische Versorgung und Pflege nach § 2 AsylbLG

Leistungsberechtigte nach § 2 AsylbLG wählen seit 01.01.04 eine gesetzliche Krankenversicherung XE "Krankenversicherung" , von der sie eine Versichertenkarte und Leistungen zur medizinischen Versorgung in gleichem Umfang wie gesetzlich Krankenversicherte erhalten, § 264 SGB V.
 Leistungsberechtigte nach § 2 sind dann nicht mehr auf Krankenscheine vom Sozialamt angewiesen, müssen aber - wie Sozialhilfeberechtigte - Zuzahlungen und Praxisgebühren bis zur "Belastungsgrenze" bezahlen. 

Leistungsberechtigte nach § 2 AsylbLG

· erhalten eine Versichertenkarte von einer Krankenkasse ihrer Wahl,

· haben analog der Richtlinien der Krankenkasse uneingeschränkten Anspruch auf alle notwendigen Leistungen zur medizinischen Versorgung, einschließlich Heil- und Hilfsmitteln wie Rollstühlen, Hörgeräten, Prothesen, Psychotherapie etc.

· haben ohne Einschränkungen Anspruch auch auf planbare/aufschiebbare, Krankenhausbehandlungen im Umfang der gesetzlichen Krankenversicherung, und

· müssen Zuzahlungen XE "Zuzahlungen"  zu Heil- und Hilfsmitteln, Krankenhausbehandlung, Fahrtkosten sowie die Praxisgebühr bis zu einer Obergrenze von 2 % des Regelsatzes des Haushaltsvorstandes im Jahr leisten. Ist der Betrag (83,28 €) überschritten, stellt die Krankenkasse einen Rezeptgebührenbefreiungsausweis aus. Ggf. überzahlte Beträge sind von der Krankenkasse zu erstatten. Die genannte Ober​grenze gilt für die gesamte Bedarfsgemeinschaft, vgl. Kapitel 7.2.3 dieses Handbuchs.

Das Sozialamt muss im Falle häuslicher Pflege schwerstbe​hinderter Angehöriger (auch für schwerstbehinderte Kinder) gemäß § 64 SGB XII ein analog der Pflegeversicherung (SGB XI) zu bemessendes Pflegegeld XE "Pflegegeld"  gewähren, das sich nach dem Grad der Pflegebedürftigkeit richtet (3 Stufen: 205/410/665 €). Ein Anspruch gegen die Krankenkasse besteht insoweit nicht, da § 264 SGB V nur einen Anspruch auf Leistungen nach dem Recht der gesetzlichen Krankenversicherung, nicht jedoch auch auf Leistungen der Pflegeversicherung umfasst. Blinde erhalten vom Sozialamt - auch wenn sie nicht von Angehörigen versorgt werden - das pauschale Blindengeld von 588,16 € bzw. unter 18 Jahren 294,58 €, § 72 II SGB XII. 

Eine Anrechnung des Pflege- oder Blindengeldes als Einkommen der gepflegten oder der pflegenden Person ist unzulässig.
 Zudem muss das Sozialamt nach § 61 SGB XII Pflegesachleistungen (z. B. über eine Sozialstation) erbringen, wenn und soweit die Pflege z. B. durch Angehörige nicht ausreicht oder ausscheidet. In diesem Fall kann das Pflegegeld gekürzt, aber nicht gestrichen werden, § 66 II SGB XII.
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· Deutscher Bundestag, BT-Drs. 13/2746 v. 24.10.95, Entwurf eines ersten Gesetzes zur Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes (auch auf der CD-ROM zu Classen, Menschenwürde mit Rabatt, 2. A. 2000)

· Goldmann, G., Zur Leistungsprivilegierung des AsylbLG, ZfF 2000, 121 

· Hofmann, H., Die Frist ist abgelaufen - Anmerkungen zur EU-Richtlinie 'Aufnahmebedingungen', Asylmagazin 4/2005, 5, www.asyl.net
· Hohm, K.-H., Leistungsrechtliche Privilegierung nach § 2 I AsylbLG F. 2005, NVwZ 2005, 388
· Hohm, K., NVwZ 2000, 772, Voraussetzungen einer leistungsrechtlichen Besserstellung nach § 2 Abs. 1 AsylbLG 

· Hohm, K., Gemeinschaftskommentar zum Asyl​bLG, Loseblatt, Luchterhand-Verlag. Mit Landesaufnahmegesetzen, Ländererlassen zum AsylbLG und Rechtsprechungssammlung. Das Grundwerk kostet 88 Euro, die Nachlieferungen ggf. deutlich über 100 Euro/Jahr!

· Lehr- und Praxiskommentar SGB II – Grundsicherung für Arbeitsuchende, Hrsg. Johannes Münder, Nomos Verlag Baden-Baden 2005, 39.- Euro

· Lehr- und Praxiskommentar SGB XII – Sozialhilfe, Hrsg. Johannes Münder, Nomos Verlag Baden-Baden 2005, 39.- Euro

· Meyer, H., Röseler, S. Kommentierung d. AsylbLG, in Huber, B., Handbuch d. Ausländer- u. Asylrechts, EL 12/2004. 

· SGB II/SGB XII Textausgabe, Beck-dtv 5767, 10.- Euro

Regelleistung/Sozialgeld/Regelsätze nach SGB II/SGB XII ab 01.07.2007

	
	Haushalts​vor​stände und Alleinstehende  100 %
	Haus​halts-

an​gehö​rige

0-13 Jahre

60 %
	Haus​halts-

an​gehö​rige

ab 14 Jahren

80 %
	bei zwei

Partnern

ab 18 Jahren 

jeweils 90 %

	Regelleistung/ 
Sozialgeld/

Regelsatz

	347,-
	208,- 
	278,-
	312,-

	zum Vergleich

AsylbLG Barbtrag

AsylbLG § 3 Abs. 2

AsylbLG gesamt
	40,90

184,07

224,97
	20,45

112,48/ 158,50

132,93/ 178,95
	40,90

158,50

199,40
	


Mehrbedarfszuschläge sowie Freibetrag vom Arbeitseinkom​men

Mehrbedarf für Alleinerziehende 
Betrag (Basis: 347.-) 
 
Prozentsatz
- mit einem Kind 0 - 6 Jahre § 30 Abs. 3 SGB XII / § 21 Abs. 3 SGB II
124,90
36% 

- mit 2 - 3 Kindern 0 - 15 Jahre § 30 Abs. 3 SGB XII/ § 21 Abs. 3 SGB II
124,90
36% 

- alternativ: pro Kind unter 18 Jahren § 30 Abs.3 SGB XII/ § 21 Abs.3 SGB II 

41,60
12% 

Mehrbedarf für Schwangere § 30 Abs. 2 SGB XII/ § 21 Abs. 2 SGB II
- ab der 13. Schwangerschaftswoche


58,65
17% 
Mehrbedarf für gehbehinderte Menschen § 30 Abs. 1 SGB XII

Gehbehinderte ab 65 Jahren sowie 

gehbehinderte Erwerbsunfähige unter 65 Jahren

 59,-
17% 

Mehrbedarf für kostenaufwendige 

Ernährung § 30 Abs. 5 SGB XII/ § 21 Abs. 5 SGB II


25,56 bis 66,47






je nach Erkrankung

Freibetrag vom Arbeitseinkommen § 82 Abs. 3 SGB XII / § 30 SGB II
Freibetrag nach SGB XII: 30 % des Einkommens, maximal jedoch 50 % von 347 € = 173,50 € / Freibetrag nach SGB II: immer die ersten 100.- €, zzgl. 20 % des Einkommens zwischen 100 und 800 € , zzgl. 10 % des Einkommens zwischen 800 und 1200/1500 €

Einkommensgrenzen für Hilfen in besonderen Lebenslagen (§ 85 SGB XII) 

694.- (doppelter Eckregelsatz), zzgl. Miete + Familienzuschlag 243.- (70 % des Eckregelsatzes) je Haushaltsangehörigen)

Rechtsprechung zu § 2 AsylbLG 

Auszug aus Classen, Georg: "Neue Entscheidungen zum Flüchtlingssozialrecht" 

Weitere Entscheidungen zum AsylbLG und zum Flüchtlingssozialrecht zum Download als doc oder pdf bei www.fluechtlingsrat-berlin.de -> "Gesetzgebung" -> "Rechtsprechungsübersichten"

Urteile2.pdf - "Neue Entscheidungen zum Flüchtlingssozialrecht"
Über 2000 Entscheidungen seit Mitte 1997, ca. 500 Seiten, ca. 4,0 MB.

Urteile1.pdf - "Rechtsprechungsübersicht zum AsylbLG
Über 300 Entscheidungen aus Ende 1993 bis Mitte 1997, ca. 0,5 MB.
§ 2 AsylbLG - Leistungen in besonderen Fällen 

Verfassungsmäßigkeit des § 2 AsylbLG

OVG Sachsen 2 S 361/97 v 18.8.97, NVwZ-RR 1998, 332, GK AsylbLG vor § 1 OVG Nr. 3 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1286.pdf Der Beschluss des VG Dresden vom 23.1.97, mit dem es abgelehnt hat, den Antragstellern einen Anspruch auf ungekürzte Sozialhilfe zuzuerkennen, ist im Ergebnis zutreffend. In dem für die Entscheidung des Senats maßgeblichen Zeitpunkt der Senatsbeschlussfassung steht den Antragstel​lern aufgrund der inzwischen in Kraft getretenen Änderung des AsylbLG kein Anspruch auf ungekürzte Sozialhilfe zu.

Das Rechtsstaatsprinzip ist weder wegen Unbestimmtheit noch wegen Unklarheit der Neuregelung des § 2 Abs. 1 AsylbLG n.F. berührt. Durch den eingeschobenen Satzteil "frühestens beginnend am 1.6.97" ist vom Ge​setzgeber deutlich zu Ausdruck gebracht, dass die Berechnung des 36monatigem Leistungsbezugs ab dem 1.6.97 für alle sich zu diesem Zeitpunkt im Bundesgebiet aufhaltenden Leistungsberechtigten einsetzt. Aus der In​kraftre​tensregelung nach Art. 7 Abs. 3 sowie dem Umstand, dass eine Übergangsregelung fehlt, ist zwingend auf die vom Gesetzgeber beabsichtigte umfassende Geltung zu schließen. 

Die Tatsache, dass nunmehr manche Leistungsberechtigte bis zu vier Jahre abgesenkte Leistungen beziehen, während neu Eingereiste lediglich eine dreijährige Reduzierung hinnehmen müssen, führt nicht zu einem Verstoß gegen Art 3 GG. Als zu vergleichende Sachverhalte sind die Lebensumstände der sich derzeit im Bundesgebiet aufhaltenden Personengruppen anzusehen. Eine Gegenüberstellung verschiedener Leistungszeiträume verbie​tet sich im Hinblick auf die dem Gesetzgeber zustehende Möglichkeit, im Bereich der gewährenden Verwaltung künftige Ansprüche entsprechend der neu entstehenden Notwendigkeiten neu zu regeln.

Die Neuregelung verstößt auch nicht gegen Art. 2.1 i.V.m Art. 20.3 GG (Vertrauensschutz, Verbot der echten Rückwirkung), denn es wird keine abgeänderte Behandlung eines in der Vergangenheit abgeschlossenen Sach​verhaltes geregelt. Auch von einer zu beanstandenden unechten Rückwirkung (in der neueren Terminologie des BVerfG als tatbestandliche Rückanknüpfung bezeichnet, vgl. BVerfG v. 30.9.87, BVerfGE 76,257) kann nicht aus​gegangen werden. Eine unechte Rückwirkung ist grundsätzlich mit der Verfassung vereinbar, der Vertrauens​schutz kann aber je nach Lage des Falles der Regelungsbefugnis des Gesetzgebers Schranken setzen. Ist nach Abwä​gung das Vertrauen in den Bestand der Regelung nicht generell schutzwürdiger als das öffentliche Interesse an ei​ner Änderung, ist die Regelung mit der Verfassung vereinbar (BVerfGE 70, 69 (84)). Bei Leistungs​berechtig​ten nach § 1 AsylbLG führt bereits die Tatsache, dass es sich um Personen ohne dauerhaftes Bleiberecht handelt dazu, dass ihre Erwartung in Zukunft ungekürzte Sozialhilfe beziehen zu können nicht schutzwürdig ist. Der Senat teilt da​her nicht die in der Literatur (Hohm, NVwZ 1997, 659) geäußerten Bedenken gegen die Neuregelung.

Anmerkung: Es handelte sich offenbar um ein Verfahren zur Frage der "Kürzung für Bosnier" nach Asyl​bLG al​ter Fassung! Der Eilantrag war wohl im Herbst 1996 gestellt, die VG-Entscheidung am 23.1.97 getroffen. Wieso das OVG für das Verfahren nunmehr die erst seit 1.6.97 geltende Neufassung des AsylbLG für maßgeblich hält, begrün​det es mit keinem Wort. Die erhebliche Verzögerung der Eilentscheidung und anschließende Ent​scheidung nach neuer Rechtslage bedeutet effektiv eine Rechtsvereitelung durch das OVG.

VG Schwerin 6 B 765/97 v. 26.9.97, GK AsylbLG vor § 1 Nr. 4, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1287.pdf § 2 AsylbLG n.F. verstößt nicht gegen die Verfassung, denn einen Bestandsschutz im eigentlichen Sinne gibt es im Sozialhilferecht nicht. Sozialhilfe ist nach der Rspr. keine renten​gleiche Dauerleistung, sondern auf die Beseitigung aktueller Notlagen gerichtet. Die Verlängerung der Zeit​spanne des Bezugs eingeschränkter Leistungen auf drei Jahre erscheint der Kammer (noch) verfassungsgemäß, da dem Gesetzgeber im Rahmen der gewährenden Verwaltung ein weiter Ermessensspielraum zusteht. Wollte man hingegen § 2 AsylbLG n.F. als gegen das Gebot der Normenklarheit verstoßend ansehen (so Hohm, NVwZ 1997, 659, 661), hätte dies nach der Gesetzeskonzeption nach Auffassung der Kammer lediglich die Konse​quenz, dass zeitlich unbeschränkt die Regelungen gemäß §§ 3-7 AsylbLG anwendbar wären.

VG Lüneburg, Urteil 6 A 175/97 v. 14.1.99, NdsVBl 2000, 20, IBIS C1516 Die Kläger haben 1993 Asyl beantragt und bis zum 31.7.1997 Leistungen nach § 2 AsylbLG analog BSHG erhalten. Ab 1.8.97 wurden aufgrund der 1. AsylbLG-Novelle nur noch Taschengeld, Sachleistungen und Wertgutscheine nach § 3 AsylbLG gewährt. Die Neufassung des AsylbLG verstößt nicht gegen Verfassungsrecht. Die Verfassung verbietet nicht, das Existenzminimum von Personen, die sich typischerweise nur vorübergehen in Deutschland aufhalten, niedriger zu bemessen (vgl OVG Nds, NVwZ-Beilage 1997, 95 zum AsylbLG F 1993 und BVerwG, NVwZ 1999, 669, zur Neuregelung 1997 OVG Sachsen, NVwZ-RR 1998, 332,). Die Neuregelung verstößt im Hinblick auf das Recht des Gesetzgebers, künftige Tatbestände neu zu regeln, auch nicht wegen Ungleichbehandlung (Kürzung jetzt für manche für vier Jahre, für manche für drei Jahre) gegen den Gleichheitsgrundsatz. Die Neuregelung verstößt auch nicht wegen Unklarheit gegen das Rechtsstaatsprinzip (a.A. Hohm, NVwZ 1997, 659), da die dreijährige Kürzung eindeutig aus dem eingeschobenen Satzteil "frühestens beginnend am 1.6.1997" und daraus, dass der Gesetzgeber keine Übergangsregelung getroffen hat, folgt.

OVG Lüneburg 12 L 614/99 v. 11.2.99, GK AsylbLG vor § 1 OVG Nr. 4 Der Antrag, die Berufung gegen das Urteil VG Lüneburg 6 A 175/97 v. 14.1.99 zuzulassen, bleibt ohne Erfolg. Die als Zulassungsgründe geltend gemachten besonderen rechtlichen und tatsächlichen Schwierigkeiten sowie die grundsätzliche Bedeutung sind nicht hinreichend dargelegt (wird mit rein formaljuristischer Begründung ausgeführt, ohne sich inhaltlich mit der Frage der Verfassungsmäßigkeit der 1. AsylbLG-Novelle auseinanderzusetzen).

VG Gießen 4 E 163/98, Urteil v. 25.4.00, NVwZ-Beilage I 2000, 94, IBIS C1561. Der Wortlaut von § 2 AsylbLG F 1997 ist eindeutig und verstößt nicht wegen Unbestimmtheit oder Unklarheit gegen das Rechtsstaatsgebot. Die Dreijahresfrist in § 2 AsylbLG beginnt für alle Leistungsberechtigten frühestens am 1.6.1997, unabhängig davon, ob sie erst ab dem 1.6.1997 ins Bundesgebiet einreisen oder bereits vorher hier leben. Weder das Gleichheitsgebot (Art. 3 GG) noch das Gebot zur Wahrung des soziokulturellen Existenzminimums verlangen eine Übergangs- oder Besitzstandsschutzregelung für bereits vor dem 1.6.1997 nach AsylbLG oder BSHG Leistungsberechtigte. Die getroffene Regelung bewirkt keine echte Rückwirkung. Das Vertrauen in den Fortbestand des Anspruchs auf Leistungen nach § 2 AsylbLG ist nicht schutzwürdig, da es sich um Personen ohne dauerhaftes Bleiberecht handelt. Die Dreijahresfrist für die Leistungsabsenkung erscheint akzeptabel, da die Personengruppe kein dauerhaftes Bleiberecht besitzt und bei ihr ein sozialer Integrationsbedarf fehlt.

OVG Nds. 12 L 3349/99 v. 21.06.00, NVwZ Beilage I 2001, 11, IBIS C1602 Sachverhalt: Die Klägerin besitzt eine Aufenthaltsgestattung, ihre Kinder eine Aufenthaltsgestattung bzw. Duldung, alle drei erhalten Leistungen nach § 3 AsylbLG. Die Wartezeit nach § 2 AsylbLG war im entscheidungserheblichen Zeitraum noch nicht abgelaufen. Das VG hatte den Klägern aufgrund der Flüchtlingsanerkennung des Ehemannes über § 53 Abs. 6 AuslG, Art. 6 GG und Art. 8 EMRK und eine am Zweck des AsylbLG orientierte Auslegung Leistungen nach BSHG zugesprochen. Das OVG hat diese Entscheidung aufgehoben.

Gründe: Solange die Kläger nicht eine Aufenthaltsgenehmigung oder Anerkennung als Asylberechtigte erhalten haben, unterfallen sie dem AsylbLG. Weder dem AsylbLG noch dem BSHG ist ein Rechtssatz zu entnehmen, dass der leistungsrechtliche Status von Familien nach dem BSHG zu erfolgen habe, wenn nur ein Familienmitglied nach BSHG leistungsberechtigt ist. Ein Anspruch auf Leistungen nach BSHG ergibt sich auch nicht aufgrund der Inländergleichbehandlung gem. Art. 23 GK oder Art. 1 EFA i.V.m. Art. 1 + 2 ZP zum EFA (wird ausgeführt, siehe dazu ausführlich bei § 1 AsylbLG - Leistungsberechtigung anerkannter Flüchtlinge)

Das AsylbLG verstößt in seiner konkreten Anwendung auf die Kläger auch nicht gegen die Art. 1, 3 und 20 GG. Die Kläger haben nicht dargelegt, dass ihnen die Mindestvoraussetzungen für ein menschenwürdiges Leben fehlen. Die Regelung beinhaltet auch keine unzulässige Ungleichbehandlung, denn die in § 1 Abs. 1 AsylbLG aufgeführten Personen verfügen über kein verfestigtes Aufenthaltsrecht, ihnen fehlt ein sozialer Integrationsbedarf, dieses Kriterium trägt eine gruppenbezogene Differenzierung (vgl. dazu BVerwG, NVwZ 1999, 669; OVG Nds. NVwZ-Beil. 1997, 95). Diese Grundsätze haben auch für die Neufassung des AsylbLG zum 1.6.1997 weiter Gültigkeit. Darauf, dass die Kläger sich bereits an Gebrauchsgewohnheiten und Lebenshaltungskosten des Standortes Deutschland angepasst hatten und des ihnen deshalb nicht zumutbar war, ab Juni 1997 auf das geringere Lebenshaltungsniveau ihres Herkunftsstaates "zurückgeworfen" zu werden, kommt es nach den Ausführungen des BVerwG a.a.O. (vgl. auch OVG Nds. a.a.O.) im Hinblick auf den verfassungsrechtlichen Mindestbedarf nicht an.

Der Umstand, dass infolge der Neufassung des § 2 Abs. 1 AsylbLG manche Leistungsberechtigte bis zu vier Jahren abgesenkte Leistungen beziehen, während neueinreisende Personen lediglich eine dreijährige Reduzierung hinnehmen müssen, führt gleichfalls nicht zu einem Verstoß gegen Art. 3 GG. Eine Gegenüberstellung verschiedener Leistungszeiträume verbietet sich im Hinblick auf die dem Gesetzgeber zustehende Möglichkeit, insbesondere im Bereich der gewährenden Verwaltung künftige Ansprüche entsprechend neuen Erkenntnissen neu zu regeln (OVG Sachsen NVwZ-RR 1998, 232). Eine Übergangsregelung war schon deshalb nicht notwendig, weil der leistungsberechtigte Personenkreis nicht darauf vertrauen konnte, bis zum Wegfall der leistungsrechtlichen Voraussetzungen Leistungen entsprechend BSHG zu erhalten. Leistungen nach AsylbLG dienen dazu, eine gegenwärtige Notlage zu beseitigen, sie sind wie die Sozialhilfe keine rentengleiche wirtschaftliche Dauerleistung mit Versorgungscharakter (BVerwG, NVwZ 1987, 412). § 2 AsylbLG F. 1997 bewirkt deshalb weder eine echte noch eine sogenannte unechte Rückwirkung, denn die Änderung hat nicht auf einen gegenwärtigen, noch nicht abgeschlossenen Sachverhalt für die Zukunft eingewirkt und die betroffene Rechtsposition nachträglich entwertet (vgl. Deibel, ZAR 1998, 286 m.w.N.; OVG Sachsen a.a.O.).

OVG NRW 16 E 596/99, B.v. 22.02.00, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 OVG Nr. 14.1 Zur Frage der Verfassungsmäßigkeit der Stichtagsregelung (01.06.1997) in § 2 Abs. 1 AsylbLG. Dem AsylbLG ist eine wie auch immer geartete Besitzstandsgarantie wesensfremd. Trotz der leistungsrechtlichen Schlechterstellung derjenigen Ausländer, die bereits vor dem Stichtag 01.06.1997 eingereist sind, war der Gesetzgeber nach Art. 3 Abs. 1 GG nicht zum Erlass einer Übergangsregelung zu Gunsten dieses Personenkreises verpflichtet.

· Anmerkung: vgl. zur Frage der Verfassungsmäßigkeit des AsylbLG auch die unter "§ 3 AsylbLG (F. 1993) - Leistungsabsenkung ist verfassungsgemäß" aufgeführten Entscheidungen sowie den unter "§ 6 AsylbLG - Eingliederungshilfen für Behinderte" angeführten Beschluss des VG Augsburg.
Berechnung der Drei- bzw. Vierjahresfrist

OVG Nds 12 MA 1012/01, B.v. 27.03.01, FEVS 2001, 367; NVwZ-Beilage I 2001, 91; IBIS M0423 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/M0423.pdf
Unterbrechungen des 36-Monatszeitraums des § 2 Abs. 1 AsylbLG führen nur dann zum erneuten Anlauf der Frist, wenn die Unterbrechung mindestens 6 Monate dauert und im Hinblick auf die der Vorschrift auch innenwohnende Integrationskomponente beachtlich ist. Demnach sind nur solche Unterbrechungen bedeutsam, die es rechtfertigen auch nach Ablauf von 36 Monaten einen Integrationsbedarf zu verneinen. Dies ist insbesondere der Fall, wenn der Ausländer sich längere Zeit in seinem Heimatland aufgehalten hat und deshalb die Vorbereitungen der Integration in die deutsche Gesellschaft abgebrochen hat. Entsprechendes gilt, wenn der Ausländer längere Zeit "untergetaucht" ist und so die Wartezeit nicht erfüllt. Danach ergibt sich zugleich, dass anderweitige Leistungsunterbrechungen - etwa Hilfe Dritter oder Bezug von Einkommens - die Frist des § 2 Abs. 1 nicht erneut anlaufen lassen.

VG Hannover 7 A 4673/00, U.v. 13.11.00, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 16 Bei der Berechnung der 36-Monatsfrist des § 2 AsylbLG sind auch Zeiten des Bezugs nach § 1a AsylbLG gekürzter Leistungen zu berücksichtigen. Derart eingeschränkte Leistungen sind ebenfalls Leistungen nach § 3 AsylbLG, nur eben in reduziertem Umfang. § 1a regelt keine gesonderten Leistungen, sondern es wird von "Leistungen nach diesem Gesetz" gesprochen. dass 36 Monate ungekürzte Leistungen nach § 3 bezogen werden müssen, besagt § 2 AsylbLG nicht.

VG Würzburg W 3 K 02.375, U.v. 24.10.2002 IBIS M2871, Asylmagazin 1/2003, 41; GK AsylbLG § 2 Abs. 2 VG Nr. 3 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/M2871pdf Obwohl der Wortlaut eher dafür spricht, dass für die 36- Monatsfrist des § 2 AsylbLG die Gesamtdauer des Leistungsbezuges maßgebend ist, wobei Unterbrechungen unschädlich sind, muss eine nachhaltige und tiefgreifende Unterbrechung dazu führen, dass die Fristberechnung erneut beginnt, insbesondere wenn die “Integrationskomponente" (vgl. Begründung zu § 2 in BT-Dr. 13/2746, S. 15), nicht mehr zum Tragen kommt. Eine nachhaltige Unterbrechung ist sicherlich nicht unter einem Zeitraum von 6 Monaten anzusetzen ist und muss auch geeignet sein, den Integrationsbedarf zu verneinen (GK-AsylbLG, § 2 Rn 23). Dabei orientiert sich eine solche Sechsmonatsfrist z. B. an § 44 Abs. 1 Nr. 3 AuslG (Erlöschen der Aufenthaltsgenehmigung eines Ausländers, der ausreist und innerhalb sechs Monaten nicht wieder einreist). 

Vorliegend liegt eine Unterbrechung von nahezu 14 Monaten vor. Selbst wenn man davon ausgeht, dass der Zeitraum, in dem eine (rechtswidrig erteilte) Arbeitserlaubnis vorlag, nicht zu berücksichtigen ist, so muss jedenfalls ein Unterbrechungszeitraum von 10 Monaten angenommen werden, in dem der Kläger in München untergetaucht war. Der Integrationsbedarf ist dabei insbesondere zu verneinen, wenn seitens des Asylbewerbers ein längerer Aufenthalt im Heimatland oder eine längere Zeit des Untertauchens vorgelegen hat. Damit ist es gerechtfertigt, den Kläger im Zeitpunkt seiner Rückkehr leistungsrechtlich so zu behandeln, als erfolge eine erstmalige Leistungsgewährung.

OVG Berlin 6 S 32.01, B.v. 13.09.02, IBIS M2594; GK AsylbLG § 2 Abs. 1 OVG Nr. 31
Nach § 1a AsylbLG gewährte Leistungen zählen nicht für die Dreijahresfrist des § 2 AsylbLG (wird ausgeführt).

Unabhängig davon wird das Sozialamt die Frage prüfen müssen, ob und in welchem Umfang nach dreijährigen Bezug die unabweisbar gebotenen Leistungen nach Art und Höhe noch unterhalb der Schwelle der Grundleistungen gemäß § 3 AsylbLG bleiben dürfen. Spürbare Einschränkungen der Leistungen nach § 1 a AsylbLG im Vergleich zu den ohnehin schon knapp bemessenen Leistungen nach § 3 AsylbLG wären hier zunehmend weniger zu rechtfertigen, wenn sich herausstellen sollte, dass den Antragstellern wegen der Erkrankung (Traumatisierung) der Antragstellerin zu 1) auf unabsehbare Zeit nicht zugemutet werden kann, in ihr Heimatland zurückzukehren.

VG Greifswald 5 B 1192/01, B.v. 17.07.01, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 28.1 § 1a AsylbLG begründet einen eigenständigen Leistungsanspruch außerhalb von § 3, so dass Zeiten der Kürzung nach § 1a nicht für die 36-Monatsfrist des § 2 AsylbLG zählen. Dabei kommt es nicht darauf an, ob die Kürzung rechtmäßig war, da das Gesetz allein auf den tatsächlichen Leistungsbezug abstellt.

Der Beschwerdezulassungsantrag der Antragsteller gegen diesen Beschluss wurde vom OVG Me-Vo 1 M 77 01, B.v. 21.08.01 abgelehnt.

VG Braunschweig 3 A 60/02, U.v. 23.01.03, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 35, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2056.pdf Der Bezug gekürzter Leistungen nach § 1a AsylbLG führt vorliegend nicht zur Unterbrechung der Wartezeit des § 2 Abs. 1 AsylbLG. Da nicht a sowohl die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 AsylbLG als auch die Voraussetzungen des § 1a AsylbLG vorliegen können und im Falle der Kläger durch die Gewährung von Abschiebungsschutz nach § 53 AuslG im Nachhinein feststeht, dass in der Sache die Voraussetzungen des § 1a AsylbLG nicht vorgelegen haben, führt in ihrem Fall die Zeit der Leistungskürzung nicht zu einer Unterbrechung der Wartezeit.
VG Braunschweig 4 A 64/03, U.v. 05.06.03 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2057.pdf  Zeiträume, in denen nach § 1a eingeschränkte Leistungen gewährt wurden, sind bei der 36-Monatsfrist des § 2 einzubeziehen.

Das VG Hannover 7 A 4673/00, U.v. 13.11.00, GK-AsylbLG, § 2 Abs. 1 VG Nr. 16 und das VG Braunschweig 3 A 60/02 U.v. 23.01.03 beziehen bei der 36-Monatsfrist auch Zeiten ein, in denen gekürzte Leistungen nach § 1a AsylbLG gewährt worden sind. Der Ansicht des VG Hannover folgt teilweise die Literatur (Classen, Asylmagazin 7-8/2000, 31; GK-AsylbLG, Stand Juni 2002, § 2 Rn 18). Dagegen lehnen das OVG Greifswald 1 M 77/01, B.v. 21.08.01 und OVG Berlin 6 S 32.01, B.v. 13.09.02 eine Berücksichtigung der Zeiten nach § 1a AsylbLG ab, ebenso ohne Begründung das MI Nds., Erlass v. 28.04.00 und 04.05.01, sowie Goldmann, ZfF 2000, 121; Deibel, DVBl. 2001, S. 866; Birk, LPK-BSHG § 2 AsylbLG Rn 2. 

Das Gericht schließt sich der Auffassung an, dass bei der 36-Monatsfrist Zeiten einzubeziehen sind, in denen gekürzte Leistungen nach § 1a gewährt worden sind. Dem jede Auslegung Grenzen setzende Wortlaut der genannten Regelung ist eine dem entgegenstehende Einschränkung nicht zu entnehmen. Auch aus Entstehungsgeschichte und Regelungszweck ergibt sich nichts Gegenteiliges. 

§ 2 wurde in der heute gültigen Fassung durch das 1. ÄndG zum AsylbLG mit Wirkung ab 01.06.97 eingeführt. Die Endfassung hat § 2 AsylbLG erst durch den Vermittlungsausschuss erhalten (vgl. BT-Drs 13/7510). Dabei hat sich die Zielsetzung jedoch nicht verändert, vgl. Begründung des ersten Entwurfs des ÄndG (BT-Drs 13/2746). Aus der Einschränkung ("wenn die Ausreise nicht erfolgen kann und aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht vollzogen werden können, weil ...") ergibt sich, dass nur auf eine aktuelle Ausreiseproblematik abzustellen ist, jedoch nicht auf Hindernisse in der Vergangenheit. 

Es ist nicht ersichtlich, dass der Gesetzgeber hieran durch die Einführung des § 1a AsylbLG ab 01.09.98 durch das 2. ÄndG zum  AsylbLG etwas ändern wollte. Aus der Begründung (BT-Drs 13/11172) lässt sich nicht entnehmen, dass der Gesetzgeber § 2 inhaltlich in dem Sinne modifizieren wollte, dass bei der 36-Monatsfrist Zeiten, in denen § 1a Anwendung findet, außer Betracht bleiben. In der Gesetzesbegründung sind Bezüge zu § 2 nicht enthalten. 

Für eine Nichtberücksichtigung von § 1a-Zeiten im Rahmen des § 2 lässt sich auch nicht der Wortlaut des § 1a heranziehen. § 1a schafft keinen eigenen Leistungstatbestand in dem Sinne, dass man von "Leistungen nach § 1a " als aliud-Leistung im Vergleich zu Leistungen nach § 3 sprechen könnte, denn die Formulierung "... erhalten Leistungen nach diesem Gesetz nur, soweit ..." nimmt ausdrücklich Bezug auf die in den §§ 2 ff. aufgeführten Leistungen. Deshalb sind nach § 1a eingeschränkte Leistungen grundsätzlich ebenfalls Leistungen nach § 3 sind, nur eben im reduzierten Umfang. Nicht verkannt werden darf zudem, dass die Tatbestände des § 1a, sofern sie aktuell gegeben sind, auch einem Anspruch nach § 2 entgegenstehen. 
VG Sigmaringen 5 K 1035/02, U.v. 30.07.03, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 38 Der Anspruch auf Leistungen analog BSHG setzt nicht nur den Ablauf der 36 monatigen Wartefrist voraus, sondern den tatsächlichen Leistungsbezug während dieses Zeitraums.

Das VG verneint den Anspruch auf Eingliederungshilfe zum Schulbesuch (integrative Ganztageseinrichtung, Betriebsteil Schulkindergarten, mtl. Kosten von 408 DM/mtl.) nach § 40 Abs. 1 Nr. 4 BSHG für ein behindertes Kind mit einer Duldung, weil der Vater derzeit erwerbstätig ist und deshalb noch keine 36 Monate Leistungen nach § 3 AsylbLG bezogen hat. Eine Leistungsberechtigung nach § 2 AsylbLG besteht somit nicht und eine Kostenübernahme käme nur nach § 6 AsylbLG in Betracht. Dafür sind aber nicht die höheren Einkommensgrenzen nach dem BSHG, sondern die Einkommensgrenzen nach § 7 AsylbLG maßgeblich, wonach der Vater die Kosten jedoch aus eigenem Einkommen tragen kann. Auf das Vorliegen der weiteren Tatbestände des § 2 AsylbLG (Ausreisehindernisse) kommt es vorliegend nicht mehr an.

· Anmerkung: Denkbar wäre hier eine Kostenbefreiung oder - ermäßigung wegen geringen Einkommens im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe nach § 90 SGB VIII. Hilfen nach SGB VIII, wozu der Kindergartenbesuch gehört (§§ 22, 35a SGB VIII), sind gegenüber dem AsylbLG vorrangig (§ 9 Abs. 2 AsylbLG). Dies wurde vom Gericht jedoch nicht geprüft.

VGH Ba-Wü 7 S 1769/02, U.v. 12.01.05. www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/6245.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG für Ashkali aus dem Kosovo (zur Begründung vgl. VGH Ba-Wü 7 S 1128/02, U.v. 15.11.04, InfAuslR 2005, 74).

 Der Kläger ist am 19.02.98 mit seiner Mutter nach Jugoslawien ausgereist und Anfang August 1998 nach Deutschland zurückgekehrt. Das Sozialamt hat die Leistungen nach § 2 AsylbLG (auch) abgelehnt, weil der Leistungsbezug im genannten Zeitraum unterbrochen war. und somit die 36-Monatsfrist nicht ohne Unterbrechung erfüllt worden sei. Gegen eine solche Auslegung spricht aber schon der Wortlaut des § 2 AsylbLG ("insgesamt"), so auch OVG Bremen NordÖR 2003, 379.

Dem Gesetzeswortlaut kann auch nicht entnommen werden, dass eine Saldierung nur bei Leistungsunterbrechungen, die im Inland erfolgen, vorzunehmen sei, und bei Aus- und Wiedereinreise die 36-Monatsfrist neu zu laufen beginnt. Sinn und Zweck der Regelung sprechen vielmehr dafür, dass nicht jede Ausreise die Frist erneut in Lauf setzen soll. Ebenso wie das OVG Nds (NVwZ-Beil. I 2001, 91) ist auch der VGH der Auffassung, dass nur nachhaltige und tiefgreifende Unterbrechungen des 36-Monatszeitraums dazu führen können, dass die Frist erneut zu laufen beginnt. Andernfalls würde die integrative Funktion der Vorschrift (BT-Drs. 13/2746, 15) nicht mehr zum Tragen kommen. Nach Willen des Gesetzgebers soll dem Leistungsberechtigten nach 36 Monaten ermöglicht werden, sich in die deutsche Gesellschaft zu integrieren (a.a.O.). Wird der Integrationsprozess durch das Verlassen Deutschlands nachhaltig unterbrochen, unterscheidet sich die Situation bei Wiedereinreise nicht nennenswert von einem erstmals Einreisenden. 

Ob bei einem Verlassen Deutschlands von einer nachhaltigen Unterbrechung erst gesprochen werden kann, wenn diese einen längeren Zeitraum angedauert hat, kann dahin stehen, weil vorliegend die Umstände gegen eine nachhaltige Unterbrechung sprechen. Bei der Ausresie hat der Kläger seine Mutter begleitet, seine Ehefrau und Kinder blieben in Deutschland, ohne dass erkennbar ist, dass ebenfalls eine Absicht zur Ausreise bestand oder deren Abschiebung bevorstand. Bei dieser Sachlage spricht alles dafür, dass der Ehemann und Vater alsbald wieder zu seiner Familie zurückkehrt, wie es auch geschehen ist. Sprechen alle Umstände für eine alsbaldige Rückkehr, kann nicht von einer "endgültigen Ausreise" gesprochen werden. Damit hat der Kläger die 36-Monatsfrist erfüllt, wobei allerdings die Abwesenheitszeit zu berücksichtigen ist.

LSG Thüringen L 8 AY 379/05 ER, B.v. 11.07.05, IBIS M7245 www.sozialgerichtsbarkeit.de, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/7245.pdf Falsche Angaben zur Identität stellen eine rechtsmissbräuchliche Verlängerung der Aufenthaltsdauer i. S. d. § 2 Abs. 1 AsylbLG dar. Nach Beendigung des rechtsmissbräuchlichen Verhaltens beginnt die 36-Monats-Frist des § 2 Abs. 1 AsylbLG neu zu laufen. Erst nach Fristablauf sind Leistungen nach § 2 AsylbLG möglich.
· Siehe auch weiter unten bei "§ 2 Abs. 3 AsylbLG - Leistungsberechtigung Familienangehöriger"

SG Neuruppin S 14 AY 6/05, U.v. 24.02.06 www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8083.pdf Für die 36 Monatsfrist zählen auch Monate, in denen wegen Arbeitseinkommen lediglich ergänzende Leistungen bezogen wurden, oder wegen Arbeitseinkommen gar keine Leistungen bezogen wurden. Eine Fristberechung nach Tagen des Leistungsbezugs (wodurch die jeweiligen Monate nur teilweise zählen) ist unzulässig. 

Nach dem Zweck der gesetzlichen Regelung greift die Leistungsprivilegierung nach 36 Monaten mit Leistungsbezug. Eine Unterbrechung ist dann für die Berechnung der Frist unschädlich, wenn der Grund für die Unterbrechung nicht integrationsschädlich ist. Die gewünschte Integration in die deutsche Gesellschaft ist jedenfalls durch die Ausübung einer Erwerbsarbeit gegeben. Der für mehrere Monate fehlende Leistungsbezug wegen Einkommensanrechnung ist daher für die 36-Monatsfrist unschädlich.

Entgegen der Ansicht des Sozialamts ist die 36-Monatsfrist nicht nach Tagen der tatsächlichen Leistungsgewährung zu berechnen, sondern auf Monatsebene. Die Ansicht des Sozialamts, bei der Sozialhilfe handele es sich um einen täglichen neu erworbenen Bedarf und keine rentenartige Leistung dar, überzeugt nicht. Gemäß § 28 Abs. 1 SGB XII werden die Leistungen für den Regelbedarf sowie Unterkunft und Heizung als Monatsbetrag erbracht. Mit der Bewilligung der monatlichen Leistung hat der Beklagte einen Verwaltungsakt mit Dauerwirkung erlassen und keinen täglich neuen Bescheid. Das Monatsprinzip entspricht auch den gesetzlichen Grundlagen im AsylbLG und im SGB XII.
SG Gelsenkirchen S 2 AY 16/05. B.v. 23.03.06, www.sozialgerichtsbarkeit.de Der Auffassung des Klägers, dass ein Gefängnisaufenthalt der Resozialisierung und damit auch der Integration diene, vermochte sich das Sozialgericht nicht anzuschließen. Die Resozialisierung eines Straftäters mittels Wegsperren in einer Haftanstalt dient völlig anderen Zielen als einer Integration eines Ausländers in die sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Gegebenheiten der Bundesrepublik Deutschland. Diese wird während eines Gefängnisaufenthalts nicht gefördert, sondern gerade verhindert. Daher muss der Versuch einer Integration erst nach dem Ende der Haft erneut aufgenommen werden und dementsprechend beginnt auch die Frist des § 2 AsylbLG erneut zu laufen.

SG Nordhausen S 15 AY 585/06 ER, B. v. 03.07.06, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8406.pdf Die aus gesundheitlichen Gründen geduldete Antragstellerin hat seit 2002 die Gemeinschaftsunterkunft mehrfach verlassen. Hierbei handelte es sich jeweils um maximal 10 bis 12 wöchige Ortsabwesenheiten der Antragstellerin. Die Antragstellerin hatte sich während ihrer Ortsabwesenheiten bei einer Freundin in A. aufgehalten.

Das Gericht kann hier keine dem integrativen Charakter des § 2 Abs. 1 AsylbLG zuwiderlaufende Ortsabwesenheit der Antragstellerin feststellen. Es folgt der Argumentation der Antragstellerin, dass hier offensichtlich eine Integration stattfindet, wenn man davon ausgeht, dass sie sich mittlerweile in der Deutschland einen Freundeskreis geschaffen hat und diesen auch pflegt. Insofern haben hier die Abwesenheitszeiten der Antragstellerin nicht zu einem Neuanlauf der 36 Monatsfrist geführt, so dass die zeitlichen Voraussetzungen vorliegen.

LSG NRW L 20 B 10/06 AY ER, B.v. 27.4.06, www.sozialgerichtsbarkeit.de, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/9336.pdf Ausländer mit Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 AufenthG gehören zum leistungsberechtigten Personenkreis des § 1 Abs. 1 Nr. 3 AsylbLG. Nach Auffassung des LSG würde es eine übertriebene Förmelei darstellen, wenn allein darauf abzustellen wäre, dass die Antragsteller Leistungen nach § 3 bezogen haben, so dass auch Zeiten eines Leistungsbezuges nach dem BSHG in den 36-Monats-Zeitraum einbezogen werden. 

Allein die Nutzung einer, wenn auch unsicheren, Rechtsposition der Duldung, kann allein rechtsmissbräuchliches Verhalten eines Ausländers nicht begründen. Aus einer Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 AufenthG ergibt sich, dass Rechtsmissbrauch nicht vorliegt, da dabei auch geprüft wird, ob ein Ausländer schuldhaft an der Ausreise gehindert ist.

SG Hildesheim S 34 AY 12/06 ER B. v. 13.07.06, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8598.pdf Auch Zeiten des Leistungsbezugs nach BSHG können - entgegen dem Wortlaut - auf die 36-Monatsfrist des § 2 AsylbLG anrechenbar sein. 

Im Hinblick auf den Sinn und Zweck der Norm ist vorliegend eine analoge Anwendung des § 2 AsylbLG geboten. Es besteht eine planwidrige Regelungslücke bei vergleichbarer Interessenlage. Sinn und Zweck des § 2 AsylbLG in der bis 31.12.04 geltenden Fassung war, die Asylbewerber besser zu stellen, die sich für eine längere Dauer in der Deutschland aufhielten und die Dauer ihres Aufenthaltes nicht rechtsmissbräuchlich beeinflusst haben. So sollte den Bedürfnissen Rechnung getragen werden, die sich durch einen längeren Aufenthaltszeitraum mit ggf. ungewisser Dauer ergeben und eine bessere soziale Integration erreicht werden (BT-Drs. 12/5008, Seite 15). 

Anhaltspunkte, dass sich hieran etwas durch die Änderung des AsylbLG zum 01.10.05 geändert hat, bestehen nicht. Vielmehr sollte durch die Neufassung des § 2 AsylbLG der Anreiz zur missbräuchlichen Asylantragstellung weiter eingeschränkt werden (BT-Drs 15/420, Seite 120). Eine weitere Änderung des Kreises der Leistungsberechtigten oder Abrücken von der Intention des integrativen Aspekts lässt sich den Gesetzesmaterialien nicht entnehmen. Insofern lässt sich nicht die Absicht des Gesetzgebers folgern, grundsätzlich allen Personen, die vor dem Ende des Jahres 2004 nicht Leistungen nach AsylbLG erhalten haben, die Privilegierung des § 2 AsylbLG zu entziehen bzw. nicht zukommen zu lassen, weil Leistungen eines anderen Leistungssystems (z.B. des BSHG oder des SGB II) in Anspruch genommen wurden. Zu einer anderen Beurteilung führt auch nicht, dass der Gesetzgeber, zum 18.03.05 die aus integrationspolitischen Gründen erforderliche Änderung des § 1 Abs. 1 Ziffer 3 AsylbLG hätte anders gestalten können. Denn vorliegend ist nicht entscheidend, welche Personen von der Leistungsberechtigung nach § 1 AsylbLG ausgenommen werden, sondern wem die erhöhten Leistungen nach § 2 AsylbLG zustehen sollen.

Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass die Leistungsberechtigten kein Wahlrecht haben, welche Art von Leistungen (BSHG, SGB II, AsylbLG) sie erhalten, sondern den gesetzlichen Vorgaben oder - wie vorliegend - der tatsächlichen Bewilligung - die Antragsteller erhielten von Januar bis Dezember 2005 statt Leistungen nach AsylbLG irrtümlich Leistungen nach SGB II - unterworfen sind. Insofern waren für die Antragsteller die gesetzlichen Änderungen im Ausländerrecht im Hinblick auf die Leistungsberechtigung nach dem AsylbLG ohne ihre Einflussmöglichkeit von maßgebender Bedeutung.

Es besteht auch für die Bejahung einer Analogie notwendige vergleichbare Interessenlage. Die Antragsteller sind erst durch Inkrafttreten des AufenthG wieder in den Bereich des AsylbLG gefallen. Die vorhergehenden 15 Jahre bzw. 12 Jahre wurde der Lebensunterhalt durch Leistungen nach dem BSHG bzw. SGB II bestritten. Der nunmehrige durch die Änderung des Ausländerrechts leistungsrechtlich bewirkte Verweis auf Wertgutscheine wird dem vom Gesetzgeber anerkannten Integrationsbedarf nicht gerecht.

SG Hildesheim, S 44 AY 25/06 ER, B. v. 14.08.06 www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8599.pdf Bei der Berechnung der 36-Monatsfrist des § 2 AsylbLG sind Zeiten der Erwerbstätigkeit, des Bezugs von ALG I und von Arbeitslosenhilfe des seit 1992(!) in Deutschland lebenden Antragstellers, der seinen Lebensunterhalt die ganz überwiegende Zeit selbst gesichert hat, bis gegen ihn ein Arbeitsverbot verfügt wurde, nicht mitzurechnen. Der Ausschluss von Leistzungen nach § 2 AsylbLG  verstößt nicht gegen Art. 3 GG.

SG Düsseldorf S 29 AY 6/06 ER, B.v. 30.10.06, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/9354.pdf, www.sozialgerichtsbarkeit.de
In die 36-Monats-Frist sind auch Zeiten des Bezugs von Sozialhilfe nach BSHG einzubeziehen, die vor Inkrafttreten der neuen Fassung des § 2 AsylbLG am 01.01.05 liegen. Es würde eine übertriebene Förmelei darstellen, wenn allein darauf abzustellen wäre, dass die Antragsteller Leistungen nach § 3 AsylbLG bezogen haben, und deshalb Zeiten des Sozialhilfebezugs auszuklammern wären, so LSG NRW L 20 B 10/06 AY ER, B.v. 27.04.06, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/9336.pdf. Auch wenn Wortlaut des § 2 AsylbLG für die entgegengesetzte Auffassung spricht, ist die Vorschrift unter Berücksichtigung der Absicht des Gesetzgebers und des Gesetzeszwecks erweiternd auszulegen.

Soweit ersichtlich haben nur solche Asylbewerber und andere Ausländer, die nunmehr Leistungsberechtigte gemäß § 1 AsylbLG sind, vor dem 01.01.05 Leistungen nach BSHG bezogen, die über einen ausländerrechtlichen Status verfügten, der voraussetzte, dass sie die Dauer ihres Aufenthalts nicht rechtsmissbräuchlich beeinflusst hatten. So war es auch im Fall der Antragstellerin, deren BSHG-Bezug auf ihrer Eigenschaft als "de-Facto-Flüchtling" fußte, die ihr eine Aufenthaltsbefugnis verschafft hatte. Es ist insofern kein Grund ersichtlich, warum ihr unter Berücksichtigung des Gesetzeszwecks keine Leistungen auf Sozialhilfeniveau zugestanden werden sollten. Das Gericht geht davon aus, dass es dem Gesetzgeber des ZuwG nicht darum ging, Fälle wie den der Antragstellerin aus § 2 AsylbLG auszuschließen, sondern dass es sich eher um eine vom Gesetzgeber übersehene Konstellation handelt. Für die Antragstellerin würde es aber eine Verschlechterung bedeuten, wollte man der Auffassung der Antragsgegnerin folgen: Sie wäre für einen Zeitraum von mehr als einem Jahr auf ein Leistungsniveau verwiesen, wie es das AsylbLG "Neuankömmlingen" in provisorischen Lebensverhältnissen zumutet. 

SG Aurich S 23 AY 9/06 ER, B. v. 16.11.06, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/9130.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG für ein seit Geburt nach AsylbLG leistungsberechtigtes Kind, das bereits über mehrals 36 Monate Leistungen nach AsylbLG erhalten hat, zweitweise aber (und nach Auffasung des SG rechtswidrig) wie seine Eltern irrtümlich Leistungen nach § 2 AsylbLG erhalten hat, so dass es erst 21 Monate Leistungen nach § 3 erhalten hat und allein deshalb die Wartefrist von 36 Monaten noch nicht erfüllt.

SG Köln S 13 AY 2/07, U.v. 15.03.07 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2007 Zeiten des Leistungsbezugs staatlicher Sozialleistungen zum Lebensunterhalt außerhalb des AsylbLG (hier: Jugendhilfe nach SGB VIII) sind auf die 36-Monatsfrist des § 2 AsylbLG anzurechnen, § 2 AsylblG insoweit nicht nach dem Wortlaut, sondern nach Sinn und Zweck auszulegen.

· Anmerkung: Das Ergebnis ist nicht in jedem Fall hilfreich, weil bei Entlassung aus der Jugendhilfe viele Jugendliche (noch) in Ausbildung sind, und über die Privilegierung nach § 2 AsylbLG auch das leistungsrechtliche Ausbildungsverbot des § 22 SGB XII zu Zuge kommen kann. Wir haben mit der umgekehrten Argumentation schon manche Jugendliche bewußt auf § 3 AsylbLG zurückstufen lassen, damit sie trotz Ausbildung überhaupt Leistungen bekommen. Auch das 22. BAföG-ÄndG wird für den Personenkreis des AsylbLG insoweit wohl nicht weiter helfen.

LSG NRW L 20 B 71/06 AY, B.v. 26.03.07 www.sozialgerichtsbarkeit.de zur 36 Monatfrist des § 2 AsylbLG . Ob auch Zeiten einer anderweitigen Sicherstellung des Lebensunterhalts als solche nach § 3 zu einer Berechtigung nach § 2 führen können, ist eine ungeklärte und klärungsbedürftige Rechtsfrage. In solchen Fällen ist PKH zu gewähren. So hat das LSG NRW L 20 B 10/06 AY ER, B.v. 27.04.06 entschieden, dass auch ein Leistungsbezug nach dem BSHG geeignet ist, auf die Frist angerechnet zu werden. Nicht anders ist es bei Leistungen nach dem SGB II. Entsprechendes kommt jedoch auch infrage, wenn der Lebensunterhalt selbst in einer Weise sichergestellt wird, dass für die Gewährung von Sozialleistungen von vornherein kein Raum ist. 

Eine solche Auslegung nach Sinn und Zweck des § 2, die Integration bereits länger als 36 Monate in Deutschland lebender Leistungsempfänger durch höhere Leistungen zu fördern, erscheint jedenfalls nicht vorn vornherein ausgeschlossen, da die Verweildauer in Deutschland einen entsprechenden Integrationsbedarf nahelegen kann.

LSG NRW L 20 B 4/07 AY ER, B.v. 26.04.07 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2008 Auf die 36-Monatsfrist des § 3 AsylbLG sind auch Zeiten des Bezugs von Leistungen nach dem SGB III (ALG I und AlHi) anzurechnen. Die Regelung ist nicht nach dem Wortlaut, sondern nach Sinn und Zweck auszulegen, zumal sich vorliegend die Antragstellerin bereits seit 20 Jahren in Deutschland aufhält.
SG Aachen S 20 AY 20/06, U.v. 30.01.07 www.sozialgerichtsbarkeit.de 
Ein rechtsmissbräuchliches Verhalten führt nicht dazu, dass die 36-Monats-Frist nach dem Ende des Rechtsmissbrauchstatbestands neu zu erfüllen ist. § 2 Abs. 1 fordert als Voraussetzung für eine Leistungsgewährung entsprechend dem SGB XII lediglich den Bezug von Leistungen nach § 3 über eine Dauer von insgesamt 36 Monaten, nicht aber einen ununterbrochenen 36-Monats-Bezug. Die Frist kann nicht während der Zeit laufen, in der ein Rechtsmissbrauchstatbestand vorliegt. Zeiten des Leistungsbezugs vor Beginn und nach dem Ende eines rechtsmissbräuchlichen Verhaltens sind dagegen in die Berechnung der 36-Monats-Frist einzubeziehen. Diese Frist muss weder durch zusammenhängende ununterbrochene 36 Monate, noch durch 36 Monate, die nach dem Ende eines Missbrauchstatbestands liegen, erfüllt werden.
LSG Hessen L 7 AY 14/06 ER, B.v. 21.03.07, InfAuslR 2007, 250, www.sozialgerichtsbarkeit.de, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/10001.pdf
Leistungen nach § 2 AsylbLG kommen auch in Betracht, wenn der 3-Jahres-Zeitraum durch den Bezug von "höherwertigen" Sozialleistungen abgedeckt ist. Der Anspruch auf diese Sozialleistungen verlangt die Erfüllung höherer Anspruchsvoraussetzungen als § 3. Daraus resultiert, dass beim Bezug der "höherwertigen" Sozialleistungen auch Ansprüche nach § 3 potentiell bestehen, welche nur deswegen nicht zum Tragen kommen, weil diese Leistungen nachrangig sind.

Das starre Festhalten am Wortlaut würde wegen Verstoßes gegen Art. 3 Abs. 1 GG zu einem gleichheitswidrigen Zustand führen: Denn dann würde im Vergleich zu Ausländern, bei denen der Gesetzgeber nach drei Jahren des Bezuges von Leistungen nach § 3 von einer Integration und damit einem Anspruch nach dem Sozialhilferecht ausgeht, eine Schlechterstellung erfolgen, obwohl die Integration sogar weit darüber hinaus geht. Die vom Senat vertretene Auslegung des § 2 ist rechtsdogmatisch nicht nur zulässig, sondern sogar zwingend.

Lassen Wortlaut, Entstehungsgeschichte, Gesamtzusammenhang der Regelung und deren Sinn und Zweck mehrere Deutungen zu, von denen eine mit der Verfassung vereinbar ist, so ist diese geboten. Eine bestimmte Auslegungsmethode oder gar eine reine Wortinterpretation ist dabei verfassungsrechtlich nicht vorgeschrieben. Eine telelogische Reduktion von Vorschriften entgegen dem Wortlaut gehört ebenfalls zu den anerkannten und verfassungsrechtlich nicht zu beanstandenden Auslegungsgrundsätzen.

Soweit darauf verwiesen wird, die Gewährung der Sozialhilfe bzw. von Alg II sei mutmaßlich zu Unrecht erfolgt, ändert dies an den rechtlichen Schlussfolgerungen nichts, denn wenn dies zutreffend sein sollte, hätte in den maßgeblichen Zeiträumen (zumindest) Anspruch auf Leistungen nach § 3 bestanden und damit in gleicher Weise eine Anwartschaft auf Leistungen nach § 2 AsylbLG begründet.

LSG Ba-Wü L 7 AY 1386/07 ER-B, B.v. 28.03.07 www.sozialgerichtsbarkeit.de Ein rechtsmissbräuchliches Verhalten i.S.v. § 2 AsylbLG muss kausal für die Dauer des Aufenthalts sein, wobei grundsätzlich auf die gesamte Dauer des Aufenthalts abzustellen ist. Im Einzelfall kann es der verfassungsrechtliche Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebieten, aufgrund von Umständen, die nach einem rechtsmissbräuchlichen Verhalten eingetreten sind, eine Ausnahme zuzulassen, so dass die Wartezeit von 36 Monaten erneut zu laufen beginnt (vgl. VGH Ba-Wü L 7 AY 331/07 PKH-B v 26.03.07; SG Stade S 19 AY 4/05 ER, B.v. 08.03.05; Hohm, NVwZ 2005, 388). 
LSG Nds-Bremen L 11 AY 58/06 ER, B.v. 09.05.07 www.sozialgerichtsbarkeit.de Keine Anrechung von Zeiten ohne Bezug von Sozial(hilfe)leistungen auf die 36-Monats-Frist des § 2 AsylbLG). Es ist nicht zu entscheiden, ob es in analoger Anwendung des § 2 in Betracht kommt, den Leistungsbezug nach BSHG, SGB II, SGB XII zu berücksichtigen, wenn derartige Leistungen wegen eigenem Einkommen und Vermögen nicht bezogen wurden.

Vielmehr ergibt sich aus § 2 Abs. 1, dass Leistungsberechtigte es grundsätzlich hinzunehmen haben, für eine Dauer von mindestens drei Jahren nur auf dem Niveau reduzierter Leistungen ihren Lebensunterhalt bestreiten zu können. Dieses gilt auch für die Leistungsberechtigten nach § 1 , die z. B. nach Verbrauch des Einkommens und Vermögens Leistungen nach dem AsylbLG in Anspruch nehmen müssen (vgl. LSG Nds-Bremen L 11 B 17/07 AY, B.v. 27.03.07). 

LSG Nds-Bremen L 11 AY 84/06 ER, B.v. 12.06.07 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2034.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG entgegen dem Wortlaut nach Ziel und Intention des Gesetzes bei Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 AufenthG wg. des dauerhaften Aufenthaltsrechtes (hier: Flüchtling ungeklärter syrischer Staatsangehörigkeit kurdischer Volkszugehörigkeit). Die Nichtanrechnung von Zeiten des Leistungsbezugs nach BSHG bzw. SGB II stellt eine planwidrige Regelungslücke dar.

SG Aachen, S 20 AY 4/07, U.v. 19.06.07, Sprungrevision beim BSG anhängig, Az  B 8 AY 2/07 R, Asylmagazin 7/8 2007, 54, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2077.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG für die kongolesische Klägerin und ihre Kinder mit Aufenthaltserlaubnis nach § 25 V AufenthG unter Anrechnung von Zeiten des Leistungsbezugs nach BSHG. Die Kläger sind HIV-positiv und bedürfen der Dauermedikation, engmaschiger Kontrolluntersuchungen und Krankenbehandlung. Diese Bedingungen sind nach Erlass MI NRW vom 10.05.04 im Heimatland nicht gegeben. Die Erfüllung des 36-Monatszeitraums ausschließlich durch Leistungen nach §§ 3-7 AsylbLG würde den Willen des Gesetzgebers konterkarieren. Die Klägerin lebt seit 16 Jahren in Deutschland, ihre Kinder sind hier geboren, aufgewachsen und gehen hier zur Schule. Indem der Beklagte sie seit Januar 2005 auf das abgesenkte Leistungsniveau nach §§ 3-7 AsylbLG unterhalb des soziokulturellen Existenzminimums verweist, gefährdet er ihre Integration in die deutsche Gesellschaft.

Es findet sich an keiner Stelle der Gesetzesbegründung oder im Gesetz ein Hinweis darauf, dass alle Leistungsberechtigten, die sich bereits seit geraumer Zeit nicht rechtsmissbräuchlich aufhalten und vor dem 01.01.05 einen langjährigen Anspruch nach BSHG gehabt haben, durch die infolge der Änderungen des Ausländerrechts notwendig gewordenen redaktionellen Änderungen des AsylbLG ihre Ansprüche verlieren sollten. Vielmehr sollen nur Ausländer schlechter gestellt werden, die rechtsmissbräuchlich die Dauer ihres Aufenthalts selbst beeinflusst haben. Ein derartiges missbräuchliches Verhalten lag und liegt bei den Klägern, wie auch der Beklagte anerkennt, nicht vor.

LSG NRW L 20 B 50/07 AY ER, B.v.06.08.07, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2091.pdf Zeiten des Bezugs von Leistungen zum Lebensunterhalt im Rahmen der Jugendhilfe (SGB VIII) zählen nach dem Zweck des Gesetzes mit für die 36-Monatsfrist des § 2 AsylbLG. Gründe, dass die Antragstellerin ihre Aufenthaltsdauer rechtsmissbräuchlich beeinflusst, sind nicht ersichtlich, die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 V AufenthG spricht bei summarischer Prüfung dagegen, dass die Antragstellerin zumutbar (vgl. BSG v. 08.02.07) ausreisen könnte.

SG Aachen S 20 AY 12/07 ER, B.v. 12.10.07 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2090.pdf Zeiten rechtswidriger Leistungskürzungen nach § 1a AsylbLG (hier: für Flüchtlinge aus dem Irak trotz Abschiebestopps) zählen mit für die 36-Monatsfrist des § 2 AsylbLG. Wer bei Inkrafttreten des EU-Richtlinienumsetzungs​gesetzes (Verlängerung der Warte

frist des § 2 von 36 auf 48 Monate) bereits Leistungen nach § 2 erhielt, erhält diese auch weiterhin. 

LSG Nds-Bremen L 11 AY 77/06, U.v. 19.06.07, http://www.sozialgerichtsbarkeit.de,  www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2100.pdf (Revision zugelassen) Zeiten des Bezugs bestandskräftig nach § 1a AsylbLG eingeschränkter Leistungen zählen im Hinblick auf den Zweck des § 2 AsylbLG, zwischen denjenigen Ausländern zu unterscheiden, die unverschuldet nicht ausreisen können und denjenigen, die ihrer Ausreisepflicht rechtsmissbräuchlich nicht nachgekommen sind (BT-Drs 14/7387, S. 112), nicht für die Wartefrist nach § 2 AsylbLG.

LSG Ba-Wü L 7 AY 5480/06 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2118.pdf, L 7 AY 2756/06, L 7 AY 3271/06, U.v. 22.11.07. Keine Leistungen nach § 2 für geduldete Roma aus dem Kosovo wg. zwischenzeitlichem kurzfristigem Untertauchen (Asylantragstellung in Frankreich).

SG Aachen S 20 AY 1/08, U.v. 26.02.08 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2151.pdf Für die Frist des § 2 AsylbLG zählen nach Sinn und Zweck der Regelung auch Zeiten, in denen wegen Einkommens und/oder Vermögens keine Leistungen bezogen wurden.

LSG Sa-Anhalt L 8 B 32/06 AY ER, B.v. 23.3.07 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2161.pdf Die Wartefrist des § 2 AsylbLG setzt den Bezug ungekürzter Leistungen nach § 3 voraus. Der Bezug von Leistungen nach § 1a oder der bloße Aufenthalt im Geltungsbereich des AsylbLG sind nicht ausreichend. Hierfür spricht bereits der Wortlaut des § 2 Abs. 1. Zudem sind mit dem Bezug von Leistungen nach § 3 die dort genannten Grundleistungen angesprochen. Demgegenüber ist der Personenkreis des § 1a von den Grundleistungen nach § 3 ausgenommen und auf die im Einzelfall unabweisbar gebotenen Leistungen beschränkt.

Am gewichtigsten ist jedoch, dass § 2 Leistungen in analoger Anwendung des SGB XII nicht nur vom Vorbezug von Leistungen nach § 3 abhängig macht, sondern auch davon, dass die Dauer des Aufenthalts nicht rechtsmissbräuchlich beeinflusst wurde. Vor diesem Hintergrund wäre es widersinnig, wenn auch Zeiten des Bezuges von Leistungen nach § 1a Nr. 2 für die Erfüllung der Frist ausreichend wären.

LSG NRW L 20 B 87/07 AY ER, B.v. 30.1.08 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2162.pdf Zeiten des Leistungsbezuges nach § 1a sind nicht als "Leistungen nach § 3" im Sinne der Wartefrist des § 2 anzusehen. 

Angesichts des Wortlauts des § 2 ("bezogen haben") vermag sich der Senat für die Zwecke des einstweiligen Rechtsschutzes nicht der in der Rechtsprechung vertretenen Auffassung anzuschließen, der Rechtsgedanke des § 44 Abs. 1 SGB X, anwendbar ggf. über § 9 Abs. 3 (so SG Aachen S 20 AY 4/07, U.v. 19.06.07), verlange bereits im Rahmen einer auf Gewährung von Leistungen gemäß § 2 Abs. 1 gerichteten Klage oder einstweiligen Rechtsschutzverfahren eine Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Gewährung der Leistungen nach § 1a (vgl. aber SG Aachen S 20 AY 12/07 ER, B.v. 12.10.07).

LSG NRW L 20 B 18/08, B.v. 25.03.08 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2222.pdf Zeiten des Bezugs von Leistungen nach § 1a AsylbLG zählen nicht für die Vorbezugsfrist des § 2 AsylbLG. Der Gesetzeswortlaut in § 2 spricht von "Leistungen nach § 3" AsylbLG und nicht etwa von "Leistungen nach § 3 oder § 1a" AsylbLG. Hätte der Gesetzgeber hiervon abweichen wollen, hätte er den Leistungsvorbezug auf Leistungen nach § 1a erweitern können. 

LSG Ba-Wü L 7 AY 1386/07 ER-B, B.v. 28.3.07, www.asyl.net/Magazin/Docs/2007/M-7/10129.pdf Eine rechtsmissbräuchliche Verlängerung des Aufenthalts nach § 2 AsylbLG kann auch durch Umstände erfolgen, die nur abstrakt geeignet sind, den Aufenthalt zu verlängern, dabei ist grundsätzlich auf die gesamte Aufenthaltsdauer abzustellen. Im Einzelfall kann es aber geboten sein, von einem Neubeginn der 36-Monats-Frist auszugehen und frühere Aufenthaltszeiten anzurechnen (hier: Eheschließung bzw. Geburt eines Kinders). 
· Anmerkung: Siehe hierzu auch die Entscheidungen im folgenden Abschnitt "§ 2 Abs. 1 AsylbLG Fassung 2007 - rückwirkende Kürzung durch neue 48-Monatsfrist?"

§ 2 Abs. 1 AsylbLG Fassung 2007 - rückwirkende Kürzung durch neue 48-Monatsfrist?

SG Braunschweig S 20 AY 57/07 ER, B.v. 12.10.07 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2092.pdf Rückwirkende Leistungskürzung bei Inkrafttreten des EU-Richtlinienumsetzungs​gesetzes wg. Verlängerung der Wartefrist des § 2 von 36 auf 48 Monate unzulässig: Wer bereits seit vier Jahren im Leistungsbezug nach AsylbLG steht und bisher Leistungen nach § 2 AsylbLG erhielt, darf nicht auf Leistungen nach § 3 AsylbLG mit der Begründung zurückgestuft werden, er habe noch nicht 48 Monate eingeschränkte Leistungen nach § 3 AsylbLG erhalten. 

Die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs gegen die mit "Sofortvollzug" vorgenommene Rückstufung von Leistungen nach § 2 AsylbLG auf solche nach § 3 AsylbLG wird wiederhergestellt. Bei einer Leistungsgewährung nach § 2 ohne zeitliche Befristung handelt es sich um einen Dauerverwaltungsakt; ein Anfechtungswiderspruch gegen einen Änderungsbescheid hat grundsätzlich aufschiebende Wirkung. Es erscheint nach Sinn und Zweck des einen besonderen Integrationsbedarfs berücksichtigenden § 2 AsylbLG nicht von vornherein ausgeschlossen, dass bei der neuen gesetzlichen 48-Monats-Frist bereits gewährte Leistungen nach §  2 AsylbLG mit angerechnet werden. Bei der Folgenabwägung ist maßgeblich zu berücksichtigen, dass Leistungen nach § 3 AsylbLG erhebliche Einschnitte in die Lebensführung einschließlich verringerter Integrationsmöglichkeiten zur Folge hat.
SG Duisburg S 2 AY 36/07 ER, B.v. 08.11.07, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2107.pdf Die Gesetzesänderung zum 28.08.07 in Bezug auf die Vorbezugsdauer entfaltet für den zu diesem Zeitpunkt bereits nach § 2 AsylbLG berechtigten Antragsteller keine Rechtswirkungen, denn insoweit fehlt eine ausdrückliche Regelung. Damit gilt die gesetzliche Regelung erst für die Fälle, die zum 28.08.07 noch nicht die 36monatige Frist und damit erst recht noch nicht die 48monatige Frist erreicht haben. Alle übrigen Leistungsempfänger die bereits Leistungen nach § 2 erhalten genießen - soweit es die Vorbezugsdauer anbelangt - Bestandsschutz.

Selbst wenn die Gesetzesänderung Rückwirkung entfalten würde, hätte dies nach der Rspr. des LSG NRW auf den Antragsteller keine Auswirkungen, wonach zur Auffüllung der Frist auch der Bezug von Leistungen nach BSHG ausreichend ist. Nichts anderen gilt in den Fällen, in denen Leistungen nach § 2 AsylbLG bezogen wurden.
SG Duisburg S 2 AY 49/07 ER, B.v. 03.01.08, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2125.pdf Anrechnung von Zeiten des Leistungsbezugs nach § 2 AsylbLG auf die auf 48 Monate verlängerte Frist des § 2 AsylbLG.

SG Würzburg, B. v. 30.10.2007, S 15 AY 18/07 ER, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/11842.pdf zur Umstellung von der 36 Monatsfrist auf die 48 Monatsfrist. Aufschiebende Wirkung des Widerspruchs gegen die mit der durch das EU-Richtlinienumsetzungsgesetz auf 48 Monate verlängerten Wartefrist des § 2 AsylbLG begründete Aufhebung des die Leistungen nach § 2 AsylbLG gewährenden Verwaltungsaktes, da ein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung vorliegt. Die zwischenzeitlich nach § 2 gewährten Leistungen sind ebenso wie Leistungen nach § 3 auf die 48-Monatsfrist des § 2 AsylbLG anzurechnen, so dass auch die 48-Monatsfrist bereits erfüllt ist.

SG Hildesheim S 40 AY 108/07 ER, B.v. 30.10.07, www.asyl.net/Magazin/Docs/2007/M-8/11838.pdf
Angesichts der in der sozialgerichtlichen Rspr. im Vordringen befindlichen Ansicht, dass ein starres Festhalten an dem Wortlaut des § 2 Abs. 1 AsylbLG – ’Leistungen nach § 3 AsylbLG’ – im Hinblick auf Sinn und Zweck der Norm, eine Integration in die deutsche Gesellschaft zu ermöglichen, verfassungsrechtlich bedenklich sein kann (vgl. LSG Hessen, B.v. 21.03.07, L 7 AY 14/06 ER), ist im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes eine abschließende Beurteilung nicht möglich.

Der Gesetzgeber hat keine Übergangsregelung für diejenigen Ausländer vorgesehen, die bereits im jahrelangen Bezug nach § 2 AsylbLG standen. Anders als beim 1. Gesetz zur Änderung des AsylbLG vom 26.05.97, bei der in § 2 AsylbLG mit dem Wortlaut ’frühestens beginnend am 1. Juni 1997’ zweifelsfrei der Wille des Gesetzgebers zu erkennen war, hat der Gesetzgeber nun entweder auf eine Klarstellung bewusst verzichtet oder eine solche – womöglich versehentlich – nicht vorgenommen. Auch der Gesetzesbegründung (BT-Drs 16/5065, S. 232) lässt sich keine Vorgabe des Gesetzgebers entnehmen, wie Übergangsfälle zu beurteilen sind. 

Das Gericht teilt insofern nicht die in dem Erlass des Nds. MI v.04.09.07 vertretene Auffassung, dass bei den Übergangsfällen eine Einbeziehung von anderen Sozialleistungen bei der Frist des § 2 Abs. 1 AsylbLG den Zweck der Vorschrift ’konterkarieren’ würde. Demnach könnte sogar eine planwidrige Regelungslücke zu bejahen sein, die ggf. durch Analogie zu füllen wäre.

Ist der Ausgang des Rechtsstreits in der Hauptsache damit offen, spricht eine Folgenabwägung für den Ausspruch der Verpflichtung des Antragsgegners, den Antragstellern vorläufig Leistungen nach § 2 AsylbLG zu gewähren.

SG Oldenburg S 21 AY 21/07 ER, B.v. 22.11.07, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/11992.pdf Keine Verweis jahrelang hier lebender, bereits Leistungen nach § 2 AsylbLG beziehender geduldeter Ausländer auf § 3 AsylbLG. Das Gesetz räumt nicht die Befugnis ein, bereits erlangte Rechtspositionen wieder zu entziehen. Diese Befugnis regeln ggf. lediglich die Bestimmungen des SGB X, die der Antragsgegner jedoch nicht angewandt hat. 

LSG Ba-Wü L 7 AY 4504/06 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2117.pdf, U.v. 22.11.07. Leistungen nach § 2 für geduldete Roma aus dem Kosovo. Die ab 28.08.07 geltende Neufassung des § 2, welche einen Vorbezug von Leistungen über 48 Monate fordert, findet mangels Übergangsvorschrift Anwendung ab ihrem Inkrafttreten. Dies gilt jedoch nicht rückwirkend für bereits abgeschlossene Sachverhalte, das heißt für Fälle, bei denen die Leistungsberechtigten zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes - wie hier - bereits 36 Monate des Vorbezugs von Grundleistungen erfüllt hatten.

SG Cottbus S 20 SO 56/07, B.v. 21.11.07, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2121.pdf Anrechnung von Zeiten des Leistungsbezugs nach § 2 AsylbLG auf die auf 48 Monate verlängerte Frist des § 2 AsylbLG.

SG Aachen S 19 AY 12/07 ER, B.v. 28.12.07, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2120.pdf Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG - jedoch gemäß § 7 I S. 2 SGB II kein Anspruch auf Sozialgeld nach SGB II - für Kinder mit Aufenthaltserlaubnis nach § 25 V AufenthG, die in Bedarfsgemeinschaft mit ihren nach SGB II leistungsberechtigten, über ein mit Aufenthaltserlaubnis nach § 25 III AufenthG verfügenden Eltern leben. Anrechnung der Zeiten des Bezugs des zunächst bewilligten Sozialgeldes nach SGB II auf die auf 48 Monate verlängerte Frist des § 2 AsylbLG. 

§ 2 III AsylbLG führt nach Sinn und Zweck der Regelung entgegen dem Wortlaut zu keinem Ausschluss der Kinder von § 2 AsylbLG, wenn die Eltern keine Leistungen nach AsylbLG, sondern Leistungen nach dem SGB II erhalten.

SG Osnabrück S 16 AY 28/07 ER, B.v. 27.12.07, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2126.pdf 
§ 2 AsylbLG findet auf Fälle, in denen eine Umstellung auf Leistungen nach § 2 AsylBLG a. F. bereits zwölf Monate in der Vergangenheit liegt, analog Anwendung. Dies​bezüglich liegt eine planwidrige Regelungslücke vor, die Interessenslage ist vergleichbar (vgl. zu den Voraussetzungen der Analogie BSG B 6 KA 24/06 R, U.v. 27.06.07). Die für eine Analogie notwendige planwidrige Regelungslücke (angedeutet, aber offen gelassen: SG Hildesheim S 40 AY 108/07, B.v. 30.10.07) ergibt sich aus der fehlenden Übergangsvorschrift im Zusammenhang mit der feh​lenden Erwähnung dieses Falls in den Gesetzesmaterialien.

Anders als beim 1. Gesetz zur Änderung des AsylbLG v. 26.05.97 (BT-Drs. 13/2746), bei der in § 2 Abs. 1 AsylbLG mit dem Wortlaut "frühes​tens beginnend am 1. Juni 1997" zweifelsfrei der Wille des Gesetzgebers zu erkennen war, alle leistungsberechtigten Ausländer zunächst auf den 36 Monate währenden Bezug von Leistungen nach § 3 AsylbLG zu verweisen, hat der Gesetzgeber nun eine solche Klarstellung nicht geregelt. 

Auch der Gesetzesbegründung (BT-Drs 16/5065, S. 232) lässt sich kei​ne Vorgabe des Gesetzgebers entnehmen, wie solche Übergangsfälle zu beurteilen sind. Nach der Begründung steht die Anhebung der Frist von 36 auf 48 Monate in § 2 Abs. 1 AsylbLG im Zusammenhang mit der Altfallregelung in § 104a AufenthG und der Änderung des § 10 BeschVerfV, wonach Geduldete einen gleichrangigen Arbeitsmarktzugang erhalten, wenn sie sich seit vier Jahren im Bundes​gebiet aufhalten. Mit der Neufassung des § 2 AsylbLG werde eine einheitliche Stufung nach vier Jahren eingeführt.

In der weiteren Begründung stellt der Gesetzgeber den Zusammenhang zwischen der Gewährung der höheren Leistungen nach dem SGB XII und der Integration des Auslän​ders aufgrund der zeitlichen Verfestigung des Aufenthalts dar. Eine solche zeitliche Ver​festigung liegt aber auch nach einem Bezug von Leistungen nach § 2 AsylbLG vor, so dass kein Grund dafür ersichtlich ist, dass der Gesetzgeber absichtlich keine Übergangs​regelung geschaffen hat, um Ausländern, die bereits über vier Jahre Leistungen nach dem AsylbLG erhalten, erneut auf die Grundleistungen zurückzustufen.

SG Osnabrück S 16 AY 24/07 ER, B.v. 08.01.08, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2129.pdf Kein Bestandsschutz für Leistungsberechtigte nach § 2 AsylbLG, die bei Inkrafttreten des EU-Richtlinienumsetzungsgesetzes am 28.08.07 bereits mehr als 36, aber noch keine 48 Monate Leistungen nach AsylbLG bezogen haben (a.A. SG Düsseldorf 2 AY 36/07 ER, B.v. 08.11.07; ähnlich LSG Ba-Wü L 7 AY 5480/06, U.v. 22.11.07). Von einem Verwaltungsakt mit Dauerwirkung kann nicht ausgegangen werden. Ein Verstoß gegen das Rückwirkungsverbot des Art. 20 GG liegt nicht vor.
SG Osnabrück S 16 AY 30/07 ER, B.v. 18.01.08 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2154.pdf § 2 AsylbLG ist nach der Neufassung v. 28.08.07 analog anzuwenden, wenn vor der Gesetzesänderung bereits 12 Monate Leistungen nach § 2 AsylbLG a.F. bezogen wurden, also insgesamt 48 Monate Leistungen nach AsylbLG bezogen wurden. 

LSG NRW L 20 B 85/07 AY ER, B.v. 28.01.08, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2133.pdf Nach Sinn und Zweck der leistungsrechtlichen Privilegierung des § 2 AsylbLG sind entgegen dem Gesetzeswortlaut ebenso wie Leistungen nach § 3 AsylbLG auch Zeiten des Bezugs von Leistungen nach § 2 AsylbLG (vgl zur Anrechung von  Zeiten des Bezugs von Leistungen nach BSHG LSG NRW L 20 B 10/06 AY ER, B v. 24.04.06) auf die 48-Monats Wartefrist des § 2 AsylbLG anzurechnen.

SG Kassel S 12 AY 14/07 ER, B.v. 30.01.08 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2134.pdf Anrechnung des Bezugs auch von Leistungen nach § 2 AsylbLG auf die auf 48 Monaten verlängerte Wartefrist des § 2 AsylbLG. Wenn die Wartezeit des § 2 AsylbLG bereits durch niedrigere Leistungen nach § 3 AsylbLG erfüllt ist, gilt dies erst recht, wenn diese Wartezeit durch "höherwertige" Sozialleistungen abgedeckt ist, bei deren Bezug potentiell auch Ansprüche nach § 3 AsylbLG bestehen (wie LSG Hessen L 7 AY 14/06 ER, B.v. 21.03.07). 

Ein Anordnungsgrund besteht, da beim Verweis auf das Hauptsacheverfahren das Ziel der besseren sozialen Integration verfehlt wäre, und weil Krankenversicherungsschutz nach dem SGB V sich auch nachträglich nicht mehr herstellen ließe. Die Antragsteller weise mit Recht darauf hin, dass es ein erheblicher Unterschied ist, Anspruch auf Leistungen nach dem SGB V - Gesetzlichen Krankenversicherung - oder nur auf Krankenhilfe in Akutfällen nach § 4 AsylbLG zu haben.

SG Speyer S 16 ER 619/07 AY, B.v. 09.01.08, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/12334.pdf Anrechnung des Bezugs von Leistungen nach § 2 AsylbLG und nach SGB XII auf die auf 48 Monaten verlängerte Wartefrist des § 2 AsylbLG. 

SG Stade S 19 AY 38/07 ER, B. v. 08.01.08, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/12303.pdf Anrechnung des Bezugs von Leistungen nach § 2 AsylbLG auf die auf 48 Monaten verlängerte Wartefrist des § 2 AsylbLG. 

SG Duisburg S 2 AY 49/07 ER, B. v. 03.01.08,  www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/12293.pdf Anrechnung des Bezugs von Leistungen nach § 2 AsylbLG und von Zeiten einer Erwerbstätigkeit auf die auf 48 Monaten verlängerte Wartefrist des § 2 AsylbLG.
SG Braunschweig S 20 AY 70/07 ER, B. v. 14.12.07 www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/12284.pdf Anrechnung des Bezugs von Leistungen nach § 2 AsylbLG auf die auf 48 Monaten verlängerte Wartefrist des § 2 AsylbLG. Der Widerspruch hat gemäß § 86a Abs. 1 SGG aufschiebende Wirkung, da die Leistungen ohne zeitliche Befristung bewilligt wurden und  es sich somit um einen Dauerverwaltungsakt handelt.

SG Dresden S 19 AY 33/07, B.v. 31.01.08 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2136.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG für staatenlose Kurden aus Syrien mit Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 AufenthG. Mit diesem Aufenthaltstitel beziehen sie bei Bedürftigkeit nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 AsylbLG Leistungen nach dem AsylbLG und nicht nach dem SGB II oder SGB XII. Keine Rückstufung bereits nach § 2 AsylbLG Leistungsberechtigter  aufgrund der Verlängerung der Wartefrist von 36 auf 48 Monate.

LSG Sachsen L 3 B 174/07 AY-ER, B.v. 20.02.08 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2152.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG, die „bis auf weiteres“ bewilligt wurden, sind ein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung. Der Widerspruch gegen die Herabstufung nach § 3 AsylbLG hat gemäß § 86a SGG aufschiebende Wirkung.

LSG Nds-Bremen L 11 AY 51/07 ER, B.v. 31.01.08, www.asyl.net/Magazin/Docs/2007/M-9/12542.pdf Zeiten des Bezugs von Leistungen nach SGB II oder BSHG (hier: mit Aufenthaltsbefugnis nach § 30 Ausl, später nach § 25 V AufenthG verlängert, was zur Rückstufung ins AsylbLG führte) rechnen für die 36- bzw. 48-Monats-Frist des § 2 Abs. 1 AsylbLG mit. 

SG Altenburg S 21 AY 449/08, B.v. 22.02.08 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2156.pdf Keine Rückstufung auf Leistungen nach § 3 AsylbLG wegen Verlängerung der Wartefrist von 36 auf 48 Monate, wenn bereits insgesamt 48 Monate Leistungen nach § 3 und § 2 AsylbLG bezogen wurden. Auf die 48-Monatsfrist des § 2 AsylbLG sind auch Zeiten den Bezugs von Leistungen nach § 2 AsylbLG anzurechnen.
SG Cottbus S 20 AY 11/08 ER, B.v. 03.03.08 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2159.pdf Der Widerspruch gegen die Rückstufung auf Leistungen nach § 3 AsylbLG hat aufschiebende Wirkung, da es sich bei den "ohne besonderen Antrag jeweils für einen Monat im voraus, insoweit wie die wirtschaftlichen Verhältnisse" weitergewährten Leistungen um einen Dauerverwaltungsakt handelt. Nach Sinn und Zweck des AsylbLG sind auch Leistungen nach § 2 AsylbLG auf die neue 48-Monatsfrist anzurechnen.

LSG Nds.-Bremen L 11 AY 70/07 ER, B.v. 14.03.08, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2160.pdf ebenso LSG Nds.-Bremen L 11 B 52/07 AY, L 11 AY 82/07 ER, B.v. 18.03.08. 

Der Anrechnung von Leistungen nach BSHG oder SGB II oder § 2 AsylbLG auf die 36- bzw. 48-monatige "Wartefrist" des § 2 AsylbLG steht weder der Wortlaut des § 2 AsylbLG entgegen noch "konterkariert" die Anrechnung dieser Zeiten entgegen der Auffassung des Nds. Ministeriums für Inneres den Zweck der Vorschrift. § 2 AsylbLG ist einer erweiternden Auslegung zugänglich. Die Anrechnung des Bezugs von Leistungen nach BSHG bzw. SGB II entspricht einer dem Zweck des Gesetzes entsprechenden Auslegung, ohne der Norm einen entgegengesetzten Sinn zu verleihen, der mit dem gesetzgeberischen Ziel nicht mehr in Einklang zu bringen wäre.

SG Saarland S 25 ER 36/07 AY, B. v. 12.02.08, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/12606.pdf Auch Zeiten eines Leistungsbezugs nach § 2 AsylbLG sind nach Sinn und Zweck des Gesetzes auf die 48-Monats-Frist des § 2 AsylbLG anrechenbar; der Bewilligungsbescheid ist ein Dauerverwaltungsakt, der Widerspruch hat aufschiebende Wirkung.

LSG Bln-Brandenburg L 23 B 18/07 AY PKH (Prozesskostenhilfe), B.v. 22.01.08, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2165.pdf Der Bewilligungsbescheid für Leistungen nach § 2 AsylbLG ist ein Dauerverwaltungsakt, Widerspruch und Klage gegen die Rückstufung nach § 3 dürften aufschiebende Wirkung haben.

SG Gotha S 14 AY 4811/07 ER, B.v. 07.02.08 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2172.pdf Keine Rückstufung auf Leistungen nach § 3 AsylbLG infolge Verlängerung der Wartefrist auf 48 Monate, mangels Übergangsvorschrift entfaltet die Neuregelung keine Rückwirkung (Bestandsschutz, vgl. LSG Ba-Wü L 7 AY 5480/06 und L 7 AY 4504/06)

SG Gotha S 14 AY 1320/08 ER, B.v. 29.04.08 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2173.pdf Keine Rückstufung auf Leistungen nach § 3 AsylbLG infolge Verlängerung der Wartefrist auf 48 Monate (Bestandsschutz), zudem sind bisherige Zeiten des Leistungsbezugs nach § 2 auf die 48-Monatsfrisrt anzurechnen.

LSG NRW L 20 B 15/08 AY ER, B.v. 18.02.08 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2189.pdf Mangels Übergangsregelung ist § 2 Abs. 1 AsylVfG n. F. jedenfalls dann anwendbar, wenn der Ausländer am Stichtag 28.08.07 Leistungen nach § 3 AsybLG bezog, ob dies auch gilt wenn er am 28.08.07 bereits Leistungen nach § 2 bezog kann dahinstehen. 

Leistungen nach § 1 a AsylbLG zählen nicht für die 48-Monats-Frist des § 2.  Im Rahmen des einstweiligen Rechtsschutzes ist der faktische Bezug von Leistungen maßgeblich und nicht ein etwaiger Anspruch. Angesichts des Wortlauts des § 2 ("bezogen haben") vermag sich der Senat für Zwecke des einstweiligen Rechtsschutzes nicht der Auffassung anzuschließen, der Rechtsgedanke des § 44 Abs. 1 SGB X verlange bereits im auf Gewährung von Leistungen gemäß § 2 AsylbLG gerichteten Klage- oder einstweiligen Rechtsschutzverfahren eine Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Gewährung der Leistungen nach § 1a.

LSG Rheinland-Pfalz L 1 ER 18/08 AY, B.v. 06.02.08, www.asyl.net/Magazin/Docs/07/M-9/12605.pdf Gewährt die Sozialbehörde Leistungen nach § 2 AsylbLG ohne zeitliche Beschränkung (Verwaltungsakt mit Dauerwirkung), so hat die gegen die spätere Kürzung der Leistungen gerichtete Klage aufschiebende Wirkung gem. § 86 b Abs. 1 SGG. 

SG Aachen S 20 AY 5/08 ER, B.v. 12.03.08 www.asyl.net/Magazin/Docs/07/M-9/12840.pdf Für die 48-Monats-Frist des § 2 Abs. 1 AsylbLG zählen aufgrund der mit dem ZuwG erfolgten Streichung des Stichtag 01.06.1997 in § 2 auch Zeiten den Leistungsbezug Bezugszeiten vor diesem Datum. 

Zeiten des Bezugs von anderen, höherwertigen Sozialleistungen (BSHG, SGB XII, ALG I) und des mittelbaren Bezugs von Sozialleistungen über die Eltern (das Kind hatte vom ALG II der Eltern gelebt) sind für die Frist des § 2 zu berücksichtigen 

SG Freiburg S 4 SO 5144/06, U.v. 24.01.08 www.asyl.net/Magazin/Docs/07/M-9/12577.pdf Kein Ausschluss des Kindes (mit Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 AufenthG) von Leistungen nach § 2 AsylbLG gemäß § 2 Abs. 3 AsylbLG, wenn mindestens ein Elternteil zwar grundsätzlich die Voraussetzungen des § 2 AsylbLG erfüllt, tatsächlich aber keine Leistungen nach AsylbLG erhält, weil er eine Aufenthaltserlaubnis als anerkannter Flüchtling nach § 25 Abs. 2 AufenthG besitzt. 

Im Rahmen der Leistungen nach § 2 AsylbLG ist auch das Pflegegeld für das Kind nach § 64 SGB XII zu gewähren.
OVG Bremen S3 B 168/08, S3 S 169/08, B.v. 19.05.08 Die Frage, ob zur Erfüllung der 48-Monats-Frist des § 2 AsylbLG auch der Bezug von Leistungen nach BSHG, SGB II oder SGB XII genügt, kann nicht im Eilverfahren geklärt werden. Der Antrag wird daher abgelehnt.
BSG B 8/9b AY 1/07 R, U.v. 17.06.08, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2208.pdf 

Auf die 48monatige Vorbezugsdauer des § 2 AsylbLG werden ausschließlich Zeiten nach § 3 AsylbLG, jedoch nicht Zeiten des Leistungsbezugs anderer Sozialleistungen oder ganz ohne Leistungsbezug angerechnet.
LSG Nds-Bremen L 11 AY 66/08 ER, B.v. 20.06.08 www.asyl.net/Magazin/Docs/2007/M-9/13484.pdf Leistungen nach SGB III (ALG I und die frühere "Arbeitslosenhilfe") sind nicht auf die 48-Monats-Frist des § 2 anrechenbar. 

SG Oldenburg S 21 AY 17/08 ER, B.v. 28.07.08 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2220.pdf (ohne Auseinandersetzung mit der Medieninformation zu BSG B 8/9 b AY 1/07 R U.v. 17.06.08) unter Bezugnahme auf LSG Nds L 11 AY 87/07 ER, B.v. 18.03.08 sowie zuletzt ebenso LSG Nds L 11 AY 68/08 ER, B.v. 14.07.08: Die Anrechnung auch von Leistungen nach § 2 AsylbLG auf die 48-Monatsfrist des § 2 AsylbLG steht Wortlaut und Sinn und Zweck der Norm nicht entgegen.

SG Hildesheim S 42 AY 105/08 ER, B.v. 14.08.08 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2219.pdf bekräftigt unter Bezugnahme auf LSG Nds L 11 AY 82/07 ER, B.v. 18.03.08 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2224.pdf, dass auch Leistungen gemäß § 2 auf die 48-Monats-Frist anrechenbar sind. Die bisher nur vorliegende Medieninformation Nr. 25/08 zu BSG B 8/9 b AY 1/07 R U.v. 17.06.08 rechtfertigt keine andere Entscheidung. Ob und inwieweit die gegenteilige Interpretation des Antragsgegners zutrifft und die verfassungsrechtlichen Vorgaben aus Art. 3 GG hierzu beachtet (vgl. LSG Hessen L 7 AY 14/06 ER, B.v. 21.03.07), ist noch offen. 

BSG B 8 AY 5/07 R, U.v. 17.06.08 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2226.pdf 

Das BSG hat im Zusammenhang mit § 2 AsylbLG entschieden, dass § 44 SGB X (Antrag des Leistungsberechtigten auf rückwirkende Überprüfung und ggf. Aufhebung bereits bestandskräftiger Entscheidungen) auch für den Bereich des AsylbLG anwendbar ist.

· Anmerkung: Mit einem "Überprüfungsantrag nach § 44 SGB X" kann unter Verweis auf das BSG-Urteil für bis zu vier Kalenderjahre rückwirkend (vgl. § 44 SGB X) der Differenzbetrag zu den rechtswidrig nur gewährten geringen Leistungen nach § 3 AsylbLG geltend gemacht werden (Differenzbetrag Regelleistung § 28 SGB XII <> Grundleistung § 3 Abs. 2 AsylbLG; Mehrbedarfszuschläge nach § 30 SGB XII; ggf. weitere Leistungen). Dies gilt auch dann, wenn versäumt wurde, rechtzeitig Widerspruch einzulegen, die Bescheide also bestandskräftig geworden sind.

Anmerkung: 

Überzeugend zu dieser Problematik ist der Erlass des Sächsischen Innenministerium vom 17.09.07 zu § 2 AsylbLG:
www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/zuwg/Sachsen_Par2_48Monate.pdf
Ähnlich die Praxis in Hessen
www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/zuwg/Par2AsylbLG_48Monate_Hessen.pdf
und die Empfehlung des MASGF Brandenburg:
www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/zuwg/Par2AsylbLG_48Monate_Brandenburg.pdf
Auch Berlin hat zu § 2 AsylbLG eine Bestandsschutzregelung getroffen:
www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/gesetzgebung/Rdschr_AsylbLG_2007.pdf
ebenso die Empfehlung in Ba-Wü:
www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/zuwg/BaWue_Par2_36Monate.pdf 
Ohne weitere inhaltliche Begründung scheint das BMAS allerdings die gegenteilige Auffassung zu vertreten:
www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/zuwg/BMAS_P2AsylbLG.pdf
§ 2 Abs. 1 AsylbLG Fassung 1993 - Anspruch geduldeter Ausländer 

OVG Münster 8 B 194/97 v. 16.5.97, IBIS C1275, EZAR 463 Nr. 7 Leitsätze: "1. Die Besserstellung durch § 2 Abs. 1 Nr. 2 AsylbLG a. F. setzt den Besitz der Duldung aufgrund von Hindernissen gegen die freiwillige Ausreise und (kumulativ) gegen die Abschiebung voraus. 2. Der Leistungsträger ist an die ausländerbehördliche Entscheidung über die Duldung gebunden, hat aber deren Gründe festzustellen und zu prüfen, ob der Ausländer sie zu vertre​ten hat." Der Eilantrag auf ungekürzte Leistungen wurde abgelehnt, da die Antragsteller nicht glaubhaft gemacht haben, dass die Abschiebehindernisse und die Hindernisse der freiwilligen Ausreise nicht von ihnen zu vertreten sind.

VGH Baden-Württemberg 6 S 574/97 v. 5.6.97 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1344.pdf Kürzung nach § 2 AsylbLG (alt) für Staatsangehörige der BR Jugoslawien (hier: Kosovo-Albaner) ist nach Inkrafttreten des Rückübernahmeabkommens rechtmä​ßig, solange der Leistungsberechtigte bei der jugoslawischen Vertretung noch keinen Antrag auf Ausstellung ei​nes Passersatzpapieres zwecks freiwilliger Rückkehr gestellt hat. Die Modalitäten der Rückreisebestimmungen und die Dauer des Ausstellungsverfahrens hat der Antragsteller hingegen bei ordnungsgemäß gestelltem Antrag nicht zu vertreten. Ebenso VGH Ba-Wü 6 S 620/97 v. 13.5.97, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1288.pdf
VGH Baden-Württemberg 6 S 35/97 vom 20.6.97, VBlBW 1997, 466 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1289.pdf Kürzung für Bosnier auf die Leistungen nach §§ 3-7 AsylbLG ist zulässig, wenn der Leistungsberechtigte eine Duldung erhalten hat, weil sei​ner Abschiebung tatsäch​liche oder rechtliche Hindernisse entgegenstehen, die er nicht zu vertreten hat, eine freiwillige Ausreise aber möglich und auch zumutbar ist. Zu prüfen ist nicht nur die tatsächliche Möglichkeit der Rückkehr, sondern auch, ob der Antrag​steller die Möglichkeit hat, dort auch zu leben. Die Zumutbarkeit der Rückkehr ist analog der vom BVerwG zu § 53 AuslG vorliegenden Rechtsprechung zu prüfen. Es kommt nicht darauf an, ob die Rückkehr in den Herkunftsort möglich ist, ausreichend ist, dass die Antragsteller in ir​gendeinen Teil Ihres Herkunftsstaates zurückkehren können. Eine allein auf § 54 AuslG beruhende Duldung reicht nicht, solange diese nicht aufgrund § 53 Abs. 6 Satz 2 AuslG ergangen ist.

Vorliegend hat das Gericht die Zumutbarkeit der freiwilligen Ausreise für ein über 70jähriges bosnisches Ehe​paar kroatischer Volkszugehörigkeit mit letztem Wohnsitz im Gebiet der heutigen Republika Srpska bejaht. Die An​trag​steller hätten der Ausländerbehörde mitgeteilt, dass sie im September 1997 nach Kroatien ausreisen könnten. Lässt sich das Vorliegen von Ausreisehindernissen nicht feststellen, geht dies zu Lasten der Antragsteller.

VGH Bayern 12 CE 97.959 v. 30.6.97, IBIS C1345 Kürzung für Bosnier ist rechtswidrig. Nach dem eindeutigen Wortlaut des Gesetzes kommt es nicht darauf an, ob der freiwilligen Ausreise oder der Abschiebung des Leistungsberech​tigten von ihm zu vertretende Hindernisse entgegenstehen, sondern darauf, ob er eine Duldung erhalten hat, weil solche (nicht zu vertretenden) Hindernisse entgegenstehen. Es ist nicht zweifelhaft, dass die Antragsteller die hier maßgebliche Duldung nur infolge von Hindernissen erhalten haben, die sie nicht zu vertreten hatten, nämlich im Hinblick auf die Folgen des Bürgerkrieges in Bosnien. Ob die Antragsteller auch schon vor Ablauf der Duldungs​frist ohne Hindernisse hätten freiwillig ausreisen können, ist für § 2 AsylbLG F. 1993 unerheblich (vgl. auch OVG Lüneburg, ZfF 1997, 109). Ebenso VGH Bayern 12 CE 97.959 v. 30.6.97, FEVS 1997, 562.
VG München M 18 E 96.6617 v. 10.4.97, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1346.pdf Kürzung für Bosnier ist rechtswidrig. 

1. Ein Anordnungsgrund liegt vor, da die Kürzung um mehr als 5 % unter dem Regelsatz liegt (Bay VGH v. 23.1.95, 12 CE 94.2781).

2. Ein Regelungsanspruch im Eilverfahren besteht - entgegen der Ansicht des VGH Bayern - ab Antragsein​gang bei Gericht, da nur so en effektiver Rechtsschutz gem. Art. 19.4 GG gewährleistet ist (vgl VG München M 18 E 95.4298 v. 6.10.95; LPK BSHG Anhang Verfahren RN 130 und die dort genannte Rspr.).

3. Es spielt keine Rolle, dass der Widerspruch erst am 10.12.96 eingegangen ist und der Bescheid über die Kürzung vom 8.11.1996 bestandskräftig geworden ist, wenn er mit einer ordnungsgemäßen Rechtsmit​telbelehrung versehen war. Dies hat bezüglich künftiger Leistungen keine bestandskräftige Festschreibung der Anwendbarkeit von § 3 AsylbLG zur Folge. Die Gewährung von Leistungen nach dem AsylbLG und dem BSHG wird nach ständiger Rspr. in der Regel nicht als "rentengleiche Dauerleistung" angesehen (BVerwG FEVS 43 Nr. 1, FEVS 15 Nr. 81), sondern nur als monatliche Bewilligung von Leistungen. Nur bei einem eindeutig erkennbaren Willen der Behörde, ein Rechtsverhältnis für einen bestimmten Zeitraum rechtsverbindlich zu regeln, würde die Bestandskraft diesen Zeitraum erfassen. Ausweislich der Formulierung: "Die Ihnen zu gewährenden Leistungen werden ab 1.11.96 auf monatlich 340.- festgesetzt" soll der Bescheid nicht für einen bestimmten Zeitraum - etwa bis zur Ausreise - die Leistungen regeln, sondern nur für November 1996. Für den darauffolgenden Monat muss dennoch kein neuer Bescheid erlassen werden, es reicht, dass der Antragsgegner die Hilfe tatsächlich fortzahlt. Somit könnte nur eine Bestandskraft für November 1996 eintreten. Der Widerspruch hat die Antragsgegnerin aber davon in Kenntnis gesetzt, dass der Antragsteller jedenfalls ab Dezember 1996 Leistungen nach § 2 AsylbLG be​gehrt. Diesem Wunsch ist die Antragsgegnerin jedoch nicht nachgekommen.

4. § 2 AsylbLG ist vorliegend anzuwenden. Zu vertreten hat ein Ausländer alle Handlungen, mit denen er die freiwillige oder erzwungene Ausreise erschwert oder unmöglich macht (Hailbronner, AuslR, § 30 Rn 36). Dies ist z.B. der Fall, wenn er seine für die Ausreise nötigen Reisedokumente vernichtet. Die Kammer schließt sich im Üb​rigen der Rspr. des OVG Berlin (NVwZ-Beilage 1996, 95) an.

OVG NRW 16 E 137/98, B.v. 28.08.00, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 OVG Nr. 17 Zur (fehlenden) Bindungswirkung ausländerbebördlicher Feststellungen für den Anspruch auf Leistungen nach 2 Abs. 1 Nr. 2 AsylbLG F. 1993. Der Senat geht davon aus, dass es jedenfalls im Hinblick auf die Möglichkeit einer freiwilligen Ausreise und insbesondere der Frage des Vertetenmüssens von Abschiebungs- bzw. Ausreisehindernissen auf die objektive Lage und nicht etwa auf die Vorstellungen der Ausländerbehörde bei der Duldungserteilung ankommt (vgl. OVG NRW 8 B 194/97, B. v. 16.05.97, EZAR 463 Nr. 7 und VGH Ba-Wü 6 S 1347/95, B. v. 22.11.95, FEVS 46, 410, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1181.pdf).

Abgesehen davon, dass im Rahmen der Duldungsentscheidung weder die Möglichkeit der freiwilligen Rückkehr noch das Vertretenmüssen von Abschiebungs- und Ausreisehindernissen zu prüfen sind, können ausländerbehördliche Einschätzungen auch dann nicht ohne weitere Überprüfung leistungsrechtlichen Entscheidungen zugrunde gelegt werden, wenn die Ausländerbehörde - über das zur Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgabe Notwendige hinaus - hierzu in der Duldung oder sonst in den Ausländerakten ausdrücklich Stellung genommen hat. Die fehlende Bindungswirkung derartiger Stellungnahmen der Ausländerbehörden ist daraus abzuleiten, dass die Feststellung fallrelevanter Tatsachen und gegebenenfalls die wertende Aufbereitung solcher Tatsachen Sache der letztlich entscheidenden Behörde.- und im Streitfall des Gerichts - ist. 

Eine bindende Wirkung von Feststellungen anderer Behörden kommt lediglich in Betracht, wenn sich aus Rechtsvorschriften hinreichend die ressortübergreifende Verbindlichkeit solcher Feststellungen ergibt. Das ist vorliegend nicht der Fall. Soweit § 2 Abs. 1 Nr. 2 AsylbLG a. F. die leistungsrechtliche Privilegierung daran knüpft, dass die Betroffenen eine Duldung erhalten haben, "weil" ihrer freiwilligen Ausreise und ihrer Abschiebung Hindernisse entgegenstehen, die sie nicht zu vertreten haben, zwingt das nicht zu der Annahme, alle von dem "Weil"-Satz eingeleiteten Einzelmerkmale (Abschiebungshindernis, Ausreisehindernis, Nichtvertretenmüssen des Abschiebungshindernisses und Nichtvertretenmüssen des Ausreisehindernisses) seien gleichsam mit den Augen der Ausländerbehörde zu betrachten. Denn das Wort »weil« muss nicht notwendig subjektiv verstanden werden, d. h. im Sinne einer Begründung, warum sich die Ausländerbehörde zum Erlass der Duldung veranlasst gesehen hat, sondern kann auch hinreichend damit erklärt werden, dass objektiv zwischen dem Vorliegen eines Abschiebungshindernisses und der Erteilung einer Duldung i. S. v. § 55 AuslG eine kausale Verknüpfung bestehen muss. Auch § 79 Abs. 3 AuslG bietet keine Rechtsgrundlage für eine bindende Wirkung ausländerbehördlicher Feststellungen, weil in dieser Vorschrift lediglich von einer Mitteilung von leistungserheblichen Umständen und Maßnahmen, nicht aber von verbindlichen Bewertungen die Rede ist.

Gegen die Bindungswirkung ausländerbehördlicher Feststellungen im leistungsrechtlichen Verfahren bestehen aber vor allem unter dem Gesichtspunkt der Rechtsschutzgewährung durchgreifende Bedenken. Der hilfesuchende Ausländer wäre nämlich in Fällen wie dem vorliegenden zunächst gezwungen,

ihn belastende Feststellungen der Ausländerbehörde rechtlich anzugreifen bzw. auf die Nachholung bislang fehlender Feststellungen der Ausländerbehörde hinzuwirken, ehe er mit Aussicht auf Erfolg an die leistungsgewährende Behörde herantreten könnte, ohne dass erkennbar wäre, auf welche Rechtsgrundlage der Hilfesuchende einen derartigen Feststellungs- bzw. Feststellungsänderungsanspruch gegen die Ausländerbehörde stützen könnte (vgl. zum Ganzen eingehend VGH Ba-Wü a. a. O.).

Schließlich spricht auch der Gesichtspunkt der Sachnähe nicht für eine vorgreifliche Feststellungskompetenz der Auslanderbehörde. Abgesehen von dem grundsätzlichen Bedenken, dass derartige Überlegungen der Sachnähe schwerlich die fehlende gesetzliche Grundlage für eine Bindungswirkung ausländerrechtlicher Feststellungen ersetzen könnten, kann insbesondere im Hinblick auf die Frage des Vertretenmüssens nicht ohne weiteres ein ins Gewicht fallender Kompetenzvorteil der Ausländerbehörde gegenüber der leistungsbewilligenden Behörde angenommen werden, zumal fehlende Kenntnisse der Leistungsbehörde, etwa über mögliche Ausreisewege, im Wege des § 79 Abs. 3 AuslG verschafft werden können.

Das Abschiebungshindernis dürften die Kläger auch nicht zu vertreten haben (kein Rückführungsabkommen mit der BR Jugoslawien). gab, ein Umstand, der nicht in den Verantwortungsbereich der Kläger fällt. Aber auch eine freiwillige Ausreise dürfte den Klägern wegen ihrer Passlosigkeit aus von ihnen nicht zu vertretenden Gründen verwehrt gewesen sein. Nach den Schilderungen des VGH Ba-Wü in InfAuslR 1996, 222 ff, waren zur damaligen Zeit alte Pässe »wertlos«, soweit sich aus ihnen das Betreiben eines Asylverfahrens ersehen ließ, während neue Pässe nicht zu erlangen waren; die Möglichkeit von Einreiseversuchen ohne gültigen Pass wird als nicht möglich, zumindest aber als nicht zumutbar angesehen.

Anmerkung zur Durchsetzung von Ansprüchen nach § 2 AsylbLG (F. 1993)

Ansprüche nach § 2 AsylbLG (alt) auf die Differenzbeträge zwischen den abgesenkten Leistungen nach § 3 Asyl​bLG und den Regelleistungen nach BSHG können seit Inkrafttreten der AsylbLG-Novelle - wie andere Ansprüche aus der Vergangenheit auch - nicht mehr im Eilverfahren (einstw. Anordnung), wohl aber ggf. noch im Hauptsa​chever​fahren (Widerspruch, Klage) weiter verfolgt werden.

Voraussetzung ist, dass Widerspruch gegen die gekürzten Leistungen eingelegt wurde (zumindest für einige Zahlungszeiträume, vgl. VG München). Sofern Leistungen ohne schriftliche Bescheide mit Rechtsmittelbelehrung gewährt wurden, beträgt die Widerspruchsfrist ein Jahr - § 58 Abs. 2 VwGO). Wenn der Widerspruch abgewiesen wurde, muss die Klage innerhalb eines Monats erhoben werden. Wenn aber - wie etwa in Berlin häufige Praxis - über den Widerspruch überhaupt nicht ent​schieden wurde, dann ist nach Ablauf von drei Monaten seit Einlegung des Widerspruches zu jeder Zeit - also auch noch Jahre später - eine Klage auch ohne Widerspruchsbe​scheid möglich (Untätigkeitsklage - § 75 VwGO). 

Außer dem VGH Bayern hatten zumindest auch das OVG Nds. sowie das OVG Berlin die zwischen Sept. 1996 und Mai 1997 praktizierte Kürzung für Bosnier als rechtswidrig verworfen. Da das Verfahren jahrelang dauern kann, empfiehlt es sich, ggf. eine AnwältIn zu bevollmächtigen, insbesondere wenn zwischenzeitlich mit einer Rückkehr nach Bosnien zu rechnen ist.

OVG Niedersachsen, Urteil 12 L 1232/93 vom 26.11.98; GK AsylbLG § 2 Abs. 1 OVG Nr. 14, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1263.pdf Das OVG hat bosnischen Kriegsflüchtlingen jetzt mit Urteil die Nachzahlung der Differenzbeträge zwischen den nur gewährten Grundleistungen nach AsylbLG und den BSHG-Regelsätzen für den Zeitraum Dezember 1996 bis Mai 1997 zugesprochen. Entscheidend sei, dass eine freiwillige Ausreise im betreffenden Zeitraum nicht zumutbar gewesen sei, da die katholische kroatische Familie aus dem Gebiet der heutigen Republika Srpska stammt und dorthin nicht zurückkehren kann, und im Förderationsgebiet mangels Wohnraum nicht registriert werden könne und daher auch dort keine humanitäre und medizinischen Hilfen hätte erhalten können, damit sei zumindest völlig ungewiss gewesen, ob sie in ihrem Heimatland ein menschenwürdiges Existenzminimum hätten finden können. Hinzu kam, dass die drei schulpflichtigen Kinder das laufende Schuljahr in Deutschland abschließen mussten, weil nur unter dieser Voraussetzung dieses Schuljahr in Bosnien im Rahmen der Schulpflicht auch anerkannt werden konnte. Dass die Familie inzwischen (im Sommer 1998) nach Bosnien zurückgekehrt ist, steht dem Leistungsanspruch nicht entgegen, denn den Klägern kann über ihre Rechtsanwälte die Leistung zugewandt werden. Die Revision wurde nicht zugelassen, da die Frage der Auslegung des § 2 AsylbLG auslaufendes Recht betrifft, und damit nicht mehr grundsätzlich klärungsbedürftig ist.

§ 2 Abs. 1 AsylbLG F. 1997 - Ausreise- und Abschiebehindernisse?

OVG Hamburg, Urteil v. 22.01.99, 1 Bf550/98.A, IBIS e.V. R647 

Leitsatz: "Das Rechtsschutzinteresse für die Feststellung eines Abschiebungshindernisses nach § 53 Abs. 6 Satz 1 AuslG entfällt nicht dadurch, dass der Aufenthalt eines Ausländers - auch über längere Zeit - nach § 55 Abs. 2 AuslG geduldet wird, weil seine Abschiebung aus tatsächlichen Gründen (fehlende Flugverbindungen nach Afghanistan) unmöglich ist." 

Die Feststellung eines Abschiebungshindernisses nach § 53 AuslG hat Dauerwirkung und bindet die Ausländerbehörde nach § 42 Abs.1 AsylVfG. Eine aus faktischen Gründen erteilte Duldung kann jederzeit widerrufen werden (§ 56 Abs. 5 AuslG). Dadurch droht den Betroffenen eine Rechtsschutzlücke. Die Feststellung eines Abschiebungshindernisses nach § 53 AuslG beinhaltet Vorteile bei der späteren Erteilung einer Aufenthaltsbefugnis (§ 30 Abs. 3, 4 AuslG) und ggf. einer unbefristeten Aufenthaltserlaubnis (§ 35 AuslG). Auch im Hinblick auf den novellierten § 2 AsylbLG bietet die Feststellung eines rechtlichen Abschiebungshindernisses nach § 53 AuslG Vorteile: Eine Kürzung der Leistungen im Hinblick darauf, dass der Betreffende freiwillig ausreisen könne, kommt nicht in Betracht.

VG Hannover 7 B 2966/00 v. 19.07.00, IBIS e.V. C1551 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1551.pdf (aufgehoben durch OVG Nds 4 M 3278/00, s.u.). Die geduldeten Antragsteller aus Afghanistan haben keinen Anspruch auf Leistungen analog BSHG. Sie haben nicht glaubhaft gemacht, dass eine Ausreise nicht erfolgen kann. Wenn auch zur Zeit keine direkte Flugverbindung nach Kabul besteht, so ist doch eine Rückkehr über Pakistan auf dem Luft- oder Landweg möglich. Nach dem Lagebericht des AA zu Afghanistan v. 24.1.00 gibt es noch - allerdings unregelmäßige - Flugverbindungen von Peschawar in Nordwest-Pakistan nach Kandaher und Jalalabad und eine Landverbindung von Quetta und Peshawar in Pakistan nach Kandaher und Jalalabad, jeweils mit Weiterfahrmöglichkeit nach Kabul. Auch soll danach die Landverbindung von Turkmenistan nach Afghanistan offen sein. Weshalb die Antragsteller diese Verbindungen nicht nutzen können, haben sie mit keinem Wort dargelegt. Der von ihnen in Bezug genommene Bericht des UNHCR v. 27.4.00 bezieht sich in erster Linie nur auf die von der "Vereinten Front zur Rettung Afghanistans" kontrollierten Gebiete. Soweit es in dem Bericht weiter heißt, Pakistan übernehme grundsätzlich keine afhganischen Bürger von anderen Staaten, scheint sich dies lediglich auf die zwangsweise Abschiebung zu beziehen. Den Antragstellern steht es aber offen, freiwillig zu reisen.

Allerdings meint das Gericht, das auch dann eine Ausreise im Sinne des § 2 Abs. 1 nicht vollzogen werden kann, wenn diese für den betreffenden Ausländer unzumutbar ist. Nach Auskunft des AA vom 19.1.00 an das VG Hamburg wäre die Rückkehr bei einer alleinstehenden Frau mit Kindern ohne familiären Rückhalt nicht zuzumuten. Dies trifft auf die Antragsteller nicht zu, denn mit dem Antragsteller zu 1. steht den übrigen Antragstellern der (in Afghanistan notwendige) männliche Schutz zur Seite. Nach dem Lagebericht des AA scheint zur Zeit auch eine Rückkehr nach Kabul nicht zumutbar zu sein. Die Antragsteller behaupten zwar, aus Kabul zu stammen, dies bedeutet aber nicht, dass sie unbedingt wieder nach Kabul zurückkehren müssen. Zumutbar ist nach dem Lagebericht und der genannten Auskunft jedenfalls eine Rückkehr in andere Gebiete Afghanistans, wenn die Antragsteller dort in bestehende oder familiäre Stammesstrukturen aufgenommen werden könne. Es hätte den Antragstellern oblegen, glaubhaft zu machen, dass dies bei ihnen ggf. nicht der Fall ist.

Letztlich kann die Frage, ob aus (tatsächlichen oder rechtlichen) Gründen keine Ausreise erfolgen kann, auch dahinstehen. Denn zusätzlich muss als Voraussetzung nach § 2 auch ein Abschiebehindernis aus humanitären, rechtlichen persönlichen Gründen oder aus öffentlichen Interessen vorliegen. Ein solches Abschiebehindernis besteht bei den Antragstellern nicht, die Duldung wurde lediglich wegen tatsächlicher Unmöglichkeit der Abschiebung ausgesprochen. Möglicherweise wäre zwar bei Unzumutbarkeit der Ausreise dann auch ein Abschiebehindernis aus humanitären oder persönlichen Gründen anzunehmen. Die "Unzumutbarkeit" haben die Antragsteller aber gerade nicht glaubhaft gemacht. 

OVG Lüneburg 4 M 3278/00 v. 06.10.00, NVwZ Beilage I 2001, 33; GK AsylbLG § 2 Abs. 1 OVG Nr. 20; IBIS e.V. C1572 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1572.pdf Die Beschwerde gegen den Beschluss VG Hannover 7 B 2966/00 v. 19.7.2000 (IBIS e.V. C1551, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1551.pdf s.o.) wird zugelassen, der Beschluss des VG wird geändert. Der Antragsgegner wird verpflichtet, Leistungen nach § 2 AsylbLG in entsprechender Anwendung des BSHG zu gewähren. Die Antragsteller haben einen Anordnungsanspruch, weil ihnen eine freiwillige Rückkehr in ihr Heimatland nicht zugemutet werden kann und wegen der Unzumutbarkeit der Ausreise nach Afghanistan auch ein Abschiebungshindernis aus humanitären und persönlichen Gründen vorliegt, mithin neben dem Bezug von Leistungen nach § 3 AsylbLG über eine Dauer von insgesamt 36 Monaten seit dem 1.6.97nauch die weiteren Voraussetzungen von § 2 Abs. 1 AsylbLG gegeben sind. Der Senat sieht sich nicht veranlasst, die Ausführungen des Antragsgegners im Schriftsatz vom 13.7.00 zur Zumutbarkeit einer Ausreise in Frage zu stellen. Dort heißt es: "Zur Frage der freiwilligen Ausreise ist auszuführen, dass zur Zeit keine direkten Flugverbindungen aus der Bundesrepublik zu einem der afghanischen Flughäfen bestehen. Auch Flüge aus dem dortigen benachbarten Ausland nach Afghanistan sind nicht buchbar. Somit ist nach hiesiger Kenntnis eine freiwillige Ausreise allenfalls über Turkmenistan oder Pakistan möglich, da von dort aus Landverbindungen offen sein sollen. Dies wird jedoch seitens der Ausländerbehörde als nicht zumutbar angesehen." Nach diesen aktuellen Erkenntnissen bestünde für die Antragsteller zwar die theroretische Möglichkeit, einen Weg nach Afghanistan zu finden. Dieser Weg ist ihnen jedoch nicht zuzumuten. Die freiwillige Ausreise nach Afghanistan ist folglich nicht möglich. Wegen der Unzumutbarkeit der zwar theoretisch gegebenen Reisemöglichkeiten für die Antragsteller besteht insofern auch ein Abschiebungshindernis aus persönlichen bzw. humanitären Gründen, da eine Abschiebung, die nur in einer für die Betroffenen unzumutbaren Art und Weise durchgeführt werden kann, nicht erfolgen darf.

VG Hannover 7 B 3076/00 v. 17.07.00, IBIS e.V. C1550, EZAR 463 Nr. 9 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1550.pdf (die Beschwerde gegen diesen Beschluss wurde vom OVG zugelassen, s.u.) Sachverhalt: Der Antragsteller ist in Mazedonien geboren, albanischer Volkszugehörigkeit und lebte zuletzt im Kosovo. Das Generalkonsulat der BRJ wie auch das mazedonische Konsulat weigerten sich, Passersatzpapiere auszustellen. Das Sozialamt lehnte Leistungen nach § 2 AsylbLG ab. Der Antragsteller habe seine Passlosigkeit selbst zu vertreten. Auch seien freiwillige Ausreisen und Abschiebungen in den Kosovo wieder möglich. Für Leistungen nach § 2 fehle es am Vorliegen der Voraussetzungen des § 30 Abs. 3 und 4 AuslG.

Gründe: Der Antrag ist unbegründet. Unerheblich ist nach § 2 F. 1997 die Frage, wer den Aufenthalt des Antragstellers zu vertreten hat. Auch für den fall, dass aufenthaltsbeendene Maßnahmen tatsächlich nicht vollzogen werden können, liegt keiner der in § 2 genannten Hinderungsgründe vor. Weder stehen einer Abschiebung humanitäre, rechtliche oder persönliche Gründe entgegen noch das öffentliche Interesse. 

Das Fehlen von Passersatzpapieren lässt sich allein als tatsächliches Hindernis qualifizieren. Es ist zunächst ersichtlich kein humanitärer Hinderungsgrund. Als rechtlicher Grund lässt es sich nicht einordnen, da darunter bei verständiger Würdigung nur sich aus einfachem Gesetzesrecht oder dem Verfassungsrecht ergebende Abschiebungshindernisse zu fassen sind. Auch das öff. Interesse steht erkennbar einer Abschiebung im Falle fehlender Papiere nicht entgegen. Fehlende Papiere lassen sich auch nicht als persönlicher Hinderungsgrund begreifen. Zwar erschließt sich die Bedeutung dieses Tatbestandsmerkmals nicht unmittelbar. Nach Überzeugung der Einzelrichterin geht jedoch die Ansicht zu weit, dass bei jeder tatsächlich unmöglichen Ausreise persönliche Gründe entgegenstehen (so Goldmann, ZfF 2000, 121 (126)). Nicht jeder tatsächliche Grund ist per se auch ein persönlicher, denn allein der begriff selbst ergibt, dass es sich bei persönlichen Gründen nur im solche handeln kann, die in der Person selbst angelegt sind (so auch GK AsylbLG, § 2 Rn 35). Mit der Feststellung, dass der Vollzug aufenthaltsbeendender Maßnahmen nicht aus einem in § 2 Abs. 1 genannten Grund scheitert, kann schließlich offen bleiben, ob eine freiwillige Ausreise möglich ist. Für den Anspruch auf Leistungen nach § 2 müssen sowohl die Abschiebung als auch die freiwillige Ausreise unmöglich sein.

Der gegenteiligen Auffassung (Oestreicher, BSHG-Kommentar, Anhang § 2 Rn 11; Goldmann a.a.O.; GK AsylbLG § 2 Rn 28) ist nicht zu folgen. Zunächst steht der Wortlaut des Gesetzes entgegen. Für ein Redaktionsversehen liegen keine Anhaltspunkte vor. Die offenkundige Verschärfung des Regierungsentwurfs (BT-Drs. 13/2746 und 13/3720) durch Verlängerung der Frist von 24 auf 36 Monate im Vermittlungsausschuss dürfte ebenso wie die Korrektur des Wortes "oder" in ein "und" ein bewusstes Zugeständnis an die im Bundesrat vertretenen Länderinteressen gewesen sein.

Schließlich greift auch die Auffassung nicht, dass die Verknüpfung beider Tatbestandsmerkmale "keine rechten Sinn mache", weil bei Vorliegen einer der Alternativen der Aufenthalt faktisch nicht beendet werden könne. Es ist durchaus der Fall denkbar, dass zwar der Vollzug aufenhaltsbeendender Maßnahmen nicht möglich ist, wohl aber eine freiwillige Rückkehr. Auch die Fallkonstellation ist in Betracht zu ziehen, in denen eine Abschiebung die konkrete Gefahr der Folter oder Verfolgung im Heimatland entstehen ließe, jener Ausländer aber freiwillig zurückreisen könnte. Nach Auffassung der Einzelrichterin sollen auch in diesen Fällen Leistungen entsprechend BSHG versagt bleiben.

syrischen Botschaft bemüht hätten.

OVG Lüneburg 4 M 2854/00 v. 28.08.00, IBIS e.V. C1565, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 OVG Nr. 16. www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1565.pdf 
Die Beschwerde gegen den Beschluss VG Hannover 7 B 3076/00 v. 17.7.2000 (IBIS e.V. C1550, s.o. www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1550.pdf) wird zugelassen. Das Verfahren wird unter dem Aktenzeichen 4 M 3107/00 als Beschwerdeverfahren fortgeführt. Es bestehen ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des angefochtenen Beschlusses. Entgegen der Ansicht des VG ist der Umstand, dass für den Antragsteller ausreichende Passersatzpapiere seines Heimatlandes nicht vorhanden sind, nicht (nur) als ein tatsächliches Hindernis, das seiner freiwilligen und seiner erzwungenen Ausreise entgegensteht, zu werten. Dieser tatsächliche Umstand hat vielmehr auch rechtliche Konsequenzen für die Möglichkeit der freiwilligen Ausreise und der zwangsweisen Rückführung des Antragstellers, die als rechtlicher Grund im Sinne des § 2 Abs. 1 AsylbLG zu werten sind. Im vorliegenden Fall kommt als besondere rechtliche Schwierigkeit i.S.v. § 124 Abs. 2 VwGO hinzu, dass der Prozessbevollmächtigte des Antragsgegners dem Antragsteller am 22.08.00 einen sogenannten EU-Laissez-passer ausgestellt hat und derzeit ungeklärt ist, ob und gegebenenfalls wie sich dieses Dokument auf die Möglichkeiten zur freiwilligen Ausreise und zwangsweisen Rückführung des Antragstellers auswirken kann.

VG Osnabrück 6 B 49/00 v. 18.10.00, Asylmagazin 1-2/2001, 45; GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 11; IBIS C1577 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1577.pdf Die Antragsteller haben Anspruch auf Leistungen nach § 2 Abs. 1 AsylbLG. Sie haben mehr als 36 Monate Leistungen nach § 3 erhalten. Gegenüber den Antragstellern können aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht vollzogen werden, da sie aufgrund des Beschlusses OVG Lüneburg 13 M 5227/98 v. 27.1.99 im Besitz von Duldungen aus humanitären Gründen sind. Die Antragstellerin zu 5. ist Inhaberin einer humanitär begründete Duldung aufgrund einer Verfügung der Antragsgegnerin vom 28.09.00. 

Damit stellt sich allein noch die Frage, ob dem Anspruch auf Leistungen nach § 2 entgegengehalten werden könnte, dass ihre Ausreise (gleichwohl) freiwillig erfolgen könnte. Dieser Einwand kann jedoch nicht erhoben werden. Der Tatbestand des § 2 Abs. 1 ist dahingehend zu verstehen, dass die in dem entscheidenden Kausalsatz genannten Gründe sowohl der freiwilligen Ausreise eines Leistungsberechtigten als auch dem Vollzug gegen ihn gerichteter aufenthaltsbeendender Maßnahmen entgegenstehen müssen. Dies folgt aus dem Wortlaut des § 2 Abs. 1, der die Tatbestandsmerkmale der fehlenden Ausreisemöglichkeit und der Unmöglichkeit aufenthaltsbeendener Maßnahmen kumulativ nebeneinanderstellt, ohne die dem Konditionalsatz einleitende Konjunktion "wenn" zu wiederholen (vgl. Hohm, NVwZ 2000, 772). Damit hindert nicht jedwede freiwillige Ausreisemöglichkeit - im Sinne der objektiven Möglichkeit eines Verlassens des Bundesgebietes durch Passieren einer Grenzübergangsstelle oder Überschreiten einer Grenzlinie (vgl. § 59 Abs. 2 AuslG) den Anspruch nach § 2 Abs. 1, sonder nur eine solche, bei der dem Antragsteller humanitäre, rechtliche oder persönliche Gründe oder ein in seiner Person begründetes öffentliches Interesse nicht zu Seite stehen. Eine objektive freiwillige Ausreisemöglichkeit kann dem Anspruchsteller danach immer dann leistungsrechtlich nicht entgegengehalten werden, wenn er sich auf die Gründe, die § 2 Abs. 1 AsylbLG bestimmt, berufen kann. 

Bestätigt wird dieses Auslegung durch eine Auslegung der Norm nach ihrem Sinn und Zweck: § 2 trägt dem Umstand Rechnung, dass nunmehr Bedürfnisse anzuerkennen sind, die auf eine stärkere Angleichung an hiesige Lebensverhältnisse und auf eine bessere soziale Integration gerichtet sind (vgl zu § 2 a.F. VGH Ba-Wü, NVwZ Beilage 1994, 29). Würde man das Tatbestandsmerkmal "wenn die Ausreise nicht erfolgen kann" nunmehr dahingehend verstehen, dass jedwede freiwillige Ausreisemöglichkeit - auch zum Beispiel eine solche in ein Drittland oder unter Inkaufnahme persönlicher Nachteile für Leib und Leben - das Tatbestandsmerkmal erfüllt, hätte die Leistungsangleichung nicht mehr wie vom Gesetz gewollt wenigstens in Ausnahmefällen zu erfolgen, sondern es gäbe nahezu keinen Anwendungsbereich der Norm mehr, da eine freiwillige Ausreisemöglichkeit - im Sinne eines Verlassens des Bundesgebietes durch Passieren einer Grenzübergangsstelle oder Überschreiten einer Grenzlinie (vgl. § 59 Abs. 2 AuslG) - regelmäßig gegeben sein dürfte. 

Hiervon ausgehend stehen den Antragstellern humanitäre Gründe zur Seite, die ihrer freiwilligen Ausreise entgegenstehen. Dies folgt aus den im ausländerrechtlichen Verfahren erteilten Duldungen. Damit gehören die Antragsteller zum Personenkreis des § 2 Abs. 1.

Ein Anordnungsgrund ist bei der Geltendmachung von Leistungen nach § 2 AsylbLG ebenfalls gegeben (vgl. OVG Nds. 4 M 7062/96 v. 20.01.97, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1064.pdf,  OVG Berlin InfAuslR 1997, 168, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1072.pdf, VGH Bayern v. 23.01.95, FEVS 46, 141, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1187.pdf).

OVG Nds 4 M 3921/00 v. 16.11.00, FEVS 2001, 282; GK AsylbLG § 2 Abs. 1 OVG Nr. 22; IBIS C1578 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1578.pdf Der Beschwerdezulassungsantrag gegen VG Osnabrück 6 B 49/00 v. 18.10.00 wird abgelehnt. Eine Klärung im Rechtsmittelzug ist nicht geboten, wenn sich die Antwort unmittelbar aus dem Gesetz ergibt. Die im letzten Halbsatz des § 2 Abs. 1 AsylbLG genannten Bedingungen beziehen sich entgegen der Auffassung des Sozialamts nicht nur auf den Vollzug aufenthaltsbeendender Maßnahmen, sondern auch auf die freiwillige Ausreisemöglichkeit. Bestätigt wird die Auslegung des VG durch eine rechtssystematische Einordnung in den Gesamtzusammenhang des AsylbLG. Eine Interpretation im Sinne des Sozialamts würde dazu führen, dass Asylbewerber mit Aufenthaltsgestattung auch nach Ablauf von drei Jahren Leistungen nach § 2 nicht beanspruchen könnten, obwohl für sie aufgrund der Gestattungswirkung des § 55 AsylVfG vor dem Hintergrund des durch Art. 16a GG garantierten Grundrechts auf politisches Asyl die Frage nach einer möglichen Ausreise nicht gestellt werden darf. Die Gestattungswirkung ist folglich eindeutig als rechtlicher Grund im Sinne von § 2 Abs. 1 auszumachen, der nicht nur einer Abschiebung, sondern auch einer freiwilligen Ausreise mit Erfolg entgegengehalten werden kann. Dies setzt aber voraus, dem Wortlaut der Vorschrift folgend die Bedingungen am Ende von § 2 Abs. 1 auch auf die freiwillige Ausreisemöglichkeit zu beziehen. Die vom Sozialamt aufgeworfene Frage bedarf daher keiner Klärung im Rechtsmittelzug, weil sich die Antwort unmittelbar dem Gesetz entnehmen lässt.

Anmerkung: vgl. auch 'UNHCR-Stellungnahme zur Rückkehrgefährdung afghanischer Staatsangehöriger', UNHCR Berlin Januar 2001 (zu Menschenrechtssituation, Verfolgungsrisiko, Versorgungslage, Rückkehrmöglichkeiten).

VG Berlin 6 A 626.00, B.v. 12.1.2001, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 20; IBIS e.V. C1609 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1609.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG für geduldete Bosnier mit einer posttraumatischen Belastungsstörung, da in einem solchen Fall humanitäre Gründe der Ausreise und der Abschiebung entgegenstehen. Auch der (nicht traumatisierte) geduldete Ehepartner hat Anspruch auf Leistungen nach § 2, da mit Art. 6 GG seiner freiwilligen Ausresie wie der Abschiebung rechtliche Gründe entgegenstehen 

Leistungen nach § 2 AsylbLG müssen ggf. unabhängig auch von der Duldungsdauer aufgrund einer eigenständigen Sachverhaltsprüfung durch die Sozialämter gewährt werden: „Dass die Ausländerbehörde eine Duldung zuletzt nur für 3 bzw. 6 Monate erteilt hat, schließt das Vorliegen der in § 2 Abs. 1 AsylbLG genannten Gründe, die der (freiwilligen) Ausreise und aufenthaltsbeendenden Maßnahmen entgegenstehen, nicht aus. Die Dauer der erteilten Duldung mag ein Indiz für das Vorliegen derartiger Gründe sein. Dies entbindet das Sozialamt jedoch nicht davon, das Vorliegen dieser Gründe in eigener Verantwortung zu prüfen.” 

VG Berlin 32 A 726.00, B.v. 25.01.01, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 23; IBIS e.V. C1607 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1607.pdf Das Gesetz beauftragt den Träger der Sozialhilfe mit einer eigenständigen Prüfung der Ausreise- und Abschiebehindernisse im Sinne des § 2 AsylbLG, dieser ist somit verpflichtet, „Rückkehrhindernisse selber zu prüfen”, wenn der Grund für eine Duldungserteilung nicht eindeutig oder zweifelhaft ist. 

Da vorliegend der Vater wegen in Deutschland behandlungsbedürftiger schwerer Krankheit nicht ausreisen oder abgeschoben werden kann, stehen aufgrund Art. 6 GG auch der im Familienverband lebenden 18jährigen Tochter Leistungen nach § 2 AsylbLG zu. Der Schutz des Art. 6 GG bezieht auch die volljährigen Kinder der Familie ein (vgl. BVerfGE 57, 170, 178, 179; Kommentar zum Bonner GG Art. 6 Rn 20; Dreier, GG-Kommentar Art. 6 Rn 47).
VG Berlin 18 A 612.00, B.v. 22.12.00, IBIS e.V. C1606 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1606.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG für eine Muslimin Kosovo-albanischer Volkszugehörigkeit mit bosnischer Staatsangehörigkeit, die geltend macht, u.a. aufgrund einer epileptischen Krankheit in Deutschland behandlungsbedürftig und auf Medikamente angewiesen zu sein, da sie die benötigte medizinische Versorgung weder in Bosnien noch in Jugoslawien erhalten könne. Das Sozialamt hatte laut Aktenvermerk Leistungen nach § 2 verweigert, da die Antragtellerin 'nicht zu berechtigten traumatisierten Personenkreis' gehöre. Das Landeseinwohneramt hat vor mehr als 3 Jahren lediglich die Reisefähigkeit der Antragstellerin geprüft und darauf hingewiesen, dass eine erneute Prüfung der Reisefähigkeit vor einer Abschiebung erforderlich sei. Weder vom Sozialamt nich vom Landeseinwohneramt wurde bislang geprüft, ob die Antragstellerin in Bosnien (wo sie im übrigen nie gelebt hat) im Hinblick auf die dort erforderliche medizinische Versorgung einer Gefahr für ihre Gesundheit oder ihr Leben ausgesetzt ist.
VG Berlin 37 A 392.00, B.v. 01.02.01, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 24; IBIS C1605 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1605.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG für eine Bosnierin, die wegen einer Kriegstraumatisierung von der Ausländerbehörde eine Duldung aus humanitären Gründen gem. § 55 Abs. 3 AuslG erhalten hat. Humanitäre Gründe stehen damit sowohl der Abschiebung als auch der Ausreise der Antragstellerin entgegen. Aufgrund der dem Gericht verfügbaren Auskünfte ist davon auszugehen, dass posttraumatische Belastungsstörungen zurzeit in Bosnien-Herzegowina nicht therapierbar sind (vgl. UNHCR, August 2000: Aktuelle Position von UNHCR bezüglich jener Gruppen aus BuH, die internationalen Schutzes bedürfen, S. 16), so dass eine Behandlung der Antragstellerin nur bei einem weiteren Verbleib in Deutschland erfolgen kann.

Der Rückkehr des minderjährigen im Familienverband lebende Sohnes, dem ebenfalls eine Duldung aufgrund § 55 Abs. 3 AuslG erteilt wurde, stehen mit Rücksicht auf die behandlungsbedürftige psychische Erkrankung seiner Mutter humanitäre Gründe entgegen, da eine Trennung von Mutter und Sohn zu einer weiteren Destabiliiserung der Antragstellerin führen dürfte. Deshalb kann dahingestellt bleiben, ob einer Trennung von Mutter und Sohn auch rechtliche Gründe im Hinblick auf Art 6 GG und Art. 8 EMRK entgegenstehen. 

VG Berlin 17 A 721.00, B.v. 15.02.01, IBIS e.V. C1604 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1604.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG für Bosnier mit einer behandlungsbedürftigen posttraumatischen Belastungsstörung, die durch fachärztliche Bescheinigungen glaubhaft gemacht wurde. Dem Vollzug aufenthaltsbeendender Maßnahmen wie auch dem Verlangen, freiwillig auszureisen, stehen humanitäre Gründe entgegen. Die Tatsache, dass die Ausländerbehörde die Duldung auf § 55 Abs. 3 AuslG gestützt hat, ist ein Indiz dafür, dass der Abschiebung und damit auch der freiwilligen Ausreise humanitäre gründe entgegenstehen. nach den dem Gericht vorliegenden Erkenntnissen muss auch davon ausgegangen werden, dass zumindest derzeit in Bosnien-Herzegowina posttraumatische Belastungsstörungen nicht therapierbar sind (vgl VG Berlin 37 A 422.00 v. 31.01.01), so dass der Verbleib der Antragstellerin in Deutschland unerlässlich ist. 

Bezüglich des Ehepartners und ihres im Familienverband lebenden minderjährigen Kindes stehen rechtliche Gründe dem Vollzug aufenthaltsbeendender Maßnahmen wie auch dem Verlangen, freiwillig auszureisen, stehen rechtliche Gründe entgegen - Art. 6 GG, ihre Ausreise würde zur faktischen Auflösung der ehelichen Lebensgemeinschaft und des Familienverbandes führen (vgl. VG 6 A 626.00 v. 12.01.00).

VG Würzburg W 3 E 00.1467, B.v. 15.01.01, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 21; IBIS M0157 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/M0157.pdf Unmöglichkeit der Abschiebung und einer freiwilligen Ausreise für traumatisierte Bosnier, für die ein Abschiebehindernis nach § 53 Abs. 6 AuslG festgestellt ist, daher Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG. Eine freiwillige Ausreisemöglichkeit im Sinne des § 2 Abs. 1 AsylbLG ist objektiv auch dann nicht gegeben, wenn sie aus humanitären, rechtlichen oder persönlichen Gründen oder aus öffentlichem Interesse nicht möglich ist. 

OVG Niedersachsen 4 M 4422/00, B.v. 17.01.01, FEVS 2001, 349; Asylmagazin 3/2001, 25; GK AsylbLG § 2 Abs. 1 OVG Nr. 24, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/R9825.pdf
Leitsätze: "1. Die Vergünstigung des § 2 AsylbLG durch Gewährung von Leistungen in entsprechender Anwendung des BSHG setzt voraus, dass sowohl die (freiwillige) Ausreise nicht erfolgen kann als auch aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht vollzogen werden können. 

2. Die am Ende diese Vorschrift genannten entgegenstehenden Gründe beziehen sich nicht nur darauf, dass aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht vollzogen werden können, sondern auch darauf, dass die Ausreise nicht erfolgen kann. 

3. Für die Vergünstigung reicht nicht, das nur tatsächliche Gründe der Ausreise und Abschiebung entgegenstehen. Tatsächliche Gründe können aber zugleich humanitäre, rechtliche oder persönliche Gründe sein. 

4. Die Abschiebung von Roma in den Kosovo und ihrer Rückkehr dorthin stehen aufgrund der gegenwärtigen Lage im Kosovo humanitäre Gründe entgegen."

Bereits der Wortlaut von § 2 Abs. 1 AsylbLG gibt vor, dass die im letzten Halbsatz genannten Bedingungen ("weil ...") sich auch auf die freiwillige Ausreisemöglichkeit beziehen. Bestätigt wird dieses Ergebnis durch eine rechtsystematische Einordnung von § 2 Abs. 1 in den Gesamtzusammenhang des AsylbLG. Denn eine andere Interpretation würde dazu führen, dass Leistungsberechtigte mit einer Aufenthaltsgestattung nach AsylVfG Leistungen nach § 2 nicht beanspruchen könnten, obwohl für sie aufgrund der Gestattungswirkung des § 55 AsylVfG vor dem Hintergrund des durch Art. 16a GG garantierten Grundrechts auf Asyl die Frage der freiwilligen Ausreise nicht gestellt werden darf. Die Gestattungswirkung ist folglich eindeutig als rechtliches Ausreisehindernis im Sinne des § 2 auszumachen. Dies setzt aber voraus, dass sich die am Ende des § 2 genannten Gründe nicht nur darauf beziehen, dass aufenthaltsbeendene Maßnahmen nicht vollzogen werden können, sondern auch darauf, das die Ausreise nicht erfolgen kann.

Der Senat entscheidet nicht, ob ein rechtlicher Grund i.S.d. §2 bereits deshalb vorliegt, weil die Antragstellerin einen Asylfolgeantrag gestellt hat. Der Ausreise wie dem Vollzug aufenthaltsbeendener Maßnahmen stehen aber humanitäre Gründe entgegen. Diese Gründe beruhen darauf, dass wegen ihrer Zugehörigkeit zum Volk der Roma eine Rückkehr in den Kosovo derzeit nicht zugemutet werden kann. Sie liegen letztlich - unabhängig davon, dass dort die Gründe als "tatsächliche Gründe" qualifiziert werden - auch dem Erlass vom 07.04.00 zu Grunde, der die Feststellung der Möglichkeit der Rückkehr und Rückführungen auf Kosovo-Albaner beschränkt. Die Ausnahmeregelung für nicht-albanische Minderheiten beruht auf deren schwieriger humanitären Situation, die Mitte 1999 begann und bis heute fortdauert (vgl. dazu Lagebericht AA v. 21.11.00; Stellungnahmen der Gesellschaft für bedrohte Völker; Schreiben amnesty international vom 16.11.00 an die IMK, in asyl-info 12/200, 3).

Ein Widerspruch zur Rspr. des OVG Nds. in Asylverfahren (U. v. 24.02.00 12 L 748/99; B.v. 30.03.00 12 L 4129/99) besteht insoweit nicht, da in diesen Verfahren eine Prüfung nach § 53 Abs. 6 S. 1 AuslG in den Fällen nicht erfolgt, wenn dieselbe Gefahr - wie bei Roma im Kosovo - zugleich einer Vielzahl weiterer Personen droht. Die Prüfung derartiger Gefahren obliegt vielmehr nach § 54 AuslG der obersten Landesbehörde. Die Anforderungen an eine verfassungkonforme einschränkende Auslegung (Abschiebung sehenden Auges in den sicheren Tod, vgl. BVerwG v. 17.10.95) vermag das OVG Nds. für Roma aus dem Kosovo nicht zu erkennen. Damit wurde aber nicht entscheiden, ob eine Gefahrenlage i.S.d. § 54 AuslG besteht oder humanitäre Gründe i.S.d. § 2 AsylbLG vorliegen, die einer Ausreise oder dem Vollzug aufenthaltsbeendener Maßnahmen entgegenstehen.

Entscheidend zu berücksichtigen ist insofern der Abschiebungen von Minderheiten aussetzende Erlass des Nds. MI v. 07.04.00, wobei es nicht darauf ankommt, ob dieser Erlass als Regelung i.S.d. § 54 AuslG zu qualifizieren ist oder in seinen Auswirkungen einer generellen Regelung gem. § 54 gleichkommt. Dem Erlass liegt zumindest auch, wenn nicht sogar vornehmlich die schwierige Situation der Betroffenen im Kosovo zu Grunde, damit steht ein humanitärer Grund dem Vollzug aufenthaltsbeendener Maßnahmen entgegen. Solange die Regelungen des Erlasses vor dem Hintergrund der beschriebenen Situation im Kosovo im Kraft bleiben, kann auch nicht eine Lage angenommen werden, die eine freiwillige Rückkehr möglich macht, dieser stehen vielmehr ebenfalls die genannten humanitären Gründe entgegen. 

Insofern legen auch nach der grundsätzlich veränderten politischen Lage in Serbien/Montenegro gesicherte Erkenntnisse darüber (noch) nicht vor, das aus dem Kosovo stammenden Roma dorthin einreisen könnten. Es ist auch nicht bekannt, ob für Roma, die sich erstmals in Gebieten der BR Jugoslawien außerhalb des Kosovo niederlassen, ein wirtschaftlicher Mindeststandard gewährleistet ist.

OVG Niedersachsen 4 M 3889/00, B.v. 08.02.01; FEVS 2001, 419; Asylmagazin 4/2001, 46; NVwZ-Beilage I 2001, 89; GK AsylbLG § 2 Abs. 1 OVG Nr. 26; www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1603.pdf , www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2058.pdf Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG auch bei tatsächlichem Abschiebe- und Ausreisehindernis, wenn das Hindernis vom Antragsteller nicht zu vertreten ist. 

Der Senat sieht davon ab, darauf hinzuwirken, dass Ehefrau und Kinder des Antragstellers in das Verfahren einbezogen werden, da anzunehmen ist, dass das Sozialamt sie entsprechend des Ausgangs dieses Verfahrens behandeln wird. 

Das Sozialamt hat die Leistungen erst zum 1.8.2000 gemäß § 1a gekürzt, mithin nach Ablauf der 36-Monatsfrist seit 1.6.,1997, so dass die Frage ob Zeiten einer Leistungseinschränkung nach § 1a auf den Dreijahreszeitraum des § 2 anzurechnen sind, nicht entschieden zu werden braucht. Anhaltspunkte für das Vorliegen einer der Voraussetzungen des § 1a sieht der Senat nicht. Insbesondere ist nicht erkennbar, dass aufenthaltsbeendende Maßnahmen aus vom Antragsteller zu vertretenden Gründen nicht vollzogen werden können. Dem steht bereits die eigene Wertung des Antragsgegners entgegen, wonach der Antragsteller bei den im Ergebnis gescheiterten Bemühungen Pass- oder Passersatzpapiere zu beschaffen mitgewirkt habe. Der Antragsteller hat sich ausdrücklich bereit erklärt, bei der irakischen und libanesischen Botschaft vorgeführt zu werden. Seine Bemühungen blieben aber erfolglos, da nach seinem Bekunden inzwischen sowohl die irakische als auch die libanesische und die syrische Botschaft behaupten, dass er die jeweilige Staatsangehörigkeit nicht besitze. Die Annahme des Antragsgegners, er täusche über seine Identität, um zu verhindern als Angehöriger eines der genannten Staaten anerkannt zu werden entbehrt vor diesem Hintergrund jeder Grundlage jedenfalls so lange, bis der Antragsgegner den Antragsteller bei seinen Bemühungen ernsthaft unterstützt. es läge insofern nahe, den Angaben der Ehefrau, wonach sie in Beirut geboren und dort mit dem Antragsteller bis zur Ausreise nach Deutschland gelebt habe, nachzugehen. Auch eines der Kinder ist in Beirut geboren. Eine Kürzung nach § 1a ist vor dem Hintergrund der bisher unstreitig angestellten, wenn auch gescheiterten Bemühungen des Antragstellers, bei der Aufklärung seiner Staatsangehörigkeit nicht nur mitzuwirken, sondern dies auch eigenständig bei den genannten Ländern zu erreichen, rechtlich nicht zulässig.

Vielmehr ergibt sich aus diesen Umständen, dass hier auch die weiteren Voraussetzungen des § 2 vorliegen. Denn die freiwillige Ausreise kann nicht erfolgen und aufenthaltsbeendende Maßnahmen können nicht vollzogen werden, weil jedenfalls persönliche und humanitäre Gründe entgegenstehen. Der Senat nimmt hierbei entsprechend dem Wortlaut von § 2 Abs. 1 an, das die Besserstellung nur erreicht werden kann, wenn aus den dort genannten Gründen sowohl eine freiwillige Ausreise nicht erfolgen kann als auch aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht vollzogen werden können (vgl. bereits OVG Nds 4 M 3921/00 v. 16.11.00 sowie 4 M 4422/00 v. 17.01.01).

Der Senat folgt außerdem der Auffassung des VG in der angefochtenen Entscheidung (VG Hannover 7 B 4330/00), der Erlass des nds. MI zu § 2 AsylbLG vom 28.04.00 setze insoweit das Gesetz nicht entsprechend seinem Regelungsgehalt um. Die in dem Erlass vorgenommene Erweiterung der Voraussetzungen, wonach der Leistungsberechtigte entweder eine Aufenthaltsgestattung besitzen müsse oder aber eine Duldung auf Grundlage des § 55 Abs. 2 AuslG und zugleich die Tatbestandsvoraussetzungen des § 30 Abs. 3 oder 4 für die Erteilung einer Aufenthaltsbefugnis erfüllt sein müssten, ist von § 2 nicht mehr gedeckt.

Der Senat nimmt mit dem VG auch an, dass ausländerrechtlich das Fehlen von Pass- oder Passersatzpapieren ein tatsächlicher Grund im Sinne von § 55 Abs. 2 AuslG ist, aus dem die Abschiebung unmöglich ist. Daraus, das nach § 55 Abs. 2 Duldungen aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen zu erteilen sind, während nach § 55 Abs. 3 - unter den Einschränkungen des § 55 Abs. 4 - Duldungen u.a. aus dringenden humanitären oder persönlichen Gründen zu erteilen sind, kann jedoch nicht gefolgert werden, dass tatsächliche Gründe in ausländerrechtlicher Sicht nicht auch humanitäre oder persönliche Gründe im Hinblick auf § 2 sein können. Anhaltspunkte hierfür lassen sich dem AsylbLG nicht entnehmen. Danach schließen Gründe, die einer Rückkehr nur in tatsächlicher Hinsicht entgegenstehen, zwar eine leistungsrechtliche Besserstellung aus, weil sie von § 2 nicht mitumfasst werden. Dies bedeutet aber nicht, dass tatsächliche Gründe nicht zugleich auch die Annahme eines humanitären. persönlichen oder rechtlichen Grundes rechtfertigen können (vgl. Hohm, NVwZ 2000, 772, 773). Unabhängig von der ausländerrechtlichen Einordnung von Gründen, die einer Abschiebung entgegenstehen, bleibt somit im Hinblick auf § 2 eigenständig zu prüfen, ob entweder diese Gründe auch humanitäre, rechtliche oder persönliche Gründe sind, aus denen die Ausreise nicht erfolgen kann und aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht vollzogen werden können, oder aber neben den ausländerrechtlich für eine Duldung bereits genügenden Gründen weitere Gründe für eine Zuerkennung von Leistungen entsprechend BSHG gem. § 2 Abs. 1 AsylbLG vorliegen.

Nach Classen (Eckpunkte zu § 2 AsylbLG, Asylmagazin 7-8 2000, 31, 34) liegt ein rechtlicher Grund im Sinne von § 2 vor, wenn eine Abschiebung und eine freiwillige Ausreise scheitern, weil Reisedokumente fehlen, der Ausländer aber das Fehlen nicht zu vertreten hat. Classen meint, dass der Begriff der dem Vollzug aufenthaltsbeendender Maßnahmen oder einer freiwilligen Ausreise entgegenstehenden rechtlichen Gründe im Sinne von § 2 AsylbLG weiter zu fassen sei als der Begriff der rechtlichen Duldungsgründe im Sinne von § 55 Abs. 2 AuslG. Dies ergebe sich bereits daraus, dass der Wortlaut des § 2 in der seit 1.6.97 geltenden Fassung im Unterschied zur vorher gültig gewesenen Fassung nicht mehr auf das Vorhandensein einer Duldung i.S.d. AuslG und auch nicht mehr auf die maßgeblichen Gründe für die Duldungserteilung abstellt, da nicht ausdrücklich auf bestimmte Bestimmungen des AuslG verwiesen werde. Die in § 2 AsylbLG verwendeten Begriffe seien zwar denen in § 55 Abs. 2 und 3 AuslG ähnlich, aber nicht mit ihnen identisch. So setze nach § 55 Abs. 3 AuslG eine Duldung "dringende" humanitäre oder persönliche gründe oder "erhebliche" öffentliche Interessen voraus, diese Steigerungsattribute seien in § 2 AsylbLG aber nicht genannt. Die weite Auslegung sei auch erforderlich, um den Verfassungsgrundsätzen der Verhältnismäßigkeit und der Sozialstaatlichkeit sowie dem Gleichbehandlungsgrundsatz gerecht zu werden. Damit könne nicht vereinbart werden, Ausländer zeitlich unbefristet mit gesenkten Leistungen dafür zu sanktionieren, dass die nicht freiwillig zurückkehren könnten, z.B. weil ihr Herkunftsland zur Ausstellung von Reisedokumenten bzw. einer Aufnahme nicht bereit sei oder weil dorthin keine Reiseweg existiere, ohne dass die betroffenen Ausländer es in der Hand hätten, hieran irgendetwas zu ändern.

Der Senat nimmt aus den genannten verfassungsrechtlichen Gründen, aber auch aufgrund von Sinn und Zweck der Regelungen des AsylbLG die Voraussetzungen von § 2 Abs. 1 AsylbLG in den von Classen erwähnten Fallkonstellationen an. In der Begründung des Gesetzentwurfs v. 24.10.95 führten die Fraktionen von CDU/CSU und FDP aus, dass mit der Sozialhilfe dem Hilfeempfänger ein dauerhaft existenziell gesichertes und sozial integriertes Leben "auf eigenen Füßen" gewährleistet werden solle, während der Kerngedanke des AsylbLG darin liege, dass die Leistungen auf die Bedürfnisse eines von vornherein nur kurzen Aufenthalts abzustellen seien (BT-Drs 13/2746, S. 11). Die Einschränkungen der Leistungen nach BSHG durch das AsylbLG sind demzufolge verfassungsrechtlich unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung (Art. 3 GG) auch nur gerechtfertigt, weil die in § 1 Abs. 1 AsylbLG aufgeführten Personen über ein verfestigtes Aufenthaltsrecht nicht verfügen und bei ihnen ein sozialer Integrationsbedarf fehlt (vgl. BVerwG, NVwZ 1999, 669; OVG Nds, NVwZ-Beil. 1997, 95; OVG Nds, NVwZ Beil I 2001, 11). 

Der Gesetzgeber nahm diese Voraussetzungen für die ersten 36 Monate des Aufenthalts von Asylbewerbern an. Verlängert sich der Zeitraum, etwa weil die gebotene Aufklärung eines schwieriger Sachverhalte das verfahren beim Bundesamt oder den VGs verzögert, regelt § 2 für Asylbewerber, dass nunmehr ein sozialer Integrationsbedarf besteht, der einer weiteren Leistungskürzung entgegensteht. Denn die Aufenthaltsgestattung steht in diesem Fall als rechtlicher Grund sowohl einer Ausreise als auch einer Abschiebung entgegen. Nichts anderes kann aber für Ausländer gelten, deren Asylbegehren zwar erfolglos abgeschlossen wurde, die aber dennoch nicht abgeschoben werden können und nicht freiwillig ausreisen können, weil Gründe, die - ähnlich wie die Dauer ihres Asylverfahrens - nicht von ihnen beeinflusst werden können, einer Ausreise und Abschiebung entgegenstehen. Der Senat erkennt vor dem dargelegten Hintergrund der gesetzgeberischen Intention im Zusammenhang mit den verfassungsrechtlichen Vorgaben für Einschränkungen von Leistungen nach dem BSHG durch das AsylbLG auch derartige Gründe als Gründe i.S.d. § 2 an. 

Ist - wie hier - eine Abschiebung oder Ausreise wegen fehlender Pass- bzw. Passersatzpapiere nicht möglich, liegen Gründe im Sinne des § 2 Abs. 1 folglich nur dann vor, wenn festgestellt werden kann, dass der Betroffene diese Situation nicht durch eigene Bemühungen, etwa durch die Benennung seines Herkunftslandes und des Namens, unter dem er dort registriert ist, beenden kann. Zur zeit ist nicht erkennbar, dass der Antragsteller Anhaben zu Identität und Herkunft vorenthält oder verfälscht und aus diesem Grund die Ausstellung von Passpapieren vereitelt. Vielmehr ist plausibel, dass er als irakischer Kurde nach einer Flucht in den Libanon nunmehr weder vom Irak noch vom Libanon und auch nicht von Syrien als Staatsangehöriger anerkannt wird.

Aufgrund der dargelegten Umstände liegt jedenfalls ein persönlicher und humanitärer Grund vor, der dem Vollzug einer Abschiebung oder einer freiwilligen Ausreise im Hinblick auf § 2 AsylbLG - unabhängig davon dass gleichzeitig ein tatsächlicher Grund für die Erteilung einer ausländerrechtlichen Duldung vorliegt - entgegen steht. Denn ähnlich einer lebensbedrohlichen Krankheit, die im Heimatland nicht behandelt werden kann, sieht sich der Antragsteller durch die Weigerung der benannten Länder, ihn als Staatsangehörigen anzuerkennen, einer von ihm nicht beeinflussbaren Lage ausgesetzt.

· sinngemäß ebenso: OVG Nds 4 MB 651/01 v. 08.02.01, EZAR 463 Nr. 10.
OVG Nds 12 MA 1012/01, B.v. 27.03.01, FEVS 2001, 367; NVwZ-Beilage I 2001, 91; GK AsylbLG § 2 Abs. 1 OVG Nr. 27; IBIS M0423 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/m0423.pdf Kann ein Ausländer nicht ausreisen und nicht abgeschoben werden, weil ihm Pass oder Passersatzpapiere fehlen, rechtfertigt ein solcher Grund - auch auf längere Zeit - allein nicht die Vergünstigungen des § 2 Abs. 1 AsylbLG durch Gewährung von Leistungen in entsprechender Anwendung des BSHG. Dieser tatsächliche Grund kann regelmäßig auch bei längerer Zeit der "Passlosigkeit" nicht in einen persönlichen und humanitären Grund umschlagen (insoweit a.A. OVG Nds. 4 M 3889/00 B v. 08.02.01, Asylmagazin 4/2001, 46; www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2058.pdf).

Unterbrechungen des 36-Monatszeitraums des § 2 Abs. 1 AsylbLG führen nur dann zum erneuten Anlauf der Frist, wenn die Unterbrechung mindestens 6 Monate dauert und im Hinblick auf die der Vorschrift auch innenwohnende Integrationskomponente beachtlich ist. 

OVG Nds 4 MA 626/01, B.v. 21.03.01, IBIS e.V. M0555, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/M0555.pdf Das lt. Bescheinigung der Botschaft ernsthaft betriebene Weiterwanderungsverfahren des bosnischen Antragstellers und seiner Familie nach Australien führen dazu, dass ihre Abschiebung nicht zulässig und seine Ausreise nicht zumutbar ist und damit Ansprüche auf Leistungen nach § 2 AsylbLG bestehen, da der Aufenthalt aus humanitären Gründen im Sinne des § 2 Abs 1 nicht beendet werden kann. 

Daneben bestehen weitere humanitäre und persönliche Gründe, die der Vollziehung aufenthaltsbeendender Maßnahmen und einer freiwilligen Ausreise im Sinne des § 2 Abs 1 entgegenstehen. Der Antragsteller zu 1 wurde in einem serbischen Internierungslager in Bosnien festgehalten. Nach fachärztlicher Bescheinigung befindet er sich seit 1995 aufgrund starker persönlicher Belastungen durch den Bürgerkrieg in Behandlung. Er ist nach den Angaben in dieser Bescheinigung traumatisiert und leidet an starkem generalisierten Juckreiz, Zwölffingerdarmgeschwüren, Magenschleimhautentzündung und Sodbrennen und depressiver Verstimmung. Nach weiteren Bescheinigungen von Fachärzten für Psychiatrie leidet er an einer posttraumatische Belastungsstörung und befindet sich seit Januar 2001 in fachärztlicher psychotherapeutischer Behandlung. Ob dem Antragsteller bereist deshalb gemäß Bleiberechtsregelung für Bosnier vom 15.12.00 eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen ist, kann offen bleiben. Der Senat nimmt aufgrund der Ausführungen in den ärztlichen Bescheinigungen jedenfalls einen humanitären Grund an, der der Ausreise und aufenthaltsbeendenden Maßnahmen entgegensteht.

Persönliche und humanitäre Gründe bestehen auch für die Antragsteller zu 2 und 3, die Kinder des Antragstellers zu 1, aufgrund der besonderen familiären Verbundenheit auch für den inzwischen volljährigen Antragsteller zu 2, der sich weiterhin zusammen mit den anderen Antragstellern in psychotherapeutischer Behandlung befindet.

Der nds. Erlass zur Umsetzung des § 2 AsylbLG vom 28.04.00 setzt das Gesetz nicht entsprechend seinem Regelungsgehalt um. Die im Erlass vorgenommenen Erweiterung der Voraussetzungen nach § 2 Abs 1, wonach Inhaber einer Duldung zugleich die Tatbestandsvoraussetzungen des § 30 Abs. 3 oder 4 AuslG erfüllen müssen, ist von § 2 AsylbLG nicht mehr gedeckt.

OVG Nds 4 M 3027/00, B.v. 14.09.00, NVwZ Beilage I 2001, 45; FEVS 2001, 280; GK AsylbLG § 2 Abs. 1 OVG Nr. 18; IBIS e.V. C1642 Jedenfalls mit der fortgeschrittenen Schwangerschaft liegt ein humanitäres, rechtlich zu berücksichtigendes Hindernis vor, das hier sowohl einer freiwilligen Ausreise als auch aufenthaltsbeendenden Maßnahmen zum jetzigen Zeitpunkt entgegensteht. Der Antragstellerin ist nicht zuzumuten, innerhalb eines der Mutterschutzfrist entsprechenden Zeitraums von 6 Wochen vor bis 8 Wochen nach Geburt die beschwerliche Rückreise in den Kosovo auf sich zu nehmen. 

Es kann offen bleiben, ob ihr eine Flugreise oder Reise auf dem Landweg möglich ist, denn jedenfalls ist ihr eine freiwillige Rückkehr in diesem Zeitraum unzumutbar wegen der insbesondere für zurückkehrende Flüchtlinge und vor allem für Schwangere und Mütter mit Säuglingen erschwerten Wohn- und Lebensverhältnisse im Kosovo, die resultieren aus der Zerstörung der Infrastruktur während der Auseinandersetzungen bis zum Abzug der serbischen Einheiten im Juni 1999. Nach dem Lagebericht des AA v. 18.05.00 muss die Sicherheitslage als instabil bezeichnet werden, sind weiterhin viele der 120.000 in Mitleidenschaft gezogenen Häuser wiederherstellungsbedürftig, bleibt die Bevölkerung auf Lebensmittelversorgung durch internationale Hilfsorganisationen angewiesen und sind gegenwärtig (nur) Bemühungen im Gange um eine medizinische Grundversorgung der Bevölkerung. Diese Umstände dürften zwar generell der Rückkehr von Flüchtlingen nicht entgegenstehen, führen aber zur Unzumutbarkeit der freiwilligen Rückkehr unmittelbar vor und nach der Niederkunft. Dies gilt umso mehr, als die Antragstellerin bereits Anfang der 90er Jahre mit ihren Eltern und Geschwistern als Jugendliche nach Deutschland gekommen ist und sich die Verwandten weiterhin hier aufhalten, sie also familiären Rückhalt im Kosovo nicht erwarten darf.

VG Berlin 37 A 422.00 B.v. 31.01.01, IBIS e.V. C1657 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1657.pdf (siehe dazu auch Rundschreiben der Senatssozialverwaltung V A 31 v. 15.03.01) Eine Geltungsdauer der Duldung von 12 Monaten (entsprechend der Praxis bei von der Berliner Ausländerbehörde anerkannten Traumatisierungen bosnischer Kriegsflüchtlinge) ist keine zwingende Anspruchsvoraussetzung für Leistungen nach § 2. Die Duldungserteilung erfolgte ausweislich der Ausländerakte nicht gemäß § 55 Abs. 3, sondern § 55 Abs. 2 AuslG, d.h. wegen rechtlicher - bzw. - was hier näher liegt - (aus Kapazitätsgründen) tatsächlicher Unmöglichkeit der Abschiebung. Abgesehen davon, dass die Ausländerbehörde über einen Antag auf Duldung nach §§ 53 Abs. 6 bzw. 55 Abs. 3 noch nicht entscheiden hat, entfaltet die (bisherige) Bewertung der Ausländerbehörde keine Bindungs- oder Feststellungswirkung für die Auslegung des § 2 Abs. 1 AsylbLG (vgl. OVG Nds. 12 M 264/97 v. 27.1.97, NVwZ-Beilage 4/1997, 28; FEVS 47/1997, 296, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1071.pdf). 

Vielmehr ist nach summarischer Prüfung davon auszugehen, dass der Rückkehr der Antragstellerin zur Zeit mit Rücksicht auf die festgestellte traumatische Belastungstörung humanitäre Gründe entgegenstehen. Weder hat das Sozialamt bislang die Richtigkeit der vorgelegten ärztlichen und psychologischen Atteste substantiiert in Abrede gestellt, noch geben diese selbst Anlass die angegebenen Diagnosen in Zweifel zu ziehen. Die dies in Zweifel ziehenden lapidare, nicht nähere begründete Feststellung des Polizeiärztlichen Dienstes vermag die ausführlichen fachärztlichen bzw. -psychologischen Stellungnahmen nicht zu entkräften. Der Rückkehr des Ehemannes und des mdj. Kindes stehen mit Rücksicht auf die behandlungsbedürftige psychische Erkrankung der Mutter humanitäre Gründe entgegen. Ob einer zeitweisen Trennung im Hinblick auf Art. 6 GG auch rechtliche Gründe entgegenstehen, bedarf daher keiner weiteren Erörterung.

VG Berlin 37 A 90.01, B.v. 26.02.01, IBIS e.V. C 1658 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1658.pdf Die vorgelegten fundierten fachärztlichen und psychologischen Atteste sind für den Anspruch der geduldeten traumatisierten bosnischen Kriegsflüchtlinge auf Leistungen nach § 2 AsylbLG aufgrund humanitärer Abschiebe- und Ausreisehindernisse ausreichend. Zwar entfalten die aufgrund § 55 Abs. 3 AuslG erteilten Duldungen keine Bindungswirkung für das Sozialamt. Eine Duldung aus humanitären Gründen ist jedoch regelmäßig ein Indiz dafür, das einer Abschiebung und damit auch einer Ausreise humanitäre Gründe entgegenstehen (vgl OVG Nds. 12 M 264/97 v. 27.1.97, NVwZ-Beilage 4/1997, 28; FEVS 47/1997, 296, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1071.pdf). Es ist davon auszugehen, dass derartige Erkrankungen zur zeit in Bosnien nicht therapierbar sind (vgl UNHCR-Stellungnahme vom August 2000: aktuelle UNHCR-Position bezüglich jener Gruppen von Personen aus Bosnien und Herzegowina, die weiter internationalen Schutzes bedürfen).

Nachdem infolge des IMK-Beschlusses vom 24.11.2000 ein Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltsbefugnis eröffnet wurde und bis zur - in Berlin bislang nicht erfolgten - Umsetzung des IMK-Beschlusses seitens der Ausländerbehörde Duldungen aufgrund der Vorlage ärztlicher Atteste über eine vorliegende posttraumatische Belastungsstörung erteilt werden, ist auch das Rundschreiben der Senatssozialverwaltung V Nr. 8/2000 vom 26.4.2000 zu § 2 AsylbLG, das eine frühere Weisungslage referiert und davon ausgeht, dass die Ausländerbehörde nur bei einer 12-Monatsduldung von der Abschiebung absieht, inzwischen überholt. 

Mit Rücksicht auf die behandlungsbedürftige Erkrankung der Eltern stehen auch der Rückkehr der mdj. Kinder humanitäre Gründe entgegen, da eine Trennung von den Eltern zu deren weiterer Destabilisierung führen dürfte. Ob der Trennung im Hinblick auf Art. 6 GG auch rechtliche Gründe entgegenstehen, braucht daneben nicht entschieden zu werden.

VG Berlin 18 A 32.0, B.v. 16.03.01, IBIS e.V. C 1659 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1659.pdf Die geduldeten bosnischen Antragsteller haben glaubhaft gemacht, dass ihrer Ausreise und Abschiebung humanitäre bzw. rechtliche Gründe entgegenstehen, sie haben somit - da auch die Leistungsbezugsdauer unstrittig erfüllt ist - Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG. Die Kammer hat keinen Zweifel, dass jedenfalls die mit ärztlichen Attesten - neben anderen Erkrankungen - bestätigte posttraumatische Belastungsstörung der Antragstellerin zu 2 zutrifft und sie daher derzeit nicht abgeschoben werden kann. Das Ergebnis der polizeiärztlichen Untersuchung, wonach die depressiven Verstimmungen keinen Krankheitswert hätten und kein Abschiebungshindernis darstellten, hält offenbar die Ausländerbehörde selbst nicht mehr für hinreichend verlässlich, da sie im weiteren Verfahren nicht mehr hierauf, sondern nur noch auf die kroatischen Pässe der Antragsteller abhebt. 

Die Kammer hält es jedoch in Anbetracht der in den kroatischen Pässen angegebenen Wohnanschrift in Bosnien und des vorgelegten Schreibens des Kroatischen Helsinkikomitees für Menschenrecht vom 14.12.99 für nicht hinreichend sicher, dass die Antragsteller in Kroatien die zunächst notwendigen staatlichen Hilfestellungen und ohne bestehenden Krankenversicherungsschutz Zugang zu den dort wohl noch ohnehin raren Behandlungsmöglichkeiten für Traumatisierte erhält.

Einer Trennung der Eheleute und Rückkehr des Ehemannes steht Art 6 GG entgegen, so dass der Ehemann die Voraussetzungen des § 2 auch in seiner Person erfüllt.
OVG Niedersachsen 4 PA 1166/01, B.v. 25.04.01, IBIS C1666 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1666.pdf
Leitsätze: 1. Daraus, dass § 2 Abs. 1 AsylbLG nicht auf tatsächliche Gründe abstellt, ergibt sich unter Beachtung der rechtssystematischen Zusammenhänge, dass nur solche Umstände, die als ausschließlich tatsächliche Gründe anzusehen sind, nicht berücksichtigt werden, jedoch solche tatsächlichen Umstände beachtlich sein können, die zusätzlich auch als humanitäre oder persönliche Gründe zu werten sind (Bestätigung der bisherigen Senatsrechtsprechung; a.A. Nds. OVG, 12. Senat, Beschl. v. 27.03.2001 - 12 MA 1012/01 - NVwZ-Beil. 2001, 91 = FEVS 52, 367).

2. Kann ein Ausländer nicht ausreisen und nicht abgeschoben werden, weil ihm Pass- oder Passersatzpapiere fehlen, rechtfertigt ein solcher tatsächlicher Grund allein nicht die Vergünstigung des § 2 Abs. 1 AsylbLG durch Gewährung von Leistungen in entsprechender Anwendung des Bundessozialhilfegesetzes. Ein der Ausreise und Abschiebung entgegenstehender persönlicher und humanitärer Grund, der die Vergünstigung auslöst, kann aber dann gegeben sein, wenn der Betroffene diese Situation auch durch eigene Bemühungen nicht beenden kann (wie Beschluß v. 08.02.01 - 4 M 3889/00 - NVwZ-Beil. 2001, 89, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2058.pdf).

OVG Niedersachsen 4 LB 2665/01, B.v. 08.11.01, IBIS C1667, Asylmagazin 12/2001, 51; InfAuslR 2002, 86, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1667.pdf
Eine wegen tatsächlicher Abschiebehindernisse im Sinne des § 55 Abs. 2 AuslG erteilte Duldung schließt das Vorliegen persönlicher oder humanitärer Gründe im Sinne von § 2 Abs. 1 AsylbLG und damit den Anspruch auf Leistungen entsprechend BSHG nicht aus. Da die Kläger vorliegend das Ausreise- und Abschiebehindernis (hier: Passlosigkeit, Libanon) nicht durch eigene Bemühungen beenden können, es ihnen also aus persönlichen Gründen nicht möglich ist, die für eine Ausreise (oder Abschiebung) notwendigen Passersatzpapiere zu beschaffen, erfüllen die Kläger die Voraussetzungen für den Bezug von Leistungen in entsprechender Anwendung des BSHG nach § 2 Abs. 1 AsylbLG (a.A.: OVG Nds 12 MA 1012/01, B.v. 27.03.01, NVwZ-Beilage I 2001, 91). Die Revision wurde zugelassen).

OVG Niedersachsen 4 MA 2099/01 / 4 MB 3051/01, B.v. 11.09.01, IBIS C1664 Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG bei Unmöglichkeit der Ausreise wegen Passlosigkeit für Roma aus Montenegro, die den Nachweis der jugoslawischen Staatsangehörigkeit nicht führen können und denen von der jugoslawischen Botschaft keine Reisedokumente ausgestellt werden. Begründung wie die vorgenannten Entscheidungen C1666 und C1667.

VG Hannover 7 B 2230/01, B.v.12.06.01, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 26 Das Fehlen von Reisedokumenten stellt weder einen rechtlichen noch einen humanitären Grund, sondern allein ein tatsächliches Ausreise- und Abschiebehindernis dar und rechtfertigt keine Leistungen nach § 2 AsylbLG (wie OVG Nds 12. Senat, 12 MA 1012/01, B. v. 27.03.01). Die Antragsteller, Kurden aus Syrien, haben im übrigen auch nur behauptet, jedoch nicht glaubhaft gemacht, dass sie sich um Pässe bei der Botschaft bemüht haben.

VG Meiningen 8 E 303/01.Me, B.v. 22.08.01, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 29 Das Fehlen von Reisedokumenten stellt weder einen rechtlichen noch einen humanitären Grund, sondern allein ein tatsächliches Ausreise- und Abschiebehindernis dar und rechtfertigt keine Leistungen nach § 2 AsylbLG (wie OVG Nds 12. Senat, 12 MA 1012/01, B. v. 27.03.01).

VG Oldenburg 13 B 2712/00 v. 25.10.00, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 14; IBIS e.V. C1670 
www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1670.pdf Gemäß § 2 Abs. 1 AsylbLG können auch die Ausländer einen Anspruch auf Leistungen entsprechend BSHG haben, die einen Asylfolgeantrag gestellt haben, über den im Hauptsacheverfahren noch nicht rechtskräftig entschieden ist. 

Das VG hält entgegen der Auffassung des Sozialamts und des Erlasses des MI Niedersachsen v. 28.04.00 eine Heranziehung der §§ 55 Abs. 2, 30 Abs. 3 und 4 AuslG zur Auslegung und Ergänzung der bereits in § 2 Abs. 1 AsylbLG normierten ausländerrechtlichen Voraussetzung nicht für geboten und auch für nicht vom Wortlaut des § 2 AsylbLG gedeckt (wird ausgeführt). 

Aufenthaltsbeendende Maßnahmen können vorliegend nicht vollzogen werden. Letzterem stehen sowohl humanitäre als auch rechtliche und persönliche Gründe und zugleich auch das öffentliche Interesse entgegen – insoweit weist die Kammer darauf hin, dass jedenfalls mit dem im Asylfolgeverfahren vom VG gewährten vorläufigen Abschiebeschutzes auch das öffentliche Interesse an der Wahrung der Rechtsordnung im Sinne der Befolgung gerichtlicher Anordnungen einer Abschiebung der Antragsteller durch den Antragsgegner entgegensteht. 

Insoweit sieht sich die Kammer auch nicht an die Bewertung des Sozialamts gebunden, der Abschiebung stünden lediglich „tatsächliche“ Gründe entgegen, weshalb eine Duldung zu erteilen sei. Selbst wenn man aber der Auffassung zuneigen sollte, im Rahmen von § 2 Abs. 1 AsylbLG käme es ausländerrechtlich auf Gründe an, die „unverschuldet“ eingetreten sind, so muss der Antragsgegner sich an die Feststellungen des VG im Asylfolgeverfahren zum vorläufigen Abschiebeschutz festhalten lassen, wonach die Voraussetzungen des § 71 Abs. 1 AsylVfG i.V.m. § 51 Abs. 1 bis 3 VwVfG vorliegen – danach waren die Antragsteller jedenfalls ohne grobes Verschulden außerstande gewesen, den Grund für das Wiederaufgreifen in dem früheren Verfahren geltend zu machen (§ 51 Abs. 2 VwVfG). Auch insoweit spricht jedenfalls vieles dafür, dass selbst dann die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 AsylbLG vorlägen, wenn man verlangt, dass als außerrechtliche Voraussetzung auch kein „Vertretenmüssen“ vorliegen darf. 

Zwar kann vorliegend eine Ausreise erfolgen, den Antragstellern ist die Ausreise in Anbetracht des ihnen im Asylfolgeverfahren vom VG gewährten vorläufigen Abschiebeschutzes aber nicht zumutbar. Denn in dieser Hinsicht ist § 2 im Wege der Auslegung zu ergänzen, dass eine freiwillige Ausreise auch zumutbar sein muss; insoweit sieht sich die Kammer in Einklang mit Rechtsprechung des OVG Nds., die das Merkmal der Zumutbarkeit der freiwilligen Ausreise in seine rechtliche Prüfung einbezogen hat (vgl. OVG Nds4 M 3027/00 B.v. 14.09.00, OVG Nds. 4 M 3107/00 B.v. 19.09.00, OVG Nds 4 M 3278/00 B.v. 06.10.00).

OVG Lüneburg 4 LB 443/01 u 444/01, B.v.29.03.01, FEVS 2001, 523; IBIS C1683

Jüdische Emigranten aus Staaten auf dem Gebiet der ehemaligen Sowjetunion haben, wenn sie außerhalb des Aufnahmeverfahrens eingereist sind und ihnen deshalb Duldungen erteilt werden, nach § 2 Abs. 1 AsylbLG Anspruch auf Leistungen in entsprechender Anwendung des BSHG, da ihrer Ausreise und Abschiebung humanitäre Gründe und das öffentliche Interesse entgegenstehen.

VG Braunschweig 4 B 52/01, B.v. 20.06.01, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 27 Das Absehen von der Abschiebung jüdischer Emigranten, die außerhalb des geregelten Aufnahmeverfahrens nach Deutschland eingereist sind, stellt sowohl einen humanitären Grund als auch ein der Ausreise und Abschiebung entgegenstehendes öffentliches Interesse dar, deshalb Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG.

OVG Greifswald 1 M 71/00, B.v. 24.01.01, NVwZ Beilage I 2001, 88; GK AsylbLG § 2 Abs. 1 OVG Nr. 25; IBIS e.V. C1686 Ist die Unmöglichkeit der Abschiebung allein dadurch verursacht, dass die [vietnamesische] Botschaft keine Einreisepapiere ausstellt, liegt darin kein rechtlicher, sondern lediglich ein tatsächlicher Grund. Solche tatsächlichen Gründe sind nicht in den Katalog des § 2 Abs. 1 AsylbLG aufgenommen, sie rechtfertigen allein keine Leistungen nach § 2 AsylbLG. 

Demgegenüber spielt es nach § 2 in der ab 1.6. 1997 geltenden Fassung keine Rolle mehr, wenn der Antragsteller früher zeitweilig die erforderliche Mitwirkung an der Beschaffung von Ausweispapieren verweigert hatte. Die früher zeitweise verweigerte Mitwirkung entfaltet heute auch keine Wirkung mehr im Hinblick auf einen Tatbestand nach § 1a AsylbLG, zumal diese Regelung hinsichtlich ihrer tatbestandlichen Voraussetzungen als auch in Bezug auf ihre Rechtsfolgen restriktiv auszulegen ist (vgl. GK AsylbLG § 1a Rn 17 m.w.N.).

OVG Lüneburg 4 M 3107/00, B.v. 19.09.00, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 OVG Nr. 19 Der Antragsteller verfügt nicht über einen nach jugoslawischem Passrecht gültigen Pass oder ein entsprechendes Passersatzpapier, sondern nur über ein ihm ausgestelltes "EU-Laissez-Passer". Damit stehen sowohl seiner freiwilligen Ausreise als auch aufenthaltsbeendenden Maßnahmen rechtliche Gründe entgegen, so dass er Leistungen nach § 1 Abs. 1 AsylbLG beanpruchen kann.

Mit dem "EU-Laissez-Passer", das der Antragsgegner ihm am 22. 8. 2000 ausgestellt hat und in das er unter der Rubrik "Staatsangehörigkeit" nur "ungeklärt" eingetragen hat, kann der Antragsteller nach der von dem Antragsgegner vorgelegten "Vereinbarung über die Gestattung der Durchreise ausreisepflichtiger jugoslawischer Staatsangehöriger" vom 21. 3. 2000 nicht in den Kosovo zurückkehren. 

Denn die Vereinbarung regelt gemäß deren Art. 1 Abs. 1 nur die Durchreise zurückkehrender jugoslawischer Staatsangehöriger durch das Staatsgebiet eines der Vertragsstaaten Dabei wird in Art. 1 Abs. 2 S. 2 der Vereinbarung nur fur solche Personen, die in den Kosovo zurückkehren, ein EU-Laissez. Passer (anstatt eines jugoslawischen Passes oder Passersatzes) als ausreichend bezeichnet. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass der Kosovo derzeit der jugoslawischen Verwaltung entzogen ist. 

Ein Absehen von dem Erfordernis der jugoslawischen Staatsangehörigkeit ergibt sich daraus nicht, zumal es eine Staatsangebörigkeit des Kosovo nicht gibt. Personen mit ungeklärter Staatsangehörigkeit unterliegen deshalb nicht dem Anwendungsbereich der Vereinbarung. Mit dem ihm ausgestellten EU-Laissez-Passer kann der Antragsteller also aus rechtlichen Gründen weder freiwillig ausreisen (etwa des REAG- oder GARP-Programms fur freiwillige Rückkehrer) noch können aufenthaltsbeendende Maßnahmen vollzogen werden. 

VG Braunschweig 4 B 39/01, B.v. 25.06.01, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 28 Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG. Der Abschiebung und Ausreise stehen humanitäre und persönliche Gründe entgegen (posttraumatische Belastungsstörung durch Kriegserlebnisse und Folterungen in der Gefangenschaft). Darüber hinaus steht auch öffentliches Interesse der Ausreise und Abschiebung entgegen, da die Antragsteller nach summarischer Prüfung zu den vom Bleiberechtserlass nach § 32 AuslG für traumatisierte Bosnier begünstigten Personenkreis gehören dürften.

VG Berlin 32 A 596.01, B. v. 28.05.02, IBIS C1716, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1716.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG für eine Kosovo-Albanerin, die in Folge von Schikanen, Schlägen und sexuellen Bedrohungen durch serbische Polizei und Milizen an einer posttraumatischen Belastungsstörung, Depressionen sowie körperlichem Symptomen leidet. Die Antragstellerin wird deshalb sowohl medikamentös als auch durch Gesprächstherapie ärztlich behandelt.

Die Voraussetzungen des § 2 (Ausreise- und Abschiebehindernisse müssen kumulativ vorliegen. Sowohl die Ausreise als auch die Abschiebung muss an den im letzten Halbsatz des § 2 Abs. 1 AsylbLG genannten Gründen scheitern. Andere. z.B. rein tatsächliche Gründe werden von § 2 Abs. 1 nicht erfasst. Das Vorliegen von Gründen, die ihn an einer Rückkehr hindern, hat der Ausländer im vorläufigen Rechtschutzverfahren glaubhaft zu machen. Mit § 2 wird auf die Duldungsgründe des § 55 Abs. 2 1. Variante und des § 55 Abs. 3 AuslG verwiesen. In der Ausländerbehörde bestehen Weisungen über die Geltungsdauer der Duldung nach dem Duldungsgrund. Die Geltungsdauer der Duldung kann ein Indiz sein, ob Gründe im Sinne des § 2 Abs. 1 der Ausreise und Abschiebung entgegenstehen oder nicht. 

Lässt sich der Grund für eine Duldung allerdings nicht eindeutig erkennen, ist das Sozialamt verpflichtet dem nachzugehen und die Rückkehrhindernisse selbst zu prüfen, denn der Gesetzgeber hat die Erteilung einer bestimmten Art der Duldung gerade nicht als Tatbestandsvoraussetzung für Leistungen nach § 2 gewählt, sondern die Rückkehrhindernisse im Einzelnen genannt und damit den Sozialhilfeträger mit einer eigenständigen Prüfung beauftragt. 

Zur posttraumatischen Belastungsstörung und deren Behandlung hat die Antragstellerin ärztliche Atteste vorgelegt. Im Falle einer Rückkehr wäre demnach mit einer dramatischen Verschlechterung des Krankheitsbildes bis hin zur Suizidalität zu rechnen. 

Nach alledem ist das Vorbringen der Antragstellerin, wegen ihrer Krankheit nicht zurückkehren zu können, hinreichend glaubhaft gemacht, auch wenn ihr nur sechmonatige (und keine zwölfmonatigen) Duldungen erteilt wurden. Weshalb der Sozialhilfeträger vor Abschluss einer nach Aktenlage selbst für notwendig erachteten (ärztlichen) Prüfung sowie einer auch von der Ausländerbehörde noch nicht abgeschlossenen Prüfung der behaupteten Traumatisierung derzeit eine Rückkehr für zumutbar hält, hat dieser weder im hiesigen Verfahren dargelegt noch ist dies sonst aus dem Verwaltungsvorgang ersichtlich.

Zwar hat die Antragstellerin trotz gerichtlicher Aufforderung die der Traumatisierung zu Grunde liegenden Ereignisse nicht im Einzelnen näher dargelegt, sie hat jedoch die behandelnden Ärzte von der Schweigepflicht entbunden und ein Schreiben ihres Arztes vorgelegt, wonach sie von ihren intellektuellen Möglichkeit und ihrem seelischen Zustandsbild nicht in der Lage sei die Fragen des Gerichts zu beantworten. Dem Sozialamt steht es frei, dies im Laufe des Widerspruchsverfahrens ärztlich überprüfen zu lassen. Das dies bislang nicht erfolgt ist, kann nicht zu Lasten der Antragstellerin gehen.

Einer Rückkehr in den Kosovo steht entgegen, dass dort schwere und chronische psychische Krankheiten und psychosoziale Störungen nicht zufriedenstellend behandelt werden (vgl. Bericht Vereinte Nationen, Positionspapier zur Rückkehr von Kosovo-Albanern, April 2001). Für Ehemann und Kinder ergibt sich ein Ausreise- und Abschiebungshindernis aus Art. 6 GG i.V.m. Art 8 EMRK, so dass auch ihrer Ausreise (eigene) humanitäre, rechtliche bzw. persönliche Gründe entgegenstehen.

VG Berlin 18 A 130.02, B.v. 29.04.02, IBIS C1717. Leistungen nach § 2 AsylbLG für traumatisierte Bosnierin. Die Antragstellerin hat insbesondere durch Vorlage der psychologischen Stellungnahme des Behandlungszentrums für Folteropfer und die Atteste des Dr. B. hinreichend glaubhaft gemacht, das ihrer Abschiebung und Ausreise humanitäre Gründe entgegenstehen. Die Bescheinigungen enthalten auch im wesentlichen widerspruchsfreie Angaben zu konkreten Kriegserlebnissen. Unter den gegebenen Umständen sieht das Gericht keinen Anlass zu zweifeln, dass die Diagnose einer posttraumatischen Belastungsstörung zutrifft. davon geht offenbar auch die Ausländerbehörde aus, die die Duldungen bis zuletzt verlängert und dem Sozialamt im Rahmen der Prüfung des Anspruchs nach § 2 AsylbLG mitgeteilt hat, aufenthaltsbeendende Maßnahmen können nicht erfolgen, weil rechtliche Gründe entgegenstehen. Es sei Traumatisierung geltend gemacht, deren Prüfung noch ausstehe, die Sachlage sei nicht eindeutig.

Das Ergebnis der eine Traumatisierung negierenden polizeiärztlichen Untersuchung wird also offenbar auch dort - wohl angesichts der massiven allgemeinen Kritik an der damaligen Traumatisierungsprüfung des Polizeiärztlichen Dienstes ( auch hier ist etwa nicht erkennbar, ob und inwieweit ein Dolmetscher hinzugezogen wurde) - nicht als hinreichend verlässlich betrachtet. Daher hält die Ausländerbehörde eine erneute Traumatisierungsprüfung für erforderlich. Unter diesen Umständen kann das Sozialamt (dem die Prüfung der Tatbestandsmerkmale des § 2 AsylbLG in eigener Verantwortung obliegt) nicht ohne weiteres, auch nicht im Wege eigener, notwendigerweise laienhafter Beurteilung der ärztlicherseits verordneten Medikamente davon ausgehen, dass die Antragstellerin freiwillig ausreisen könne bzw. aufenthaltsbeendende Maßnahmen möglich seien.

Dem Anspruch steht nicht entgegen, dass mit Bescheid vom 23.03.1993(!) bestandskräftig festgestellt worden sei, die Antragstellerin sei nach Deutschland eingereist um Sozialhilfe zu erlangen. Es erscheint bereits zweifelhaft, ob dieser Formular-Bescheid, mit dem der Antragstellerin seinerzeit die Sozialhilfe nicht etwa versagt, sondern (nach § 120 Abs. 1 S. 2 a.F. BSHG) in Höhe von 452 DM/Monat bewilligt wurde, noch nach ca. 9 Jahren, in denen die Antragstellerin offenbar durchgehend Leistungen nach § 3 AsylbLG erhalten hat, dergestalt Dauerwirkung haben kann, dass gegenwärtig ein Anspruch nach § 2 AsylbLG ausgeschlossen wäre (vgl. OVG Berlin, 6 SN 203.99, B.v. 12.11.99). Jedenfalls ist aber mit hinreichender Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass das Sozialamt seinerzeit das Recht unrichtig angewandt hat mit der Folge, das eine Bestandskraft der Antragstellerin nicht entgegen gehalten werden kann (vgl. § 44 SGB X und OVG Berlin a.a.O sowie OVG Berlin 6 S 108.86 B.v. 12.03.87). Denn offenbar beruhte die Angabe, die Antragstellerin sei hierher gekommen, um Sozialhilfe zu erlangen, allein auf ihrer damaligen Angabe, sie habe sich vor ihrer Einreise in Kroatien und Österreich aufgehalten. Inzwischen ist jedoch obergerichtlich geklärt, dass allein die Einreise auf dem Landweg durch Staaten, in denen der Ausländer vor Zurückschiebung vorläufig sicher ist, nicht die Annahme rechtfertigt, er sei eingereist um Sozialhilfe zu erhalten (OVG Berlin 6 SN 230/98 v. 04.02.99). Angesichts dieser inzwischen gebildeten Rspr. ist unter den gegebenen Umständen nicht davon auszugehen, dass die Antragstellerin den Missbrauchstatbestand erfüllt.

OVG Nds 12 MA 2109/01, B.v.19.06.01, IBIS M1821, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/M1821.pdf Eine Familienangehörigen von Asylsuchenden gemäß § 43 Abs. 3 AsylVfG erteilte Duldung begründet keinen Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG. 

Die Antragsteller sind mit Rücksicht auf das noch anhängige Asylfolgeverfahren ihres Ehegatten bzw. ihres Vaters geduldet. Nach allgemeiner Ansicht in der Literatur stellt allein der Umstand, dass ein Mitglied der Kernfamilie noch ein Asylverfahren/Asylfolgeverfahren betreibt, keinen ausländerrechtlichen Duldungsgrund dar, insbesondere ergibt sich hieraus nicht aus Art. 6 GG ein rechtliches - absolutes - Abschiebungshindernis. § 43 Abs. 3 AsylVfG eröffnet demgegenüber die Möglichkeit, außerhalb der ausländerrechtlichen Duldungsgründe (BT-Drs 12/2062, S. 34: "entgegen den Vorschriften des AuslG...") dem ausreisepflichtigen Ehegatten/mdj. Kind vorübergehend den weiteren Aufenthalt zu gestatten, wobei sich dieser Aufenthalt allein daraus rechtfertigt, der Gesamtfamilie die gemeinsame Ausreise zu ermöglichen. Hierbei handelt es sich nicht um humanitäre, rechtliche oder persönliche Gründe i.S.d. § 2 Abs. 1 AsylbLG, denn mit diesen Gründen knüpft der Gesetzgeber unmittelbar an § 55 AuslG (und indirekt an § 30 AuslG, soweit sich diese Bestimmung wiederum auf § 55 AuslG bezieht) an (vgl. OVG Nds 12 MA 1012/01, B.v. 27.03.01) und damit an ausländerrechtliche (oder sich aus der Verfassung unmittelbar ergebende) Duldungsgründe, nicht aber an den Duldungsgrund aus § 43 Abs. 3 AsylVfG.

· Anmerkung: § 2 Abs. 1 enthält keinen ausdrücklichen Verweis auf die Duldungsgründe im AuslG, sondern spricht lediglich von einer Duldung aus humanitären, rechtlichen oder persönlichen Gründen. Die Regelung ist auch nicht wortidentisch mit § 55 AuslG, sondern nur ähnlich dieser Regelung formuliert. § 43 Abs. 3 AsylVfG ermöglicht der Behörde, im Rahmen des Ermessens die Familieneinheit von Asylsuchenden berücksichtigen, wobei dem Ermessen zugunsten der Betroffenen zweifellos humanitäre und persönlichen Erwägungen zu Grunde liegen. Weder Wortlaut noch Sinn und Zweck des § 2 AsylbLG rechtfertigen daher den vom OVG Nds. vorgenommenen Ausschluss von Duldungsinhabern nach § 43 Abs. 3 AsylVfG von den BSHG-analogen Leistungen nach § 2 AsylbLG.
VG Stuttgart 19 K 419/01, U.v. 11.01.02, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2083.pdf, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 30.1 Leistungen nach § 2 AsylbLG für geduldete Roma aus dem Kosovo. Können bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 AsylbLG aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht vollzogen werden, weil humanitäre, rechtliche oder persönliche Gründe entgegenstehen, ist in Abweichung von §§ 3-7 AsylbLG das BSHG auch dann entsprechend anzuwenden, wenn eine selbständige (freiwillige) Ausreise tatsächlich möglich wäre (vgl. OVG Nds 4 M 4422/00, NVwZ Beilage I 2001, 51). Es kann ausgeschlossen werden, dass der Gesetzgeber mit einer (selbständigen) Ausreise im Sinne von § 2 Abs. 1 AsylbLG die nur tatsächlich gegebene, aber unzumutbare Möglichkeit einer Ausreise gemeint haben könnte.

VG Lüneburg 6 B 136/00, B.v. 11.01.01, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 19 Leistungen nach § 2 AsylbLG für geduldeten Flüchtlinge aus dem Kosovo. Soweit der Erlass des MI Nds mit Ausnahme von Straftätern und Alleinstehenden Abschiebungen in den Kosovo im Winter 2000/2001 aus humanitären Gründen aussetzt, ist entsprechend dieser Lagebewertung auch vom Vorliegen humanitärer Ausreisehindernisse auszugehen. Hinzu kommen vorliegend persönliche Gründe, da die mdj. Antragstellerin auch nicht getrennt von ihren Eltern abgeschoben werden bzw. ausreisen kann.

VG Braunschweig 3 B 290/00, B.v. 10.01.01, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 18 Leistungen nach § 2 AsylbLG für geduldete Roma aus dem Kosovo. Die Prüfung, ob die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 AsylbLG vorliegen, ist vom Sozialamt eigenständig vorzunehmen, dieses ist nicht an Vorgaben und Entscheidungen der Ausländerbehörde gebunden, hier also insbesondere nicht an den Umstand, dass die Ausländerbehörde die Erteilung einer Aufenthaltsbefugnis u.a. mit Hinweis auf die Regelversagungsgründe abgelehnt hat. Ebensowenig ist entscheidend, ob der Erlass des MI Nds v.06.12.00 als Aussetzung der Abschiebung nach § 54 AuslG gewertet wird. Auch wenn dies nach dem Wortlaut des Erlasses nicht der Fall ist, spricht doch alles dafür, dass es der Sache nach um eine Aussetzung der Abschiebung in den Kosovo - mit Ausnahme von Straftätern und Alleinstehenden - aus humanitären Gründen geht, wie sie § 54 vorsieht. Soweit der Erlass des MI Nds zu § 2 AsylbLG v. 28.04.00 das Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen der § 30 Abs. 3 und 4 AuslG fordert, sind diese Voraussetzungen unbeachtlich, soweit sie nicht von der gesetzlichen Regelung gedeckt sind. Zwar besteht für die Antragsteller derzeit die Möglichkeit, mit einem EU-laissez-passer in den Kosovo zurückzukehren. Der Erlass des MI Nds v.06.12.00 hat vor dem Hintergrund des Lageberichtes des AA ersichtlich zum Hintergrund, dass eine Rückkehr - insbesondere für Angehörige ethnischer Minderheiten - derzeit aus humanitären Gründen unzumutbar ist. Diese Gründe gelten auch für eine freiwillige Ausreise.

VG Lüneburg 6 B 129/00, B.v. 08.01.01, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 17 Leistungen nach § 2 AsylbLG für geduldeten Palästinenser aus dem Libanon. Derzeit sind Abschiebung und Ausreise nicht nur aus tatsächlichen, sondern auch aus rechtlichen Gründen unmöglich. So wirkt sich das Fehlen ausreichender Passersatzpapiere für den Libanon beispielsweise auf dessen völkerrechtliche Verpflichtung zur Aufnahme der Antragsteller aus. 

VG Hannover 7 A 4673/00, U.v. 13.11.00, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 16 Hinsichtlich des Vorliegens von Ausreisehindernissen kommt es - abgesehen von der Frage eines etwaigen Rechtsmissbrauchs - nicht darauf an, ob der Ausländer das Ausreisehindernis zu vertreten hat. Ein etwaiges Verschulden des Ausländers kann das Sozialamt ggf. im Rahmen einer Entscheidung nach § 1a AsylbLG berücksichtigen. Auch die Leistungen nach § 2 können nach §1a eingeschränkt werden. 

Das Fehlen von Passpapieren lässt sich nicht als rechtliches Ausreisehindernis einordnen. Maßgeblich für die Auslegung des Begriffes "rechtliche Hindernisse" ist allein das deutsche Ausländerrecht (§ 55 Abs. 2 und 4 AuslG). Der Runderlass des MI Nds zum Verzicht auf Abschiebung von geduldeten Zuwanderern jüdischen Glaubens in die Ukraine ist noch kein auf rechtlichen, humanitären Gründen oder öffentlichem Interesse beruhendes Abschiebehindernis.

VG München M 6b E 00.4250, B.v. 30.10.00, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 15 Keine Leistungen nach § 2 AsylbLG für geduldeten Staatenlosen aus der Ukraine. Der Antragsteller hat die von ihm selbst beantragte Ausbürgerung und Staatenlosigkeit selbst zu vertreten, er könnte nach Auskunft des Konsulats jederzeit wieder eingebürgert werden. Dies ist ihm auch zumutbar, da sein Asylantrag abgelehnt wurde und Abschiebungshindernisse nach § 53 nicht bestehen und danach neu aufgetretene Abschiebungshindernisse nicht ersichtlich sind. Deshalb ist die Abschiebung aus rein tatsächlichen Gründen unmöglich, daneben sind humanitäre, persönliche oder rechtliche Gründe oder Hindernisse aus öffentlichem Interesse nicht erkennbar.

VG Würzburg W 3 E 00.1193, B.v. 19.10.00, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 13 Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG für einen Asylfolgeantragsteller mit Duldung. Seine Ausweisung kann aus rechtlichen Gründen nicht erfolgen, denn mit Beschluss des VG wurde die BR Deutschland vorläufig verpflichtet, gegenüber dem Antragsgegner die Mitteilung gemäß § 71 Abs. 5 Satz 2 AsylVfG (Mitteilung des Bundesamtes, dass die Voraussetzungen für die Durchführung eines Folgeverfahrfens nicht vorliegen) bis zum Abschluss des Hauptsacheverfahrens zurückzunehmen.

VG Stade 4 B 216/03, B.v. 31.03.03, IBIS M3476, www.asyl.net/Magazin/Docs/2003/M-3/3476.TIF Leistungen nach § 2 AsylbLG für ethnische Minderheiten aus Kosovo; Abschiebung und Ausreise stehen humanitäre Gründe entgegen.

VG Lüneburg 4 B 46/03, B.v. 09.04.03, IBIS M3713 Leistungen nach § 2 AsylbLG für geduldete Roma aus Kosovo. Nach der Vereinbarung zwischen der UNMIK und dem BMI sollen bis Ende des Jahres keine Abschiebungen von Roma und Serben/innen bis Ende des Jahres 2003 stattfinden. 

VG Lüneburg 6 B 38/03, B.v. 24.02.03, IBIS M3441, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/M3441.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG für Kosovo-Roma. Die einer freiwilligen Rückkehr entgegenstehenden Gründe stellen nicht nur tatsächliche, sondern gleichzeitig auch humanitäre Gründe dar (vgl. UNHCR-Positionspapier zur fortdauernden Schutzbedürftigkeit von Personen aus dem Kosovo, Januar 2003).
VG Göttingen 2 B 36/03 v. 05.02.03, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/M3293.pdf Anspruch auf BSHG-analoge Leistungen für Roma aus dem Kosovo, die über mindestens 36 Monate AsylbLG-Leistungen bezogen haben, auch nach den Beschlüssen der IMK (zuletzt 12/02), da für sie aus humanitären Gründen weder die freiwillige Ausreise in den Kosovo oder in die übrige BR Jugoslawien zumutbar noch ihre Abschiebung dorthin möglich ist (vgl Lagebericht AA v. 27.11.02; Bericht UNHCR und OSZE zur Situation ethnischer Minderheiten im Kosovo v. 26.03.01). Obwohl ihre Situation nicht die Annahme eines Abschiebehindernisses im Sinne des § 53 AuslG rechtfertigt, finden derzeit wegen der fehlenden Zustimmung der UNMIK keine Abschiebungen statt. Auch eine freiwillige Ausreise in den Kosovo ist derzeit nicht zumutbar (fehlende Zustimmung der UNMIK; Lagebericht AA v. 27.11.02; vgl. VG Braunschweig 3 B 73/02 v. 29.10.02). Auch der Erlass des IM Nds. vom 31.10.02 vermag Rückkehrmöglichkeiten in den Kosovo nicht zu belegen. Für die Annahme einer Rückkehrmöglichkeit in die übrige BR Jugoslawien unter Beachtung wirtschaftlicher und humanitärer Mindeststandards liegen keine tragfähigen Erkenntnisse vor, solche hat das Sozialamt auch nicht dargelegt. 

OVG Sachsen 4 BS 473/02, B.v. 03.04.03, IBIS M3581, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/M3581.pdf Lediglich tatsächliche, derzeit nicht behebbare Ausreisehindernisse (hier: Passlosigkeit; die Antragsteller machen Staatenlosigkeit geltend) rechtfertigen - auch wenn sie atypisch auf längere Zeit andauern - auch in verfassungskonformer Auslegung des § 2 Abs. 1 AsylbLG keinen Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG. Rechtliche Gründe gemäß § 2 AsylbLG sind nur Gründe im Verhältnis des Leistungsberechtigten zur BR Deutschland, nicht dagegen die Passlosigkeit oder die Unsicherheit über den zur Rücknahme verpflichteten Staat, Art. 3 Abs. 1 GG gebeietet nicht, auch bei Vorliegen tatsächlicher Abschiebehindernisse Leistungen nach 3 2 AsylbLG zu gewähren (ebenso OVG Nds 12. Senat NVwZ 2001, 91; a.A. OVG Nds 4. Senat NVwZ 2001, 89).

VG Sigmaringen 3 K 388/01, U.v. 16.01.02, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 31. Die in § 2 Abs. 1 AsylbLG genannten Gründe sind ausschließlich maßgeblich für die Frage, ob aufenthaltsbeendene Maßnahmen vollzogen werden könne. Für die Ausreisemöglichkeit ist hingegen allein maßgeblich, ob dem Leistungsberechtigten eine freiwillige Ausreise i.S.v. § 30 Abs. 3 AuslG möglich ist, da der Gesetzentwurf sich ausdrücklich an den Regelungen von § 30 AuslG orientiert hat. 

Minderheiten aus dem Kosovo (Roma, Ashkali) können in diesem Sinne freiwillig in ihre Heimat zurückkehren. Maßgeblich ist hierfür, ob Gefahren im Sinne des § 53 AuslG drohen, was die Kammer mit ausführlicher Begründung (U.v. 6.12.00) verneint hat. 

Der Ausreisemöglichkeit steht vorliegend auch nicht entgegen, dass ein Asylfolgeantrag gestellt wurde, da bis zu dem Zeitpunkt, an dem die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1-3 VwVfG bejaht sind, Folgeantragstellern nur ein ungesichertes Bleiberecht ähnlich einer Duldung zusteht.

VG Sigmaringen 5 K 120/02, U.v. 10.04.02, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 32. Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG für eine Roma-Familie aus Jugoslawien. Den geduldeten Antragstellern ist wegen Art 6 GG und Art 8 EMRK eine freiwillige Ausreise unzumutbar, weil ihre 1994 und 1995 geborenen Kinder als Asylberechtigte anerkannt sind.

VG Sigmaringen 5 K 850/01, U.v. 10.04.02, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 33. Die in § 2 Abs. 1 AsylbLG genannten Gründe beziehen sich nur auf aufenthaltsbeendene Maßnahmen und nicht auf die Möglichkeiten der freiwilligen Ausreise (wie VG Sigmaringen 3 K 388/01, U.v. 16.01.02, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 30). Die derzeit noch bestehende tatsächliche Unmöglichkeit der Abschiebung (fehlendes Rückübernahmeabkommen mit der BR Jugoslawien) begründet kein Abschiebehindernis aus rechtlichen, humanitäres oder persönlichen Gründen oder gar aus öffentlichem Interesse.

VG Düsseldorf 22 K 6824/01, U.v. 06.11.02, GK AsylbLG § 2 VG Nr. 34 Sachverhalt: Der Antragsteller reiste 1992 aus dem Kosovo nach Deutschland ein und stellte im Mai 2000 seinen dritten Asylfolgeantrag, in dem er erstmals angab Angehöriger der Volksgruppe der Ashkali zu sein, das Klageverfahren gegen den ablehnenden Bescheid des BAFl ist noch anhängig. Er besitzt eine Duldung und hat weit mehr als 36 Monate Leistungen nach AsylbLG bezogen. Wegen der (angeblichen) Möglichkeit seiner freiwilligen Ausreise senkte das Sozialamt die Leistungen auf das Niveau des § 3 AsylbLG ab, der Antragsteller bestritt unter Berufung auf UNMIK die Ausreisemöglichkeit. 

Gründe: Es kann offen bleiben, ob die Kläger als Angehörige der Ashkali aus humanitären Gründen in den Kosovo weder abgeschoben werden noch freiwillig ausreisen können. Aufenthaltsbeendende Maßnahmen konnten gemäß § 71 Abs. 5 Satz 2 AsylVfG nicht vollzogen werden. Zwar bedurfte es nach § 71 Abs. 5 Satz 2 AsylVfG keiner erneuten Abschiebungsandrohung, weil der Folgeantrag innerhalb der Zweijahresfrist gestellt war. Nach § 71 Abs. 5 Satz 2 AsylVfG darf im Falle der Entbehrlichkeit einer erneuten Abschiebungsandrohung eine Abschiebung aber erst nach Mittelung des Bundesamtes, dass die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1-3 VwVfG nicht vorliegen, durchgeführt werden, es sei den der Folgeantrag ist offensichtlich unschlüssig oder der Ausländer soll in einen sicheren Drittstaat abgeschoben werden. Eine solche Mitteilung ist jedoch nicht erfolgt, eine Abschiebung in einen Drittstaat war zu keiner Zeit vorgesehen und der erneute Asylantrag war angesichts der nach Ende des Kosovo-Krieges einsetzenden Vertreibungen von Minderheiten auch nicht offensichtlich unschlüssig. Somit standen der freiwilligen Ausreise auch rechtliche gründe entgegen, da der Kläger sich darauf berufen konnte die Entscheidung des Bundesamtes über die Durchführung eines weiteren Asylverfahrens in Deutschland abwarten zu können. Das Entscheidungsmonopol des mit besonderem Sachverstand ausgestatteten Bundesamtes würde berührt, wenn die nach § 10 AsylbLG zuständigen Kostenträger im Rahmen einer Entscheidung nach § 2 AsylbLG wegen Fehlens einer Entscheidung des Bundesamtes nach § 71 AsylVfG vorgreiflich prüfen würden, ob ein Anspruch auf Wiederaufgreifen des Asylverfahrens mit der Folge der Gestattung des Aufenthaltes für die Dauer der Durchführung des weiteren Asylverfahrens besteht.

BVerwG 5 C 32.02, U.v. 03.06.03, Asylmagazin 4/2004, 36; IBIS M4758; InfAuslR 2004, 119, FEVS 2004, 114; ZFSHG/SGB 2004, 51; GK AsylbLG § 2 Abs. 1 BVerwG Nr. 1; www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2059.pdf
Leitsatz: "Gründe im Sinne des § 2 Abs. 1 AsylbLG liegen nicht vor, wenn der Ausreise und dem Vollzug aufenthaltsbeendender Maßnahmen lediglich der tatsächliche Grund entgegensteht, dass der zur Ausreise verpflichtete Ausländer nicht über Pass- oder Passersatzpapiere verfügt und diese auch nicht zu beschaffen sind."

Sachverhalt: Die Kläger sind nach ihrem Vorbringen libanesische Staatsangehörige. Sie reisten 1993 in das Bundesgebiet ein, ihr Asylantrag blieb ohne Erfolg. Die Kläger verfügen nicht über Pass- bzw. Passersatzpapiere oder sonstige Identitätsnachweise; nach ihren Angaben sind ihnen die Pässe unmittelbar nach der Einreise von "Schleppern" abgenommen worden. Bemühungen des BAFl, Heimreisedokumente zu beschaffen, blieben ohne Erfolg. Auf Aufforderung der Beklagten teilten die Kläger mit, weder über einen Reisepass noch eine Geburtsurkunde zu verfügen und, soweit im Libanon noch Verwandte lebten, zu diesen keinen Kontakt mehr zu haben. Das OVG Nds. hatte der Klage auf Leistungen nach § 2 AsylbLG stattgegeben (OVG 4 LB 151/02 v. 09.07.02). 

Gründe: Die Revision der Beklagten, ist begründet. Mit dem AsylbLG nicht vereinbar ist die Auffassung des OVG Nds., das Fehlen erforderlicher Pass- oder Passersatzpapiere bilde jedenfalls dann einen nach § 2 AsylbLG beachtlichen Grund, wenn festgestellt werden könne, dass der Betroffene diese Situation nicht durch eigene Bemühungen beenden könne.

Das Fehlen von Reisedokumenten begründet kein der Abschiebung entgegenstehendes öffentliches Interesse und ist auch kein rechtliches Hindernis. Ob eine Abschiebung rechtlich unmöglich ist, richtet sich ausschließlich nach den rechtlichen Verhältnissen und Beziehungen zwischen dem Ausländer und der BR Deutschland; unerheblich ist, ob sich Hindernisse aus den völkerrechtlichen Verhältnissen zwischen der BR Deutschland und dem Abschiebezielstaat ergeben (GK AuslG § 55 Rn. 18). Passlosigkeit hindert mithin allein tatsächlich die Durchführung einer rechtlich zulässigen Abschiebung.

Unzureichende Reisedokumente bilden auch kein Abschiebungshindernis aus humanitären Gründen. Gegen eine Zuordnung von Passlosigkeit zu den "persönlichen Gründen" im Sinne des § 2 AsylbLG spricht, dass diese keine vorübergehende oder dauerhafte Eigenschaft einer Person oder ein ihre Lebenssituation oder –umstände unmittelbar prägender Umstand ist. Zu einem "persönlichen Grund" wird Passlosigkeit auch nicht dadurch, dass sie die Handlungsmöglichkeiten der Ausländer, ihrer Ausreisepflicht nachzukommen, beschränkt. 

§ 2 AsylbLG knüpft an die in § 55 AuslG bezeichneten Duldungsgründe an. § 55 AuslG unterscheidet zwischen den in Absatz 2 geregelten Fällen, in denen eine Abschiebung aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen unmöglich ist oder nach § 53 Abs. 6 oder § 54 AuslG ausgesetzt werden soll, und den von Absatz 3 erfassten Fällen, in denen dringende humanitäre oder persönliche Gründe oder erhebliche öffentliche Interessen die weitere Anwesenheit des Ausländers erfordern. Diese Unterscheidung greift § 30 AuslG mit der Maßgabe auf, dass zusätzlich darauf abzustellen ist, ob der Ausländer die Gründe zu vertreten hat, die einer freiwilligen Ausreise oder seiner Abschiebung entgegenstehen. Es ist nichts dafür ersichtlich, dass der Gesetzgeber den in § 2 AsylbLG genannten Gründen einen anderen Bedeutungsgehalt hätte beimessen wollen als den im AuslG verwendeten Begriffen. 

In § 2 AsylbLG nicht genannt sind aus dem Katalog des § 55 AuslG die tatsächlichen Gründe. Nach der Begrifflichkeit des AuslG liegen Fälle der tatsächlichen Unmöglichkeit der Abschiebung dann vor, wenn diese aus Gründen scheitern, die nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand behoben werden können (GK AuslG, § 55 Rn. 39). Diesen Gründen ist auch die Fallgruppe zuzuordnen, dass Ausländer für einen nicht absehbaren Zeitraum keinen gültigen Pass besitzen und auch eine Abschiebung mit einem Reisedokument (§ 16 DV AuslG) nicht möglich ist (s. m.w.N. GK AuslG § 55 Rn. 41), soweit nicht ausreichende Anhaltspunkte dafür bestehen, dass eine Abschiebung auch ohne gültiges Reisedokument durchgeführt werden kann (vgl. Renner, AuslR, § 55 Rn. 8; Hailbronner, AuslR, § 55 Rn. 20, 42).

Dem OVG Nds. ist nicht darin zu folgen, dass im AuslG kein Anlass zur Klärung der Frage bestanden habe, ob Gründe, die als "tatsächliche" im Sinne des § 55 Abs. 2 AuslG die Erteilung einer Duldung gebieten, nicht zusätzlich auch persönliche, humanitäre oder Gründe des öffentlichen Interesses bilden können, und daher bei einer leistungsrechtlichen Auslegung der ausländerrechtlichen Begriffe Raum für eine Differenzierung sei. Das AuslG geht in §§ 30, 55 AuslG von einer klaren systematischen Einteilung der unterschiedlichen Gründe aus, die dem Vollzug aufenthaltsbeendender Maßnahmen entgegenstehen können. Diese Unterscheidung hat auch rechtliche Konsequenzen, weil der Ausländer nach § 55 Abs. 2 AuslG einen Rechtsanspruch auf Erteilung der Duldung hat, während in den Fällen des § 55 Abs. 3 AuslG die Duldung in das Ermessen gestellt ist.

§ 2 Abs. 1 AsylbLG knüpft auch nach seiner Entstehungsgeschichte an die Terminologie des AuslG an (s. BTDrucks 13/2746 S. 11 ff.). Die Entstehungsgeschichte bestätigt, dass die in § 2 Abs. 1 AsylbLG genannten Gründe den Bestimmungen des AuslG über die Erteilung einer Duldung entlehnt sind.

Das Merkmal des Vertretenmüssens, auf das § 2 AsylbLG in der bis Mai 1997 geltenden Fassung hinsichtlich der Ausreise und Abschiebung hindernden Gründe in Anlehnung an § 30 AuslG abgestellt hatte, ist in der im vorliegenden Fall anzuwendenden Fassung des AsylbLG nicht vollständig aufgegeben worden; es bestimmt allerdings nicht mehr die Abgrenzung zwischen den Leistungen nach AsylbLG und den Leistungen analog BSHG, sondern die Abgrenzung zwischen den Leistungen nach AsylbLG und den gemäß § 1 a Nr. 2 AsylbLG noch einmal auf das Unabweisbare reduzierten Leistungen.

Sinn und Zweck des AsylbLG rechtfertigen keine andere Beurteilung. Die Zuordnung von Ausländern mit einer Duldung zum AsylbLG rechtfertigt sich aus dem Umstand, dass diese kein gesichertes Aufenthaltsrecht haben und lediglich ihre Abschiebung zeitweilig ausgesetzt wird. Die ausländerbehördlichen Feststellungen zu den Gründen, aus denen eine Duldung erteilt wird, entfalten zwar im leistungsrechtlichen Verfahren nach § 2 AsylbLG keine Bindungswirkung, so dass die tatbestandlichen Voraussetzungen des § 2 AsylbLG von der zuständigen Leistungsbehörde zu prüfen sind. Die selbstständige Pflicht und Befugnis der Leistungsbehörde zur Prüfung der Tatbestandsvoraussetzungen des § 2 AsylbLG berechtigt diese aber nicht, bei einem lediglich geduldeten, also ausreisepflichtigen Ausländer von einem (faktisch) dauerhaften Bleiberecht auszugehen und damit eine vom Ausländerrecht unabhängige leistungsrechtliche Bewertung vorzunehmen. Die Grundentscheidung, bei diesem Personenkreis von einem lediglich vorübergehenden Aufenthalt im Bundesgebiet auszugehen und ihm daher lediglich die abgesenkten Leistungen nach dem AsylbLG zu gewähren, bleibt durch die in § 2 AsylbLG getroffene Ausnahmeregelung unberührt. Durch die Nichtberücksichtigung lediglich tatsächlicher Ausreise- und Abschiebungshindernisse hat der Gesetzgebers entschieden, dass nur bei qualifizierten Gründen für einen längeren Inlandsaufenthalt ein höherer Integrationsbedarf anzuerkennen ist. Der Sinn und Zweck des § 2 AsylbLG gebietet nicht die Zuordnung aller vom ausreisepflichtigen Ausländer nicht zu beeinflussenden Gründe zu den nach § 2 AsylbLG beachtlichen Gründen.

Die vom OVG Nds. vorgenommene Auslegung ist auch nicht aus verfassungsrechtlichen Gründen geboten. Zwischen Ausländern, deren Abschiebung persönliche, rechtliche oder humanitäre Gründe entgegenstehen, und solchen Ausländern, bei denen der Abschiebung lediglich tatsächliche Gründe entgegenstehen, bestehen Unterschiede von solcher Art und solchem Gewicht, dass sie in § 2 Abs. 1 AsylbLG vorgenommene Differenzierung rechtfertigen. Der bestehenden Ausreisepflicht entspricht eine normativ schwächere Bindung an das Bundesgebiet, die auch die aus dem Sozialstaatsgebot folgende Einstandspflicht des Gesetzgebers für die auf seinem Gebiet lebenden Ausländer beeinflusst. Der Gesetzgeber darf ausreisepflichtige Ausländer, die aus tatsächlichen Gründen an einer Ausreise gehindert sind, zwar nicht durch Vorenthaltung von das absolute Existenzminimum sichernden Leistungen in eine ausweglose Lage bringen; er kann aber bei der Leistungshöhe berücksichtigen, dass es sich um einen Personenkreis handelt, für den er gemäß seiner eigenen Rechtsordnung keine Verantwortung übernehmen will, weil es sich um ausreisepflichtige Personen handelt. Der Gesetzgeber hat für die Festlegung, an welche Merkmale er bei lediglich geduldeten Ausländern eine leistungsrechtliche Besserstellung knüpfen will, einen breiten Gestaltungsspielraum. Dieser ist mit der Nichtberücksichtigung lediglich tatsächlicher Gründe, die dem Vollzug aufenthaltsbeendender Maßnahmen entgegenstehen, nicht überschritten. 

Dass eine leistungsrechtliche Besserstellung solcher ausreisepflichtiger Ausländer möglich wäre, welche die Dauer des Aufenthalts nicht rechtsmissbräuchlich selbst beeinflusst haben (s. dazu BTDrucks 15/420, 50, 120) oder die an der Beseitigung tatsächlicher Ausreise- bzw. Abschiebungshindernisse mitwirken, ist für die verfassungsrechtliche Beurteilung unerheblich.

Bei der Auslegung des § 2 Abs. 1 AsylbLG ist zu berücksichtigen, dass in den Fällen, in denen die tatsächlichen Ausreise- und Abschiebungshindernisse voraussichtlich für einen längeren Zeitraum oder dauerhaft bestehen und von dem ausreisepflichtigen Ausländer nicht zu beeinflussen sind, die Erteilung einer Aufenthaltsbefugnis nach § 30 AuslG in Betracht kommt. Dies lässt hinreichend Raum, den vom Berufungsgericht herangezogenen verfassungsrechtlichen Bedenken gegen eine dauerhafte Gewährung lediglich der Leistungen nach dem AsylbLG Rechnung zu tragen. Dies ist auch systemgerecht, weil primär die Ausländerbehörde berufen ist zu beurteilen, ob das tatsächliche Abschiebungshindernis dauerhaft ist oder auf einen unabsehbaren Zeitraum fortbestehen wird oder sich insoweit Veränderungen ergeben können (z.B. Kooperationsbereitschaft des Herkunftsstaates).

OVG NRW 16 A 4808/01, U.v. 10.07.03, IBIS M4488, www.justiz.nrw.de, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2040.pdf Tatbestand: Die Kläger beantragten 1989 Asyl. 1995 bestätigte das BAFl Abschiebungshindernisse gemäß § 53 Abs. 1 AuslG. Die Kläger erhielten "Bescheinigungen" über die erfolgte Beantragung einer Duldung und Leistungen nach AsylbLG. Das Sozialamt lehnte Leistungen nach § 2 AsylbLG ab, weil diese - nur bei Reise- und Transportunfähigkeit und bei Asylbewerbern für die Dauer des Asylverfahrens beansprucht werden könnten. Die in § 2 AsylbLG genannten humanitären, rechtlichen oder persönlichen Gründe seien ohne Belang, da sie sich ausschließlich darauf bezögen, ob aufenthaltsbeendende Maßnahmen vollzogen werden könnten, nicht aber auf die Möglichkeit einer freiwilligen Ausreise.

Gründe: Den Klägern stehen Leistungen nach § 2 AsylbLG zu, ohne dass es hierzu eines gesonderten Antrages bedürfte. Es spricht Überwiegendes dafür, dass die Bescheinigung als Duldung i.S.v. § 55 AuslG aufzufassen, zumal eine tatsächliche Hinnahme des Aufenthalts außerhalb förmlicher Duldung gesetzlich nicht vorgesehen ist. Davon abgesehen haben die Kläger wegen des Abschiebungshindernisses nach § 53 Abs. 1 AuslG gemäß § 55 Abs. 2 AuslG Anspruch auf eine Duldung, die ihnen die Ausländerbehörde rechtswidrig vorenthält. 

Die am Ende des § 2 Abs. 1 AsylbLG aufgeführten humanitären, rechtlichen oder persönlichen Gründe oder das öffentliche Interesse müssen sowohl der freiwilligen Ausreise als auch der zwangsweisen Aufenthaltsbeendigung entgegenstehen. Zwar mag der Wortlaut insoweit nicht eindeutig sein; doch legt er die Auslegung nahe. dass die aufgeführten Gründe auf beide Voraussetzungen bezogen sind.

Die sprachliche Gestaltung und die innere Struktur der Vorschrift sprechen gegen die Auffassung. § 2 setze die tatsächliche Unmöglichkeit der Ausreise voraus (so aber - für eine Beschränkung auf tatsächliche Ausreisehindernisse - Deibel. Asylbewerberleistungsrecht 2000: Leistungen in besonderen Fällen. DVBl. 2001. 866 (869).

Eine diesbezügliche Bestimmung enthält § 2 seinem Wortlaut nach gerade nicht. Hätte der Gesetzgeber eine derartige Regelung gewollt. hätte es sich aufgedrängt. dies - entsprechend der Aufzählung der Hinderungsgründe im letzten Halbsatz - ausdrücklich in den Gesetzestext aufzunehmen.

Zudem spricht für die hier vertretene Auffassung ein systematisches Argument. Das AsylbLG regelt in erster Linie die Leistungen für Asylbewerber. Wenn § 2 nur bei tatsächlicher Unmöglichkeit der Ausreise Anwendung fände. könnten gerade diese Personen - bei unterstellter Reisefähigkeit - regelmäßig nicht in den Genuss der höheren Leistungen nach § 2 kommen-. obwohl ihnen eine Ausreise sogar aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht angesonnen werden kann. bis über ihr Asylbegehren entschieden ist. 

Dem entspricht auch der - im Übrigen allerdings nicht eindeutige - Erlass des MI NRW vom 25.05.00, soweit es dort heißt. das Tatbestandsmerkmal "Ausreise kann nicht erfolgen" sei bei Leistungsberechtigten nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 AsylbLG stets erfüllt. weil deren aufenthaltsrechtlicher Status ein ausreichendes Ausreisehindernis dokumentiere. Soweit es im Folgenden heißt. für Leistungsberechtigte nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 bis 6 AsylbLG sei ausschließlich eine "objektive" Betrachtungsweise maßgeblich. auf ein Vertretenmüssen komme es nicht an. lässt dies nicht eindeutig darauf schließen. dass mit dem Hinweis auf eine objektive Betrachtungsweise eine Beschränkung auf tatsächliche Ausreisehindernisse gemeint ist.

Darüber hinaus stünde die Beschränkung auf tatsächliche Ausreisehindernisse mit dem Sinn des § 2 nicht in Einklang. Die Auffassung der Beklagten-. dass tatsächliche Abschiebungshindernisse nur bei physischer Unmöglichkeit der Ausreise vorliegen-. hätte zur Folge-. dass gerade solche Personen begünstigt werden-. deren Ausreise an krankheitsbedingten und damit typischerweise vorübergehenden Umständen scheitert; Aspekte der Aufenthaltsverfestigung bzw. Integration-. denen § 2 Rechnung tragen soll-. spielen in derartigen Fällen aber keine Rolle.

Es entspricht der gesetzlichen Wertung in § 2, dass Leistungsberechtigte privilegiert werden. die zwar trotz langen Aufenthalts nicht über ein Bleiberecht verfügen. deren weiterer Verbleib im Bundesgebiet aber darauf beruht. dass sie aus guten Gründen weder ausreisen noch abgeschoben werden können. Nicht begünstigt werden hingegen Ausländer-. deren fortdauernder Aufenthalt nur darauf beruht. dass die Aufenthaltsbeendigung an tatsächlichen Hindernissen scheitert. Dies folgt daraus-. dass die in § 2 Abs. 1 AsylbLG genannten Gründe offenkundig an die Duldungsgründe gemäß § 55 Abs. 2 und 3 AuslG angelehnt sind. Die in § 55 Abs. 2 AuslG genannten tatsächlichen Gründe. die einer Abschiebung entgegenstehen können. hat der Gesetzgeber in § 2 Abs. 1 AsylbLG aber gerade nicht übernommen.

Die so verstandenen Tatbestandsvoraussetzungen des § 2 Abs. 1 AsylbLG sind erfüllt. weil die Kläger ungeachtet dessen. dass sie im streitbefangenen Leistungszeitraum über keinen gültigen Pass verfügten. wegen rechtlicher Hinderungsgründe nicht ausreisen und auch aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht vollzogen werden konnten. Eine Rückkehr in die Türkei schied aus. weil den Klägern dort die Folter droht. Es mag schon Einiges dafür sprechen-. dass über den unmittelbaren Wortlaut des § 42 Satz 1 AsylVfG hinaus nicht nur die Ausländerbehörde-. sondern auch das Sozialamt an die Feststellung bezüglich des Abschiebungshindernisses nach § 53 Abs. 1 AuslG gebunden ist. Selbst wenn dies nicht zutreffen sollte-. ist dennoch von einem Abschiebungshindernis auszugehen-. weil die Beklagte die Richtigkeit der verwaltungsgerichtlichen Gefahrenprognose nicht in Frage stellt und auch von Amts wegen Zweifel nicht angezeigt sind. Da die Kläger nach Aktenlage über familiäre Bindungen nur im Bundesgebiet und in ihrem Herkunftsstaat verfügen-. weist auch nichts darauf hin-. dass ein anderer Staat bereit sein könnte-. die Kläger dauerhaft aufzunehmen. Mithin standen der freiwilligen Ausreise der Kläger rechtliche Hinderungsgründe entgegen. Die selben Gründe hinderten auch den Vollzug aufenthaltsbeendender Maßnahmen (§ 53 Abs. 1 AuslG).

VG Weimar 5 E 1795/03.We B.v. 17.12.03, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 40; Asylmagazin 4/2003, 15; IBIS M4599 www.asyl.net  Leistungen nach § 2 AsylbLG für Minderheiten aus dem Kosovo. 

Aus dem Umstand, dass gemäß § 55 Abs. 2 AuslG Duldungen aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen zu erteilen sind, während nach § 55 Abs. 3 AuslG Duldungen aus dringenden humanitären oder persönlichen Gründen erteilt werden, kann nicht gefolgert werden, dass tatsächliche Gründe in ausländerrechtlicher Hinsicht nicht (auch) humanitäre oder persönliche Gründe im Hinblick auf § 2 AsylbLG sein können. Gründe, die einer Rückkehr nur in tatsächlicher Hinsicht entgegenstehen, schließen zwar eine leistungsrechtliche Besserstellung aus, weil sie von § 2 AsylbLG nicht mitumfasst werden. Dies bedeutet aber nicht, dass tatsächliche Gründe nicht zugleich die Annahme eines humanitären, persönlichen oder rechtlichen Grundes rechtfertigen können (vgl. Hohm, NVwZ 2000, S. 772, 773). Unabhängig von der ausländerrechtlichen Einordnung von Gründen, die einer Abschiebung entgegenstehen, bleibt somit im Hinblick auf § 2 eigenständig (vom Leistungsträger nach AsylbLG) zu prüfen, ob diese Gründe auch humanitäre, rechtliche oder persönliche Gründe sind, aus denen die Ausreise nicht erfolgen kann und aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht vollzogen werden können, oder neben den ausländerrechtlich für eine Duldung bereits genügenden Gründen weitere Gründe für die Zuerkennung von Leistungen nach § 2 AsylbLG vorliegen.

Bereits der Wortlaut von § 2 gibt vor, dass sich die genannten Bedingungen ('weil humanitäre, rechtliche oder persönliche Gründe oder das öffentliche Interesse entgegenstehen') nicht nur auf den Vollzug aufenthaltsbeendender Maßnahmen, sondern auch auf eine freiwillige Ausreisemöglichkeit beziehen. Eine andere Interpretation würde dazu führen, dass Leistungsberechtigte, die sich noch im Asylverfahren befinden, auch nach drei Jahren Leistungen gemäß § 2 nicht beanspruchen könnten, obwohl für sie vor dem Hintergrund des durch Art. 16 a GG garantierten Grundrechts auf politisches Asyl die Frage nach einer möglichen freiwilligen Ausreise nicht gestellt werden darf.

Das VG ist der Auffassung, dass der Erlass des Thüringer Innenministeriums zu § 2 AsylbLG vom 16.05.00 das Gesetz nicht entsprechend seinem Regelungsgehalt umsetzt. Die dort genannte Voraussetzungen, wonach Leistungsberechtigte eine Duldung auf der Grundlage des § 55 Abs. 2 AuslG erhalten haben müssen und zugleich die Tatbestandsvoraussetzungen des § 30 Abs. 3 oder 4 AuslG für eine Aufenthaltsbefugnis erfüllt sein müssten, ist von § 2 AsylbLG nicht mehr gedeckt.

Für die Antragsteller bestehen humanitäre Gründe, die sowohl der freiwilligen Ausreise als auch dem Vollzug aufenthaltsbeendender Maßnahmen entgegenstehen. Diese Gründe beruhen darauf, dass die Antragsteller wegen ihrer Zugehörigkeit zum Volk der Ashkali bzw. Roma eine Rückkehr in den Kosovo derzeit nicht zugemutet werden kann. Die IMK hat am 14./15. Mai beschlossen, dass Duldungen von ausreisepflichtigen Minderheitenangehörigen nur so lange verlängert werden, bis im Einzelfall die Rückführung möglich ist. Hiermit ist den Ausländerbehörden zwar ein gewisser Ermessensspielraum erteilt worden. Tatsächlich ist dieser Ermessensspielraum aber erst dann eröffnet, wenn der Angehörige einer Minderheit zumindest von der BR Deutschland der UNMIK auf der monatlichen Meldeliste gemeldet wurde. Dies wäre bei Ashkali denkbar, bei Roma in den nächsten Monaten ausgeschlossen, und ist bei den Antragstellern bislang, soweit ersichtlich und soweit sie ashkalischer Volkszugehörigkeit sind, auch nicht geschehen. Das Gericht sieht auf Grundlage dieser Erkenntnisse für Ashkali ohne UNMIK-Abschiebeanmeldung hinreichende humanitäre Gründe für gegeben an, und erst Recht für Roma, mithin auch die Antragsteller, die sowohl einer freiwilligen Rückkehr als auch der Vollziehung aufenthaltsbeendender Maßnahmen entgegenstehen.

VG Braunschweig 3 B 393/03, B.v. 18.09.03 IBIS M4244, Asylmagazin 12/2003, 25, www.asyl.net/Magazin/12_2003b.htm - D10 , www.asyl.net/Magazin/Docs/2003/M-3/4244.doc Keine Leistungen nach § 2 AsylbLG für Minderheiten aus Kosovo, soweit sie auf Grundlage des Memorandum of Understanding zurückkehren können. Die grundsätzliche Ausreise ist lediglich dann tatsächlich nicht möglich, wenn die UNMIK für den einzelnen Ausländer nach Durchführung eines individuellen Prüfverfahrens Zweifel an einer gefahrlosen Rückkehr in seine Heimatregion hat. Die Weitergewährung von Leistungen analog BSHG lediglich dann in Betracht, wenn die zur ethnischen Minderheit der 'Ägypter' gehörende Antragsteller konkret für ihre Person Gefahren bei einer Rückkehr nachweisen.

VG Düsseldorf 20 K 8807/00, U.v. 21.05.03, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 36 Leistungen nach § 2 AsylbLG für Kosovo-Roma. Die in § 2 Abs. 1 genannten Gründe beziehen sich auch auf die Zumutbarkeit der Ausreise. Würde man bei der Unmöglichkeit einer Ausreise nach § 2 Abs. 1 allein auf die tatsächliche Ausreisemöglichkeit abstellen, liefe § 2 AsylbLG im Ergebnis praktisch leer, denn rein tatsächlich ist Leistungsberechtigten die Ausreise aus Deutschland fast immer möglich. Entsprechend der Erlasslage ist für Kosovo-Roma die Abschiebung und die Ausreise derzeit aus humanitären Gründen aber nicht zumutbar. Dem steht nicht entgegen, dass ein Abschiebeschutz nach § 53 Abs. 6 AuslG verneint wurde, denn dieser ist nur bei individueller Gefahrenlage zu gewähren. 

OVG Berlin 6 S 190.03 v. 07.11.03, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/5211.pdf bestätigt VG Berlin 18 A 563.02 Leistungen nach § 2 AsylbLG für Traumatisierte aus Serbien/Montenegro (Sandzak). Das VG hat vor dem Hintergrund der Auskünfte verschiedener Hilfsorganisationen, des UNHCR und des Vertrauensarztes der Dt. Botschaft eine adäquate und kostenlose Behandlungsmöglichkeit für Traumatisierte in Serbien/Montenegro verneint. Zudem hat das VG eine Gefahr für Leib und Leben der Antragstellerin bereits durch die Abschiebung selbst angenommen. Die hiergegen gerichtete Beschwerde des Sozialamtes unter Hinweis auf eine Auskunft der Dt. Botschaft, wonach in Serbien-Montenegro für Arbeitslose und Sozialhilfeempfänger Krankenversicherungsschutz und eine Behandlungsmöglichkeit für Traumatisierte bestehe, wird mangels hinreichender Begründung zurückgewiesen.

VG Weimar 5 E 3084/04.We, B.v. 13.07.04, IBIS M5620: Leistungen nach § 2 AsylbLG für Roma aus dem Kosovo, da eine freiwillige Rückkehr weiterhin ausgeschlossen ist.

VGH Ba-Wü 7 S 1128/02, U.v. 15.11.04, InfAuslR 2005, 74, sinngemäß ebenso VGH Ba-Wü 7 S 1769/02, U.v. 12.01.05. www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/6026.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG für Ashkali aus dem Kosovo. 

Den Leistungen gemäß § 2 AsylbLG steht nicht entgegen, dass das Bundesamt den zweiten Asylfolgeantrag rechtskräftig abgelehnt hat. Nach der Rspr. des BVerwG entfalten die ausländerbehördlichen Feststellungen im leistungsrechtlichen Verfahren nach § 2 AsylbLG mangels ausdrücklicher gesetzlicher Anordnung keine Bindungswirkung, so dass die tatbestandlichen Voraussetzungen des § 2 AsylbLG von der Leistungsbehörde zu prüfen sind (BVerwG NVwZ 2004, 491). 

Hieraus folgt nach der Rspr. des BVerwG zwar nicht, dass die in § 2 AsylbLG genannten Gründe abweichend vom Ausländerrecht ausgelegt werden dürfen. Im Rahmen ihrer Zuständigkeit hat die Leistungsbehörde aber alle Umstände in den Blick zu nehmen, die eine Ausreise als unzumutbar erscheinen lassen. Sie muss den Hilfefall selbst regeln und kann ihre Entscheidung nicht ohne eigene Sachprüfung auf die letzte ausländerrechtliche Entscheidung stützen. Das AsylbLG ist nicht lediglich Annex der ausländerrechtlichen Bestimmungen, sondern Leistungsgesetz und hat sich von daher an der Hilfesituation unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls zu orientieren. 

Der VGH verkennt nicht, dass die Leistungsträger mit solchen Entscheidungssituationen vielfach überfordert sein werden. Dies ist aber notwendige Folge einer gesetzlichen Regelung, die die Höhe der Leistung in einer Weise an ausländerrechtliche Vorfragen knüpft, die eine solche Überprüfung durch den Leistungsträger erfordern.

Den Klägern war eine freiwillige Rückkehr in das Kosovo nicht zumutbar, weil sie als Angehörige der Ashkali mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit in eine konkrete Gefahr für Leib und Leben gekommen wären (wird ausgeführt).

VG Münster 5 K 1271/03, U.v. 04.10.05 www.asyl.net/Magazin/Docs/2005/M-5/7395.pdf § 44 SGB X, der die Aufhebung bestandskräftig gewordener rechtswidriger Leistungsbescheide ermöglicht, ist trotz des Verweises in § 9 Abs. 3 AsylbLG wie in der Sozialhilfe auch im AsylbLG nicht anwendbar. Das BVerwG hat entschieden, dass § 44 SGB X im Sozialhilferecht nicht anwendbar ist, weil Sozialhilfe nicht dazu dient, in der Vergangenheit liegende abgeschlossene Notlagen zu beseitigen (BVerwG 5 C 65.82 v. 15.12.83, BVerwGE 68, 285 und 5 C 26.02 v. 13.11.03, FEVS 2004, 320). Für den Zeitraum lagen auch die sachlichen Voraussetzungen des § 2 AsylbLG F. 1997 nicht vor, da die Ausreise der Kläger, Askali aus dem Kosovo tatsächlich möglich war und humanitäre Gründe nicht entgegenstanden (BVerwG 5 C 32.02 v. 03.06.03, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2059.pdf).

§ 2 Abs. 1 AsylbLG F. 2005 - rechtsmissbräuchliche Beeinflussung der Aufenthaltsdauer? 

SG Hannover S 51 AY 1/05 ER, B.v. 20.01.05, IBIS M 6196, Asylmagazin 3/2005; 41InfAuslR 2005, 158, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/6196.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG für ausreisepflichtige Ausländer mit Duldung, die nicht freiwillig ausreisen, obwohl ihnen dies möglich und zumutbar wäre, da ihr Verhalten nicht als "rechtsmissbräuchlich" angesehen werden kann.

Zwar beeinflussen die Antragsteller die Dauer ihres Aufenthaltes in Deutschland, indem sie nicht freiwillig ausreisen. Die Antragsteller kommen ihrer Ausreisepflicht schuldhaft nicht nach. Der Gesetzgeber wollte mit der Neufassung des § 2 AsylbLG zwar auch zwischen denjenigen Ausländern unterscheiden, die unverschuldet nicht ausreisen können und denjenigen, die ihrer Ausreisepflicht nicht nachkommen (BT-Drs. 14/7387, S. 112). Weil aber das Gesetz nicht nur darauf abstellt, dass Ausländer ihrer Ausreisepflicht schuldhaft verletzen, sondern als weitere Voraussetzung das Merkmal der Rechtsmissbräuchlichkeit hinzugekommen ist, ist nunmehr der Kreis der nach § 2 Abs. 1 AsylbLG Anspruchsberechtigten gegenüber der bis zum 31.12.04 geltenden Rechtslage deutlich erweitert. Denn ein Rechtsmissbrauch kann nicht schon dann angenommen werden, wenn Ausländer lediglich ihrer bestehenden Ausreisepflicht nicht nachkommen. Der Staat kann dem mit Abschiebungsmaßnahmen hinreichend begegnen.

Von einem Rechtsmissbrauch, d.h. einer missbräuchlichen Ausnutzung von Rechten und Vorschriften, kann vielmehr erst dann ausgegangen werden, wenn Ausländer versuchen, eine Rechtsposition unter Vorspiegelung falscher Tatsachen zu erlangen und auszunutzen. Etwa, in dem sie falsche Angaben machen, um einer Abschiebung zu entgehen und so ihren Aufenthalt zu verlängern, beispielsweise wenn sie eine falsche Identität vorspiegeln und/oder wahrheitswidrige Angaben zu ihrer Herkunft machen bzw. diese Daten verschweigen, sogenannte Scheinehen eingehen oder, um eine Duldung zu erzwingen, bei der Beschaffung von notwendigen Reisedokumenten nicht mitwirken bzw. vorhandene Reisepässe und andere Identitätspapiere zurückhalten oder gar vernichten (vgl. die Beispiele in der BT-Drs. 14/7387). Von alledem kann bei den Antragstellern keine Rede sein. 

Die Antragsteller kommen – wenn auch schuldhaft – nur schlicht ihrer Ausreisepflicht nicht nach, ohne ein irgendwie geartetes Recht zum Aufenthalt missbräuchlich in Anspruch zu nehmen oder rechtlich zulässige Abschiebemaßnahmen zu verhindern. Die Antragsgegnerin als Ausländerbehörde hat es in der Hand, Abschiebemaßnahmen einzuleiten. Wenn sie dies aus welchen Gründen auch immer, etwa aufgrund von Anweisungen der übergeordneten Behörde, nicht tut, kann dies nicht den Antragstellern angelastet und ihnen deshalb Rechtsmissbrauch vorgeworfen werden.

SG Braunschweig S 20 AY 2/05 ER, B.v. 25.01.05, IBIS M6195, Asylmagazin 3/2005, 41; InfAuslR 2005, 159 www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/6195.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG in der seit 1.1.2005 geltenden Fassung für geduldete Kosovo-Roma.

Der Antragsteller hat das Vorliegen der Voraussetzungen des § 2 AsylbLG glaubhaft gemacht. Der länger als 36monatige Leistungsbezug nach § 3 AsylbLG ist unstreitig. Eine rechtsmissbräuchliche Beeinflussung der Dauer des Aufenthalts setzt vor allem voraus, dass der Ausländer eine zumutbare Ausreisemöglichkeit in sein Heimatland hat, damit er überhaupt auf die Dauer seines Aufenthaltes Einfluss nehmen kann. Der Rückkehr des Antragstellers in seine Heimat stehen derzeit humanitäre Gründe im Sinne des § 2 Abs. 1 AsylblG alte Fassung entgegen. Daher kann ihm aktuell auch die freiwillige Ausreise in seine Heimat nicht zugemutet werden und eine rechtsmissbräuchliche Beeinflussung der Aufenthaltsdauer ist nicht ersichtlich. 

SG Lüneburg S 26 AY 2/05 ER, B.v. 07.02.05, IBIS M6194, Asylmagazin 3/2005, 41. www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/6194.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG F. 2005 für einen Libanesen ohne Papiere, der bereits länger als 36 Monate im Leistungsbezug ist. Die Verweigerung der freiwilligen Ausreise ist nicht "rechtsmissbräuchlich":

Mit § 2 AsylbLG F. 2005 hat sich entgegen der Auffassung des Sozialamts die Rechtslage zu Gunsten des Antragstellers geändert, denn dieser hat die Dauer seines Aufenthalts nicht rechtsmissbräuchlich selbst beeinflusst. Nach den vorliegenden Verwaltungsvorgängen hat die libanesische Botschaft bereits Mitte 2000 der Ausstellung von Passersatzpapieren für den Antragsteller zugestimmt. Seiner Mitwirkungspflicht hat der Antragsteller damit genügt. Dass die Botschaft in der Folgezeit die Papiere nicht ausgestellt hat, ist nicht auf ein rechtsmissbräuchliches Verhalten des Antragstellers zurückzuführen. Auch der Hinweis des Sozialamts, der Antragsteller könnte freiwillig ausreisen, weil die libanesische Botschaft Ausreisewilligen durchaus Passersatzpapiere ausstelle, rechtfertigt keine andere Beurteilung. Denn es erscheint zweifelhaft, ob das Unterlassen der freiwilligen Ausreise als rechtsmissbräuchlich angesehen werden könnte, und der Antragsteller ist zu entsprechenden Mitwirkungshandlungen  vom Antragsgegner auch nicht aufgefordert worden.

SG Hildesheim S 34 AY 2/05 ER , B.v. 28.02.05, IBIS M6332 - Leistungen nach § 2 AsylbLG für Ashkali aus dem Kosovo. www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/6332.pdf
Der Begriff des Rechtsmissbrauchs in der Neufassung von § 2 AsylbLG kann nicht in dem Sinne ausgelegt werden, dass er auch Fälle umfasst, in denen Personen lediglich der Möglichkeit der freiwilligen Ausreise nicht nachkommen. Nach der Gesetzesbegründung (BT-Drs 15/420, S. 121) soll zwischen Ausländern unterschieden werden, die unverschuldet nicht ausreisen können und denjenigen, die ihre Ausreisepflicht rechtsmissbräuchlich nicht nachkommen. Darüber hinaus enthält die Gesetzesbegründung Beispiele, in denen ein solcher Rechtsmissbrauch anzunehmen ist: Vernichtung des Passes, Angabe einer falschen Identität. Schließlich findet sich noch der Hinweis, dass die Bestimmung an den Entwurf einer Richtlinie der EU zur Aufnahme von Asylbewerbern anknüpft. Insoweit werden in Artikel 16 Formen negativen Verhaltens zusammengefasst, die eine Einschränkung von Leistungen erlauben. In diesem Zusammenhang geht es insbesondere um die Verletzung von Meldepflichten und Auflagen zum Aufenthaltsort sowie das Verschweigen von finanziellen Mitteln.

Aus der Gesamtschau dieser Vorschriften ergibt sich, dass eine rechtsmissbräuchliche Beeinflussung der Dauer des Aufenthalts dann anzunehmen ist, wenn der Antragsteller seinen Pass vernichtet, Angaben einer falschen Identität macht, eine der in Artikel 16 der Richtlinie genannte Verhaltensweise aufweist oder eine vergleichbare Handlung vornimmt, die entsprechend missbräuchlich ist. 

Fraglich erscheint bereits, ob es den Antragstellers angesichts der Unruhen im März 2004 mit einer Eskalation ethnisch motivierter Gewalt im gesamten Kosovo zumutbar ist, freiwillig in den Kosovo zurückzukehren (vgl. z.B. VGH Ba-Wü 7S 1769/02, U.v. 12.01.05). Da es nach § 2 AsylbLG jedoch ausdrücklich nicht um die Zumutbarkeit der Rückkehr geht, sondern der Anspruchsausschluss an die Rechtmissbräuchlichkeit des Aufenthaltes in Deutschland anknüpft, kann die Zumutbarkeit der Rückkehr letztendlich dahingestellt bleiben.

Dass nach der Gesetzesbegründung zwischen Ausländern differenziert werden soll, die unverschuldet nicht ausreisen können und denjenigen, die rechtsmissbräuchlich ihrer Ausreisepflicht nicht nachkommen, führt zu keiner anderen Bewertung. Schließlich nutzen die Antragsteller lediglich eine für sie vom Antragsgegner zugelassene Situation (derzeitiges Absehen von Abschiebungsmaßnahmen) aus, welche der Antragsgegner selbst beenden könnte, wenn er wollte. 

Nach Ansicht des Gerichts setzt der Begriff des Rechtsmissbrauchs mehr voraus als bloßes Nichtstun. Auch wenn die Antragsteller lediglich geduldet sind und insofern einer grundsätzlichen Ausreisepflicht unterliegen, stellt das bloße Nichtausreisen keinen Rechtsmissbrauch dar. Der Begriff des Rechtsmissbrauchs setzt voraus, dass die Rechtsübung objektiv gegen Treu und Glauben verstößt ( Deutsche Rechtslexikon, 2. A. 1992) bzw. dass die Ausübung eines Rechts zwar formell dem Gesetz entspricht, die Geltendmachung jedoch wegen der besonderen Umstände des Einzelfalls treuwidrig ist (Creifeld, Rechtswörterbuch, 10. A.). Dem entsprechen auch die Beispiele für Rechtmissbrauch in der Gesetzesbegründung, sowie die Beispiele in Artikel 16 des Entwurfs zur Richtlinie. Der Antragsgegner hätte es in der Hand, Abschiebemaßnahmen einzuleiten und so die Dauer des Aufenthalts der Antragsteller zu beenden. Wenn er dies aus den in den Erlassen von Juni und September 2004 (Aussetzung von Abschiebungen für Minderheiten aus dem Kosovo) genannten Gründen nicht tut, kann dies nicht zu Lasten der Antragsteller gehen und dazu führen, dass ihnen Rechtsmissbrauch vorgeworfen werden kann.
SG Hildesheim S 34 AY 8/05 ER B.v. 25.05.05, InfAuslR 2005, 329, IBIS M6605, www.asyl.net/Magazin/Docs/2005/M-5/6605.pdf zu § 2 AsylbLG F. 2005, Leistungen nach § 2 AsylbLG für seit 1992 in Deutschland lebende Roma-Familie bosnisch/mazedonischer Herkunft mit unklarer Staatsangehörigkeit  "Rechtsmissbräuchliches Verhalten" durch fehlende Mitwirkung bei der Beschaffung von Dokumenten setzt konkretisierte, nachweisbar an den Ausländer gerichtete Aufforderung der Behörde voraus, sich in bestimmter Weise binnen einer bestimmten Frist um die Beschaffung von Passersatzpapieren zu bemühen.

Angesichts der Erfolglosigkeit der Bemühungen des Antragsgegners stellt sich bereits die Frage, warum Bemühungen durch die Antragsteller mehr Erfolg hätten. Zudem ist nicht erkennbar, dass für die Antragsteller hinreichend klar war, dass sie selbst weitere Mitwirkungshandlungen zur Beschaffung von Identitätspapieren erbringen sollten. Abgesehen davon, dass nicht ohne Weiteres erkennbar ist, welche konkreten Handlungen der Antragsteller die Erteilung von Passersatzpapieren beschleunigt hätten, lässt sich den Verwal​tungsvorgängen nicht entnehmen, dass die Antragsteller ex​plizit aufgefordert wurden, entsprechende Mitwirkungshandlungen zu erbringen. 

Es kann auch nicht angenommen werden, dass § 82 AufenthG eine konkret nach​weisbare, an die Antragsteller gerichtete Aufforde​rung des Antragsgegners, sich binnen einer bestimmten Frist aktiv durch Vorsprache bei bestimmten Behörden oder Vorlage von Unterla​gen oder Angabe von fehlenden Daten um die Beschaffung von Passersatzpapieren zu bemü​hen, ersetzen kann. § 82 Abs. 3 AufenthG statutiert eine Pflicht zum Hinweis auf Mitwirkungspflichten des Ausländers wird: „Der Ausländer soll auf seine Pflichten .... hingewiesen werden. Im Fall der Fristsetzung ist er auf die Folgen der Fristversäumung hinzuweisen." Zum anderen wird gerade bei kom​plizierteren Sachverhalten wie dem Vorliegenden nicht ohne Weiteres davon auszugehen sein, dass der Ausländer weiß, bei welcher Behörde er welche Do​kumente beantragen kann oder vorzulegen hat, so dass eine Konkretisierung der Mitwir​kungspflichten geradezu geboten erscheint. 

Dass der Antragsgegner vorliegen​d nur pauschal auf Mitwirkungspflichten verweist, ohne erkennbar zu machen, welche Mitwirkungshandlungen zum Erfolg hätten führen können, führt nach Ansicht des Gerichts dazu, dass jedenfalls von einer fehlenden Mitwirkung der Antragsteller im Sinne der rechtsmissbräuchlichen Beeinflussung ihres Aufenthaltes nicht die Rede sein kann. 

SG Hildesheim S 44 AY 19/05 ER, B.v. 25.5.2005; IBIS M6627, Asylmagazin 7/2005, 29, www.asyl.net/Magazin/7_8_2005b.htm - F8 Leistungen nach § 2 AsylbLG für Roma aus dem Kosovo .

Sachverhalt: Die Stadt Göttingen hatte der Familie mit dem Vorwurf, sie sei eingereist, um Sozialhilfe zu beantragen, die Leistungen gemäß § 1 a AsylbLG gekürzt. Das Gericht befand nun, dass "prägendes Motiv" für die Einreise nach Deutschland die Sorge um Leben und Gesundheit der Familie und Flucht vor kriegerischen Auseinandersetzungen im Herkunftsland war, nicht der Wunsch nach Erlangung von sozialen Leistungen.

Anmerkung RAin Regine Filler: "Ernst zu nehmen ist das Vorgehen der Stadt Göttingen, die die Mandanten zur Vorsprache veranlasst haben und zu den Einreisemotiven befragt haben, nachdem diese bereits seit 2 Jahren Leistungen nach § 2 AsylbLG erhielten. Angeblich gibt es nach Inkrafttreten des ZuwG eine interne Weisung in Niedersachsen, solche Befragungen durchzuführen."

SG Lüneburg  S 26 AY 16/05 ER, B.v. 11.05.05: www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/7115.pdf Allein die vorhandene Möglichkeit einer "freiwilligen" Ausreise schließt den Bezug von Leistungen nach § 2 AsylbLG nicht aus.

SG Hannover S 51 AY 25/05, Gerichtsbescheid v. 27.04.05 Leistungen nach § 2 AsylbLg für Roma aus dem Kosovo unter Verweis auf VG Hannover S 51 AY 24/05 ER, B.v.22.03.2005  

"Die Antragstellerin kommt nur schlicht ihrer Ausreisepflicht nicht nach, ohne ein irgendwie geartetes Recht zum Aufenthalt missbräuchlich in Anspruch zu nehmen oder rechtlich zulässige Abschiebemaßnahmen zu verhindern. Die Antragsgegnerin als Ausländerbehörde hat es in der Hand, Abschiebemaßnahmen einzuleiten. Wenn sie dies aus welchen Gründen auch immer, etwa, wie hier, aufgrund von Anweisungen der übergeordneten Behörde nicht tut, kann dies nicht der Antragstellerin angelastet und ihr Rechtsmissbrauch vorgeworfen werden."

SG Osnabrück S 16 AY 6/05 ER, B.v. 20.05.05, IBIS M6649,  www.asyl.net/Magazin/Docs/2005/M-5/6649.pdf Hat ein Ausländer bei der Einreise seine Reisedokumente vernichtet und verhindert dies die Abschiebung in sein Heimatland, so stellt die grundsätzlich ein die Dauer des Aufenthaltes beeinflussendes rechtsmissbräuchliches Verhalten  dar,  weshalb er nach der ab 1.1.2005 geltenden Rechtslage auf Dauer von Leistungen nach § 2 AsylbLG ausgeschlossen ist. Dem steht nicht entgegen dass das OVG Nds. dem Antragsteller im Verfahren 4 M 2031/97 Leistungen nach § 2 AsylbLG nach der damals geltenden Rechtslage zugesprochen hatte.

· Anmerkung: rechtliche Bedenken gegen eine derartige, vergangenes Verhalten auf unabsehbare Zeit sanktionierende Auslegung äußert Rothkegel in seinem Beitrag "Rechtliche Probleme der Sicherung des Lebensunterhalts nach SGB II, SGB XI und AsylbLG " in ZFSH/SGB 2005, 391, 400
SG Hildesheim S 34 AY 12/05 ER, B.v. 20.5.2005. Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG. Keine Rechtsmissbräuchlichkeit, wenn die zuständige Behörde die Mitwirkungshandlungen nicht konkretisiert. 

Die Passersatzbeschaffung der aus Armenien stammenden Antragsteller scheiterte an der Weigerung der Botschaften, Papiere zu erteilen. Die Ausländerbehörde vertrat die Ansicht, die Ausländer müssten unaufgefordert von sich aus wegen § 82 AufenthG weitere Maßnahmen ergreifen um Pässe zu erhalten. Die Erfüllung von der Behörde geforderter Mitwirkungshandlungen sei nicht ausreichend. .

LSG Nds.-Bremen L 7 AY 1/05 ER B.v. 12.10.05, IBIS M7545  www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/7545.pdf bestätigt SG Hannover S 51 AY 2/05 ER. Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG F. 2005. Der 1977 geborene Antragsteller gehört zur Volksgruppe der Roma aus dem Kosovo. Er ist 1988 mit seinen Eltern nach Deutschland eingereist und nach rechtskräftiger Asylablehnung in 2002 geduldet. Die Stadt Seelze gewährte ihm seit November 2004 nur noch Gutscheine nach § 3 AsylbLG. 

Anders als nach der bis 2004 geltenden Fassung des 3 2 Abs. 1 AsylbLG, wonach eine leistungsrechtliche Besserstellung in Betracht kam, wenn sowohl einer Ausreise als auch dem Vollzug  aufenhaltsbeendender Maßnahmen entgegenstehende Gründe vorliegen,  ist nach der Neuregelung entscheidend, ob die Dauer des Aufenthaltes rechtsmissbräuchlich beeinflusst wurde. Dabei kommt es auf die gesamte Dauer des Aufenthaltes und nicht etwa nur auf die Dauer nach rechtskräftiger Ablehnung des Asylantrags  an. 

Der Aufenthalt der Antragsteller wird wegen ihrer Zugehörigkeit zur Gruppe der Roma geduldet (vgl. Erlass MI Nds.), eine Rückkehr derzeit aus tatsächlichen Gründen nicht möglich. Es besteht lediglich die Absicht der UNMIK eine Rücknahme von Straftätern zu prüfen. Demgegenüber wird eine freiwillige Ausreise in das Kosovo auch für Roma für möglich gehalten. Der Umstand, dass die Antragsteller sich weigern auszureisen, beeinflusst zwar die Aufenthaltsdauer. Dies geschieht indes nicht in rechtsmissbräuchlicher Weise. 

Ob ein Verhalten als "rechtsmissbräuchlich" zu werten ist, ist unter Berücksichtigung des Zwecks der Regelung zu entscheiden. Daraus ist zu schließen, dass ein rechtsmissbräuchliches Verhalten immer dann anzunehmen ist, wenn das Verhalten erkennbar der Verfahrensverzögerung  und somit der Aufenthaltsverlängerung dient, obwohl eine Ausreise zumutbar und möglich wäre. Weil die Regelung der Umsetzung der Art. 16 der EU-Richtlinie zur Asylaufnahme dienen sollte (Hohm, NVwZ 2005, 288), ist diese zur Auslegung des § 2 Abs. 1 heranzuziehen. Weitere Auslegungen rechtsmissbräuchlichen Verhaltens sind §1a AsylbLG zu entnehmen. 

Demzufolge ist das Verhalten des Antragstellers nicht als rechtsmissbräuchlich zu werten. Zwar ist er zur Ausreise verpflichtet, durch die vorübergehende Aussetzung der Abschiebung (Duldung) ist es ihm jedoch erlaubt, sich - trotz Ausreisepflicht - vorübergehend in Deutschland aufzuhalten. Der Umstand, dass der Antragsteller diese Rechtsposition nutzt, bedeutet im Hinblick darauf, dass die Ausländerbehörde die Abschiebung nach dem genannten Erlass  nach wie vor nicht für möglich hält, keine rechtsmissbräuchliche Beeinflussung der Aufenthaltsdauer. Legt man die in Art. 16 der EU-Richtlinie zur Asylaufnahme genanten Verstöße gegen Melde-, Auskunfts- und Aufenthaltspflichten zu Grunde, gelangt man zum gleichen Ergebnis. Bei den dort genannten Formen missbräuchlichen Verhaltens handelt es sich jeweils um Verstöße gegen rechtliche Regelungen. Davon zu unterscheiden ist die Nutzung einer Rechtsposition, wie dies bei der Nutzung der Duldung durch den Antragsteller der Fall ist.

LSG Nds.-Bremen L 7 AY 12/05 ER B.v. 19.08.05, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2086.pdf bestätigt SG Stade S 19 AY 4/05 ER. Kein Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG F. 2005 wegen mehrerer zeitversetzt und deshalb "rechtmissbräuchlich" allein zum Zweck der Verlängerung der Aufenthaltsdauer gestellter Asyl- und Asylfolgeanträge für die Eltern und erst nach deren Ablehnung gestellter Asylanträge für die Kinder. Es kommt in diesem Fall nicht mehr darauf an, ob auch das derzeitige Verhalten (noch) rechtsmissbräuchlich ist, und ob derzeit eine Rückkehr (nicht) zumutbar ist (der Beschluss enthält keine Angaben zum Herkunftsland usw.). Anders als nach § 2 AsylbLG in der bis 2004 geltenden Fassung (wo es auf die gegenwärtige Situation und die Zumutbarkeit der Rückkehr ankommt) besteht vorliegend wegen der in der Vergangenheit vorgenommenen rechtsmissbräuchlichen Beeinflussung der Aufenthaltsdauer kein Anspruch mehr auf Leistungen nach § 2. Auch die inzwischen volljährig gewordenen Kinder müssen sich insoweit das (frühere) rechtsmissbräuchliche Verhalten ihrer Eltern zurechnen lassen und haben deshalb ebenfalls keinen Anspruch auf Leistungen nach § 2.
LSG NRW 9 B 2/05 AY ER, B.v.02.05.05, www.sozialgerichtsbarkeit.deändert SG Düsseldorf 23 AY 3/05 vom 24.02.05. Die Antragsteller haben ihre Aufenthaltsdauer nicht rechtsmissbräuchlich beeinflusst, da das VG Düsseldorf Abschiebehindernisse nach § 60 Abs. 7 AufenthG festgestellt hat.

SG Düsseldorf S 35 AY 1/05 ER, B.v. 17.01.05 und S 35 AY 5/05, Gerichtsbescheid v. 02.06.05, www.sozialgerichtsbarkeit.de Der algerische Antragsteller ist 1998 nach Deutschland eingereist und hat angegeben, seinen Pass bei der Einreise vernichtet zu haben. Sein Asylantrag wurde 1999 abgelehnt. Er hat Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG. Fraglich ist bereits, ob die Neuregelung des § 2 AsylbLG auch auf Rechtsmissbräuche anzuwenden ist, die vor Inkrafttreten des Gesetzes liegen. 

Es ist nicht Absicht des Gesetzgebers gewesen, schon seit längerem im Bundesgebiet lebende Ausländer zu sanktionieren, die schon bisher Leistungen nach § 2 AsylbLG  alter Fassung erhalten haben und die wie die Kläger inzwischen aus völlig anderen Gründen - nämlich weil sie nicht reisefähig sind - gar nicht ausreisen müssen.  Entscheiden ist damit, ob die Kläger bei Inkrafttreten des Gesetzes am 1.1.2005 deshalb nicht ausreisen, weil zu diesem Zeitpunkt eine rechtsmissbräuchliche Beeinflussung der Aufenthaltsdauer vorliegt, oder ob - zu diesem Zeitpunkt - die Ausreise aus anderen Gründen nicht erfolgt (vgl. SG Hannover S 51 AY 29/05, Gerichtsbescheid v. 19.05.05). Vorliegend ist eindeutig Letzteres gegeben. Der Antragsteller fällt heute unzweifelhaft unter den Personenkreis, der unverschuldet nicht ausreisen kann, da sein Aufenthalt seit 2001 wegen der Krankheit seiner Ehefrau und seiner Kinder geduldet wird.

SG Schleswig S 10 AY 128/05 ER, B.v. 22.09.05 www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/7336.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG für eine geduldete algerischen Familie, weil die Ausländerbehörde ihren Vorwurf, die Familie habe bei der Passbeschaffung nicht ihren Mitwirkungspflichten genügt, nicht hinreichend belegen konnte. "Denn die Beweislast für das Vorliegen der Voraussetzungen nach § 1a AsylbLG liegt regelmäßig bei der für die Durchführung des AsylbLG zuständigen Behörde..." Eine telefonische Auskunft der algerischen Botschaft gegenüber dem Landesamt für Ausländerangelegenheiten, wonach der Antrag auf Passersatzpapiere falsch ausgefüllt worden sein soll, reicht nicht aus. 

Verantwortlich für die leistungsrechtlichen Entscheidungen über das Vorlogen der Voraussetzungen des § 1a und des § 2 AsylbLG ist der Sozialleistungsträger, der die Voraussetzungen in "Letztentscheidungskompetenz" eigenständig zu prüfen hat und dabei weder an die Feststellungen der Ausländerbehörde gebunden ist, noch diese ungeprüft übernehmen darf.

Für die Annahme von Rechtsmissbräuchlichkeit reicht es nicht, wenn die Betroffenen ihrer bestehenden Ausreisepflicht nicht nachkommen. Dem kann der Staat mit Abschiebemaßnahmen hinreichend begegnen. Von Rechtsmissbrauch kann erst ausgegangen werden, wenn der Ausländer versucht, eine Rechtsposition unter Vorspiegelung falscher Tatsachen zu erlangen, z.B. falsche Angaben zur Identität oder Herkunft bzw. Verschweigen der Daten, oder bei der Beschaffung von Identitätspapieren nicht mitwirkt, diese zurückhält oder gar vernichtet. Die Beweislast trägt insoweit der Antragsgegner. Die Angaben zur Passbeschaffung und zur Vorführung bei der Botschaft sind vorliegend in der Ausländerakte nicht hinreichend dokumentiert. 

LSG Bayern L 11 B 103/05 AY ER, B.v. 08.04.05 www.sozialgerichtsbarkeit.de Kein Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG  wegen verspätet (zeitversetzt)  gestellter Asylanträge für die Kinder. Asylanträge für einen Teil der Kinder wurden erst unmittelbar vor einer anstehenden Abschiebung gestellt.

LSG Bayern L 11 B 212/05 AY ER, B.v. 28.06.05 www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/7712.pdf www.sozialgerichtsbarkeit.de Kein Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG  wegen mehrerer Asyl- und Asylfolgeanträge. Das LSG bezweifelt bereits das Vorliegen eines Anordnungsgrundes für das Eilverfahren, da die Existenz auch nach § 3 AsylbLG gesichert und somit ein Zuwarten auf einen Hauptsacheentscheidung zumutbar sein dürfte. 

Die Antragstellerin gab an, Albanerin aus dem Kosovo zu sein, später gab sie ihre Volkszugehörigkeit als Roma an. Sie beantragte 1992 erstmals Asyl und wurde 1997 abgeschoben. Nach erneuter Einreise im Januar 1999 beantragte sie erneut Asyl, worauf ihre Ausreisefrist bis April 1999 verlängert wurde. Im August 1999 stellte sie erneut einen Asylfolgeantrag. Asylverfahren und Asylfolgeverfahren waren erfolglos. Die Antragstellerin hat dabei ihr Vorbringen nicht unerheblich gesteigert und unter Ausschöpfung des Rechtswegs ihre Aufenthaltszeiten in Deutschland wesentlich verlängert. Sie hat zudem die Möglichkeit zur freiwilligen Ausreise nicht in Anspruch genommen, um hier unter Inanspruchnahme öffentlicher Mittel zu leben. So steht derzeit die medizinische Versorgung im Vordergrund ihres weiteren Aufenthaltes.

· Anmerkung: den Kosovokrieg im Frühjahr 1999, die dadurch zweifellos gerechtfertigte erneute Flucht sowie die erst seitdem bestehende Verfolgung der Roma im Kosovo erwähnt das LSG mit keinem Wort. Ausländerrechtliche und historische Inkompetenz paart sich hier mit Rassismus. Zweifel am Anordnungsgrund im Zusammenhang mit der Leistungskürzung von § 2 auf § 3 AsylbLG sind ebenso abwegig, zumal angesichts der in Bayern lediglich gewährten Essenspakete das Vorenthalten von Barleistungen einer Rechtsvereitelung gleichkommt. Ungeprüft bleibt schließlich, ob derzeit ein krankheitsbedingtes Abschiebungs- und Ausreisehindernis vorliegt.

OVG Bremen S 3 B 199/05, B.v. 06.09.05, IBIS M7090, Asylmagazin 11/2005, 35; EZAR NF 87 Nr. 6 www.asyl.net/Magazin/Docs/2005/M-5/7090.pdf (in Bremen ist weiterhin das VG/OVG für Verfahren der Sozialgerichtsbarkeit in Sachen AsylbLG/SGB XII zuständig).

Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG für Ashkali aus Kosovo. Ein Anordnungsgrund, d. h. die Erforderlichkeit einer vorläufigen Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile ist zu bejahen. § 2 Abs. 1 AsylbLG ist zu entnehmen, dass der Gesetzgeber grundsätzlich allen Leistungsberechtigten Leistungen des SGB XII nach 36 Monaten gewähren will. Dem Willen des Gesetzgebers würde nicht hinreichend Geltung verschafft, wenn die Behörde die in § 2 AsylbLG vorgesehene Anhebung ablehnen könnte, ohne dass sich der Betroffene dagegen mit Hilfe einer einstweiligen Anordnung zur Wehr setzen könnte. Zudem würde der Zugang zur einstweiligen Klärung der Anspruchsberechtigung nach § 2 AsylbLG prinzipiell versperrt, was schwerlich mit Art. 19 Abs. 4 GG vereinbar wäre (vgl. OVG Münster 12 B 622/01, B. v. 16.10.01). Der Anordnungsgrund kann nicht mit dem Hinweis darauf verneint werden, dass die Antragstellerin Grundleistungen nach § 3 AsylbLG erhält (vgl. OVG Münster a. a.O.; OVG Lüneburg 4 M 3027/00, B. v. 14.09.00; VG Braunschweig 3 B 59/04, B. v. 18.05.2004 [IBIS M5611]; VG Oldenburg 13 B 3972/04, B. v. 23.11.04 [IBIS  M5947]). Soweit der Senat im Beschluss 2 B 10/05 v. 18.01.05 eine hiervon abweichende Auffassung vertreten hat, hält er daran nicht fest. 

Hier sieht das Sozialamt ein rechtsmissbräuchliches Verhalten der Antragstellerin darin, dass sie nicht freiwillig ausgereist sei, obwohl ihr dies zuzumuten gewesen sei und auch weiterhin zumutbar sei. Dem vermag sich das OVG nicht anzuschließen. Von einem rechtsmissbräuchlichen Verhalten i. S. d. § 2 Abs. 1 AsylbLG kann nur gesprochen werden, wenn es sich um ein von der Rechtsordnung missbilligtes subjektiv vorwerfbares Verhalten eines Ausländers handelt, das ursächlich für seinen tatsächlichen Aufenthalt im Bundesgebiet war oder ist (vgl. Hohm, NVwZ 2005, 388, 390). Ein subjektiv vorwerfbares Verhalten kann aber dann nicht angenommen werden, wenn der Ausländer für sein weiteres Verbleiben im Bundesgebiet vertretbare Gründe hat, was insbesondere dann der Fall ist, wenn einer Rückkehr in die Heimat berechtigte Bedenken entgegenstehen.

Die Situation der Minderheiten im Kosovo, zu denen die Ashkali gehören, ist schwierig zu beurteilen. In der Rechtsprechung der jüngeren Zeit ist wiederholt angenommen worden, für Ashkali bestehe keine zumutbare Ausreisemöglichkeit in den Kosovo (vgl. VGH Ba-Wü 7 S 1128/02, U. v. 15.11.04, InfAuslR 2005; SG Braunschweig S 20 AY 2/05 ER, B. v. 25.01.05, InfAuslR 2005, 159; VG Oldenburg 13 B 3972/04, B. v. 23.11.04 [IBIS M5947]; VG Braunschweig 3 B 59/04, B. v. 18.05.04). Die Antragstellerin hatte wegen der schwierigen Situation der Ashkali im Kosovo über einen längeren Zeitraum Duldungen erhalten. Nach dem jüngsten Erlass des Senators für Inneres vom 24. Mai 2005 können zwar auch wieder Ashkali und Ägypter in das Kosovo zurückgeführt werden, jedoch nur mit der Maßgabe, dass UNMIK über die beabsichtigte Rückführung zu informieren ist und innerhalb einer bestimmten Frist keine Bedenken gegen die Rückführung einer Person anmeldet. Jedenfalls vor Abschluss einer solchen Prüfung kann einem Ausländer nicht entgegengehalten werden, er handele rechtsmissbräuchlich i. S. d. § 2 AsylbLG, wenn er nicht freiwillig ausreise. 

LSG Thüringen L 8 AY 379/05 ER, B.v. 11.07.05, IBIS M7245 www.sozialgerichtsbarkeit.de , www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/7245.pdf Falsche Angaben zur Identität stellen eine rechtsmissbräuchliche Verlängerung der Aufenthaltsdauer i. S. d. § 2 Abs. 1 AsylbLG dar.

Nach Beendigung des rechtsmissbräuchlichen Verhaltens beginnt die 36-Monats-Frist des § 2 Abs. 1 AsylbLG neu zu laufen, erst nach Fristablauf sind Leistungen nach § 2 AsylbLG möglich.

LSG NRW L 12 B 5/05 AY ER, B.v. 14.09.05, IBIS M7105, www.asyl.net/Magazin/Docs/2005/M-5/7105.pdf Ausländer, die sich bereits seit geraumer Zeit nicht rechtsmissbräuchlich im Bundesgebiet aufhalten und bereits vor dem 1.1.2005 einen Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG hatten, verlieren nicht durch die in Folge der Änderungen der Ausländergesetze notwendig gewordenen redaktionellen Änderungen des AsylbLG ihre bisherigen Ansprüche, müssen also nicht die 36-Monats-Frist von neuem erfüllen.

SG Dessau S 7 AY 2/05 ER, B.v. 03.06.05, IBIS M6805, Asylmagazin 9/2005, 19. www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/6805.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG für geduldete Flüchtlinge aus dem Irak.

Eine rechtsmissbräuchliche Beeinflussung der Dauer des Aufenthaltes setzt voraus, dass der Ausländer eine zumutbare Ausreisemöglichkeit in sein Heimatland hat, damit er überhaupt auf die Dauer seines Aufenthalts Einfluss nehmen kann (SG Braunschweig S 20 AY 2/05 ER v. 25.01.05). Der Antragstellerin kann derzeit die freiwillige Ausreise in ihre Heimat nicht zugemutet werden. Gemäß Schreiben der Grenzschutzdirektion vom 30.05.05 sind aufgrund der weiterhin noch nicht gegebenen Anbindung des Flughafens Bagdad an den internationalen Flugverkehr keine Rückführungen möglich. Es bestehen zwar vereinzelte Flugverbindungen von Amman nach Bagdad. An- und abfliegende Flugzeuge geraten jedoch gelegentlich unter Beschuss durch die militante Opposition. Auf der Flughafenstraße werden regelmäßig Anschläge auf Fahrzeuge verübt. Aufgrund der äußerst prekären Sicherheitslage und des mangelnden Personals kann die deutsche Botschaft Bagdad Rückführungen nicht unterstützen.

Die Antragstellerin ist Mutter zweier Kleinkinder. Nach Auffassung des Gerichts ergibt sich aufgrund der Mitteilung der Grenzschutzdirektion, dass eine freiwillige Ausreise in den Irak bis zu einer Wiederaufnahme der Rückführungen nicht zumutbar ist.

Das Unterlassen der Antragstellerin, ihre Kinder in den Reisepass eintragen zu lassen, ist unerheblich. Dies würde nicht zu einer Verkürzung des Aufenthaltes führen, da eine Ausreise dann aus den oben genannten Gründen immer noch unzumutbar wäre.

SG Duisburg S 17 AY 13/05 ER, B.v. 19.07.05, IBIS M6903 www.sozialgerichtsbarkeit.de Allein die Verweigerung der freiwilligen Ausreise ist keine rechtsmissbräuchliche Verlängerung des Aufenthalts i. S. d. § 2 Abs. 1 AsylbLG. Ein Anordnungsgrund für Leistungen nach § 2 AsylbLG ist gegeben, da ein dauerhafter Bezug von Leistungen nach § 3 AsylbLG unzumutbar ist.

VG Bremen S 4 V 2809/05, B. v. 12.01.06, www2.bremen.de/justizsenator/verwaltungsgericht/Kap4/05v2809-b01.pdf Auch wenn die Ermittlungen des Ausländeramtes noch nicht abgeschlossen sind, spricht zum gegenwärtigen Zeitpunkt alles dafür, dass die Antragstellerin  durch die 1984 erfolgte Eheschließung mit einem Libanesen die libanesische Staatsbürgerschaft erworben hat. Da sie in der Vergangenheit diesen Umstand verschwieg und angab, staatenlose Palästinenserin zu sein, wurde ihr Aufenthalt in Deutschland geduldet. Es ist deshalb davon auszugehen, dass die Antragstellerin die Dauer ihres Aufenthalts im Sinne von § 2 AsylbLG rechtmissbräuchlich selbst beeinflußt hat.

LSG Nds-Bremen L 7 AY 51/05, U.v. 20.12.05, InfAuslR 2006, 205, Asylmagazin 4/2006, 38, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/7907.pdf, www.sozialgerichtsbarkeit.de
Leistungen nach § 2 AsylbLG für Ashkali aus dem Kosovo. Die Kläger haben die Dauer ihres Aufenthalts in Deutschland nicht rechtsmissbräuchlich selbst beeinflusst. Ihr Aufenthalt wurde nach den Erlassen des MI Nds. geduldet, weil sie zur Minderheit der Ashkali gehören. Ab Mai 2005 ist nach der Erlasslage ihre Rückführung - anders als für Roma aus dem Kosovo - allerdings möglich.

Dass die Kläger sich weigern freiwillig auszureisen, beeinflusst die Dauer ihres Aufenthalts nicht in rechtsmissbräuchlicher Weise. Im AsylbLG sind die Voraussetzungen rechtsmissbräuchlichen Verhaltens i.S.d § 2 nicht ausdrücklich geregelt. Daher ist der Grundsatz von Treu und Glauben (§ 242 BGB) für die Auslegung des rechtsmissbräuchlichen Verhaltens heranzuziehen. 

§ 2 soll nach Willen des Gesetzgebers die Regelung des Art. 16 der Asylaufnahmerichtlinie umsetzen, dies gilt nach Auffassung des Senats auch hinsichtlich der Leistungsberechtigten, deren Asylverfahren abgeschlossen ist. Aus Art. 16 ist zu schließen, dass ein rechtsmissbräuchliches Verhalten anzunehmen ist, wenn das Verhalten erkennbar der Verfahrensverzögerung und somit der Aufenthaltsverlängerung dient. Weitere Auslegungskriterien sind unter rechtsystematischen Gesichtspunkten zudem der Regelung des § 1a AsylbLG zu entnehmen. 

Dies zugrunde gelegt, ist der Verzicht der Kläger auf eine freiwillige Ausreise nicht als rechtsmissbräuchlich zu werten. Durch die vorübergehende Aussetzung der Abschiebung (Duldung) ist es den Klägern erlaubt, sich - vorübergehend - trotz bestehender Ausreisepflicht in der Deutschland aufzuhalten, weil der Vollzug der Ausreisepflicht zeitweilig ausgesetzt ist. Die Kläger haben aufgrund der Duldung eine wenn auch unsichere Rechtsposition erlangt. Unter Duldung ist daher ausländerrechtlicht mehr als nur die durch tatsächliches Verwaltungshandeln zum Ausdruck gelangte Billigung eines rechtswidrigen Zustands zu verstehen (Renner, AuslR 8. A., § 60a Rn 12ff). Allein die Nutzung dieser Rechtsposition, kann ein rechtsmissbräuchliches Verhalten nicht begründen. Anders läge es z. B. dann, wenn der Aufenthalt aufgrund falscher Angaben im Asylverfahren oder die nicht eingehaltene Zusage, freiwillig ausreisen zu wollen, verlängert worden oder die Frist für die Aussetzung der Abschiebung bereits abgelaufen wäre. 

Legt man die in Art. 16 der Asylaufnahmerichtlinie genannten Voraussetzungen zugrunde, das heißt Verstöße gegen Aufenthalts-, Melde- und Auskunftspflichten, gelangt man zum gleichen Ergebnis. Bei den dort genannten, rechtsmissbräuchliches Verhalten begründenden Umständen, handelt es sich jeweils um Verstöße gegen rechtliche Regelungen. Das Gleiche gilt hinsichtlich der in § 1a AsylbLG genannten Voraussetzungen. Davon zu unterscheiden ist die Nutzung einer Rechtsposition, wie dies bei der Nutzung der Duldung durch die Kläger der Fall ist.

LSG Nds-Bremen L 7 AY 40/05, B.v. 20.12.05, www.sozialgerichtsbarkeit.de Keine Leistungen nach § 2 AsylbLG bei rechtsmissbräuchlichem Verhalten in der Vergangenheit (hier: Roma aus dem Kosovo, die im Asylverfahren angeben hatten, Kosovo-Albaner zu sein).

Eine rechtsmissbräuchliche Beeinflussung der Dauer des Aufenthalts kann auch vorliegen, wenn derzeit eine Ausreise aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen  nicht in Betracht kommt. Es kommt nicht darauf an, ob sich die Verlängerung bereits realisiert hat oder der kausale Zusammenhang weggefallen ist, weil derzeit die Abschiebung ausgesetzt ist. Die Neuregelung bezweckt eine Begünstigung derjenigen Hilfeempfänger, die sich nicht rechtsmissbräuchlich verhalten, um den Anreiz zur rechtsmissbräuchlichen Asylantragstellung einzuschränken und zu einer Reduzierung der Anträge und damit zu einer Verfahrensbeschleunigung zu gelangen. Dieser Zweck würde verfehlt, wenn Leistungsberechtigte trotz rechtsmissbräuchlichen Verhaltens privilegiert würden, weil ein Ausreisehindernis bestünde.

Die Annahme eines rechtsmissbräuchlichen Verhaltens beruht hier nicht darauf, dass eine freiwillige Ausreise möglich wäre. Die Nutzung der wenn auch unsicheren Rechtsposition der Duldung allein kann ein rechtsmissbräuchliches Verhalten des Ausländers nicht begründen. Die Kläger haben die Dauer ihres Aufenthalts indes rechtsmissbräuchlich beeinflusst, indem sie zur Begründung ihres Asylantrags angegeben haben, Kosovo-Albaner zu sein. Es bedarf keiner weiteren Ausführungen, dass die Durchführung eines Asylverfahrens auf der Grundlage dieser falschen Tatsachenangaben den Aufenthalt der Kläger im Bundesgebiet beeinflusst hat. Dieser Umstand, die Rechtsmissbräuchlichkeit des Verhaltens, dessen Ziel daher offensichtlich die Verlängerung des Aufenthalts im Bundesgebiet ist. Der Senat teilt nicht die Auffassung des SG Hannover, dieses Verhalten sei unter dem Gesichtspunkt des § 2 Abs. 1 AsylbLG rechtlich nicht von Bedeutung, weil die Neuregelung zu jenem Zeitpunkt noch nicht geltendes Recht gewesen sei. Abgesehen davon, dass sich die Kläger mit diesen Verhaltensweisen bereits zu jenem Zeitpunkt nicht entsprechend den gesetzlichen Regelungen verhalten haben, genießen sie insoweit auch keinen Vertrauensschutz.
LSG NRW L 20 (9) B 37/05 SO ER, B. v. 21.12.05, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/7914.pdf
www.sozialgerichtsbarkeit.de Sachverhalt:  Die Antragsteller, Roma aus dem Kosovo, reisten 1988 nach Deutschland ein und beantragten Asyl. Nach zwischenzeitlicher Ausreise nach Schweden vom Oktober 2000 bis Mai 2001 beziehen sie seit mehr als 36 Moanten laufend Leistungen nach § 3 AsylbLG. Sie machen geltend, dass eine Rückkehr wegen der Situation im Kosovo, aber auch wegen merhrerer schwerer Behinderungen eines Antragsteller und feheldner medizinischer Versorgung unmöglich ist.

Gründe: Keine Leistungen nach § 2 AsylbLG, da kein Anordnungsanspruch (Eilbedüftigkeit) gegeben ist. Offen ist die Frage der rechtsmissbräuchlichen Beinflussug der Aufenthaltsdauer. Im Hauptsacheverfahren wird auch die Frage zu klären sind, ob durch die zwischenzeitliche Aus- und Wiedereinreise der Tatbestand des § 1 a Nr. 1 AsylbLG erfüllt ist.

Bei offenem Hauptsacheverfahrens ist eine Folgenabwägung vorzunehmen, etwa bezüglich der Intensität der drohenden Verletzung von Grundrechten, der wirtschaftliche Verhältnisse, dem Entstehen einer unbilligen Härte oder entgegenstehender besonders gewichtige Gründe. Dabei darf eine einstweilige Anordnung grundsätzlich die Hauptsache nicht vorwegnehmen, was regelmäßig der Fall ist, wenn die Maßnahme nachträglich nicht mehr korrigierbar ist. Bei Sozialleistungen ist letzteres in der Regel der Fall, wenn eine Rückforderung ausgeschlossen ist. Nur wenn sonst Rechtsschutz nicht erreichbar ist und dies für den Antragsteller unzumutbar wäre, kann im Interesse der Effektivität gerichtlichen Schutzes ausnahmsweise eine Vorwegnahme der Hauptsache erforderlich sein.

Die klärung der Frage, ob die Antragsteller die Dauer ihres Aufenthalts rechtsmissbräuchlich beeinflusst haben, ist schwierig und durch summarische Prüfung im einstweiligen Rechtsschutzverfahren nicht erreichbar. So ist nicht ohne weitere Ermittlungen beurteilbar, ob der Antragsteller zu 1) tatsächlich aus medizinischen Gründen nicht ausreisen kann. Auch ist nicht ohne intensive Ermittlungen beurteilbar, ob derzeit für Roma im Kosovo Gefahren für Leib und Leben bestehen.

Leistungen nach § 2 AsylbLG wären bei lebensnaher Betrachtung nicht wieder rückholbar, sollte sich im Hauptsacheverfahren herausstellen, dass kein Anspruch bestand. Aus diesem Grund würde ein Erfolg der Antragsteller die Hauptsache faktisch vorwegnehmen.

Die Leistungen nach § 3 ff. AsylbLG stellen nach der gesetzlichen Wertung eine ausreichende Existenzsicherung dar. Dem kann nicht entgegen gehalten werden, auch die Sozialhilfe nach dem SGB XII sichere einen nicht unterschreitbaren Grundbedarf (vgl. BVerfG 1 BvR 569/05, B.v. 12.05.05, zu II. 1.c. aa. 1). Die Leistungen nach § 3 ff. AsylbLG haben sich auch praktisch als geeignet erwiesen, die notwendige Existenzsicherung für Asylbewerber zur Verfügung zu stellen. Die Leistungen halten sich auch im Rahmen der Richtlinie 2003/9/EG zur Aufnahme von Asylbewerbern in den Mitgliedstaaten vom 27.01.2003. Nach Art. 13 Abs. 5 der Richtlinie können die materiellen Aufnahmebedingungen z.B. in Form von Sachleistungen, Geldleistungen oder Gutscheinen oder einer Kombination dieser Leistungen gewährt werden.
LSG NRW L 20 B 15/05 AY ER, B. v. 23.01.06, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/7796.pdf www.sozialgerichtsbarkeit.de Keine Rechtsmissbräuchlichkeit i.S.v. § 2 AsylbLG bei weiteren Verbleib in Deutschland wegen ärztlicher Behandlung. Die Antragsteller sind geduldete Roma aus Serbien-Montenegro [Anmerkung G.C.: aus dem Beschluss ergibt sich nicht, ob aus dem Kosovo oder dem übrigen Serbien-Montenegro] und befinden sich seit 1999 in Deutschland. In mehreren Verfahren vor dem VG wehren sie sich gegen ihre Abschiebung, im diesem Eilverfahren hat der Antragsgegner zugesagt, von der Abschiebung bis zur gerichtlichen Entscheidung abzusehen. Sämtliche Antragsteller machen Abschiebungsverbote gemäß § 60 Abs. 7 S. 1 AufenthG wegen in ihrer Heimat nicht gesicherter Krankenbehandlung geltend, u.a. wegen chronischen Diabetes Typ I mit Insulintherapie.

Die einstweilige Anordnung kann nicht deshalb abgelehnt werden, weil kein Anordnungsgrund besteht. Zwar hat das LSG in einem anderen Verfahren die Frage, ob der Antragsteller die Dauer seines Aufenthalts i.S.v. § 2 AsylbLG rechtsmissbräuchlich beeinflusst hatte, mit Blick auf mögliche Ausreisehindernisse als schwierig und deshalb im Eilverfahren nicht beantwortbar angesehen, und hinsichtlich des Anordnungsgrundes festgestellt, die Leistungen nach § 3 ff. AsylbLG stellten (vorläufig) eine ausreichende Existenzsicherung dar. Dem könne nicht entgegen gehalten werden, die Sozialhilfe nach SGB XII sichere einen nicht unterschreitbaren Grundbedarf dar. Die Leistungen nach § 3 ff. AsylbLG hielten sich auch im Rahmen der Asylaufnahmerichtlinie (RL 2003/9/EG), die in Art. 13 Abs. den Mitgliedsstaaten die Sicherung eines Lebensstandards aufgebe, der die Gesundheit und den Lebensunterhalt gewährleiste (LSG NRW L 20 (9) B 37/05 SO ER, B.v. 21.12.05)

Im hier zu entscheidenden Fall erweist sich nach summarischer Prüfung der Anordnungsanspruch als glaubhaft gemacht. Im Hauptsacheverfahren wird festzustellen sein, ob der Anspruch auch unter Berücksichtigung der anhängigen VG-Verfahren besteht. Soweit die Antragsgegnerin darauf verweist, dass die Antragsteller freiwillig ausreisen könnten, ist ein rechtsmissbräuchliches Verhalten nicht erkennbar. Ein solches liegt auch nicht in der Beanspruchung verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutzes zur Durchsetzung eines Abschiebungsverbotes gemäß § 60 Abs. 7 AufenthG. 

Zum Begriff der Rechtsmissbräuchlichkeit verweist der Senat auf die Gesetzesmaterialien (BT-Drs. 15/1420, S. 121). Darin heißt es u. a., die Anwendung des BSHG solle grundsätzlich für alle Fälle des § 1 nach 36 Monaten erfolgen. Ausgenommen seien nur die Fälle, in denen der Ausländer rechtsmissbräuchlich die Dauer seines Aufenthalts (z. B. durch Vernichtung des Passes, Angabe einer falschen Identität) selbst beeinflusst habe. Dies entspreche auch der Intention des Gesetzes, zwischen denjenigen Ausländern zu unterscheiden, die unverschuldet nicht ausreisen könnten und denjenigen, die ihrer Ausreisepflicht rechtsmissbräuchlich nicht nachkämen. 

Die Antragsteller begründen ihren Wunsch auf ein Verbleiben in Deutschland damit, dass im Falle der Rückkehr nach Serbien-Montenegro insbesondere die Erkrankung der Antragstellerin zu 3) nicht adäquat behandelbar wäre. In der Durchsetzung eines Abschiebeverbots gemäß § 60 Abs. 7 AufenthG liegt kein von der Rechtsordnung missbilligtes, subjektiv vorwerfbares Verhalten eines Ausländers (vgl. OVG Bremen S 3 B 199/05, B.v. 06.09.05). Dass nicht jedes auf Verbleib in Deutschland gerichtete Verhalten als rechtsmissbräuchlich zu qualifizieren ist, ergibt sich bereits aus den in der Gesetzesbegründung (a.a.O.) aufgeführten Beispielen.
SG Hildesheim S 44 AY 35/05 ER, B.v. 10.11.05 www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/7759.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG für 1991 eingereiste geduldete Roma aus dem Kosovo. Die Antragsteller wurden 1995 vom VG asylberechtigt anerkannt, was 1997 vom OVG aufgehoben wurde. Der Asylantrag war somit nicht offensichtlich unbegründet. Ein "Rechtsmissbrauch" i.S.d. § 2 AsylbLG F. 2005 liegt nicht vor. Nach Auffassung des SG kann nur die Weigerung bei der Mitwirkung behördlich veranlasster Maßnahmen rechtsmissbräuchlich sein, nicht aber das Fehlen freiwilliger Ausreisebemühungen. Eine freiwillige Ausreise wäre darüber hinaus für Roma aus dem Kosovo aber auch nicht zumutbar.

LSG Ba-Wü L 7 AY 4413/05 ER-B, B.v. 15.11.05, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/7741.pdf www.sozialgerichtsbarkeit.de Leistungen nach § 2 AsylbLG für geduldete Roma aus dem Kosovo. § 2 AsylbLG F. 2005 hat erkennbar die Voraussetzungen für die Leistungseinschränkung verändert. Das SG Hannover S 51 AY 42/05 ER, B.v.25.04.05 hat entschieden, dass Rechtsmissbrauch ein vorwerfbares Verhalten des Ausländers voraussetze, das über die bloße Aufenthaltsverlängerung hinausgeht (in diesem Sinn auch SG Hildesheim S 34 AY 8/05 ER B.v. 23.05.05). Demgegenüber hält das SG Würzburg S 15 AY 2/05 ER, B.v. 25.05.05 Rechtsmissbrauch bereits für gegeben, wenn jemand nicht ausreist, obwohl er zumutbar ausreisen könnte. Voraussetzung ist aber in jedem Fall, dass eine zumutbare Ausreisemöglichkeit besteht, so zu Recht SG Braunschweig S 20 AY 2/05 ER, B.v. 25.01.05, InfAuslR 2005, 159.

Rechtsmissbrauch ist nur bei vorwerfbarem Tun oder Unterlassen anzunehmen. Dies entspricht der Intention des Gesetzgebers, den Ausländer zu sanktionieren, der durch die beispielhaft genannten Verhaltensweisen, wie Vernichtung des Passes oder Angabe einer falschen Identität, die Aufenthaltsdauer verlängert. Ein bloßes Nichtausreisen kann dem allenfalls dann gleichgestellt werden, wenn einer freiwilligen Ausreise keine nachvollziehbaren und/oder gewichtigen Gründe entgegenstehen (so wohl auch Hohm, NVwZ 2005, S. 388/390). Die Antragsteller können sich jedoch auf gewichtige Gründe berufen. Sie sind werden nach den Roma aus dem Kosovo betreffenden Erlassen des MI Ba-Wü seit Abschluss ihrer Asylverfahren bis heute nicht abgeschoben. Nach dem Erlass ist zwar von der Möglichkeit der freiwilligen Ausreise auszugehen, mit einer Rückführung wird jedoch nur bezüglich verurteilter Straftäter begonnen. 

Rechtsmissbrauch setzt nach der dargestellten Auslegung des § 2 AsylbLG ein vorwerfbares Verhalten voraus. Zwar kann auch Unterlassen vorwerfbar sein, wenn eine eindeutige Handlungspflicht besteht. Die Antragsteller sind zwar ausreisepflichtig. Sie gehen aber mit der derzeitigen UN-Verwaltung des Kosovo davon aus, dass eine Rückkehr von Roma Sicherheitsprobleme aufwerfen könnte. Vor diesem Hintergrund kann ihr Verbleiben nicht als rechtsmissbräuchlich angesehen werden. 

Entgegen der Auffassung des SG liegt auch ein Anordnungsgrund vor. Die Antragsteller haben über drei Jahre Sachleistungen nach § 3 AsylbLG erhalten. Es liegt auf der Hand, dass in dieser Zeit ein Nachholbedarf entstanden ist. Es ist ihnen nicht zumutbar, den Ausgang des Hauptsacheverfahrens abzuwarten und weiter auf ein Existenzminimum unter dem Niveau des § 1 Satz 1 SGB XII verwiesen zu werden.
SG Duisburg S 12 AY 1/06 ER, B.v. 01.02.06 www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/7793.pdf (bestandskräftig, die Beschwerde gegen den Beschluss wurde vom LSG NRW als unbegründet abgewiesen). 

Ein nicht offensichtlich aussichtsloser bzw. offensichtlich unschlüssiger Wiedereinsetzungs- oder Wiederaufgreifensantrag ist nicht "rechtsmissbräuchlich" und begründet daher keinen Ausschluss von Leistungen nach § 2 AsylbLG. Da eine Einschränkung des Existenzminimums nach § 3 AsylbLG nur für eine vorübergehende Zeit verfassungsrechtlich  als zumutbar angesehen wird und mit einer zeitnahen Hauptsacheentscheidung nicht zu rechnen ist, liegt auch ein Anordnungsgrund vor (Art 19 Abs. 4 GG).
LSG Berlin-Brandenburg L 15 B 4/06 AY ER, B.v. 02.03.06 www.sozialgerichtsbarkeit.de Nach dem SGG sind einstweilige Anordnungen zulässig, wenn dies zur Abwendung wesentlicher Nachteile nötig erscheint. Begründet ist der Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz, wenn sich bei summarischer Prüfung mit ausreichender Wahrscheinlichkeit ergibt, dass ein Anspruch besteht und eine besondere Eilbedürftigkeit vorliegt.

Jedenfalls ein Anordnungsgrund ist nicht glaubhaft gemacht. Die Antragstellerin erhält bereits Leistungen nach § 3 AsylbLG. Sogar dann, wenn die Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes von Verfassungs wegen geboten ist, um Grundrechte und im besonderen die Menschenwürde zu schützen (und damit ein Anordnungsgrund "dem Grunde nach" vorliegt), ist das aber nicht gleichbedeutend damit, dass ein Berechtigter bereits im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes die begehrten Leistungen in vollem Umfang beanspruchen kann. Das Gericht kann dem Charakter des einstweiligen Rechtsschutzes auch dadurch Rechnung tragen, dass es Leistungen nur mit einem Abschlag zuspricht (s. BVerfG 1 BvR 569/05, B.v. 12.05.05). Folglich wäre besonders zu begründen, warum – wenigstens teilweise – auch die weitergehenderen Leistungen nach § 2 AsylbLG in Verbindung mit dem SGB XII schon vor einer Entscheidung in der Hauptsache zu gewähren sein sollten. Ungeachtet der Begründung der Antragstellerin ergibt sich dafür nach Aktenlage für das Gericht kein Anhaltspunkt.

In der Folge wird auch die Gewährung von Prozesskostenhilfe mangels hinreichender Erfolgsaussicht abgelehnt.

· Anmerkung der Senat hat seine Auffassung zum Anordnungsgrund inzwischen offenbar geändert,  siehe LSG Berlin-Brandenburg L 15 B 12/07 AY ER, B.v. 06.09.07 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2097.pdf
LSG Sachsen L 3 B 179/05 AY-ER, B.v. 09.02.06 www.sozialgerichtsbarkeit.de
Geldleistungen nach § 2 AsylbLG für in einer Gemeinschaftsunterkunft lebenden geduldeten Flüchtling aus dem Irak. 

Ein Anordnungsgrund ist gegeben: Zwar hat nach § 2 Abs. 2 AsylbLG die zuständige Behörde hinsichtlich der Form der Leistung eine Ermessensentscheidung zu treffen. Das Gericht darf in der einstweiligen Anordnung nicht vorweg nehmen, was erst im Hauptsacheverfahren erreicht werden könnte. Im Hinblick auf die Rechtsschutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 GG gilt das Verbot der (auch nur vorläufigen) Vorwegnahme der Hauptsache aber ausnahmsweise dann nicht, wenn eine Regelung zur Gewährung effektiven Rechtsschutzes notwendig ist, insbesondere wenn ohne sie schwere und unzumutbare, anders nicht abwendbare Nachteile entstünden, zu deren nachträglicher Beseitigung die Entscheidung in der Hauptsache nicht mehr in der Lage wäre (vgl. BVerfG, B.v. 25.10.88, NJW 1989, 827 und B.v. 19.10.77, NJW 1978, 693). 

Ein solcher unwiederbringlicher Rechtsverlust war hier durch das mit dem Verbrauch der Sachleistung verbundene Erlöschen des Anspruchs auf ermessensfehlerfreie Entscheidung durch die Behörde gegeben. Dies gilt auch dann, wenn das Ergebnis der Ermessensausübung noch offen ist, weil wie im vorliegenden Fall – keine Ermessensreduzierung auf Null vorliegt und die Behörde bislang ihr Ermessen nicht rechtmäßig ausgeübt hat. Die einstweilige Anordnung kann dann auf die Verpflichtung zur Neuverbescheidung gerichtet sein, wenn ein berechtigtes Interesse daran besteht, dass die Behörde möglichst frühzeitig eine (erneute) Ermessensentscheidung trifft (vgl. OVG Bautzen 4 BS 228/02 v. 11.09.02 m. w. N.).

Auch ein Anordnungsanspruch ist insoweit gegeben. Der Antragsteller hat Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung über die Gewährung einer Barleistung gemäß § 2 Abs. 1 und 2 AsylbLG. Nach § 2 AsylbLG ist das SGB XII auf die Leistungsberechtigten entsprechend anzuwenden, die über eine Dauer von mindestens 36 Monaten Leistungen nach § 3 AsylbLG erhalten haben und die Dauer des Aufenthaltes nicht rechtsmissbräuchlich selbst beeinflusst haben. Dies war beim Antragsteller ab 06.03.2005 der Fall. 

Ein Rechtsmissbrauch kann nicht schon dann angenommen werden, wenn Ausländer lediglich ihrer bestehenden Ausreisepflicht nicht nachkommen. Der Staat kann dem ggf. mit Abschiebemaßnahmen hinreichend begegnen. Von einem Rechtsmissbrauch i. S. von § 2 Abs. 1 AsylbLG n. F. kann erst dann ausgegangen werden, wenn der Ausländer etwa versucht, eine Rechtsposition unter Vorspiegelung falscher Tatsachen zu erlangen oder auszunutzen (vgl. SG Hannover S 51 AY 1/05 ER, B.v. 20.01.05, InfAuslR 2005, 158). Auch wenn die Behörde dies hier aufgrund der Behauptung des fehlenden Passes, zeitweilig vermutet haben mag, kann letztlich ein solcher Tatbestand nicht verifiziert werden. Vielmehr hat der Antragsteller ersichtlich an der Beibringung eines gültigen Reisepasses mitgewirkt.

LSG Rh-Pfalz L 3 ER 37/06 AY, B.v. 27.03.06 www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8028.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG für geduldete Kurden aus der Türkei. Die Antragsteller reisten 2001 auf dem Landweg nach Deutschland ein und beantragten Asyl. Das Bundesamt hat den Asylantrag abgelehnt und festgestellt, dass keine Abschiebehindernisse vorliegen. Die Entscheidung wurde 2003 bestandskräftig. Gemäß amtsärztlichen Gutachten aus 2005 besteht aus psychiatrischer Sicht wegen Suizidalität u.a. Reiseunfähigkeit des Antragstellers zu 1). 

Ein Anordnungsgrund ist gegeben. Dem steht nicht entgegen, dass die Antragsteller bereits Leistungen nach § 3 AsylbLG erhalten. Für das, was zum Lebensunterhalt unerlässlich ist, sind zur Gewährung eines effektiven Rechtsschutzes die für den jeweiligen gesetzlich geregelten Sachbereich geltenden normativen Vorgaben zur Grundlage zu machen (vgl. OVG Münster 12 B 622/01 v. 16.10.01). Entsprechend dem Willen des Gesetzgebers sollen grundsätzlich alle Leistungsberechtigten nach dem AsylbLG die in § 2 AsylbLG vorgesehenen erhöhten Leistungen des SGB XII nach 36 Monaten erhalten. 

Diese Regelung ist Ausdruck des Integrationsgedankens. Bei ausreichend langer Aufenthaltsdauer von mehr als 36 Monaten soll dem Ausländer auch eine Integration in die deutsche Gesellschaft durch öffentliche Mittel ermöglicht werden. Dies begründet, ihm Leistungen entsprechend der Sozialhilfe zu gewähren (vgl. BT.-Drs. 13/2746, S. 15). Es würde jedoch dem Integrationsgedanken widersprechen, Asylbewerber nach Ablauf von 36 Monaten auf abgesenkte Leistungen zu verweisen. Eine Verzögerung der für Ausländer vorgesehenen Integrationsmöglichkeiten stellt einen unzumutbaren Nachteil dar (vgl. OVG Bremen S 3 B 199/05, B.v. 06.09.05; SG Hildesheim S 34 AY 8/05 ER, B.v. 25.05.05). Aus diesem Grund ist auch keine Herabsetzung auf 80 v.H. des Regelsatzes nach dem SGB XII gerechtfertigt.

Die Antragsteller haben auch einen Anordnungsanspruch glaubhaft gemacht. Was im Sinne des § 2 Abs. 1 AsylbLG unter rechtsmissbräuchlich zu verstehen ist, sagt das AsylbLG selbst nicht. Der Gesetzesbegründung ist zu entnehmen, dass die Anwendung des SGB XII grundsätzlich für alle Fälle des § 1 AsylbLG nach 36 Monaten erfolgen soll. Ausgenommen sollten nur die Fälle sein, in denen der Ausländer rechtsmissbräuchlich die Dauer seines Aufenthaltes  (z.B. durch Vernichten des Passes, Angabe einer falschen Identität) selbst beeinflusst habe. Nach der Gesetzesbegründung knüpft die Regelung über die Folgen rechtsmissbräuchlichen Verhaltens an den Entwurf der EU-Richtlinie zur Asylaufnahme an (BT-Drs. 15/420).

Art. 16 der Richtlinie 9/2003 v. 27.01.03 fasst Formen "negativen Verhaltens" zusammen, die auf nationaler Ebene eine Einschränkung der Leistungen erlauben, z.B. bei falscher Identitätsangabe. Dieser Fall ist jedoch nicht vergleichbar mit der Einreise über einen sicheren Drittstaat (a.A. ohne Begründung Hohm, NVWZ 2005, 388, 390). Die Antragsteller aufgrund der Erkrankung des Antragstellers zu 1) daran gehindert, Deutschland zu verlassen. Es ist nicht ersichtlich, dass sich hieran seit 2005 etwas geändert hat.

SG Neubrandenburg S 6 ER 3/06 AY, B.v. 13.02.06, Asylmagazin 11/2006, 35 www.asyl.net/Magazin/Docs/2006/M-6/8817.pdf
Leistungen nach § 2 AsylbLG für geduldete Iraker, da eine freiwillige Ausreise aktuell nicht zumutbar ist.
SG Nordhausen S 15 AY 437/06 ER, B.v. 17.03.06 www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8021.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG für seit mehr als 36 Monaten Leistungen nach AsylbLG beziehende Iraker mit Duldung. Das Sozialamt Heiligenstadt ist der Auffassung, dass die Antragstelle rechtsmissbräuchlich nicht freiwillig ausreisten, obwohl die Ausreise in den Irak zumutbar und möglich sei.

Das Gericht hat angesichts der  aktuellen Reisewarnung des Auswärtigen Amtes sowie der allgemein bekannten, mindestens bürgerkriegsähnlichen Zustände im Irak bereits Zweifel an der Zumutbarkeit einer freiwilligen Rückkehr der Antragsteller. Darauf kommt es jedoch nach Ansicht des Gerichts nicht an. 

Maßgeblich ist vielmehr, dass das Gesetz nach seinem ausdrücklichen Wortlaut eben nicht nur die bloße Beeinflussung der Aufenthaltsdauer verlangt, die bei Nichtbefolgen der bestehenden Ausreisepflicht sicher vorliegen würde, sondern diese darüber hinaus auch rechtsmissbräuchlich sein muss. Rechtsmissbrauch setzt aber bereits vom Wortsinn her ein über bloßes Verschulden hinausgehendes Unwerturteil voraus. Wenn der Gesetzgeber, dessen Begründung insoweit nicht eindeutig ist, eine Verschärfung der Leistungsvoraussetzungen wünschte, hätte er dies klar normieren müssen. Es ist weder Aufgabe der Verwaltung noch der Gerichte, nach der Gesetzesbegründung nur möglicherweise gewollte Einschränkungen in das Gesetz zu interpretieren und dabei ein in dem beschlossenen und verkündeten Wortlaut enthaltenes zusätzliches Merkmal zu Ungunsten  der Betroffenen außer Acht zu lassen.

Das SG schließt sich daher der Auffassung des SG Hannover S 51 AY 1/05 ER, B.v. 20.01.05 (sowie den diese bestätigenden Entscheidungen u.a. des LSG Nds-Bremen L 7 AY 51/05 v. 20.12.05; LSG Sachsen L 3 B 179/05 v. 09.02.06) an und hält über die bloße Nichtausreise hinaus gehende Umstände für die Bejahung des Tatbestandsmerkmals des Rechtsmissbrauches für erforderlich. 

Dafür kann das Gericht bei den Antragstellern keine Anhaltspunkte erkennen. Den Antragstellern wurden vielmehr Duldungen erteilt, nicht weil sie gegen die bestehende Ausreisepflicht aktiv geworden wären, sondern weil die Zustände in dem potentiellen Rückkehrland eine Abschiebung offenbar auch nach Ansicht des Antragsgegners verbieten. Solange dies aber der fall ist, nutzen die Antragsteller nur eine ihnen unabhängig vom eigenen Fehlverhalten eingeräumte Rechtsposition. das ist nicht rechtsmissbräuchlich.

Es liegt auch ein Anordnungsgrund vor. Das Verbot der Vorwegnahme der Hauptsache steht dem hier nicht entgegen, weil anders effektiver Rechtsschutz nicht zu erreichen ist. Angesichts der erheblich unter Sozialhilfeniveau liegenden Leistungen nach §§ 1, 3 ff. AsylbLG ist den Antragstellern ein Zuwaten auf die Entscheidung in der Hauptsache nicht zuzumuten. Insbesondere können die Folgen dieses Zuwartens nachträglich nicht mehr ausgeglichen werden, weil das tatsächliche Leben unter erheblich eingeschränkten Bedingungen auch durch eine Nachzahlung nicht geändert werden könnte. Angesichts der überwiegenden Erfolgsaussichten in der Hauptsache muss das Risiko ungerechtfertigter Leistungserbringung und möglicher Uneinbringlichkeit einer Rückforderung auf Seiten des Antragsgegners dem gegenüber zurückstehen.

SG Nordhausen S 15 AY 268/06 ER, B.v. 17.03.06 www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8019.pdf (wie SG Nordhausen S 15 AY 437/06 ER, B.v. 17.03.06/Irak).

Leistungen nach § 2 AsylbLG für seit mehr als 36 Monaten Leistungen nach AsylbLG beziehende  Kosovo-Roma mit Duldung. Das Gericht hat angesichts der Stellungnahme der UNMIK aus 12/2005, wonach nicht nur die erzwungene Rückkehr abgelehnt, sondern auch die freiwillige sehr zurückhaltend beurteilt wird, bereits Zweifel an der Zumutbarkeit einer freiwilligen Rückkehr der Antragsteller. Den Antragstellern wurden vielmehr Duldungen erteilt, nicht weil sie gegen die bestehende Ausreisepflicht aktiv geworden wären, sondern weil die Zustände in dem potentiellen Rückkehrland eine Abschiebung offenbar auch nach Ansicht des Antragsgegners verbieten. Solange dies aber der Fall ist, nutzen die Antragsteller nur eine ihnen eingeräumte Rechtsposition. Das ist nicht rechtsmissbräuchlich.

LSG Thüringen L 8 AY 462/06 ER, B. v. 09.08.06, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8585.pdf hebt SG Nordhausen S 15 AY 268/06 ER, auf. Es bestehe kein Eilbedarf für eine Entscheidung über Leistungen nach § 2 AsylbLG. Die in einer Gemeinschaftsunterkunft untergebrachten Antragsteller erhalten Taschengeld und Gutscheine nach § 3 AsylbLG. Da sie erst 6 Monate nach Umstellung auf Leistungen nach § 3 rechtliche Schritte unternommen hätten, hätten sie bewiesen dass sie davon leben könnten. Eine Bewilligung von Leistungen nach § 2 AsylbLG im Eilverfahren wäre wegen unzulässiger Vorwegnahme der Hauptsache unzulässig. Auch im Hinblick auf das ungesicherte Aufenthaltsrecht fehlt ein sozialer Integrationsbedarf.

· Anmerkung: der Beschluss stellt Sinn und Zweck des einstweiligen Rechtschutzes auf den Kopf. Er setzt sich mit keinem Wort mit dem Zweck des § 2 AsylbLG auseinander, der ja gerade einen besonderen Integrationsbedarf anerkenn. Ebenso wenig scheint das LSG Thüringen die gegenteiligen Rechtsprechung der oberen Verwaltungs- und Sozialgerichte zum Anordnungsgrund bei § 2 AsylbLG zur Kenntnis zu nehmen.

LSG Sachsen-Anhalt L 8 B 13/05 AY ER, B.v. 07.03.06, Asylmagazin 7/2006, 55, www.sozialgerichtsbarkeit.de Leistungen nach § 2 AsylbLG für geduldeten Palästinenser. 

Ein Anordnungsgrund ist entgegen der Auffassung des SG glaubhaft gemacht. Zwar ist davon auszugehen, dass auch mit den bisher gewährten Geldleistungen nach § 3 AsylbLG die Mindestvoraussetzungen für ein menschenwürdiges Leben gewährleistet sind (BVerwG 5 B 82/97, B.v. 29.09.98). Auch hat der Antragsteller keine besondere Härte glaubhaft gemacht, weshalb ihm ohne den höheren Leistungssatz wesentliche Nachteile drohen würden.

Hier ergibt sich die Eilbedürftigkeit aber schon aus dem Willen des Gesetzgebers, der sich in § 2 Abs. 1 AsylbLG wieder spiegelt. Danach sollen grundsätzlich alle Asylbewerber nach 36 Monaten die Leistungen erhalten, die dem soziokulturellen Existenzminimum entsprechen. Bei einem länger dauernden Aufenthalt kann, auch wegen der zu erwartenden sozialen Integration, auf die geringeren Leistungen nicht mehr zumutbar verwiesen werden, wenn nicht ausnahmsweise Gründe in der Person vorliegen, welche die Absenkung rechtfertigen (vgl. BT-Drucks. 15/420, S. 121). 

Die Eilbedürftigkeit ergibt sich ferner daraus, dass dem Antragsteller in näherer Zukunft die Abschiebung droht. Würde er auf die Hauptsacheentscheidung verwiesen, würde die Rechtskraft voraussichtlich nicht mehr während seines Aufenthaltes in Deutschland eintreten. Insoweit besteht die Gefahr der Verweigerung eines gemäß Art. 19 Abs. 4 GG garantierten effektiven Rechtschutzes (so auch OVG Bremen S 3 B 199/05, B.v. 06.09.05; SG Duisburg S 17 AY 13/05 ER, v. 19.07.05,). Die entgegenstehende Auffassung des LSG Bayern (L 11 B 212/05 AY ER, B.v. 28.06.05) vermag nicht zu überzeugen. Dies stellt ausschließlich darauf ab, dass die Leistungen nach § 3 AsylbLG ausreichend sind, um den Lebensunterhalt zu bestreiten. 

Ein rechtsmissbräuchliches Verhalten des nach § 60a AufenthG geduldeten Antragstellers im Sinne § 2 AsylbLG ist vorliegend nicht erkennbar. Bis zur rechtskräftigen Ablehnung seines Asylantrages hat der Antragsteller nicht vorwerfbar seinen Aufenthalt beeinflusst. Für diese Zeit verfügte er über eine Aufenthaltsgestattung nach dem AsylVfG. Er hatte während des Gerichtsverfahrens deshalb keine Veranlassung, aus eigenem Willen wieder abzureisen.

Zwar hat der Antragsteller seinen palästinensischen Personalausweis dem Schleuser übergeben. Dies steht einem rechtsmissbräuchlichen Verhalten wie der Vernichtung von Ausweispapieren nicht gleich, denn der Ausländer hat nicht freiwillig selbst seine Ausweispapiere vernichtet. Darüber hinaus fehlt es an der Absicht der Vernichtung der Ausweispapiere zum Zwecke der rechtsmissbräuchlichen Aufenthaltsverlängerung.

Ein rechtsmissbräuchliches Verhalten liegt auch nicht darin begründet, dass der Antragsteller bisher nicht freiwillig ausgereist ist. Zum einen verfügt er nicht über Ausweispapiere, die ihm eine Rückkehr in seine Heimat Palästina ermöglichen. Zum anderen beinhaltet das Unterlassen einer freiwilligen Ausreise kein vorwerfbares Element wie z. B. die Vernichtung des Passes oder die bewusste Angabe einer falschen Identität. 

Rechtsmissbräuchlichkeit im Sinne des § 2 AsylbLG setzt im Verhältnis zu einem "einfachen" rechtswidrigen Verhalten durch eine bloße Nicht-Ausreise voraus, dass noch weitere Umstände hinzukommen müssen, die eine finanzielle Sanktionierung des Verhaltens des abgelehnten Asylbewerbers erlauben (so auch: VG Bremen 2 K 1128/04 v. 16.09.05).

Der Aufforderung, Ausweisersatzpapiere zu beschaffen, hat der Antragsteller Rechnung getragen, indem er am 05.08.05 bei der Generaldelegation Palästinas vorgesprochen hat. Ferner hat er in seinem Heimatland Zeugenerklärungen über Geburtsort, Geburtsdatum und Namen der Mutter eingeholt und von einem amtlich vereidigten Übersetzer übersetzen lassen. 

Der Antragsgegner hat nicht vorgetragen, inwieweit dem Antragsteller die Beschaffung der Nummer des Familienbuches sowie der UNRWA Registriernummer ohne weiteres möglich wäre und er insoweit die Dauer seines Aufenthaltes rechtsmissbräuchlich verzögert. Zur Abwendung ihrer Verpflichtung zur Erbringung des vorgesehenen Leistungssatzes müsste der Antragsgegner konkret und nachweisbar einen Verstoß gegen Mitwirkungspflichten darlegen. 

· Anmerkung: Im Ergebnis ebenso LSG NRW L 20 B 9/06 AY ER, B.v. 08.05.06, s.u.

LSG Hamburg L 4 B 84/06 ER AY, B.v. 27.04.06; InfAuslR 2006, 342; Asylmagazin 7/2006, 54 www.sozialgerichtsbarkeit.de § 2 AsylbLG für Kosovo-Roma. Die Antragsteller haben die Dauer ihres Aufenthalts nicht rechtsmissbräuchlich selbst beeinflusst. Auf die sonstigen Gründe, warum die Ausreise nicht erfolgen kann bzw. aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht vollzogen werden können, kommt es nach § 2 AsylbLG F. 2005 nicht mehr an. 

Unter "rechtsmissbräuchlicher Beeinflussung" ist ein verschuldensgetragenes Fehlverhalten zu verstehen. Nach 36-monatiger Bezugsdauer nach § 3 können die erhöhten Leistungen nur noch in wenigen Ausnahmefällen versagt werden, wenn dem Leistungsberechtigten ein entsprechendes Fehlverhalten vorgeworfen werden kann. 

Gemäß der Liste der Abschiebestopps und fachliche Vorgabe zur Duldungserteilung v. 08.07.05 besteht in Hamburg zugunsten serbisch-montenegrinischer Staatsangehöriger aus dem Kosovo, die der Volksgruppe der Serben und Roma (ausgenommen Straftäter) angehören, ein Abschiebestopp aus tatsächlichen Gründen. Davor bestand bis 31.05.03 ein Abschiebestopp aufgrund der Krisensituation im Herkunftsland.

Die (bloße) Ausnutzung der bestehenden Rechtsposition der Duldung ist nicht rechtsmissbräuchlich, obwohl damit die Aufenthaltsdauer beeinflusst wird (so auch LSG Nds-Bremen L 7 AY 51/05 v. 20.12.05, LSG Sachsen L 3 B 179/05 AY-ER v. 09.02.06). Ein Absehen von einer Abschiebung darf nicht den Antragstellern angelastet und ihnen deswegen Rechtsmissbrauch vorgeworfen werden. Zur Begründung eines Rechtsmissbrauchs reicht es nicht, dass eine freiwillige Ausreise möglich sei. 

Würde die freiwillige Ausreisemöglichkeit bereits dazu führen, dass Analogleistungen ausgeschlossen wären, liefe § 2 AsylbLG leer, denn die Möglichkeit der freiwilligen Ausreise besteht - außer im Fall der Einreiseverweigerung des (wieder-)aufnehmenden Staates (etwa wegen fehlender Reisedokumente) - grundsätzlich immer. Selbst bei Vorliegen von Gründen, die einer zwangsweisen Abschiebung nach §§ 60, 60a AufenthaltsG zwingend entgegenstünden, wird die Auffassung vertreten, jeder dürfe sich freiwillig in solche Situation begeben (OVG Nds8 LA 123/05, 24.10.05, ZAR 2006, 31). Das Argument der freiwilligen Ausreisemöglichkeit ist daher kein geeignetes Kriterium zur Ausfüllung des Begriffs der Rechtsmissbräuchlichkeit. 

Das 2005 geborene Kind (Antragsteller zu 6.) erfüllt hingegen die Voraussetzungen des 36-monatigen Bezuges von Leistungen nach § 3 AsylbLG nicht. Minderjährige Kinder unterliegen nach § 2 AsylbLG verschärften Voraussetzungen. Gemäß § 2 Abs. 3 AsylbLG sind ihnen nur dann Leistungen nach § 2 Abs. 1 AsylbLG zu gewähren, wenn mindestens ein Elternteil disee Leistungen erhält. Die Formulierung "nur ... wenn" weist darauf hin, dass minderjährige Kinder sowohl die Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1 AsylbLG als auch nach § 2 Abs. 3 AsylbLG erfüllen müssen. Der nicht ungewöhnliche Fall eines noch nicht 36 Monate alten Kindes wurde in Abs. 3 nicht besonders erwähnt oder geregelt, so dass auch nicht entgegen dem Wortlaut von einem Absehen des 36-monatigen Leistungsbezuges ausgegangen werden kann. Einem jüngeren Kind können daher Analogleistungen nicht zustehen.

Bei den Antragstellern zu 1. bis 5. liegt auch ein Anordnungsgrund vor. § 3 AsylbLG gewährt keine laufende Hilfe zum Lebensunterhalt im Sinne der § 27 ff SGB XII, sondern nur die erheblich niedrigeren Grundleistungen. Hierin sind z.B. Aufwendungen für die Teilnahme am kulturellen Leben nicht vorgesehen. Die Zulässigkeit für die deutlich abgesenkten Leistungen wurde darin gesehen, dass bei intendierter nur kurzer Verweildauer im Bundesgebiet ein Integrationsbedarf nicht anfalle (BT-Drucksache 12/4451, S. 7) und hinsichtlich des Existenzminimums für Personen, die in Deutschland verwurzelt sind, und dem Existenzminimum von Leistungsberechtigten zu differenzieren sei (BVerwG 29.9.1998, 5 B 82/97, NVwZ 1999, 669). 

Die gemäß § 3 AsylbLG gewährten Beträge wurden seit 1993 nicht angepasst und sind durchschnittlich um ein 1/3 niedriger als der entsprechende Regelsatz des SGB XII (Leistung für den Antragsteller zu 1. zur Zeit gerundet 225,- Euro, hingegen nach § 1 Regelsatzverordnung: 345,- Euro). Bei Verweis auf ein Hauptsacheverfahren würde der Zweck von § 2 AsylbLG, bei längerfristiger Dauer des Aufenthaltes auch Bedürfnisse anzuerkennen, die auf eine stärkere Angleichung der Lebensverhältnisse und auf bessere soziale Integration zielen (BT-Drucksache 12/5008 S. 15), verfehlt. Angesichts der Tatsache, dass sich die Familie seit 1999 im Bundesgebiet aufhält und drei der vier Kinder schulpflichtig sind, besteht ein aktueller, vermehrter Integrationsbedarf. Ihnen wäre nicht damit gedient, die streitigen Beträge möglicherweise erst nach Jahren zu erhalten.
LSG NRW L 20 B 14/06 AY ER, B.v. 08.05.06, Asylmagazin 6/2006, 35,  www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8242.pdf
Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG . Für die Annahme einer rechtsmissbräuchlichen Beeinflussung des Aufenthalts ist zu fordern, dass die Ausweise bei oder nach der Einreise mit der Absicht vernichtet werden, den Aufenthalt zu verlängern. Hierfür fehlt vorliegend jeder Anhaltspunkt. Rechtsmissbräuchlich ist das Verhalten eines Asylbewerbers im Übrigen nur dann, wenn es erkennbar der Verfahrensverzögerung und somit der Aufenthaltsverlängerung dient, obwohl eine Ausreise möglich und zumutbar wäre. Dabei muss das rechtsmissbräuchliche Verhalten tatsächlich die Dauer des Aufenthalts beeinflusst haben.

Einem rechtsmissbräuchlichen Verhalten wie der Vernichtung von Ausweispapieren steht es jedenfalls nicht gleich, wenn die Ausweispapiere noch vor der Einreise an einen Schleuser abgegeben werden, denn insoweit hat der einreisende Ausländer nicht freiwillig selbst seine Ausweispapiere vernichtet (vgl. wie hier LSG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 07.03.2006 - L 8 B 13/05 AY ER -, das ausdrücklich darauf hinweist, dass es an der Absicht der Vernichtung der Ausweispapiere zum Zwecke der Aufenthaltsverlängerung fehle).

Auch eine fehlende Mitwirkung an der Beschaffung von Ausweispapieren ist (vom Sozialamt) nicht hinreichend dargelegt. Der Antragsteller ist bei der aserbaidschanischen Botschaft vorstellig gewesen, abschließende Feststellungen der Botschaft stehen noch aus.

LSG NRW L 20 B 9/06 AY ER, B.v. 08.05.06 www.sozialgerichtsbarkeit.de Der Erlass einer einstweiligen Anordnung auf Leistungen nach § 2 AsylbLG kann dann nicht mit der Begründung versagt werden kann, es liege kein Anordnungsgrund vor, wenn der Anordnungsanspruch nach dem Ergebnis der summarischen Prüfung nicht zweifelhaft ist (vgl. LSG NRW L 20 B 15/05 AY ER v. 23.01.06 und L 20 B 8/06 AY ER v. 15.03.06). 

Zur Begründung ist auf den in der Gesetzesbegründung (BT-Drs. 14/7387, Seite 112) zum Ausdruck kommenden Willen des Gesetzgebers zu verweisen, dass die Anwendung des BSHG bzw. des SGB XII und damit die Gewährung deutlich höherer Leistungen nach 36 Monaten der Regelfall sein soll (vgl. auch LSG Ba-Wü L 7 AY 4413/05 ER-B, B.v. 15.11.05). 

Der Senat hält daran fest, dass es den Leistungsberechtigten lediglich im Einzelfall zumutbar erscheint, z. B. bei erheblichen, im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes nicht zu klärenden Zweifeln am Anordnungsanspruch bis zum Abschluss des Hauptsacheverfahrens mit (niedrigeren) Leistungen nach § 3 AsylbLG wirtschaften zu müssen (vgl. LSG NRW L 20 (9) B 37/05 SO ER v. 21.12.05).

Zum Anordnungsanspruch: Der Rechtsmissbräuchlichkeit steht bereits der Umstand entgegen, dass die Antragstellerin derzeit beim VG Gelsenkirchen eine Klage betreibt, mit der in der Folge eines Wiederaufgreifensantrages die Feststellung von Abschiebungshindernissen nach § 53 Abs. 2 und 4 AuslG bzw. jetzt § 60 Abs. 2 – 7 AufenthG begehrt. Für dieses Verfahren hat das VG Gelsenkirchen Prozesskostenhilfe bewilligt und ist in weitere Ermittlungen eingetreten. 

Angesichts dieser Umstände erscheint die Annahme eines rechtsmissbräuchlichen Verhaltens der Antragstellerin auch unter dem Gesichtspunkt der Zumutbarkeit der an sich gebotenen Mitwirkungshandlung (vgl. § 82 AufenthG) nicht gerechtfertigt (vgl. auch GK-AsylbLG, § 1a RdNr. 131 unter Verweis auf VG Frankfurt/M 3 G 757/99, B.v. 02.06.99).

Daher kann dahin stehen, ob das bisherige Verhalten der Antragstellerin die Dauer ihres Aufenthalts in Deutschland überhaupt beeinflusst hat. Die iranischen Konsulate fordern im Vorfeld der Erteilung von Reisedokumenten zur Rückkehr nach Iran eine Erklärung, dass die Rückkehr freiwillig erfolge. Geht man davon aus, dass die Abgabe einer solchen Freiwilligkeitserklärung nicht zu den Mitwirkungspflichten eines Ausländers gehört (OLG Köln 16 Wx 238/06, B.v. 10.02.06, OLG Frankfurt/M. 20 W 306-99, B.v. 27.07.99), käme der Mitwirkungspflichtverletzung der Antragstellerin keine ursächliche Bedeutung zu. Vertritt man allerdings die Auffassung, die Verpflichtung zur Mitwirkung beinhalte auch die Verpflichtung zur Abgabe der Freiwilligkeitserklärung (OVG Lüneburg 4 LB 471/02, U.v. 11.12.02, a.a.O.), spräche auch hier grundsätzlich mehr für ein rechtsmissbräuchliches Verhalten im Sinne des § 2 AsylbLG, wobei nach der vom OVG Lüneburg vertretenen Auffassung die Zumutbarkeit aber nicht ungeprüft bleiben darf. Im Hinblick auf das bereits erwähnte Wiederaufnahmeverfahren könnte die Annahme der Rechtsmissbräuchlichkeit erheblich eingeschränkt sein.

Dass ein rechtsmissbräuchliches Verhalten im Sinne von § 2 AsylbLG nicht alleine in dem Umstand gesehen werden kann, dass die Antragsteller bisher nicht freiwillig ausgereist sind, hat der Senat bereits wiederholt  entschieden. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf den Beschluss LSG NRW L 20 B 15/05 AY ER v. 23.01.06 verwiesen (vgl. auch LSG NDS-Bremen L 7 AY 51/05, U.v. 20.12.05; LSG Sa-Anhalt L 8 B 13/05 AY ER, B.v. 07.03.06; OVG Bremen 2 B 177/05, B.v. 09.09.05, Az). 

SG Halle S 13 AY 12/06 ER, B.v. 10.04.06 www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8084.pdf Allein die Ausnutzung einer Rechtsposition (die Stellung von Asylanträgen - auch für in Deutschland geborene Kinder - und die Geltendmachung einer posttraumatischen Belastungsstörung) können nicht als rechtsmissbräuchliche Beeinflussung der Aufenthaltsdauer angesehen werden. Auch der Verzicht auf eine freiwillige Ausreise ist nicht als rechtsmissbräuchliche Beeinflussung der Dauer des Aufenthaltes zu werten. Zwar sind die Antragsteller zur Ausreise verpflichtet. Durch die vorübergehende Aussetzung der Abschiebung (Duldung) ist es ihnen jedoch erlaubt, sich vorübergehend, trotz bestehender Ausreisepflicht in Deutschland aufzuhalten, weil der Vollzug der Ausreisepflicht zeitweilig ausgesetzt ist.

LSG Hamburg, B. v. 23.06.06, L 4 B 239/06 ER, www.sozialgerichtsbarkeit.de, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8495.pdf Den vollziehbar ausreisepflichtigen afghanischen Antragstellern stehen keine Abschiebungshindernisse zur Seite und ihre freiwillige Ausreise dürfte auch möglich und zumutbar sein. Ausländerrechtlich mag dieser Verstoß mit Mitteln des Verwaltungszwangs (Abschiebung) durchzusetzen sein. Nach der Rspr. des Senats (B.v. 27.04.06 L 4 B 84/06 ER AY) stellt jedoch die bloße Nichtausreise kein auch im Rahmen des § 2 Abs. 1 AsylbLG zu sanktionierendes Verhalten dar. 

SG Oldenburg S 21 AY 37/06 ER, B.v. 09.05.06 www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8457.pdf
Keine Leistungen nach § 2 AsylbLG für Roma aus dem Kosovo, die seit Jahren sämtlich vollziehbar ausreisepflichtig sind und durchgängig Leistungen nach § 3 AsylbLG erhalten haben. Sie leben als Asylbewerber (wohl unzutreffend, so aber der Beschluss im Original, Anmerkung G.C.) nach wie vor im Zuständigkeitsbereich des Antragsgegners.

Zwar kann nach der Rspr. der Sozialgerichte von einem Rechtsmissbrauch erst ausgegangen werden, wenn der Ausländer versucht, eine Rechtsposition unter Vorspiegelung falscher Tatsachen zu erlangen und auszunutzen, etwa durch falsche Angaben zur Identität, sogenannte Scheinehen oder zwecks Erlangung einer rechtswidrigen Duldung bei der Beschaffung der erforderlichen Heimreisepapiere nicht mitwirkt.

Ein derartiger Rechtsmissbrauch ist im vorliegenden Fall aber bereits deshalb anzunehmen, weil die Antragsteller jedenfalls seit dem Erlass vom 02.05.06 ausreisepflichtig sind und sich nicht hinreichend um die Erlangung von Heimreisepapieren und Durchführung ihrer Ausreise bemüht haben. Ein Anspruch auf Aufenthalterlaubnis kommt ihnen nach der ständigen Rspr. des VG Oldenburg und des Nds. OVG nicht zu. Zudem besteht in Nds. selbst für Roma aus dem Kosovo kein Abschiebestopp mehr, tatsächlich sind bisher vorrangig Personen nach strafgerichtlichen Verurteilungen abgeschoben worden, weil die Rückführungskapazitäten in den Kosovo sehr begrenzt sind.

Die Gewährung weitergehender Leistungen nach § 2 AsylbLG würde auch eine Integration ausreisepflichtiger Ausländer fördern, die ausländerrechtlich nicht erlaubt ist. Grundsätzlich zumutbar ist danach eine freiwillige Ausreise, wenn eine Rückkehr in das Herkunftsland technisch möglich ist. 

Könnte der Ausländer aber freiwillig ausreisen, begeht er einen permanenten Rechtsverstoß. Die Duldung dient nicht der Sicherung eines Aufenthaltes des Ausländers, sondern der Möglichkeit der Überprüfung seines Aufenthaltsstatus im Bedarfsfall, z.B. polizeilicher Kontrollen etc., relativiert die Ausreisepflicht auch nicht ansatzweise.  Zur Durchsetzung der Ausreisepflicht kann der Ausländer deshalb auch in bestimmte Einrichtungen eingewiesen werden, um die Unterkunftskosten für den Sozialleistungsträger zu vermindern.

· Anmerkung: Dieser Beschluss wird vom Nds. Innenministerium den Kommunen und Kreisen gern zur Verfügung gestellt.

SG Osnabrück S 16 AY 10/05, Gerichtsbescheid v. 29.06.06, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8700.pdf Keine Leistungen nach § 2 Abs. 1 AsylbLG, wenn eine Ausreise zu einem früheren Zeitpunkt möglich gewesen wäre, also ein kausaler Zusammenhang zwischen rechtsmissbräuchlichen Verhalten und der Beendigung des Aufenthalts besteht. Es kommt auf die gesamte Dauer des Aufenthalts an und nicht nur auf die Aufenthaltsdauer nach Ablehnung des Asylantrags (LSG Nds.-Bremen L 7 AY 12/05 ER, B.v. 19.08.05).

Eine rechtsmissbräuchliche Beeinflussung des Aufenthalts liegt hier in dem Umstand, dass der Kläger - Palästinenser aus dem Libanon - bei Einreise seine Ausweise vernichtet hat und es auf diese Weise ausgeschlossen ist, Ersatz für seine fehlenden Passunterlagen zu beschaffen. Insoweit ist rechtlich ohne Bedeutung, ob eine Ausreise des Klägers aus anderen Gründen nicht in Betracht kommt. Es reicht aus, dass das rechtsmissbräuchliche Verhalten des Klägers generell geeignet ist, die Dauer seines Aufenthalts zu beeinflussen.

VG Bremen S4 V 307/06 v. 20.07.06, Asylmagazin 9/2006, 34 www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8493.pdf
Leistungen nach § 2 AsylbLG für staatenlose Kurden aus dem Libanon, da Passbeschaffung - auch mit Hilfe der dt. Botschaft in Beirut - nicht möglich. Die Kriminalpolizei konnte lt. Vermerk in der Ausländerakte auch keine türkische Staatsangehörigkeit feststellen.

LSG Sachsen-Anhalt, L 8 B 8/06 AY ER. B.v. 26.07.06 www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/9145.pdf Hier ergibt sich die Eilbedürftigkeit schon aus dem Willen des Gesetzgebers, der sich in § 2 Abs. 1 AsylbLG widerspiegelt. Danach sollen grundsätzlich alle Asylbewerber nach einer Aufenthaltsdauer von 36 Monaten die Leistungen erhalten, die dem soziokulturellen Existenzminimum entsprechen. Der für die ersten 36 Monate deutlich herabgesenkte Leistungssatz wird nur für eine vorübergehende Zeit als zumutbar angesehen. Bei einem länger dauernden Aufenthalt kann, auch wegen der zu erwartenden sozialen Integration, auf diese geringeren Leistungen nicht mehr zumutbar verwiesen werden, wenn nicht ausnahmsweise Gründe in der Person vorliegen, welche die Absenkung rechtfertigen (vgl. BT-Drs. 15/420, S. 121). Ohne die Möglichkeit einer gerichtlichen Entscheidung im einstweiligen Rechtsschutzverfahren, ob solche Gründe hier vorliegen, wären die Antragsteller gezwungen, ihr Leben weiter mit Leistungen zu bestreiten, die unter dieser Schwelle liegen.

Die Eilbedürftigkeit ergibt sich ferner aufgrund des Umstandes, dass den Antragstellern in näherer Zukunft die Abschiebung droht. Würden die Antragsteller auf ein Abwarten der Entscheidung in der Hauptsache verwiesen, könnte die Rechtskraft eines gerichtlichen Urteils voraussichtlich nicht mehr während ihres Aufenthaltes in Deutschland eintreten. Insoweit besteht die Gefahr der Verweigerung eines gemäß Art. 19 Abs. 4 GG garantierten effektiven Rechtschutzes (so auch: OVG Bremen S 3 B 199/05, B.v. 06.09.05; SG Duisburg S 17 AY 13/05 ER, B.v. 19.07.05).

Die objektive Beweislast für das Vorliegen von Rechtsmissbräuchlichkeit liegt beim Leistungsträger, auch wenn er - wie hier - keine Leistungskürzung vornimmt und ohne Antrag des Asylbewerbers auf höhere Leistungen tätig wird.

SG Nordhausen, B. v. 14.08.2006, S 15 AY 1268/06 ER www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8597.pdf Auch in der Vergangenheit liegendes rechtsmissbräuchliches Verhalten (hier: zwischenzeitliche Asylantragstellung in Schweden sowie und dortiges Untertauchen) schließt den Anspruch nach § 2 AsylbLG aus. Dies folgt aus der ohne zeitliche Einschränkung im Perfekt abgefassten tatbestandlichen Formulierung des § 2 AsylbLG. Deshalb ist unter "Dauer des Aufenthaltes prinzipiell der Gesamtszeitraum des Aufenthaltes in Deutschland zu verstehen, beginnend mit der Einreise. Ausnahmsweise könnte im Einzelfall unter Berücksichtigung des Grundsatzes Verhältnismäßigkeit dann ein ehemals rechtsmissbräuchliches Verhalten dann nicht mehr als Ausschlusskriterium zu behandeln sein, wenn die zwangsweise Rückführung aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen ausgeschlossen wäre.

SG Dessau, B. v. 25.09.06, S 10 AY 35/06 ER, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8816.pdfAnspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG. Der Antragsteller hat erklärt, seit Mai 2005 stelle die Botschaft seines Herkunftslandes Niger keine Pässe mehr aus. Er hat weiter vorgetragen, über keine Identitätsnachweise zu verfügen, um ein Rückreisedokument zu erlangen. Es erscheint nachvollziehbar, dass die Botschaft auch für die Ausstellung eines "Laissez-Passer" zumindest einen Identitätsnachweis verlangt. Die Botschaft hat auch auf die gerichtliche Anfrage nicht reagiert, so dass hier noch Ermittlungen im Hauptsacheverfahren nötig werden.

Nach allgemeinen Beweislastregeln trägt jeder Beteiligte die Beweislast für das Vorliegen der tatsächlichen Voraussetzungen der Normen, auf die er sich beruft Hier besteht allerdings die Besonderheit, dass der Antragsgegner die objektive Beweislast dafür trägt, dass der Leistungsberechtigte die Dauer des Aufenthalts rechtsmissbräuchlich beeinflusst hat (siehe LSG Sachsen-Anhalt, 26. Juli 2006, L 8 B 8/06 AY ER, S. 12). Aus dem Gesetzeswortlaut ergibt sich diese Beweislastverteilung nicht ohne weiteres. In der Gesetzesbegründung heißt es jedoch wörtlich: "Die Anwendung des BSHG (jetzt SGB XII) soll ... grundsätzlich für alle Fälle ... nach 36 Monaten erfolgen. ... Ausgenommen wären nur die Fälle, in denen der Ausländer rechtsmissbräuchlich die Dauer seines Aufenthalts ... selbst beeinflusst hat." (BTDrs. 15/420, S. 121). Die Rechtsmissbräuchlichkeit stellt sich damit als rechtshindernder Einwand dar, für den der Leistungsverpflichtete die objektive Beweislast trägt.

LSG Sachsen-Anhalt L 8 B 27/06 AY ER, B.v. 22.11.06 www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/9127.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG für Iraker. Eine fehlende freiwillige Ausreise unter (bloßer) Ausnutzung einer bestehenden Rechtsposition der Duldung reicht nicht aus, um Rechtsmissbräuchlichkeit zu begründen (ebenso LSG Sachsen-Anhalt L 8 B 8/06 AY ER, B.v. 26.07.06).

Ein Anordnungsgrund ist glaubhaft gemacht. Zwar können die Antragsteller von den Leistungen § 3 AsylbLG ihren Lebensunterhalt ohne Gefährdung der Existenz weiterhin bestreiten. Es ist auch davon auszugehen, dass mit Geldleistungen nach § 3 AsylbLG die Mindestvoraussetzungen für ein menschenwürdiges Leben gewährleistet sind (BVerwG 5 B 82/97, B.v. 29.09.98).

Hier ergibt sich die Eilbedürftigkeit aber schon aus dem Willen des Gesetzgebers. Danach sollen grundsätzlich alle Asylbewerber nach 36 Monaten die Leistungen erhalten, die dem soziokulturellen Existenzminimum entsprechen. Der deutlich abgesenkte Leistungssatz wird nur für eine vorübergehende Zeit als zumutbar angesehen (BT-Drs. 15/420, S. 121).

Dabei lässt sich ein Anordnungsgrund nicht schon unter Hinweis auf die Entscheidung des BVerfG vom 12.05.05 (1 BvR 569/05) verneinen, weil es das BVerfG für zulässig hält, zur Vermeidung einer unzulässigen Vorwegnahme der Hauptsache Leistungen nur mit einem Abschlag (im konkreten Fall 20 % der Leistungen nach dem BSHG) zuzusprechen. So liegt es nahe, dass nach mehr als drei Jahren des Bezugs von Leistungen nach § 3 AsylbLG ein Nachholbedarf entstanden ist. Die seit Inkrafttreten des AsylbLG 1993 nicht mehr angehobenen Geldbeträge nach § 3 AsylbLG, die gleichzeitig die Untergrenze für den Wert der Sachleistungen nach § 3 Abs. 1 AsylbLG bilden, waren bereits im Oktober 2000 altersabhängig um 14 % bis 28 % niedriger als die Leistungen nach dem BSHG (Hohm, GK-AsylbLG § 3 Rn 95). Durch die zwischenzeitlich erfolgte Anhebung der Regelsätze nach dem BSHG und dem SGB XII dürfte diese Differenz auf bis zu 35 % gestiegen sein. 

Eine Verzögerung der nach der Entwurfsbegründung nicht unerwünschten sozialen Integration stellt - nicht nur für den Leistungsempfänger - einen nachträglich nicht auszugleichenden Nachteil dar. Besonders offensichtlich ist dies am Beispiel der Antragstellerin zu 4. Dieser werden zwar nach § 6 AsylbLG die zum Schulbesuch notwendigen Beihilfen gewährt. Jedoch dürfte sie aufgrund des geringen Geldbetrags zur Deckung persönlicher Bedürfnisse i.H.v. 20,45 €, von dem vorrangig die notwendigen Ausgaben für Verkehrsmittel, Telefon, Porto, Schreibmittel, Lesestoff und kleine Mengen Genussmittel zu beschaffen sind (BT-Drs. 12/4451, S. 8), allein aus materiellen Gründen nicht in der Lage sein, sich in den Klassenverband zu integrieren. Die hieraus entstehenden Nachteile für ihr schulisches Fortkommen sind durch eine spätere Nachzahlung nicht wieder gutzumachen. Aus diesen Gründen ist auch keine Herabsetzung auf 80 % des Regelsatzes nach dem SGB XII gerechtfertigt (so auch LSG RH-Pfalz L 3 ER 37/06 AY, B.v. 27.03.06).

Ein Rechtsmissbrauch i.S. des § 2 AsylbLG liegt nicht vor. Rechtsmissbräuchlichkeit setzt zunächst ein Verhalten voraus, das den Aufenthalt im Bundesgebiet verlängert. Ferner muss das Verhalten allein darauf abzielen, den Aufenthalt zu verlängern. Insoweit ist die subjektive Vorwerfbarkeit eines Verhaltens "wider besseres Wissen" erforderlich. Schließlich muss zwischen dem Verhalten des Asylbewerbers und der Aufenthaltsdauer ein unmittelbarer Zusammenhang bestehen. 

Der Senat hält es für wahrscheinlich, dass die durch die gegenwärtigen Verhältnisse im Irak zu ihrem Verhalten veranlasst werden. Nach dem Bericht des UNHCR zur Möglichkeit der Rückkehr irakischer Flüchtlinge von September 2005 kann eine Rückkehr oder Rückführung von Flüchtlingen allenfalls in die drei nordirakischen Kurdenprovinzen befürwortet werden. Hierzu ergänzt der Lagebericht des Auswärtigen Amtes Bericht vom 29.06.06, dass der UNHCR in einer Stellungnahme vom Mai 2006 eine zwangsweise Rückführung auch in den Nordirak ablehne. Auch eine freiwillige Rückkehr könne nur in Betracht gezogen werden, wenn Personen an einem früheren Wohnort im Nordirak über enge familiäre und politische Beziehungen verfügten, die eine Reintegration in der Herkunftsgemeinde sicherstelle.

Da die Antragsteller vor ihrer Ausreise in Bagdad wohnten, ist es nicht wahrscheinlich, dass sie im Norden des Iraks noch über so gute Beziehungen verfügen, wie diese in den Berichten als Voraussetzung für eine freiwillige Rückkehr selbst in die Nordprovinzen genannt werden. 
LSG Hessen L 9 AY 7/06 ER, B.v. 30.10.06: Keine Leistungen nach § 2, Leistungseinschränkung nach § 1a AsylbLG für Ashkali aus dem Kosovo. www.sozialgerichtsbarkeit.de
Das LSG lässt offen, ob für die 36 Monatsfrist des § 2 AsylbLG Zeiten, in denen lediglich nach § 1a AsylbLG gekürzte Leistungen gewährt wurden, einzubeziehen sind. Die Rechtsmissbräuchlichkeit des Verhaltens folgt hier zum einen daraus, dass die Antragsteller eine Vielzahl von Folge- und Wiederaufgreifensanträgen nach rechtskräftiger Ablehnung ihrer Asylanträge gestellt haben. Sämtliche Anträge blieben erfolglos. Die Antragsteller zu 1) und 2) haben darüber hinaus der Ausländerbehörde vorhandene Reisepässe verzögert ausgehändigt und für die Antragsteller zu 3) bis 5) trotz Aufforderung der Ausländerbehörde bis heute keine Pass- oder Passersatzpapiere vorgelegt. Sie haben zudem seit Jahren betont, nicht freiwillig in ihr Heimatland zurückkehren zu wollen. Durch dieses Verhalten der Antragsteller wird nicht nur eine Verlängerung des Aufenthalts im Bundesgebiet bezweckt, aufenthaltsbeendende Maßnahmen sollen vielmehr dauerhaft verhindert werden.

Es kommt nicht darauf an, ob sich die Verlängerung bereits realisiert habe oder ob der kausale Zusammenhang dadurch weggefallen ist, dass zwischen dem rechtsmissbräuchlichen Verhalten und dem Leistungsantrag die Abschiebung vorübergehend ausgesetzt worden sei. Der Gesetzeszweck würde verfehlt, wenn - bei Vorliegen der rechtlichen Voraussetzungen im Übrigen - Leistungsberechtigten trotz rechtsmissbräuchlichen Verhaltens leistungsrechtlich privilegiert würden, weil ein Ausreisehindernis aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen besteht. Dabei kommt es auf die gesamte Aufenthaltsdauer an und nicht etwa nur z. B. auf die Dauer des Aufenthalts nach rechtskräftiger Ablehnung des Asylantrages.

Der Antragsgegner hat die Leistungen zu Recht nach § 1a Nr. 2 AsylbLG gekürzt. Die Voraussetzungen des § 1a sind im Falle rechtsmissbräuchlichen Verhaltens im Sinne des § 2 AsylbLG ohne weiteres zu bejahen. Auch die Höhe der von dem Antragsgegner bewilligten Leistungen ist rechtlich nicht zu beanstanden. Die Leistungen für die Antragsteller werden lediglich um das Taschengeld sowie die im Regelsatz enthaltenen Anteile für Bekleidung gekürzt, wobei die Antragsteller die Möglichkeit haben, Bekleidungsbeihilfen nach Bedarf zu beantragen.

VG Bremen S4 K 685/06, Gerichtsbescheid v. 23.11.06, InfAuslR 2006, 253 www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/9205.pdf
§ 1a Nr. 2 AsylbLG betrifft den Vollzug der Abschiebung, nicht jedoch den gesamten Zeitraum davor. Die Verletzung von Mitwirkungspflichten kann nur in Ausnahmefällen den Tatbestand des § 1a Nr. 2 AsylbLG erfüllen (z. B. wiederholte Angabe falscher Staatsangehörigkeit, vgl. VG Bremen S4 V 2385/06, B. v. 18.10.06,). In der Kommentierung ist von Vernichtung vorhandener Papiere, Widerstandshandlungen, Untertauchen o.ä. Handlungen die Rede. Das sind Beispiele, durch die eine konkret geplante Abschiebung vereitelt wird. Solches Verhalten wird der Klägerin nicht vorgeworfen. Zudem konnten aufenthaltsbeendende Maßnahmen wegen Krankheit zwischenzeitlich nicht erfolgen und es ist nicht geklärt, ob diese nunmehr möglich wären.

Die Ausländerbehörde und die Klägerin selbst haben verschiedene Versuche bei den Vertretungen der Staaten unternommen, die für ihre Personalpapiere zuständig sein könnten. Diese waren nicht erfolgreich. Aus den genannten Gründen liegen die Kürzungsvoraussetzungen des § 1a AsylbLG nicht vor.

Die Klägerin hat jedoch keinen Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG. Bei ihrer Anhörung vor dem BAMF 2001 hat sie vorgetragen, ihre Eltern und Geschwister lebten jetzt noch in der Russischen Föderation. Daher ist davon auszugehen, dass die Klägerin nicht alle Möglichkeiten ausgeschöpft hat, die notwendigen Unterlagen für sich und ihren Sohn zu beschaffen und damit die behauptete Staatenlosigkeit zu belegen. Zudem hat das Generalkonsulat der Russischen Föderation mitgeteilt, dass der Fragebogen von der Klägerin unvollständig ausgefüllt sei.

Die Klägerin gehört auch nicht zur der Gruppe der Tadschiken die Anfang der 90er Jahre vor einem blutigen Bürgerkrieg in das benachbarte Kirgisien flohen. Tadschikistan verabschiedete seine Gesetze zur Staatsbürgerschaft 1994. Wer am damaligen Stichtag als ständiger Einwohner gemeldet war, erhielt die Staatsangehörigkeit. Kirgisien erlangte 1991 die Unabhängigkeit und verabschiedete bald darauf Staatsangehörigkeitsgesetze. Die Klägerin gehört mithin nicht zu der Personengruppe, die auf Grund der Flucht vor dem Bürgerkrieg in Tadschikistan und den ungünstigen Stichtagen weder die tadschikische noch die kirgisische Staatsangehörigkeit (nach Verlust der sowjetischen) erwerben konnten. 

BSG B 9b AY 1/06 R, U.v. 08.02.07, InfAuslR 2007, 315 www.bsg.bund.de
www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2061.pdf
Es bleibt offen, ob der seit 1998 mit seiner Familie in Deutschland lebende aus dem Kosovo stammende geduldete Kläger Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG hat. Die Sache wird zur erneuten Entscheidung an das LSG Nds-Bremen zurückverwiesen. Das LSG hatte die Leistungen entsprechend SGB XII zugesprochen. Dass die Kläger sich weigern, freiwillig auszureisen, beeinflusse zwar die Dauer ihres Aufenthalts in Deutschland, das geschehe aber nicht in rechtsmissbräuchlicher Weise. Die Frage der Zumutbarkeit der Ausreise hatte das LSG deshalb nicht weiter geprüft.

Unter rechtsmissbräuchlicher Beeinflussung der Aufenthaltsdauer versteht § 2 AsylbLG nach Auffassung des Senats auch eine von der Rechtsordnung missbilligte, subjektiv vorwerfbare und zur Aufenthaltsverlängerung führende Nutzung der Rechtsposition, die ein Ausländer durch eine Duldung erlangt hat. Darunter fällt auch der Verbleib eines Ausländers in Deutschland, dem es möglich und zumutbar wäre, auszureisen (vgl. Hohm, GK-AsylbLG, § 2 Rn 79 ff, 87 f). Durch die "Duldung" bleibt die Ausreisepflicht unberührt (§ 60a Abs 3 AufenthG).

Wer diese Pflicht vorwerfbar nicht befolgt, macht unter Verstoß gegen Treu und Glauben von der durch Duldung eingeräumten Rechtsposition Gebrauch. Vorwerfbar in diesem Sinne ist es regelmäßig, wenn der Ausländer nicht ausreist, obwohl ihm das möglich und zumutbar wäre. Nach den Gesetzesmaterialien sollen nur die Ausländer Leistungen nach § 2 AsylbLG erhalten, "die unverschuldet nicht ausreisen können" (BT-Drucks 15/420, S 121). 

Entgegen der Befürchtung des LSG Hamburg (InfAuslR 2006, 342) verbleibt für § 2 AsylbLG ein weiter Anwendungsbereich, wenn - wie nach Auffassung des Senats - erst das Nichtwahrnehmen zumutbarer Ausreisemöglichkeiten den Rechtsmissbrauch begründet.

Das LSG wird die Zumutbarkeitsfrage nicht allein danach beantworten können, wann die Gefahren des Bürgerkrieges auf dem Balkan und einer etwaigen Verfolgung der Minderheit der Ashkali im Kosovo geendet haben. Unzumutbar ist die Ausreise nicht erst bei zielstaatsbezogenen Gefahren für Freiheit, Leib oder Leben iS des § 60 Abs 7 AufenthG, die nach § 25 Abs 3 AufenthG in der Regel sogar zur Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis führen. Auch weniger gewichtige Gründe können die Ausreise unzumutbar machen.
Ein solcher Bleibegrund kann zB auch die besondere Situation von Ausländern sein, denen sich Ausreisemöglichkeiten erst nach jahrelangem Aufenthalt in Deutschland eröffnen. Haben sie sich während dieser langen Zeit derart in die deutsche Gesellschaft und die hiesigen Lebensverhältnisse integriert, dass ihre Ausreise in das Herkunftsland einer Auswanderung nahe käme, so mag zwar das Aufenthaltsrecht darauf keine Rücksicht nehmen, falls es gelingt, diese Ausländer eines Tages doch noch abzuschieben. Bis dahin wird dem Ausländer seine Nichtausreise leistungsrechtlich aber nicht vorwerfbar und der - geduldete - Aufenthalt deshalb nicht rechtsmissbräuchlich sein.

Das LSG wird auch zu prüfen haben, ob dem inzwischen 10 Jahre alten Kläger zu 2) die Rückkehr unzumutbar ist. Da er sein Geburtsland bereits als 2jähriger verlassen hat, könnte er sprachlich, sozial und schulisch so stark deutsch geprägt worden sein, dass er bei Übersiedlung in das Kosovo ohne tragfähige Beziehung zu Muttersprache und Heimatland einer ihm völlig entfremdeten und fremdartigen Umgebung ausgesetzt wäre. Für diesen Fall könnte auch dem Kläger zu 1) die Ausreise unzumutbar sein, weil er entweder seinen minderjährigen Sohn in Deutschland zurücklassen oder ihn zum unzumutbaren Wechsel in das Kosovo zwingen müsste. (vgl. VG Stuttgart11 K 5363/03, InfAuslR 2006, 14).

Das LSG wird Entscheidung weiter zu berücksichtigen haben, dass die Kläger die in ihren Verhältnissen liegenden Bleibegründe darzulegen haben, dem Beklagten jedoch die Nichterweislichkeit von Rechtsmissbrauch zur Last fällt, weil es sich hierbei materiell um eine anspruchsausschließende Einwendung handelt (vgl Hohm, aaO, § 2 Rn 93).

SG Düsseldorf S 28 AY 9/06 ER, B.v. 30.03.07 www.sozialgerichtsbarkeit.de Keine Leistungen nach § 2 AsylbLG, da die Antragsteller Aufforderungen zur Passbeschaffung bei der türkischen Botschaft nicht nachgekommen sind und daher dort bereits mehrfach zwangsvorgeführt werden mussten. Daher dürften sie auch von der Bleiberechtsregelung der IMK v. 17.11.06 ausgeschlossen sein. Ihre Krankheiten  wurden weder als Abschiebehindernis anerkannt noch führen sie zu Reiseunfähigkeit. Laut amtsärztlichen Gutachten sind die Antragsteller "prinzipiell reisefähig", und "im Rahmen der Abschiebung bedürfte es Vorsorgemaßnahmen (z.B. ärztliche Begleitung)".

· Anmerkung: offen bleibt, wieso die Antragsteller ihre Aufenthaltsdauer rechtsmissbräuchlich beeinflussen sollten, obwohl offenbar auch die Ausländerbehörde für sie keine Pässe von der TR Botschaft erlangen kann. Offen bleibt weiter, ob die Ausreise "zumutbar" im Sinne der Rspr. des BSG ist (deren Begründung dem SG noch nicht vorlag), wenn sie so krank sind, dass eine ärztliche Begleitung während des Fluges erforderlich ist.

SG Duisburg S 35 (32) AY 2/06, U.v. 07.02.07 www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/9598.pdf Die Einreise über einen sicheren Drittstaat schließt Leistungen nach § 2 AsylbLG ebensowenig aus wie das Stellen von ersichtlich nicht rechtsmissbräuchlichen Folgeanträgen.

LSG NRW L 9 AY 1/05, B.v. 29.04.07, www.sozialgerichtsbarkeit.de 

Zwar haben die Antragsteller durch Passvernichtung bei Einreise gegen die bestehende Rechtsordnung gehandelt, so dass sie nach erfolglosem Asylverfahren mangels Pässen nicht sofort abgeschoben werden konnten. Obwohl dieses tatsächliche Hindernis beseitigt ist, weil sie zwischenzeitlich Ersatzpässe haben, ist eine Ausreise nicht zumutbar, weil unverschuldete Hinderungsgründe vorliegen.

Das BSG beschränkt die Unzumutbarkeit der Ausreise nicht auf zielstaatsbezogene Gefahren für Leib, Leben oder Freiheit. Ein Bleibegrund kann sich auch aus einer besonderen Situation ergeben, die nicht notwendig ein Abschiebehindernis darstellt.

Eine derartige besondere unverschuldete Situation, die eine Ausreise unzumutbar macht, ist im vorliegenden Fall durch die Krankheit der Kläger gegeben und zu berücksichtigen. Ausgehend von der Rspr. des BSG ist für die Zumutbarkeit nicht erheblich, ob die zu berücksichtigenden Situation vor oder nach dem 1.1.2005 entstanden ist. Dementsprechend ist auch nicht allein entscheidungserheblich, ob eine Handlung wie anlässlich der Einreise rechtswidrig gewesen ist und zu Abschiebeschwierigkeiten geführt hat. Unabhängig von den genannten Gesichtspunkten bleibt nämlich zu klären, ob die Abschiebung, also die Beendigung des Aufenthalts, im streitigen Zeitraum schuldhaft verzögert wird. 

Ausweislich des vom Senat eingeholten Gutachtens steht fest, dass die Kläger bereits vom 4.5.2001 bis 1.1.2005 reiseunfähig erkrankt gewesen sind. Der Senat hält die Einschätzung des Sachverständigen für zutreffend, der alle vorhandenen ärztlichen Unterlagen ausgewertet hat. Danach liegen bei den Klägern zu 2) und zu 3) schwerwiegende und bedrohliche posttraumatische Störungen vor. Der Senat sieht es als nachvollziehbar an, dass die Behandlung in erster Linie darauf ausgerichtet ist, stabilisierende Maßnahmen aufzubauen und Retraumatisierungen zu vermeiden, und dass eine derartige Stabilisierung nicht gelingen kann, wenn permanent eine Rückkehr in die Umgebung droht, in dem die Traumatisierung erfolgte. Nach den Feststellungen des Sachverständigen ist derzeit noch von einer damit verbundenen Reiseunfähigkeit auszugehen. Im Hinblick auf Art. 6 GG ist die Ausreise den Klägern als Familie mithin im Sinne der Rspr. des BSG unzumutbar, so dass sie die Dauer ihres Aufenthalts auch nicht rechtsmissbräuchlich selbst beeinflusst haben. Den Klägern stehen somit ab 1.1.2005 die höheren Leistungen nach dem SGB XII zu.

SG Oldenburg S 21 AY 62/06, Gerichtsbescheid v. 07.05.07, www.asyl.net/Magazin/Docs/2007/M-7/10104.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG für Iraker, da eine freiwillige Ausreise nicht zuzumuten ist, so dass keine rechtsmissbräuchliche Verlängerung des Aufenthalts vorliegt.

LSG Nds-Bremen L 11 AY 81/06 ER, B.v. 08.06.07 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2033.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG bei Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 AufenthG für Roma aus dem Kosovo. Darauf, dass die Antragsteller 1996 erklärt hatten, Albaner aus dem Kosovo zu sein, kommt es nicht an. Für die leistungsrechtliche Beurteilung kann der Aufenthaltsstatus nicht außer Acht gelassen werden. Nach der Rspr. des BVerwG kommt eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 AufenthG nur in Betracht, wenn sowohl eine Abschiebung als auch die freiwillige Ausreise unmöglich ist. Erst das Nichtwahrnehmen zumutbarer Ausreisemöglichkeiten begründet einen Rechtsmissbrauch i.S.d. § 2 AsylbLG (vgl. BSG 9 b AY 1/06 AR v. 08.02.07).
LSG Nds-Bremen L 11 AY 84/06 ER, B.v. 12.06.07 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2034.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG entgegen dem Wortlaut nach Ziel und Intention des Gesetzes bei Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 AufenthG wg. des dauerhaften Aufenthaltsrechtes (hier: Flüchtling ungeklärter syrischer Staatsangehörigkeit kurdischer Volkszugehörigkeit). Die Nichtanrechnung von Zeiten des Leistungsbezugs nach BSHG bzw. SGB II stellt eine planwidrige Regelungslücke dar.
LSG Berlin-Brandenburg L 15 B 12/07 AY ER, B.v. 06.09.07 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2097.pdf Eine nach § 25 Abs. 5 AufenthG erteilte Aufenthaltserlaubnis wirkt als Indiz dahingehend, dass der weitere Aufenthalt dem Einfluss des grundsätzlich ausreisepflichtigen Ausländers entzogen ist, ohne dass ihm ein Verschulden daran (und somit erst recht kein Rechtsmissbrauch) vorgeworfen werden kann. 

Ein Anordnungsgrund ist gegeben, da die gegenüber der Sozialhilfe deutlich abgesenkten Leistungen auf Dauer nicht zumutbar sind, wenn die überwiegende Wahrscheinlichkeit dafür spricht, dass aller Voraussicht nach Leistungen auf Sozialhilfeniveau zustehen.

SG Oldenburg S 21 AY 62.06, Gerichtsbescheid v. 07.05.07, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2108.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG für Iraker, deren Abschiebung wegen der Verhältnisse im Irak nicht möglich ist. Die Situation im Irak ist gerichtsbekannt durch die Flucht hunderttausender Menschen in die Nachbarländer geprägt, die wegen der aktuelle Gewalttaten im Lande Leib und Leben als gefährdet betrachten. Danach ist eine freiwillige Rückkehr zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht zumutbar. Deshalb werden den Klägern auch seit Jahren Duldungen nach § 60a AufenthG erteilt, die im Hinblick auf die in diesem Kontext zwingend anwendbare Regelung des § 23 I AufenthG auch längst in ein besseres Aufenthaltsrecht hätten umgesetzt werden müssen. Dies ist nach der Rspr. der Verwaltungsgerichte jedoch nicht einklagbar.

LSG Nds-Bremen L 11 AY 61/07 , U.v. 16.10.07, InfAuslR 2008, 138, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2109.pdf Leistungen nach § 2 für geduldete Iraker. Dem Wortlaut des § 2 ist zwingend zu entnehmen, dass nur rechtsmissbräuchliches Verhalten relevant sein kann, das sich auf die Dauer des Aufenthaltes kausal ausgewirkt hat. Hierbei ist das Verhalten des Ausländers während der gesamten Dauer des Aufenthalts zu betrachten, nicht etwa nur ab Abschluss des Asylverfahrens. Bei mehreren Umständen, die aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen während des gesamten Aufenthalts Einfluss auf dessen Dauer haben können, sind alle Umstände im Rahmen einer Gesamtbetrachtung zu würdigen. Das kausale, vorwerfbare Verhalten muss im streitgegenständlichen Leistungszeitraum noch fortwirken (Abkehr von der Rspr. LSG Nds-Bremen L 7 AY 40/05 ("abstrakte Betrachtungsweise"), U.v.20.12.05).

LSG Ba-Wü L 7 AY 4504/06 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2117.pdf, U.v. 22.11.07. Leistungen nach § 2 für geduldete Roma aus dem Kosovo. Eine Unzumutbarkeit der Ausreise ist nicht erst bei Vorliegen der Voraussetzungen für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 AufenthG anzunehmen. Für die leistungsrechtliche Besserstellung gelten niedrigere Anforderungen. Insbesondere kann keine wirtschaftliche Integration verlangt werden. Sind minderjährige Kinder in diesem Sinne integriert, ist auch den Eltern die Ausreise unzumutbar. 

Die ab 28.08.07 geltende Neufassung des § 2, welche einen Vorbezug von Leistungen über 48 Monate fordert, findet mangels Übergangsvorschrift Anwendung ab ihrem Inkrafttreten. Dies gilt jedoch nicht rückwirkend für bereits abgeschlossene Sachverhalte, das heißt für Fälle, bei denen die Leistungsberechtigten zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes - wie hier - bereits 36 Monate des Vorbezugs von Grundleistungen erfüllt hatten.

LSG Nds-Bremen L 11 AY 11/07, L 11 AY 12/07 sowie L 11 AY 13/07, Beschlüsse v. 17.10.07 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2179.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG für Roma aus dem Kosovo. Die frühere falsche Angabe der Antragsteller, sie seien Albaner, ist nicht anspruchshindernd, weil ein kausales vorwerfbares rechtsmissbräuchliches Verhalten i.S.d. § 2 AsylbLG im streitgegenständlichen Zeitraum nicht mehr fortwirkt. Im Hinblick auf das Recht der Antragsteller auf Privatleben i.S.d. Art. 8 EMRK ist eine freiwillige Ausreise der Kläger leistungsrechtlich unzumutbar.

LSG Nds-Bremen L 11 AY 31/07, U.v. 18.12.07 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2178.pdf (Revision zugelassen): 

Leistungen nach § 2 AsylbLG für Roma aus dem Kosovo. Eine Rückkehr kann aufgrund fortgeschrittener Integration in die deutsche Gesellschaft unzumutbar sein. Für die Sozialbehörde gehört es zum engsten Pflichtenkreis, Veränderungen in der Lebenssituation der Ausländer Rechnung zu tragen.
Dem heute fast 17jährigen Aufenthalt der Kläger wurde inzwischen durch die Altfallregelung gemäß § 104 a AufenthG entsprochen. Die Kläger sind der deutschen Sprache hinreichend mächtig. Der Ehemann nimmt am örtlichen Gemeinschaftsleben teil. Die Kinder sind schulisch gut integriert, in Deutschland geboren und nehmen Aufgaben für die Gemeinschaft in der Schule bzw. im örtlichen Sportverein wahr. Es lassen sich weder Bindungen der Kinder zur Heimat der Eltern feststellen, noch dass sie sich irgendwann dort aufgehalten hätten. Die Ausreise der Kinder käme daher einer Auswanderung gleich. Die Trennung der Eltern von ihren Kindern ist mit Rücksicht auf das familiäre Zusammenleben unzumutbar. Die den Klägern bisher nicht gelungene wirtschaftliche Integration steht dem nicht entgegen. Der Dudlungsstatus hat die Arbeitsaufnahme ungleich erschwert. 

Die Behörde muss akzeptieren, dass das BSG weniger strenge Anforderungen an die Zumutbarkeit der freiwilligen Ausreise im Leistungsrecht aufgestellt hat, als es § 25 Abs. 5 AufenthG erlaubt. Im Fall fortgeschrittener Integration wirkt sich der Umstand, dass vor Jahren eine andere (falsche) Volkszugehörigkeit angegeben wurde, nicht verlängernd auf den Aufenthalt aus und wirkt auch nicht fort. Nur dann könnte ein Fehlverhalten geeignet sein, eine Rechtsmissbräuchlichkeit zu begründen (verschiedene Revisionsverfahren beim BSG anhängig). Auch nach Offenlegung der Volkszugehörigkeit sind die Kläger in Deutschland - wenn auch ausreisepflichtig - verblieben. An die Missachtung der Ausreisepflicht knüpft die Rechtsprechung des BSG zum Rechtsmissbrauch nur an, wenn ein leistungsrechtlicher Bleibegrund nicht festzustellen ist. 

Der Vorwurf, dass in der Vergangenheit nicht hinreichend an der Passbeschaffung mitgewirkt wurde, führte zu keinem anderen Ergebnis, da im streitgegenständlichen Zeitraum Pässe vorgelegt wurden. Der Vater hat sich bereit erklärt, in das Kosovo zu reisen, um personenstandsrechtlichen Fragen für zwei Kinder zu klären. Die Kläger haben sich darauf berufen, Schwierigkeiten bei der Beschaffung von Pässen aufgrund ihrer Zugehörigkeit zum Volk der Roma und der fehlenden Registrierung im Kosovo gehabt zu haben. Der Vortrag, dass sie sich seit Jahren um Pässe bemüht hätten, ist nicht zu widerlegen. Auch nach Vortrag der Behörde ergaben sich Probleme bei der Passbeschaffung, weil ein Rücknahmeersuchen gestellt war und die jugoslawischen Behörden gerade für diesen Personenkreis keine Pässe ausstellten. 

Der Senat hat in den Urteilen, in denen die Revision anhängig ist, deutlich zum Ausdruck gebracht, dass er bei der Beurteilung des rechtsmissbräuchlichen Verhaltens eine kausale Betrachtungsweise zur Feststellung des den Aufenthalt verlängernden Verhaltens der Ausländer zugrunde legt. Rechtsmissbräuchliches Verhalten kann nur dann Relevanz haben, wenn es sich auf die Dauer des Aufenthaltes kausal ausgewirkt hat. Hierbei ist das Verhalten des Ausländers während der gesamten Dauer des Aufenthalts zu betrachten, nicht nur der streitgegenständliche Zeitraum oder nur der Zeitpunkt ab Abschluss des Asylverfahrens. Es kommt darauf an, ob sich das rechtsmissbräuchliche Verhalten im Einzelfall konkret und kausal verlängernd auf die Dauer des Aufenthalts ausgewirkt hat. Nur wenn ein solcher Zusammenhang mit der notwendigen richterlichen Überzeugungsbildung im Einzelfall festgestellt werden kann, kann sich das aufenthaltsverlängernde, rechtsmissbräuchliche Verhalten auch leistungseinschränkend auswirken. Das kausale, vorwerfbare Verhalten muss im streitgegenständlichen Leistungszeitraum noch fortwirken. 

LSG Nds-Bremen L 11 AY 2/07 ER und L 11 B 3/07 AY, B. v. 20.12.07, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/12281.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG für staatenlose Kurden aus Syrien wegen Unmöglichkeit der Ausreise, ein Einreiseverbot durch Syrien kann im Einzelfall zutreffen (vgl. BVerwG 1 C 21/02, U.v. 10.07.03). Seitens des Antraggegners sind den Antragstellern keine Mitwirkungshandlungen aufgegeben worden, wie und in welcher Weise sie zur Klärung ihrer Identität beitragen sollen, obwohl der Antragsgegner von einer Fälschung der vorgelegten Dokumente ausgeht.

LSG Nds-Bremen L 11 AY 20/07 ER und L 11 B 19/07 AY, B.v. 02.05.08, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2174.pdf 

Ein Aufenthalt unter falscher Identität stellt keinen Ablehnungsgrund für einen Leistungsanspruch nach § 2 AsylbLG dar, wenn dies für die Dauer des Aufenthalts nicht (mehr) kausal ist. 

Hat ein Lebensgefährte (nach islamischen Recht verheiratete Vater der im gemeinsamen Haushalt lebenden Kinder) ein gefestigtes Aufenthaltsrecht in der BRD, kann der Leistungsbezieher nicht darauf verwiesen werden, die (beabsichtigte) Familieneinheit auch im Herkunftsland herzustellen.
LSG Ba-Wü L 7 AY 1386/07 ER-B, B.v. 28.3.07, www.asyl.net/Magazin/Docs/2007/M-7/10129.pdf Eine rechtsmissbräuchliche Verlängerung des Aufenthalts nach § 2 AsylbLG kann auch durch Umstände erfolgen, die nur abstrakt geeignet sind, den Aufenthalt zu verlängern, dabei ist grundsätzlich auf die gesamte Aufenthaltsdauer abzustellen. Im Einzelfall kann es aber geboten sein, von einem Neubeginn der 36-Monats-Frist auszugehen und frühere Aufenthaltszeiten anzurechnen (hier: Eheschließung bzw. Geburt eines Kinders). 

LSG Hessen L 7 AY 13/06 ER, B.v. 24.05.07, Asylmagazin 7/8 2007, 53 www.asyl.net/Magazin/Docs/2007/M-8/10457.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG bei Duldung aufgrund Bleiberechtsregelung. 

Die seit 1994 in Deutschland lebenden Antragsteller haben sich in einer Weise in die deutsche Gesellschaft und deren Lebensverhältnisse integriert, dass ihnen eine Ausreise nicht zuzumuten ist. Die Kinder sind hier geboren, sie besuchen die hiesige Schule bzw. den Kindergarten und es spricht nichts dafür, dass sie noch eine tragfähige Beziehung zum Heimatland ihrer Eltern entwickelt haben. Ist aber den Kindern die Ausreise unzumutbar, so können sich auch die Eltern darauf berufen.

Für eine Integration der Antragsteller spricht darüber hinaus, dass sie unter die Bleiberechtsregelung der IMK vom 17. November 2006 fallen und eine Duldung zur Arbeitssuche beanspruchen können.

SG Düsseldorf S 29 AY 9/06. U.v. 21.05.07 www.asyl.net/Magazin/Docs/07/M-8/9336.pdf
Es kommt zwar in Betracht, dass die Eltern im Asylverfahren vorsätzlich falsche Angaben zu ihrem Verfolgungsschicksal in Syrien gemacht haben. Rechtsmissbräuchliches aufenthaltsverlängerndes Verhalten ihrer Eltern, ist in Bezug auf § 2 Abs. 1 AsylbLG der 1993 im Alter von 6 Jahren eingereisten, inzwischen volljährigen Klägerin nicht zuzurechnen und deshalb unschädlich. Zeiten des Leistungsbezugs nach BSHG sind ebenso wie Zeiten nach § 3 AsylbLG auf die Frist des § 2 AsylbLG anzurechnen.

LSG Nds-Bremen L 11 AY 5/07 ER, B.v. 16.04.08, www.asyl.net/Magazin/Docs/07/M-9/13138.pdf: Die Verweigerung der freiwilligen Ausreise von armenischen Christen aus dem Irak ist keine rechtsmissbräuchliche Verlängerung des Aufenthalts i. S. d. § 2 Abs. 1 AsylbLG; rechtsmissbräuchliche Verlängerung des Aufenthalts besteht nur bei Verhalten, das ursächlich für die Aufenthaltsverlängerung ist und noch fortwirkt; bei mehreren Umständen, die Einfluss auf die Aufenthaltsdauer haben können, ist eine Gesamtbetrachtung anzustellen.

BSG B 8/9b AY 1/07 R, U.v. 17.06.08, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2208.pdf 

Eine rechtsmissbräuchliche Beeinflussung der Aufenthaltsdauer zu irgendeinem Zeitpunkt des Aufenthaltes schließt dauerhaft den Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG aus. Beispiel: vorsätzliche Vernichtung der Pässe vor der Einreise als Asylbewerber, selbst wenn dies viele Jahre zurückliegt. Dies muss der Ausländer aber auch eben gerade zur Beeinflussung der Aufenthaltsdauer bzw. Verhinderung der Abschiebung getan haben. Der dauerhafte Ausschluss von Leistungen nach § 2 soll selbst dann gelten, wenn zu einem späteren Zeitpunkt - etwa wegen Krankheit - Reiseunfähigkeit vorliegt und somit eine Abschiebung und freiwillige Ausreise unzumutbar bzw. unmöglich geworden ist. Entgegen der Rechtsprechung des früheren 9b-Senats kann der Missbrauchsvorwurf auch nicht durch eine zwischenzeitliche Integration ausgeräumt werden. Eine Beeinflussung liegt nur dann ausnahmsweise nicht vor, wenn unabhängig von dem Fehlverhalten eine Abschiebung über die gesamte Aufenthaltsdauer unzulässig war. (Diese vom BSG für zulässig erachtete dauerhafte Sanktionierung erscheint verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten fragwürdig!)
Das Unterlassen einer zumutbaren freiwilligen Ausreise ausreisepflichtiger geduldeter Flüchtlinge stellt hingegen für sich genommen noch keinen Rechtsmissbrauch dar (Änderung der Rechtsprechung gegenüber dem für das AsylbLG zuständigen 9b BSG-Senat)

Volljährig gewordenen Kinder dürfen nicht durch den Ausschluss von Leistungen nach § 2 für das rechtsmissbräuchliche Verhalten ihrer Eltern sanktioniert werden, minderjährige Kinder hingegen schon, da sie die Leistungen nach § 2 nur dann erhalten, wenn mindestens ein Elternteil diese Leistungen erhält (§ 2 Abs. 3 AsylbLG).

Auf die 48monatige Vorbezugsdauer des § 2 AsylbLG werden ausschließlich Zeiten nach § 3 AsylbLG, jedoch nicht Zeiten des Leistungsbezugs anderer Sozialleistungen oder ganz ohne Leistungsbezug angerechnet.
LSG NRW L 20 B 77/07 AY ER, B.v. 26.06.08, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2207.pdf Rechtsmissbrauch i.S.d. § 2 AsylbLG liegt nur vor, wenn über das bloße Verbleiben im Bundesgebiet hinaus ein sozialwidriges Verhalten vorliegt (im Anschluss an BSG B 8/9b AY 1/07 R, U.v. 17.06.08, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2208.pdf).
MI Niedersachsen, Erlass zu § 2 AsylbLG vom 30.06.08 (Umsetzung des Beschlusses des BSG v. 17.06.08) www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/pdf/MI_Nds_P2_AsylbLG_Erlass_300608.pdf
SG Magdeburg S 1 AY 5/08 ER, B.v. 04.08.08, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2221.pdf Leistungen nach § 2 AsylbLG für geduldete Syrer, zu Rechtsmissbrauch und Anforderungen an die Mitwirkung bei der Passbeschaffung sowie zum Anordnungsgrund bei Leistungen nach § 2 AsylbLG.

SG Hildesheim S 42 AY 105/08 ER, B.v. 14.08.08 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2219.pdf bekräftigt unter Bezugnahme auf LSG Nds L 11 AY 82/07 ER, B.v. 18.03.08 08 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2224.pdf, dass auch Leistungen gemäß § 2 auf die 48-Monats-Frist anrechenbar sind. Die bisher nur vorliegende Medieninformation Nr. 25/08 zu BSG B 8/9 b AY 1/07 R U.v. 17.06.08 rechtfertigt keine andere Entscheidung. Auch hinsichtlich der durch das BSG aufgeworfenen Frage, ob ein früheres rechtsmissbräuchliches Verhalten eine dauerhafte Verweigerung von Leistungen nach § 2 AsylbLG rechtfertigt, bezieht sich das SG Hildesheim auf die bisherige Rspr. des 11. Senats des LSG Nds-Bremen. Nur wenn das frühere (vor April 2005) rechtsmissbräuchliche Verhalten des Antragsstellers noch fortwirkt, könnte es geeignet sein, den rechtsvernichtenden Einwand der Rechtsmissbräuchlichkeit i.S. von § 2 Abs. 1 AsylbLG zu begründen.

BSG B 8 AY 5/07 R, U.v. 17.06.08 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2226.pdf 

Das BSG hat im Zusammenhang mit § 2 AsylbLG entschieden, dass § 44 SGB X (Antrag des Leistungsberechtigten auf rückwirkende Überprüfung und ggf. Aufhebung bereits bestandskräftiger Entscheidungen) auch für den Bereich des AsylbLG anwendbar ist.

· Anmerkung: Mit einem "Überprüfungsantrag nach § 44 SGB X" kann für bis zu vier Kalenderjahre rückwirkend (vgl. § 44 SGB X) der Differenzbetrag zu den rechtswidrig nur gewährten geringen Leistungen nach § 3 AsylbLG geltend gemacht werden (Differenzbetrag Regelleistung § 28 SGB XII <> Grundleistung § 3 Abs. 2 AsylbLG; Mehrbedarfszuschläge nach § 30 SGB XII; ggf. weitere Leistungen). Dies gilt auch dann, wenn versäumt wurde, rechtzeitig Widerspruch einzulegen, die Bescheide also bestandskräftig geworden sind.

Mietkostenübernahme nach § 2 AsylbLG

OVG Münster 8 B 2789/96 v. 18.12.96, IBIS C1290 Bei geduldeten Leistungsberechtigten nach § 2 AsylbLG (alt) ent​scheidet das Sozialamt nach pflichtgemäßem Ermessen unter Berücksichtigung der Zielvorstellungen des BSHG und des AsylbLG, ob der Unterkunftsbedarf durch Unterbringung in einem Wohnheim oder durch Mietkosten​übernahme für eine Wohnung gedeckt wird (anderer Ansicht OVG Lüneburg, NVwZ-Beilage 1996, 33; so​wie OVG Lüneburg, NVwZ-Beilage 1996, 86 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1026.pdf: in der genannten Situation besteht regelmäßig ein Anspruch auf Mietkostenüber​nahme für eine Wohnung).

VG Würzburg W 3 E 00.1193, B.v. 19.10.00, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 13 Das Sozialamt hatte dem Antragsteller wegen Schließung der Gemeinschaftsunterkunft ein Zimmer in einer kommunalen Ausweichunterkunft angeboten. Der Antragsteller begehrt die Zuweisung einer geeigneten Wohnung, da die Ausweichunterkunft mangelhaft sei. 

Das Gericht geht davon aus, dass für den geduldeten Asylfolgeantragsteller § 53 AsylVfG nicht einschlägig ist und Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG besteht. Nach § 2 AsylbLG i.v.m. §§ 21, 22 BSHG, § 3 Regelsatzverordnung hat der Antragsteller Anspruch auf Übernahme angemessener Mietkosten. Dieser Anspruch ist deshalb grundsätzlich vom Sozialamt vorrangig in Form von Geldleistungen sicherzustellen. Hieraus folgt jedoch nicht zugleich die Pflicht des Sozialamts, dem Antragsteller eine geeignete und in bezug auf die tatsächlichen Aufwendungen angemessene Wohnung zu beschaffen, der Antragsteller hat sich vielmehr selbst um eine geeignete Wohnung zu kümmern. 

Der Antrag wurde abgelehnt, da ein Anordnungsanspruch nicht glaubhaft gemacht wurde. Es wurde nicht vorgetragen, dass eine geeignete Wohnung zur Verfügung steht, die der öffentlichen Hand auch keine unverhältnismäßigen Mehrkosten verursacht. Die geltend gemachten Mängel der angebotenen Ausweichunterkunft wurden vom Gericht als nicht plausibel angesehen. Droht demnach wie hier die Obdachlosigkeit, ist nach § 2 AsylbLG ausnahmsweise die Bereitstellung einer geeigneten Unterkunft als Sachleistung zulässig.

VG Hannover 7 B 1014/01, B.v. 16.03.01, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 25 Der Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG umfasst auch die Übernahme angemessener Mietkosten für eine selbst gemietete Wohnung (vgl. OVG Nds 4 M 625/96, B.v. 19.04.96, NvWZ 1996, 86 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1026.pdf). § 2 Abs. 2 AsylbLG, wonach die zuständige Behörde die Form der Leistung in einer Gemeinschaftsunterkunft bestimmt, verhindert nicht den vom Antragsteller begehrten Umzug, da durch den Umzug eine Unterbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft gerade nicht mehr besteht. Der Antragsteller kann auch nicht im Hinblick auf seinen unsicheren Aufenthaltsstatus auf eine Gemeinschaftsunterkunft verwiesen werden. Die entsprechende Anwendung des BSHG sol gerade dort Platz greifen, wo sich ein vorübergehender Zustand in einen Dauerzustand wandelt, dies ist ohne weiteres aus der Dreijahresfrist in § 2 ersichtlich. Auch eine Auflage nach AuslG oder AsylVfG steht vorliegend nicht entgegen.

VG Hannover 7 B 5059/01, B.v. 29.11.01, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 30 Der Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG umfasst auch die Übernahme der Miete für eine selbst gemietete Wohnung. Bei der Angemessenheit der Unterkunftskosten sind atypische Gegebenheiten zu berücksichtigen. Die Antragsteller wollen mit acht Personen aus drei Generationen eine Wohnung beziehen und dabei zugleich die aus Altersgründen notwendige Pflege zweier Familienangehöriger sicherstellen. Angemessen sind nach der Rspr. des OVG Nds. (4 MB 1798/01, B.v. 25.10.01) die Mietwerte in der äußerst rechten Spalte der Tabelle nach § 8 WoGG, da auf einen aktuellen Mietspiegel nicht zurückgegriffen werden kann. Dabei stellt sich auch die Frage, ob bei Neuanmietung einer Wohnung hierzu noch ein Zuschlag zu machen ist.

VG Düsseldorf 22 L 3375/03, B.v. 26.09.03, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 39 

Kein Anspruch auf Kostenübernahme für eine Mietwohnung für die seit 9 Jahren in Deutschland lebenden geduldeten Antragsteller. Der Verweis ausreisepflichtiger Ausländer auf eine Gemeinschaftsunterkunft ist in sachgemäßer Ermessensausübung nach § 4 Abs. 2 BSHG zulässig. Eine Besserstellung gegenüber Asylbewerbern, die gemäß § 53 AsylVfG in der Regel in Gemeinschaftsunterkünften untergebracht werden sollen, sollte leistungsrechtlich nicht erreichbar sein (OVG NRW 8 B 2789/96, B.v. 18.12.96).

Das Sozialamt geht zwar von einer Leistungsberechtigung der Kläger nach § 2 AsylbLG aus, es ist jedoch derzeit kein in der Person der Kläger oder den Verhältnissen in ihrem Heimatland liegender Grund erkennbar, weshalb ihre bis 31.12.2003 befristeten Duldungen über diesen Zeitpunkt hinaus verlängert werden müssten. Allein der Umstand, dass es sich bei der Gemeinschaftsunterkunft um einen Hochbunker handelt, macht das Wohnen in dem Gebäude nicht unzumutbar. Die Schwierigkeiten bei der Beheizung sind nicht so gravierend, dass sie die Bewohnbarkeit ausschließen.

VG München M 24 S 03.60568, B.v. 04.05.04 www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/5278.pdf Bayerisches Landesaufnahmegesetz verfassungswidrig? Bayern besitzt keine Gesetzgebungskompetenz für die generelle Einweisung ausreisepflichtiger und geduldeter Ausländer in Gemeinschaftsunterkünfte gemäß Art. 4 Abs. 1 und 4 BayAufnG. Eine entsprechende Möglichkeit enthält das Bundesrecht, wobei § 56 Abs 3 AuslG eine Ermessensausübung erforderlich macht, jedoch keine pauschale Regelung wie durch das BayAufnG ermöglicht ((Ausführlich siehe bei § 10 AsylbLG!).
LSG NRW L 20 B 51/06 AY ER, B.v. 07.11.06, www.sozialgerichtsbarkeit.de
Zum Anspruch auf Mietkosten und -schuldenübernahme nach § 2 AsylblG. Die Behörde hat nach pflichtgemäßem Ermessen nach den Grundsätzen SGB XII und des AsylbLG zu entscheiden, ob im Rahmen des § 2 AsylbLG der Unterkunftsbedarf durch Übernahme der angemessenen Unterkunftskosten (für eine Wohnung) oder durch Unterbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft als Sachleistung zu befriedigen ist. 

Höchstrichterliche sozialgerichtliche Rechtsprechung liegt nicht vor. In der verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung wurde einerseits ausgeführt, aus § 53 Abs. 1 AsylVfG ergebe sich, dass Ausländer, die einen Asylantrag gestellt haben und nicht oder nicht mehr verpflichtet sind, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, in der Regel in Gemeinschaftsunterkünften untergebracht werden sollen. Dies gelte auch für Leistungsberechtigte, die etwa wegen einer Duldung nicht abgeschoben werden könnten (vgl. VG Düsseldorf 22 L 3375/03, B.v. 26.09.03; OVG NRW 8 B 2789/96, B.v. 18.12.96, FEVS 47,457). 

Andererseits wurde unter Verweis auf die in § 2 AsylbLG angeordnete entsprechende Anwendung des damals noch geltenden BSHG ein Anspruch auf Übernahme der angemessenen Kosten einer angemieteten Wohnung zum Teil bejaht (vgl. etwa OVG Nds. 4 M 7796/94, B.v. 08.12.95; VGH Hessen 9 TG 333/95, B.v. 31.03.95, DVBL 1995,1193; vgl. auch OVG Nds. 4 ME 476/03, B.v. 04.12.03). 

Der Senat neigt der auch in der Literatur vertretenen Auffassung zu, dass ein Anspruch auf Mietkosten für eine privat gemietete Wohnung nur unter Berücksichtigung besonderer Umstände des Einzelfalles, die im Rahmen der Ermessensausübung Beachtung finden müssen, in Betracht kommt. Dies wird etwa der Fall sein, wenn aus gesundheitlichen Gründen die Unterbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft nicht in Betracht kommt (vgl. Wahrendorf/Grube, SGB XII, § 2 AsylbLG Rn 8; Fichtner/Wenzel, Kommentar zur Grundsicherung, 3. A. 2005, § 2 AsylbLG Rn 9). Solche besonderen Umstände sind im Falle der Antragsteller nicht glaubhaft gemacht.

· Anmerkung: vgl. zu § 2 AsylbLG auch die umfangreiche Rechtsprechung zum Anspruch auf Mietkosten in Classen, "Entscheidungen zum AsylbLG" (als "Urteile1.doc" zum download unter www.fluechtlingsrat-berlin.de , Verzeichnis "Gesetzgebung").

§ 2 Abs. 2 AsylbLG F. 1997 - Form und Maß der Leistungen in Wohnungen und in Gemeinschaftsunterkünften 

VG Leipzig 2 K 1018/00 v. 9.8.2000, IBIS e.V. C1557, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 8. www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1557.pdf Unter § 2 AsylbLG fallende in Wohnungen lebende Asylbewerber haben regelmäßig Anspruch auf Regelsätze in Form von Geldleistungen. Die Form der Hilfe richtet sich außerhalb einer Gemeinschaftsunterkunft (GU) nach § 2 Abs. 1 AsylbLG i.V.m. § 4 Abs. 2 BSHG. Danach entscheidet die Behörde über die Form der Hilfe nach pflichtgemäßem Ermessen (vgl. OVG Sachsen, NVwZ-Beilage 1995, 25). Der Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung verdichtet sich vorliegend in einen Anspruch auf Gewährung von Geld (sog. Ermessensreduzierung auf Null). Im Rahmen des nach § 4 BSHG eingeräumten Ermessens hat die Behörde alle geschriebenen und ungeschriebenen Grundsätze zu beachten, die sich aus dem BSHG und anderen Rechtsvorschriften ergeben. Zu diesen gehört das Wunschrecht des Hilfeempfängers (§ 3 BSHG) sowie § 1 BSHG, wonach dem Hilfeempfänger eine Lebensführung ermöglicht werden soll, die der Würde des Menschen entspricht. Zur Würde des Menschen gehört auch, dass dem erwachsenen Menschen die Möglichkeit gelassen wird, im Rahmen der ihm nach dem Gesetz zustehenden Mittel seine Bedarfsdeckung frei zu gestalten. Aufgrund dieser Überlegungen hat der Empfänger von Hilfe zum Lebensunterhalt grundsätzlich Anspruch auf laufende Hilfe im Form von Geld. Soll die Form der Hilfe abweichend geregelt werden, müssen besondere Umstände vorliegen, die geeignet sind, im Einzelfall eine Abweichung zu rechtfertigen (OVG Sachsen a.a.O.). Diese Grundsätze gelten - entsprechend der mit der Verweisungsvorschrift des § 2 Abs. 1 AsylbLG bezweckten Angleichung an das Sozialhilferecht (vgl BT-Drs 12/5008, S. 15) ohne Unterschied auch für die Ermessensausübung im Rahmen des § 2 Abs. 1 AsylbLG (vgl. OVG Sachsen a.a.O.).

Gemessen an diesen Grundsätzen liegen hier keine besonderen Umstände vor, die eine auch nur teilweise Abweichung vom Grundsatz der Geldleistungsverpflichtung rechtfertigen. Das vom Sozialamt angeführte Kriterium, dass der Antragsteller außerhalb einer GU wohnt, ohne dass hierfür gesundheitliche Gründe vorliegen, ist kein besonderer Umstand in diesem Sinne. Daran kann auch nichts ändern, dass das Sozialamt insoweit an einen Erlass des sächsischen Innenministeriums v. 12.05.00 gebunden ist, der nach einem Schreiben des Regierungspräsidiums Leipzig v. 30.06.00 dahingehend anzuwenden ist, dass nach § 2 grundsätzlich nur denjenigen Leistungsberechtigten Geldleistungen gewährt werden sollen, die aufgrund ärztlichen Attestes außerhalb einer GU untergebracht sind. Dieser ermessenslenkende Erlass entfaltet als verwaltungsinterne Maßnahme keine Außenwirkung, so dass sich hierdurch weder im Verhältnis zum Gericht noch zum Antragsteller rechtliche Bindungen ergeben können (vgl. OVG Sachsen a.a.O.).

Der Erlass einer einstweiligen Anordnung für den Zeitraum vor der gerichtlichen Entscheidung scheidet aus, da davon auszugehen ist, dass die gewährte Sozialhilfe durch die Sachleistungen, die der Antragsteller bezogen hat, wertmäßig ausgeschöpft wurde, so dass eine Zahlung von Geld nicht mehr in Frage kommt. Im Übrigen hat der Antragsteller einen Anordnungsgrund glaubhaft gemacht. Unter dem Gesichtspunkt effektiven Rechtsschutzes scheint es geboten, das Sozialamt bereits im Wege einstweiliger Anordnung vorläufig zur uneingeschränkten Gewährung der Hilfe zum Lebensunterhalt in Form von Geld zu verpflichten. Andernfalls bliebe der Antragsteller für einen derzeit nicht absehbaren Zeitraum weiter für den größeren Teil der ihm zustehenden Hilfe von der Geldleistung ausgeschlossen. Dies ist dem Antragsteller, der bereits - abgesehen von einem Taschengeld - über 36 Monate hinweg ausschließlich Sachleistungen bezogen hat, nicht zumutbar.

VG Leipzig 2 K 1009/00 v. 11.08.00, NVwZ-Beilage I 2001, 33; GK AsylbLG § 2 Abs. 2 VG Nr. 1; IBIS e.V. C1559 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1559.pdf 
Die Antragsgegnerin (das Sozialamt der Stadt Leipzig) wird verpflichtet, dem Antragsteller monatlich 157,50 DM als Barbetrag abzüglich bereits zuerkannter Geldleistungen zu gewähren. Die Antragsgegnerin wird zusätzlich verpflichtet, über die Form der darüber hinausgehenden Leistungsgewährung an den Antragsteller unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts binnen zwei Wochen nach Zustellung dieses Beschlusses vorläufig neu zu entscheiden.

Sachverhalt: Der Antragsteller reiste im Januar 1995 nach Deutschland ein und beantragte Asyl. Er lebt seitdem in Gemeinschaftsunterkünften (GUs). Sein Asylantrag wurde im Dezember 1997 vom VG Leipzig abgewiesen, auch ein Asylfolgeantrag blieb ohne Erfolg. Der Antragsteller ist seit September 1995 wegen Alkoholsucht und einer paranoiden Erkrankung in psychiatrischer Behandlung. Im Juli 1998 erhielt er erstmals eine Duldung wegen Reiseunfähigkeit, die in der Folge fortlaufend verlängert wurde.

Von Dezember 1995 bis Juni 1997 erhielt er Geldleistungen nach AsylbLG, seit Juli 1997 Sachleistungen nach § 3 AsylbLG. Im Juli 2000 erhielt er weiterhin Sachleistungen und ein Taschengeld in Höhe von 80 DM. Das Sozialamt trägt vor, der Antragsteller sei zwar leistungsberechtigt nach § 2 AsylbLG, ein Anspruch auf Auszahlung der erhöhten Leistungen bestehe aber erst nach Bestätigung durch die Ausländerbehörde, die noch nicht vorliege. Die Stadt Leipzig sei durch das Sächsische Innenministerium am 22.06.00 angewiesen worden, für in GUs untergebrachte Leistungsberechtigte auch künftig Sachleistungen zu gewähren und lediglich einen erhöhten Taschengeldbetrag auszuzahlen.

Der Antrag ist zulässig, insbesondere besteht ein streitiges Rechtsverhältnis. Die Auszahlung der 80 DM beinhaltet stillschweigend die Verweigerung darüberhinausgehender Barleistungen. Zwar hat der Antragsteller bislang gegen die Versagung von Barleistungen keinen Widerspruch erhoben, dieser ist aber nicht Voraussetzung für einen Antrag nach § 123 VwGO. Der Widerspruch muss lediglich noch möglich sein, die Verwaltungsentscheidung darf noch nicht bestandskräftig sein (vgl. Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, § 123 Rn 106). Hier ist ein Widerspruch noch möglich, mangels Rechtsbehelfsbelehrung endet die Widerspruchsfrist ein Jahr nach der Auszahlung des Barbetrags für Juli 2000 (§§ 70 Abs. 2, 58 Abs. 2 VwGO).

Die Antragsgegnerin ist richtiger Antragsgegner. Sie ist sowohl zur Leistungsgewährung als auch zur Entscheidung über die Form der Leistung gemäß §§ 2 Abs. 2, 10 AsylbLG i.V.m. § 1 Abs. 4 DVAsylbLG Sachsen, (SächsGVBl. 1994, 100) an den Antragsteller zuständig. Hiernach sind für Leistungen nach AsylbLG an vollziehbar ausreisepflichtige Ausländer und die Entscheidung über die Form der Leistung u.a. die kreisfreien Städte zuständig.

Der Anspruch auf einen Barbetrag in Höhe von mindestens 157,50 DM folgt aus § 2 Abs. 1 und 2 AsylbLG i.V.m. §§ 11 Abs. 1, 12 Abs. 1, 21 Abs. 1 120 Abs. 1 BSHG. Der Antragsteller gehört zu den leistungsberechtigten i.S.v. § 2 Abs. 1 AsylbLG. Seine Ausreise kann derzeit nicht erfolgen und eine Abschiebung nicht vollzogen werden, weil er auf Grund seiner psychischen Erkrankung und der damit verbundenen Suizidgefahr nicht reisefähig ist. Dass die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 gegeben sind, ist darüber hinaus zwischen den Beteiligten nicht strittig.

Über die Form der Leistungen entscheidet nach § 2 Abs. 2 AsylbLG die zuständige Behörde nach pflichtgemäßem Ermessen aufgrund der örtlichen Umstände. Das Ermessen des Leistungsträgers findet jedoch seine Grenze darin, dass er auch dem in einer GU untergebrachten Ausländer einen angemessenen Barbetrag zur persönlichen Verfügung auszahlen muss (vgl. für Heim- und Anstaltsbewohner § 21 Abs. 3 BSHG). Dieser Barbetrag dient zur Deckung der Bedürfnisse, die auch in einer GU nicht durch Sachleistungen befriedigt werden. Darüber hinaus ermöglicht der Barbetrag dem Ausländer ein Mindestmaß an Persönlichkeitsentfaltung.

Der Gesetzgeber ging im AsylbLG davon aus, dass auch bei Deckung des notwendigen Bedarfs an Ernährung, Unterkunft, Heizung, Kleidung, Gesundheits- und Körperpflege sowie Gebrauchs- und Verbrauchsgütern des Haushalts durch Sachleistungen zur Deckung des hiervon nicht erfassten Bedarfs, nämlich der persönlichen Bedürfnisse des täglichen Lebens, ein Geldbetrag zu gewähren ist (vgl. § 3 Abs. 1 AsylbLG). § 2 Abs. 2 AsylbLG ermöglicht es dem Leistungsträger, Leistungsberechtigte nach § 2 hinsichtlich der Form der Leistungen Sachleistungsberechtigten nach § 3 gleichzustellen. dazu, Leistungsberechtigten nach § 2 auch zur Deckung persönlicher Bedürfnisse des täglichen Lebens keine Geld-, sondern Sachleistungen zu gewähren und sie damit schlechter zu stellen als Sachleistungsberechtigte nach § 3, ermächtigt § 2 Abs. 2 nicht.

Die Auszahlung eines Barbetrags ist auch von Verfassung wegen geboten. Zur Führung eines menschenwürdigen Lebens (vgl Art. 1 GG sowie § 2 Abs. 1 AsylbLG i.V.m. § 1 BSHG) gehört es, dass dem erwachsenen Menschen die Möglichkeit gegeben wird, die Befriedigung seiner persönlichen Bedürfnisse des täglichen Lebens grundsätzlich frei zu gestalten. Bei Ausländern, die regelmäßig über kein weiteres Bargeld verfügen, sichert die Gewährung eines Barbetrags ein Mindestmaß an Persönlichkeitsentfaltung.

Die Höhe des Barbetrags beziffert das Gericht bei dem volljährigen und alleinstehenden Antragsteller auf rund 30 % des Regelsatzes eines Haushaltsvorstands. Das Gericht orientiert sich dabei an der Aufteilung des Statistik-Warenkorbs (vgl. die Darstellung in: Brühl, Mein Recht auf Sozialhilfe, S. 34 f.). Es geht davon aus, dass in einer GU der Bedarf für Ernährung, der hauswirtschaftliche Bedarf, Körperpflege und Reinigung mit Ausnahme fremder Dienstleistungen durch die GU abgedeckt sind. Der Barbetrag dient daher in erster Linie der Befriedigung persönlicher Bedürfnisse des täglichen Lebens wie der Bedürfnisse auf Erhaltung der Beziehungen mit der Umwelt, Information, allgemeine Bildung sowie der Teilnahme am kulturellen und politischen Leben im angemessenen Umfang. Hierzu gehören insbesondere Schreibmaterial, Post- und Telefongebühren, Aufwendungen für Verkehrsmittel, Tageszeitungen, Zeitschriften, Bücher, Besuche von Theater-, Kino- sowie Sportveranstaltungen und Genussmittel. Daneben muss der Barbetrag auch zur Bezahlung von Dienstleistungen für Körperpflege, insbesondere Friseurleistungen, ausreichen. 

Nach überschlägiger Rechnung ergeben sich gerundet 30 % des Regelsatzes: Beziehungen zur Umwelt 12,54 %, Teilnahme am kulturellen Leben 6,24 %, Sonstige persönliche Bedürfnisse 9,39 %, Dienstleistungen für Körperpflege 2,25 %, zusammen 30,42 %, so dass sich ab Juli 2000 bei einem Regelsatz von 525.- ein Barbetrag von 157,50 DM ergibt.

Soweit der Antragsteller die Gewährung von Geldleistungen statt Sachleistungen begehrt, hat er derzeit lediglich einen Anspruch auf die Verpflichtung der Antragsgegnerin zur Neuverbescheidung mit vorläufiger Wirkung. Die Antragsgegnerin hat ihr Ermessen bisher nicht ermessensgerecht ausgeübt. Das Recht des Antragstellers auf ermessensfehlerfreie Entscheidung kann durch eine Regelung nach § 123 VwGO gesichert werden (VGH Ba-Wü, DÖV 1997, 694; Koop/Schenke, VwGO § 123 Rn 12 und 28, Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO, § 123 Rn 158ff.). Das gilt auch, wenn das Ermessen noch offen ist, weil keine Ermessensreduzierung auf Null vorliegt, und die Behörde ihr Ermessen bislang nicht oder nicht rechtmäßig ausgeübt hat. Eine einstweilige Anordnung kann im Einzelfall auch auf Verpflichtung zur Neuverbescheidung mit vorläufiger Wirkung gerichtet sein, wenn ein berechtigtes Interesse daran besteht, dass die Behörde möglichst frühzeitig eine (erneute) Ermessensentscheidung trifft (vgl. VGH Ba-Wü, DÖV 1997, 694).

Im vorliegenden Fall hat der Antragsteller einen Anspruch aus § 2 Abs. 2 AsylbLG darauf, dass die Antragsgegnerin auf Grund der örtlichen Umstände die Form der Leistung bestimmt. Diesen Anspruch hat die Antragsgegnerin bislang nicht erfüllt.

Nach § 2 Abs. 2 bestimmt die zuständige Behörde die Form der Leistung an Leistungsberechtigte in GUs auf Grund der örtlichen Umstände. Die Vorschrift, die den §§ 4 Abs. 2, 22 BSHG hinsichtlich der Form der Leistung vorgeht, beseitigt den sonst nach dem BSHG geltenden Vorrang des Geldleistungsprinzips bei laufenden Leistungen und stellt die Form der Leistung in das pflichtgemäße Ermessen der zuständigen Behörde. Die Ermessensentscheidung wurde hier von der Antragsgegnerin unter Verweis auf den Erlass des Sächsischen Innenministeriums vom 20.06.00 getroffen, wonach in GUs untergebrachten Leistungsberechtigten, die die Voraussetzungen des § 2 AsylbLG erfüllen, Leistungen grundsätzlich als Sachleistungen zu gewähren sind und Geldleistungen nur nach Zustimmung des jeweiligen Regierungspräsidiums erfolgen dürfen. Die weisungsgemäße Anwendung des Erlasses stellt jedoch keine § 2 Abs. 2 genügende Ermessensentscheidung dar. Die Norm verlangt, dass die zuständige Behörde über die Form der Leistung auf Grund der örtlichen Umstände befindet. Mit dieser Entscheidung des Gesetzgebers ist ein Erlass, der einen abstrakten, generellen, landeseinheitlichen und damit überörtlichen Vollzug der Bestimmungen im Sinne des Vorrangs der Sachleistungsgewährung an alle in GU s untergebrachten Leistungsberechtigten festschreibt, nicht vereinbar. Vielmehr nimmt der Begriff "örtliche Umstände" nach Wortlaut und Sinn und Zweck auf die Sachlage in der einzelnen Unterkunft in einer Gemeinde Bezug. Der Begriff "örtlich" bezieht sich auf den Bereich der Gemeinde (vgl. Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG). Hintergrund der Regelung des § 2 Abs. 2 war, dass es nach dem In-Kraft-Treten des AsylbLG alte Fassung im November 1993 in GUs häufig zu sozialen Spannungen gekommen ist, die auch darauf beruhten, dass in derselben Einrichtung Sachleistungsempfänger und Geldleistungsempfänger untergebracht waren (vgl GK AsylbLG § 2 Rn 201). Die Vorschrift in der neuen Fassung ermächtigt deshalb die zuständige Behörde, im Einzelfall unter Berücksichtigung der jeweiligen örtlichen Verhältnisse die Leistungsform für die in einer GU untergebrachten Leistungsberechtigten ggf. einheitlich zu regeln. Die Prognose, ob es zu sozialen Spannungen kommt, hängt von der einzelnen Unterkunft und ihrer Belegung ab. So kann es von Bedeutung sein, ob Asylbewerber, denen unterschiedliche Leistungen gewährt werden, in einem Raum, auf einem Stockwerk oder in einem Gebäude zusammenleben, ob es schon bisher zu Spannungen z.B. zwischen verschiedenen Volksgruppen oder innerhalb einer Volksgruppe gekommen ist oder ähnliches.

Die Antragsgegnerin hat deshalb eine erneute Ermessensentscheidung mit vorläufiger Wirkung zu treffen. Hierbei wird sie einerseits zu berücksichtigen haben, dass Leistungen entsprechend dem BSHG es dem Empfänger ermöglichen sollen, ein Leben zu führen, das der Würde des Menschen entspricht (§ 1 BSHG). Hierzu gehört grundsätzlich, dass dem erwachsenen Menschen die Möglichkeit gelassen wird, im Rahmen der ihm nach dem Gesetz zustehenden Mittel seine Bedarfsdeckung frei zu gestalten. Auf Grund dieser Überlegungen hat der Empfänger von Hilfe zum Lebensunterhalt grundsätzlich einen Anspruch darauf, dass ihm die laufende Hilfe zum Lebensunterhalt in Form von Geld gewährt wird (BVerwGE 72, 354; OVG Sachsen, NVwZ-Beilage 1995, 25). Demgegenüber können befürchtete Spannungen, die sich daraus ergeben, dass in derselben Einrichtung Empfänger von Sachleistungen nach § 3 ff. AsylbLG und Geldleistungen nach § 2 möglicherweise auf engem Raum gemeinsam untergebracht sind, dafür sprechen, in dieser Einrichtung die in § 3 Abs. 1 genannten Leistungen als Sachleistungen zu gewähren. Die Antragsgegnerin wird deshalb, sofern in der GU des Antragstellers auch Leistungsberechtigte nach § 3 untergebracht sind, eine Prognose vorzunehmen haben, ob auf Grund der örtlichen Verhältnisse in der GU soziale Spannungen und Störungen des Hausfriedens zu befürchten sind. Schließlich wird sie die Interessen des Antragstellers und anderer Leistungsberechtigter nach § 2 und die mögliche Gefährdung des sozialen Friedens gegeneinander abzuwägen haben. 

VG Frankfurt/O 6 L 474/00, B. v. 30.03.01, InfAuslR 2002, 442; GK AsylbLG § 2 Abs. 2 VG Nr. 2; IBIS e.V. C1630 (rechtskräftig). Das Sozialamt wird verpflichtet, über die Form der Regelsatzleistungen nach § 2 AsylbLG an die in einer Wohnung lebenden Leistungsberechtigten nach pflichtgemäßem Ermessen neu zu entscheiden (§§ 4, 8, 22 BSHG, vgl. auch BVerwG 5 C 8/90 v. 25.11.93, NVwZ 1994, 1214; sowie OVG Brandenburg 4 B 332/94 v. 09.02.95, NVwZ-Beilage 1995, 42). 

Die Gewährung einer (nur in 7 Geschäften im Kreisgebiet gültigen) Chipkarte unter Verweis darauf, dass die Leistungsberechtigten "Asylbewerber" seien und "ihre Wohnung in gleichen Stadtgebiet wie die Gemeinschaftsunterkunft liegt", stellt keine hinreichende Ermessensentscheidung dar, da sie die vom Gesetzgeber geschaffenen Differenzierungen zwischen innnerhalb und außerhalb einer Gemeinschaftsunterkunft untergebrachten Leistungsberechtigten (§ 2 Abs. 2 AsylbLG) nicht beachtet. Im Fall der Antragsteller ist vielmehr auch deren Wunsch nach Geldleistungen, dem im Sinne der Wahrung ihrer Würde grundsätzlich Rechnung zu tragen ist (§§ 1, 3 BSHG), in die Ermessensabwägungen einzubeziehen. Dies hat der Antragsgegner außer Acht gelassen. Er hat auch nicht geprüft, ob und inwieweit bei den Antragstellern Umstände vorliegen, die eine Abweichung von den beschriebenen sozialhilferechtlichen Grundsätzen zur Durchsetzung der Ziele des Asylbewerberleistungsgesetzes (vgl. OVG Brandenburg a.a.O.) geböten. Die Kammer erlaubt sich anzumerken, dass derartige Umstände gegenwärtig nicht erkennbar sind.

(Anmerkung: der beklagte Kreis Oder-Spree hat sich daraufhin entschieden, nunmehr Bargeld anstelle der Chipkarte auszuzahlen).

Anmerkung: vgl. hierzu auch VG Darmstadt, VI/2 G 2268/90 v. 29.4.1991, info also 1991, 159; IBIS C1428: Barbetrag für volljährige Asylbewerber in Höhe von 30 % des BSHG-Regelsatzes (siehe weiter unten bei Entscheidungen zum BSHG).

OVG Sachsen 4 BS 228/02, B.v.11.09.02, InfAuslR 2002, 491; Asylmagazin 10/2002, 37; IBIS M2555; FEVS 2003, 207; GK AsylbLG § 2 Abs. 2 OVG Nr. 1, 
www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/M2055.pdf
Sachverhalt: Das OVG hat den Erlass des Sächsischen Innenministeriums, der für in Gemeinschaftsunterkünften im Land Sachsen untergebrachte Leistungsberechtigte nach § 2 AsylbLG ungeachtet der jeweiligen örtlichen Umstände im Einzelfall eine generelle Sachleistungsgewährung vorschreibt, für rechtswidrig erklärt und den Antragstellern Barleistungen zugesprochen. 

Gründe: Der seit 1.6.1997 geltenden § 2 Abs. 2 AsylbLG lag die gesetzgeberische Zielsetzung zu Grunde, im Einzelfall, also in der konkreten Gemeinschaftsunterkunft, soziale Spannungen zwischen Sachleistungsempfängern und Geldleistungsempfängern zu vermeiden (vgl. GK AsylbLG, § 2, Rn 201). Die Vorschrift tritt an Stelle des nach § 2 Abs. 1 für außerhalb einer Gemeinschaftsunterkunft lebende Leistungsberechtigten geltenden Vorrangs des Geldleistungsprinzips nach dem BSHG. Der Senat geht davon aus, dass mit “örtlichen Umständen” im Sinne des § 2 Abs. 2 die konkrete Gemeinschaftsunterkunft, in der der betreffende Leistungsberechtigte untergebracht ist, und nicht etwa der gesamte Einzugsbereich der jeweils zuständigen Behörde in Bezug genommen worden ist (so auch VG Leipzig, Beschl. v. 11.8.2000, NVwZ Beilage 2001, 33). Dies folgt aus Entstehungsgeschichte und Zweck der Vorschrift. Danach galt es, den zuständigen Behörden vor Ort wegen ihrer Orts- und Sachkenntnis einen größeren Entscheidungsspielraum bei der Wahl der Leistungsform einzuräumen, um so flexibler auf auftretende soziale Spannungen in den einzelnen Unterkünften reagieren zu können.

Bei der Betätigung des nach § 2 Abs. 2 AsylbLG den zuständigen Behörden eröffneten Ermessens haben diese ihr Ermessen entsprechend dem Zweck der Ermächtigung auszuüben und die gesetzlichen Grenzen des ihnen eingeräumten Ermessens einzuhalten (vgl. § 40 VwVfG). Kriterien für eine sachgerechte Ermessensausübung nach § 2 Abs. 2 AsylbLG können sich aus der konkreten Unterkunft mit den vorhandenen baulichen Gegebenheiten und ihrer Belegung ergeben. So wird die Behörde in ihre Ermessensentscheidung einzubeziehen haben, ob es in der Vergangenheit in der jeweiligen Gemeinschaftsunterkunft bereits zu sozialen Spannungen gekommen ist und wenn ja, aus welchem Anlass diese Spannungen entstanden sind. Sollte es unabhängig von der Form der Leistungen zu Spannungen gekommen sein, etwa wegen des Aufeinandertreffens unterschiedlicher Kulturkreise, wird die Behörde eingehend zu prüfen haben, ob außer der Gewährung von Sachleistungen andere Maßnahmen zu einer Befriedung in der Unterkunft führen können (z. B. räumliche Trennung bestimmter Gruppen von Asylbewerbern). 

Sollte es bisher zu keinen sozialen Spannungen gekommen sein, dürfte an den Begründungsbedarf für eine Ablehnung von Geldleistungen hohe Anforderungen zu stellen sein. Die Behörde kann Möglichkeiten einer sicheren Verwahrung von Geldleistungen für die Leistungsberechtigten berücksichtigen, um beispielsweise Diebstahlshandlungen, die wiederum Spannungen zwischen den Bewohnern hervorrufen können, vorzubeugen. Die Behörde hat die Interessen der Leistungsberechtigten nach § 2 AsylbLG und die mögliche Gefährdung des sozialen Friedens in der konkreten Unterkunft gegeneinander abzuwägen und eine sachgerechte Ermessensentscheidung zu treffen. 

Im vorliegenden Fall liegt nach Auffassung des Senats ein Ermessensfehlgebrauch vor, denn die Antragsgegnerin hat ihr Ermessen nicht dem Zweck der Ermächtigung entsprechend ausgeübt. Die Ablehnung einer Geldleistung unter Berufung auf den Erlass des Sächsischen Staatsministeriums des Innern zu § 2 Abs. 2 AsylbLG vom 12.05.00 (Az.: 46-1353.70/1) mit der Begründung, dass es in der Gemeinschaftsunterkunft bei unterschiedlichen Formen der Leistungen zu Spannungen kommen könne und die für alle Bewohner eingerichtete Sachleistungsversorgung nicht mehr aufrechterhalten werden könne, entspricht nicht den Anforderungen an die Ermessensausübung nach § 2 Abs. 2. Denn mit der pauschalen Ablehnung der Geldleistungen allein wegen der bloßen Möglichkeit sozialer Spannungen wäre faktisch immer allein die Sachleistung ermessensgerecht.
Auch der von der Antragsgegnerin weisungsgemäß berücksichtigte Erlass vom 12.05.00 führt im vorliegenden Fall zu keiner von § 2 Abs. 2 AsylbLG geforderten sachgerechten Ermessensentscheidung. Die in diesem Erlass und dem ergänzenden Erlass vom 20.6. 2000 (Az. 46-1353.70/1) vorgesehene generelle Ermessensausübung zugunsten von Sachleistungen begegnet bereits wegen des Gesetzeswortlauts Bedenken. Nach § 2 Abs. 2 AsylbLG bestimmt die zuständige Behörde (das zuständige Landratsamt bzw. die Stadtverwaltung der kreisfreien Stadt) über die Form der Leistung “auf Grund der örtlichen Umstände”. Mit dieser Entscheidung des Gesetzgebers ist ein Erlass einer obersten Landesbehörde, der eine landeseinheitliche Anwendung dieser Bestimmung ungeachtet der örtlichen Verhältnisse vorschreibt, nicht vereinbar (vgl. VG Leipzig v. 11.08.00, aaO). Die Richtlinie vom 12.05.00 und ihre Ergänzung v. 20.06.00 tragen den gesetzlichen Vorgaben gemäß § 2 Abs. 2 nicht Rechnung und sind daher für die Gerichte nicht bindend.

VG Würzburg W 3 K 02.375, U.v. 24.10.02, IBIS M2871, Asylmagazin 1/2003, 41 www.asyl.net/Magazin/1_2_2003c.htm - H, GK AsylbLG § 2 Abs. 2 VG Nr. 3 Soweit der Kläger Bargeldleistungen nach § 2 AsylbLG begehrt, wird das Sozialamt verpflichtet, den Kläger unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts neu zu bescheiden, da ein Ermessensfehlgebrauch vorliegt, nicht jedoch eine Ermessensreduzierung auf Null. Vorliegend sind im Bescheid des Sozialamts keinerlei Ermessenerwägungen erkennbar hinsichtlich dessen Entscheidung, Sachleistungen zu gewähren. Der Widerspruchsbescheid lässt erkennen, dass Grundlage die Vollzugshinweise des Bayerischen Sozialministeriums vom 16.05.00 waren, worin schlichtweg steht, dass Leistungsberechtigte in einer Gemeinschaftsunterkunft Sachleistungen erhalten. In einer Gemeinschaftsunterkunft sei die Leistungserbringung einheitlich zu regeln, damit seien gute Erfahrung gemacht worden und dies hätte sich bewährt. Werden, wie vorliegend, lediglich Vollzugshinweise angewendet, stellt dies noch keine den § 2 Abs. 2 AsylbLG genügende Ermessensentscheidung dar, da die Norm verlangt, dass die zuständige Behörde über die Form der Leistung aufgrund der örtlichen Umstände befindet (VG Leipzig 2 K 1009/00, B.v. 11.08.00). 

Die zuständige Behörde hat die jeweiligen, örtlichen Zustände in der jeweils betroffenen Gemeinschaftsunterkunft zu untersuchen und diesbezüglich eine individuelle Ermessensentscheidung hinsichtlich der Art der Leistungsgewährung anzustellen. Die Vollzugshinweise haben dabei für das Gericht keine Bindungswirkung (Kopp/Schenke, VwGO § 114 Rn 42). Die Vollzugshinweise tragen nicht den Vorgaben des § 2 Abs. 2 AsylbLG Rechnung, da es eben Sache der zuständigen Behörde ist, anhand der örtlichen Verhältnisse über die Art der Leistungsgewährung zu befinden (OVG Sachsen 4 BS 228/02, B.v.11.09.02, Asylmagazin 10/ 2002, S. 37). 

§ 2 Abs. 2 AsylbLG lag der Umstand zugrunde, dass es in Gemeinschaftsunterkünften häufig zu sozialen Spannungen gekommen ist, die auch darauf beruhten, dass in der selben Einrichtung Sachleistungsempfänger und Geldleistungsempfänger untergebracht waren (GK-AsylbLG, § 2 RdNr. 201). Insofern liegt der Sinn und Zweck der Regelung darin, dass die zuständige Behörde ermächtigt ist, gegebenenfalls zur Verhinderung dieser sozialen Spannungen die Leistungsgewährung in der betroffenen Gemeinschaftsunterkunft einheitlich zu regeln. Dabei hat die Behörde eine Prognose hinsichtlich zu erwartender sozialer Spannungen aufzustellen, für die es von Bedeutung sein kann, ob Asylbewerber, denen unterschiedliche Leistungen gewährt werden, in einem Raum, auf einem Stockwerk oder in einem Gebäude zusammenleben, ob es schon bisher zu Spannungen, z. B. zwischen verschiedenen Volksgruppen oder innerhalb einer Volksgruppe gekommen ist oder ähnliches (VG Leipzig, a.a.O.). Vorliegend fehlt es jedoch an einer solchen Prognose durch das Sozialamt, das hinsichtlich des konkreten Falles keinerlei Ausführungen gemacht hat, aus denen sich ergibt, dass eine einzelfallbezogene Ermessensentscheidung getroffen wurde. Es scheint vielmehr so zu sein, dass allein den Vollzugshinweisen gefolgt wurde und den vorliegenden örtlichen Gegebenheiten unabhängig davon, ob es zu sozialen Spannungen wegen unterschiedlicher Leistungsgewährung kommen kann oder nicht, keine Rechnung getragen worden ist.
VGH Bayern 12 C 03.1544 B.v. 06.10.03 IBIS M4480, Asylmagazin 1/2004, S. 46, www.asyl.net/Magazin/Docs/2004/M-4/4480.pdf Die Ablehnung der Geldleistung unter Berufung auf den Erlass des Bay. Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung v. 16.05.02 und mit der Begründung, dass es in der Gemeinschaftsunterkunft, in der der Kläger untergebracht sei, bei unterschiedlichen Formen der Leistung an Leistungsberechtigte aus unterschiedlichen Kulturkreisen zu Spannungen kommen könne und auch gekommen sei, könnte möglicherweise nicht den Anforderungen an die dem Sozialamt obliegende ordnungsgemäße Ermessensausübung nach § 2 Abs. 2 AsylbLG entsprechen. Denn mit dieser pauschalen Ablehnung einer Geldleistung allein wegen der bloßen Möglichkeit des Entstehens sozialer Spannungen wäre faktisch immer allein die Sachleistung ermessensgerecht. Eine derartige Ermessensreduzierung auf Null würde der in § 2 Abs. 2 AsylbLG enthaltenen Differenzierungsmöglichkeit zwischen Leistungsempfängern nach §§ 2 und 3 AsylbLG nicht gerecht (vgl. OVG Sachsen v. 11.09.02, NVwZ Beilage 2003, 5). Soweit sich das Sozialamt darauf beruft, dass es in der Gemeinschaftsunterkunft wiederholt zu massiven sozialen Spannungen gekommen sei, hat es nicht dargelegt, aus welchem Anlass diese Spannungen entstanden sind. Es ist immerhin möglich, dass solche Spannungen unabhängig von der Form der Leistungen, etwa wegen des Aufeinandertreffens unterschiedlicher Kulturkreise, gekommen ist. 

VG Meiningen 8 E 309/03.ME, B.v. 17.07.03, InfAuslR 2003, 450; GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 37 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2023pdf Der Anspruch des außerhalb einer Gemeinschaftsunterkunft untergebrachten nach § 2 leistungsberechtigten Antragstellers auf Regelsätze als Barleistungen kann nicht durch Gewährung nur eines Teils des Regelsatzes in bar und im Übrigen die Teilnahme am Chipkartensystem erfüllt werden. Dem Chipkartensystem fehlt das wesentliche Merkmal des Geldes, es für jede geldwerte Ware oder Leistung einsetzen zu können

VG München M 18 K 03.5479, U.v. 26.05.04, IBIS M5621 www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/5621.pdf (rechtskräftig) Der Erlass des Bayerischen Sozialministeriums, wonach die örtlichen Umstände in Bayern die generelle Gewährung von Sozialleistungen in Paketform bedingen, ist rechtswidrig. 

"Mit dem Abstellen in § 2 Abs. 2 AsylbLG auf die "örtlichen" Umstände, kann nur die konkrete Gemeinschaftsunterkunft, in der der Leistungsberechtigte untergebracht ist, in den Blick genommen werden und nicht der gesamte Einzugsbereich der jeweils zuständigen Behörde. Dies schließt aus, dass die Aufsichtsbehörde per Erlass einen landesweiten Vorrang des Sachleistungsprinzips festlegt und damit einen überörtlichen Vollzug des § 2 Abs. 2 AsylbLG generell festschreibt. ... Die Hinweise führen zwar eventuelle Kriterien für die einzelne Unterkunft an, im konkreten Fall fehlt jedoch eine Auseinandersetzung mit den Verhältnissen einer konkreten Unterkunft bzw. der Prüfung, inwieweit über andere Maßnahmen Hindernisse für die Ausbezahlung von Barleistungen beseitigt werden können. Die Gewährung von Sachleistungen aufgrund der bisher getroffenen Entscheidungen ist damit rechtswidrig."

VGH Bayern 12 BV 05.1845, U.v. 20.03.06. www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8524.pdf 
Für in einer Gemeinschaftsunterkunft (GU) lebende Asylbewerber gibt es keinen Vorrang der Gewährung von Geldleistungen gegenüber Sachleistungen. Maßgeblich für die nach § 2 Abs. 2 AsylbLG zu treffende Ermessensentscheidung über die Form der Leistung sind die in der konkreten GU bestehenden örtlichen Umstände. 

In der GU beziehen lediglich 10 Asylbewerber Leistungen nach § 2 AsylbLG, wohingegen 200 Asylbewerber die Voraussetzungen des § 2 AsylbLG nicht erfüllen. Dies stellt einen Sachleistungen rechtfertigenden örtlichen Umstand dar. Die Befürchtung, die Gewährung von Geldleistungen an eine nur 5 % der Bewohner umfassende Personengruppe kann zu sozialen Spannungen mit der großen Mehrheit der Bewohner führen, erscheint realistisch. Die Ermessensentscheidung der Behörde ist daher rechtlich nicht zu beanstanden.

LSG Sachsen L 3 B 179/05 AY-ER, B.v. 09.02.06 www.sozialgerichtsbarkeit.de
Geldleistungen nach § 2 AsylbLG für in einer Gemeinschaftsunterkunft lebenden geduldeten Flüchtling aus dem Irak. Ein Anordnungsgrund ist gegeben. Zwar hat nach § 2 Abs. 2 AsylbLG die zuständige Behörde hinsichtlich der Form der Leistung eine Ermessensentscheidung zu treffen. Das Gericht darf in der einstweiligen Anordnung nicht vorweg nehmen, was erst im Hauptsacheverfahren erreicht werden könnte. Im Hinblick auf die Rechtsschutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 GG gilt das Verbot der (auch nur vorläufigen) Vorwegnahme der Hauptsache aber ausnahmsweise dann nicht, wenn eine Regelung zur Gewährung effektiven Rechtsschutzes notwendig ist, insbesondere wenn ohne sie schwere und unzumutbare, anders nicht abwendbare Nachteile entstünden, zu deren nachträglicher Beseitigung die Entscheidung in der Hauptsache nicht mehr in der Lage wäre (vgl. BVerfG, B.v. 25.10.88, NJW 1989, 827 und B.v. 19.10.77, NJW 1978, 693). 

Ein solcher unwiederbringlicher Rechtsverlust war hier durch das mit dem Verbrauch der Sachleistung verbundene Erlöschen des Anspruchs auf ermessensfehlerfreie Entscheidung durch die Behörde gegeben. Dies gilt auch dann, wenn das Ergebnis der Ermessensausübung noch offen ist, weil wie im vorliegenden Fall – keine Ermessensreduzierung auf Null vorliegt und die Behörde bislang ihr Ermessen nicht rechtmäßig ausgeübt hat. Die einstweilige Anordnung kann dann auf die Verpflichtung zur Neuverbescheidung gerichtet sein, wenn ein berechtigtes Interesse daran besteht, dass die Behörde möglichst frühzeitig eine (erneute) Ermessensentscheidung trifft (vgl. OVG Bautzen 4 BS 228/02 v. 11.09.02 m. w. N.).

Auch ein Anordnungsanspruch ist insoweit gegeben. Der Antragsteller hat Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung über die Gewährung einer Barleistung gemäß § 2 Abs. 1 und 2 AsylbLG. Nach § 2 AsylbLG ist das SGB XII auf die Leistungsberechtigten entsprechend anzuwenden, die über eine Dauer von mindestens 36 Monaten Leistungen nach § 3 AsylbLG erhalten haben und die Dauer des Aufenthaltes nicht rechtsmissbräuchlich selbst beeinflusst haben. Dies war beim Antragsteller ab 06.03.2005 der Fall. 

Ein Rechtsmissbrauch kann nicht schon dann angenommen werden, wenn Ausländer lediglich ihrer bestehenden Ausreisepflicht nicht nachkommen. Der Staat kann dem ggf. mit Abschiebemaßnahmen hinreichend begegnen. Von einem Rechtsmissbrauch i. S. von § 2 Abs. 1 AsylbLG n. F. kann erst dann ausgegangen werden, wenn der Ausländer etwa versucht, eine Rechtsposition unter Vorspiegelung falscher Tatsachen zu erlangen oder auszunutzen (vgl. SG Hannover S 51 AY 1/05 ER, B.v. 20.01.05, InfAuslR 2005, 158). 

LSG NRW L 20 B 49/08 AY ER, B. v. 29.08.08, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/13882.pdf Die Leistungen nach § 2 AsylbLG sind entsprechend des Zielsetzung der besseren Integration der Leistungsberechtigten bei Unterbringung in einer Wohnung regelmäßig im Form von Geldleistungen zu erbringen, auch bei Unterbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft sind Sachleistungen der Ausnahmefall, die Praxis der Stadt Lippstadt nach § 2 AsylbLG nur Wertgutscheine zu gewähren ist daher rechtswidrig.

· Anmerkungen: Für Leistungsberechtigte nach § 2 AsylbLG sind die Regelsatzleistungen im Regelfall in Form von Geldleistungen zu erbringen. Für sie sind dementsprechend auch die - sozialhilferechtlich angemessenen - Mietkosten für eine selbst angemietete Wohnung zu übernehmen, soweit dem nicht eine Auflage nach § 53 AsylVfG entgegensteht (über die mögliche Aufhebung einer Auflage nach § 53 muss auf Antrag jedoch eine einzelfallbezogene Ermessensentscheidung getroffen werden!). Nur in Gemeinschaftsunterkünften ist aufgrund der besonderen Verhältnisse in der einzelnen Unterkunft unter bestimmten Umständen eine Versorgung mit Sachleistungen zulässig, § 2 Abs. 2 AsylbLG. Auch im Falle der (bisherigen) Unterbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft sind aber - analog zu § 3 VO zu § 22 BSHG - vom Sozialamt die angemessenen Kosten für eine selbst angemietete Wohnung zu übernehmen, zumal die Einschränkung des § 2 Abs. 2 AsylbLG sich nicht auf die Form der Unterkunft bezieht (da sonst Tatbestand und Rechtsfolge identisch wären und die Regelung einen unzulässigen Zirkelschluss beinhalten würde). 

· Die Rechtsprechung hat den Anspruch auf Mietkosten nach § 2 AsylbLG in zahlreichen Beschlüssen bestätigt, vgl. dazu die Übersicht "Urteile1.doc", www.fluechtlingsrat-berlin.de ( Gesetzgebung

§ 2 AsylbLG, § 53 ff. SGB XII - Eingliederungshilfe für Behinderte 

SG Dessau, S 10 AY 19/07 ER, B. v. 19.12.07, www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/12283.pdf Leistungen der ambulanten Frühförderung (Heilpädagogik, Logopädie, Ergotherapie und ggf. Physiotherapie) für ein behindertes Kind mit erheblichem motorischem Entwicklungsdefizit, Hör- und Sprachbehinderung nach § 2 AsylbLG i.V.m. § 53 ff. SGB XII.

§ 2 AsylbLG, § 21 BSHG, § 73 SGB XII - Passkosten 

VG Kassel 5 G 4275/96(3) v. 30.12.96, bestätigt durch VGH Hessen 9 TG 4275/96 v. 11.6.97, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1415.pdf Anspruch auf Passbeschaffungskosten nach § 2 AsylbLG i.V.m. § 11 BSHG zwecks Erteilung einer Aufenthaltsbefugnis gemäß § 32 AuslG anstelle einer Duldung (483.- DM bzw. 1.690.- DM/Person für iranische Pässe). Notwendiger Lebensbedarf umfasst auch solche Aufwendungen, die erforderlich sind, damit der Hilfsbedürftige seinen gesetzlichen Pflichten nachkommen und sich drohenden Bestrafungen entziehen kann. Danach stehen den Antragstellern Passbeschaffungskosten zu, vgl. ebenso VGH Ba-Wü, InfAuslR 1996, 346, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1135.pdf. Nach § 4 AuslG müssen Ausländer, die sich in Deutschland aufhalten einen gültigen Pass besitzen. Zwar beinhaltet eine Duldung unter Umständen eine Ausweisersatz nach § 39 AuslG, ein solcher Ausweisersatz ist aber kein Passersatz i.S.d. § 4 Abs. 2 AuslG, vielmehr sind Pass- und Ausweispflicht scharf voneinander zu trennen. Während die Ausweispflicht der Identitätsfeststellung im Inland dient, ist der Pass darüber hinaus ein Einreisepapier für den Heimatstaat. Die Passkosten gehören nicht von den Sozialhilferegelsätzen abgedeckten laufenden Bedürfnissen des täglichen Lebens, sondern stellen einen außergewöhnlichen Bedarf dar, für den eine einmalige Beihilfe zu gewähren ist (vgl. VGH Ba-Wü a.a.O.).

Anmerkungen: Die Entscheidungen sind auch auf unter § 3ff. AsylbLG fallende Leistungsberechtigte zu übertragen, da für diesen Personenkreis nach § 6 AsylbLG "Leistungen die zur Erfüllung einer verwaltungsrechtlichen Mitwirkungspflicht erforderlich" sind und somit nach § 6 auch Passkosten einschließlich der Kosten der Passbeschaffung übernommen werden müssen. Ebenso die einschlägige Kommentierung: LPK BSHG, 5. A. 1998, § 6 Rn 6; Röseler in Huber, Handbuch des Ausländer- und Asylrechts, § 6 AsylbLG Rn 15; GK-AsylbLG, § 6 Rn 229ff.

Vgl. auch die in dieser Übersicht unter "Entscheidungen zum BSHG" aufgeführten Entscheidungen zu Passbeschaffungskosten, Dolmetscherkosten und Übersetzungskosten.

VG Dresden 13 K 2649/04, U.v. 28.06.05, IBIS M6019; InfAuslR 2005, 430 www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/6917.pdf
Anspruch auf Kosten der Passbeschaffung von 232,- Euro und im Zusammenhang damit angefallene Fahrtkosten von 45,30 Euro für die afghanische Klägerin. Die Klägerin hat die Kosten bereits aufgewendet und macht deren Erstattung geltend. Für diesen Fall gilt, dass [maßgeblich] für die Beurteilung die Anspruchsvoraussetzungen der Zeitpunkt der durch den Hilfsbedürftigen herbeigeführten Bedarfsdeckung ist (vgl. VGH Ba-Wü, B. v. 14.06.94, InfAuslR 1996, 346, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1135.pdf; VGH München 12 B 03.1492, U. v. 12.05.05 zit. nach juris). Anspruchsgrundlage ist § 2 AsylbLG in Verbindung mit § 21 Abs. 1 a BSHG. Nach § 4 AuslG müssen Ausländer, die in das Bundesgebiet einreisen oder sich dort aufhalten, einen gültigen Pass besitzen. Der Anspruch beschränkt sich nicht auf eine Passbeschaffung zum Zweck der freiwilligen Ausreise.

Der Hilfegewährung steht nicht entgegen, dass die Klägerin vor der Entscheidung der Beklagten durch Zahlung der Pass- und Fahrkosten ihren Bedarf bereits gedeckt hat. Zwar gilt nach der Rechtsprechung des BVerwG der Grundsatz, dass Sozialhilfe dem Wesen, Sinn und Zweck nach Hilfe in gegenwärtiger Not ist und der Sozialhilfeträger nicht verpflichtet ist, bereits erbrachte Aufwendungen zu erstatten, bzw. Schulden zu tilgen (BVerwGE 48,182,185). Nach der Rspr. des BVerwG darf sich der Hilfesuchende jedoch um der Effektivität des Rechtsschutzes willen selbst helfen, wenn ihm nicht länger zuzumuten war, die Entscheidung des Sozialhilfeträger abzuwarten (BVerwGE 99 149,157).

So liegt der Fall hier. Die Klägerin war ausländerrechtlich zur Passbeantragung und -beschaffung nicht nur berechtigt, sondern verpflichtet und wäre durch weiteres Zuwarten der strafrechtlichen Verfolgung nach § 92 Abs. 1 Nr. 2 AuslG ausgesetzt gewesen. Ein weiteres Zuwarten war ihr nicht zuzumuten, auch wenn zum damaligen Zeitpunkt keine konkreten Sanktionen angedroht worden waren.

Soweit die Beklagte vorträgt, dass die Passbeschaffung nicht zur Erfüllung einer verwaltungsrechtlichen Mitwirkungspflicht erforderlich sei, führt auch dies vorliegend zu keiner anderen Beurteilung. Denn ungeachtet dessen, dass § 6 AsylbLG im vorliegenden Fall nicht anwendbar sein dürfte, gehören nach diesseitiger Auffassung die Kosten der Passbeschaffung auch zu den nach § 6 Satz 1 AsylbLG im Rahmen der Erfüllung einer verwaltungsrechtlichen Mitwirkungspflicht zu gewährenden Leistungen. Denn auf dieser Grundlage sind alle Kosten zu übernehmen, die dazu dienen, den weiteren Aufenthalt des leistungsberechtigten Personenkreis in Deutschland sicherzustellen (so auch Bayerisches OLG, B.v. 25.11.02, FamRZ 2003, 405; Deibel, ZAR, 1995, 57, 63-64; einschränkend VG München M 6 a K 99.2307, U. v. 26.01.01 - nur bei freiwilliger Ausreise).

OVG Sachsen 4 A 144/08, U.v. 03.06.08, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2184.pdf Übernahme von Passbeschaffungskosten nach § 2 AsylbLG für eine afghanischen Staatsangehörige (im Jahr 2004) nach §§ 11, 12, 21 BSHG analog i.V.m. § 2 AsylbLG, bestätigt VG Dresden a.a.O. Die Kosten der Passbeschaffung gehören zur Sicherung des Existenzminimums, weil dazu auch solche Aufwendungen gehören, mit denen der Hilfsbedürftige seine gesetzlichen Pflichten erfüllen kann. 
LSG NRW L 20 B 67/07 AY ER, B.v. 14.09.07 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2093.pdf Einmalige Beihilfe für Passkosten nach § 2 AsylbLG i.V.m. § 28 I S. 2 SGB XII. Wg. des Eilverfahrens und der offenen Frage welche Gebührenermässigungen die serbische Botschaft gewähren könnte nur als Darlehen, ob der Anspruch auch nach § 73 SGB XII analog besteht bleibt offen.

SG Halle S 13 AY 76/06, U.v. 30.01.08 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2153.pdf Passkosten nach § 2 AsylbLG i.V.m. § 73 SGB XII, da die Kosten nicht im Regelsatzbedarf nach § 28 SGB XII enthalten sind, weil sie für Deutsche aufgrund entsprechender Gebührenbefreiungsregelungen nicht anfallen. Übernahme als Zuschuss oder Darlehen bleibt offen.

OVG NRW 18 E 471/08, B.v. 05.06.08, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2190.pdf Zu den zumutbaren Anstrengungen eines Ausländers zur Aufklärung seiner Identität und Passbeschaffung gehört nach dem Fehlschlagen aller sonstigen Anstrengungen regelmäßig, in Deutschland und im Herkunftsland einen Rechtsanwalt zu beauftragen.

Der Besitz eines gültigen Passes zählt zu den Obliegenheiten eines Ausländers (§ 3 Abs. 1 AufenthG). Jener ist ferner Regelvoraussetzung für die Erteilung eines Aufenthaltstitels (§ 5 Abs. 1 AufenthG) und damit auch für die hier erstrebte Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 bzw. 104a AufenthG. 

Zudem verdeutlicht § 48 Abs. 3 Satz 1 AufenthG, dass ein Ausländer bei der Beschaffung von Identitätspapieren alle erforderlichen Mitwirkungshandlungen vorzunehmen hat. Diese müssen sich neben dem Bemühen um einen Pass oder Passersatz auch auf die Beschaffung sonstiger Urkunden und Dokumente unabhängig vom Aussteller richten, sofern sie zu dem Zweck geeignet sind, die Ausländerbehörde bei der Geltendmachung und Durchsetzung einer Rückführungsmöglichkeit zu unterstützen.

Soweit der Kläger in diesem Zusammenhang auf seine Mittellosigkeit verweist, hat er mit dem Hinweis auf § 6 AsylbLG bereits zutreffend auf eine grundsätzlich in Betracht kommende Möglichkeit der Finanzierung der anlässlich der Beschaffung von Identitätspapieren gegebenenfalls entstehenden Kosten (u.a. für einen Rechtsanwalt in seinem Heimatland) hingewiesen. Vgl. hierzu OVG NRW16 A 600/06, B.v. 26.04.06, Bay. VGH Bayern 12 C 06.526, B.v. 03.04.06; zum SGB XII: LSG Berlin-Brandenburg L 15 B 24/06 AY, B.v. 04.12.06; zum BSHG: OVG NRW 16 B 2731/04, B.v. 23.02.05). 

Allerdings ist es nicht Aufgabe der Ausländerbehörde, sondern des Ausländers, sich gegebenenfalls die dafür erforderlichen finanziellen Mittel zu beschaffen. Um diese muss sich der Kläger schon selbst bemühen und sie gegebenenfalls zu erstreiten versuchen.

IM Niedersachsen: Zur Übernahme von Kosten der Passbeschaffung.  Schreiben vom 18.04.07 - 41.22-12235-8.4.2.2/8.4.6 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2199.pdf
· Anmerkung: Die Frage Darlehen oder Zuschuss nach § 73 SGB XII dürfte nach der derzeitigen und absehbar künftigen Einkommenssituation zu entscheiden sein, wobei zu berücksichtigen ist, dass für Hilfen nach dem 9. Kapitel (§ 73 SGB XII) deutlich höhere Einkommensgrenzen als bei der Hilfe zum Lebensunterhalt gelten (doppelter Regelsatz + Miete, § 85 SGB XII), weshalb der Bezug laufender Sozialhilfe/AsylbLG-Leistungen gegen ein Darlehen spricht. 
· Vgl. zu den Ermässigungs-/Befreiungsregelungen für Personalausweis- und Passkosten für deutsche SGB II/XII-Berechtigte Schreiben des BMI v. 13.07.07 www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2094.pdf 

§ 2 Abs. 3 AsylbLG - Leistungen für Kinder
OVG Nds. 4 L 1884/99 v. 31.05.99, GK AsylbLG § 2 Abs. 3 OVG Nr. 1 Leitsatz: "§ 2 Abs. 3 AsylbLG stellt nach dem Willen des Gesetzgebers ein über den § 2 Abs. 1 hinausgehendes weiteres Tatbestandsmerkmal für den Bezug von Leistungen in entsprechender Anwendung des BSHG für minderjährige Kinder auf, die mit ihren Eltern in einem gemeinsamen Haushalt leben; die erstrebte leistungsfähige Gleichbehandlung der Familienmitglieder erfolgt auf dem Leistungsniveau des AsylbLG." Die Vorschrift macht ihrem Wortlaut nach die Gewährung von Leistungen analog BSHG an ein minderjähriges Kind davon abhängig, dass es die Voraussetzungen sowohl des Abs. 1 als auch des Abs. 3 erfüllt.
VG Potsdam 7 L 1158/00, B.v.24.10.00, GK AsylbLG § 2 Abs. 3 VG Nr. 3 Minderjährige Kinder erhalten Leistungen nach § 3 AsylbLG nur, wenn sie in ihrer Person neben den Voraussetzungen des § 2 Abs. 3 (mindestens ein Elternteil bezieht Leistungen nach § 2) auch die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 (36-Monatsfrist; Abschiebe- und Ausreisehindernisse) erfüllen. Im Wege der Auslegung kann kein anderes Ergebnis gefunden werden.

· Anmerkung: der Gerichtsbeschluss setzt sich an keiner Stelle damit auseinander, dass der Antragsteller ein Kinder unter drei Jahren war, dessen Eltern Leistungen nach § 2 AsylbLG erhalten. 


OVG Nds. 12 L 3349/99 v. 21.06.00, NVwZ Beilage I 2001, 11, IBIS C1602 Sachverhalt: Der Ehemann der Klägerin ist als Konventionsflüchtling anerkannt und erhält Leistungen nach BSHG. Die Klägerin besitzt eine Aufenthaltsgestattung, die beiden gemeinsamen Kinder als Asylbewerber eine Aufenthaltsgestattung bzw. eine Duldung, alle drei erhalten Leistungen nach § 3 AsylbLG. Die Wartezeit nach § 2 AsylbLG war im entscheidungserheblichen Zeitraum noch nicht abgelaufen. Das VG hatte den Klägern aufgrund der Flüchtlingsanerkennung des Ehemannes über § 53 Abs. 6 AuslG, Art. 6 GG und Art. 8 EMRK und eine am Zweck des AsylbLG orientierte Auslegung Leistungen nach BSHG zugesprochen. Das OVG hat diese Entscheidung aufgehoben.

Gründe: Die Auslegung gesetzlicher Vorschriften findet dort ihre Grenzen, wo sie mit dem eindeutigen Wortlaut sowie dem Willen des Gesetzgebers in Widerspruch gerät. Solange sie nicht eine Aufenthaltsgenehmigung (§ 1 Abs. 2 AsylbLG) oder eine Anerkennung als Asylberechtigte (§ 1 Abs. 3 AsylbLG) erhalten haben, unterfallen die Kläger dem AsylbLG ( § 1 Abs. 1 AsylbLG). Den Klägern ist es zuzumuten, zunächst entweder ihre asylrechtlichen Ansprüche zu verfolgen oder das Asylverfahren zu beenden und nach AuslG eine Aufenthaltsbefugnis als Familienangehörige zu beantragen.

Im Übrigen ist weder dem AsylbLG noch dem BSHG ein Rechtssatz zu entnehmen, dass der leistungsrechtliche Status von Familien vollständig nach dem BSHG zu erfolgen habe, wenn nur ein Familienmitglied nach BSHG leistungsberechtigt ist. Das ergibt sich weder aus § 1 Abs. 1 Nr. 6 noch aus § 2 Abs. 3 AsylbLG (ebenso VGH Ba-Wü 7 S 2505/99 v. 17.12.99). § 2 Abs. 3 AsylbLG darf nicht zu einer "an einem Familienmitglied ausgerichteten Besserstellung aller Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft" im Hinblick auf die Gewährung von Leistungen nach dem BSHG führen (ebenso OVG Nds 4 L 1844/99 v. 31.05.99).

Ein Anspruch auf Leistungen nach BSHG ergibt sich auch nicht aufgrund der Inländergleichbehandlung gem. Art. 23 GK oder Art. 1 EFA i.V.m. Art. 1 + 2 Zusatzprotokoll zum EFA. Die Kläger waren im maßgeblichen Zeitraum als Asylbewerber nicht als Flüchtlinge anerkannt, ihr Aufenthalt war nicht als "rechtmäßig" i.S.v. Art. 23 GK bzw. "erlaubt" i.S.v. Art. 1 EFA anzusehen (vg. dazu VGH Ba-Wü FEVS 49, 375 m.w.N.). Eine leistungsrechtliche Ausstrahlung auf Mitglieder der Kernfamilie entfalten diese Abkommen nicht.

Das AsylbLG verstößt in seiner konkreten Anwendung auf die Kläger auch nicht gegen die Art. 1, 3 und 20 GG (wird ausgeführt, siehe dazu ausführlich bei § 2 AsylbLG - Verfassungsmäßigkeit).

VG Freiburg 8 K 1916/99, B.v. 27.09.99, GK AsylbLG § 2 Abs. 3 VG Nr. 2 Der Antragsteller ist Flüchtling im Sinne der GK, Ehefrau und Kinder im Besitz von Duldungen. Das Sozialamt wird verpflichtet, für Ehefrau und Kinder vorläufig Leistungen nach BSHG zu gewähren. Zwar sind diese nach dem Wortlaut des § 1 Abs. 1 Nr. 4 AsylbLG Leistungsberechtigte nach AsylbLG. Es spricht jedoch vieles dafür, dass sie wie der Antragsteller, der im Besitz einer Aufenthaltsbefugnis und als Haushaltsvorstand anzusehen ist, Leistungen in Höhe der BSHG-Regelsätze beanspruchen können. Insbesondere den Vorschriften der §§ 1 Abs. 1 Nr. 6, 2 Abs. 3 AsylbLG liegt der Gedanken zu Grunde, dass innerhalb einer Familie nicht unterschiedliches Leistungsrecht Anwendung finden und das für Haushaltsangehörige geltende Leistungsrecht sich nach dem Haushaltsvorstand richten soll.

VGH Ba-Wü 7 S 2505/99, B.v. 17.12.99, GK AsylbLG § 2 Abs. 3 VGH Nr. 2 Der Beschluss des VG Freiburg 8 K 1916/99 v. 27.09.99 (s.o.) wird aufgehoben. Weder dem BSHG noch dem AsylbLG ist ein Grundsatz familieneinheitlicher Leistungsgewährung zu entnehemn. Dies folgt weder aus §§ 1 Abs. 1 Nr. 6, 2 Abs. 3 AsylbLG noch aus allgemeinen Leistungsgrundsätzen oder dem Verfassungsrecht. Solange Ehefrau und Kinder nicht selbst eine Aufenthaltsbefugnis nach § 31 AuslG erteilt worden ist, sondern nur eine Dldung, dürften sie zum Personenkreis des § 1 Abs. 1 Nr. 4 AsylbLG gehören mit der Folge, dass § 120 Abs. 2 BSG der Gewährung von Sozialhilfe entgegensteht. Die Antragsteller sind daher auf das anhängige ausländerrechtliche Verfahren zu verweisen, auch wenn die Rechtsposition des § 31 AuslG wegen Art 6 GG einem Rechtsanspruch nahekommt (vgl. BVerwG, NVwZ 1995, 391 (393) und Hinweis auf OVG NRW, NVwZ 1994, 602 (604); VGH Ba-Wü 13 S 3121/96, U.v. 17.12.1998). Wenn die Antragsteller im ausländerrechtlichen Verfahren erfolgreich sind, käme, wenn die Aufenhaltsbefugnis rückwirkend erteilt würde, auch die nachträgliche Bewilligung von Sozialhilfe in Betracht, wenn die sonstigen Leistungsvorausetzungen gegeben sind.

LSG Ba-Wü L 7 AY 5266/05 ER-B, B.v. 14.12.05, www.sozialgerichtsbarkeit.de Die mit der Beschwerde gerügte Ungleichbehandlung des Antragstellers gegenüber seinen Geschwistern rechtfertigt keine andere Entscheidung. Der Anspruch nach § 2 AsylbLG ist ein individueller Anspruch, dessen Voraussetzungen in der jeweiligen Person erfüllt sein müssen. Weder dem früheren BSHG (heute SGB XII) noch dem AsylbLG ist ein Grundsatz familieneinheitlicher Leistungsgewährung nach nur einem dieser beiden Gesetze zu entnehmen (so OVG Nds 12 L 3349/99, U.v. 21.06.00, VGH Ba-Wü 7 S 2505/99, B.v. 17.12.99, NVWZ 2000, 691). 

Die Regelung des § 2 Abs. 3 AsylbLG begründet nur insoweit ein akzessorisches Leistungsverhältnis zwischen Eltern und minderjährigen Kindern, die mit ihnen in Haushaltsgemeinschaft leben, als eine höhere Leistung (nach SGB XII) an die minderjährigen Kinder davon abhängig ist, dass auch den Eltern eine solche zusteht. Eine an einem anderen Familienmitglied ausgerichtete Besserstellung soll mit dieser Vorschrift nicht bewirkt werden (Gemeinschaftskommentar zum AsylbLG, § 2 Rdnr. 205 m.w.N.).

· Anmerkung: Siehe zur Leistungsberechtigung Familienangehöriger anerkannter Flüchtlinge auch die Entscheidungen bei § 1 Abs. 3 AsylbLG!
· Anmerkung: Kinder unter 4 Jahren können nach der vorgenannten Rechtsprechung niemals Leistungen nach § 2 AsylbLG erhalten. 
Es handelt sich bei dieser Behördenpraxis und Rechtsprechung um eine verfassungsrechtlich fragwürdige, Kinder im Alter bis zu 48 Monaten diskriminierende Ungleichbehandlung, die so vom Gesetzgeber sicherlich nicht beansichtigt war und auch mit den Zielen des AsylbLG nicht zu rechtfertigen ist. Solte hier einen besonderer Ausreisedruck auf Säuglinge und Kleinkinder ausgeübt werden? Soll auf die - zumeist hier geborenen - Kinder bis zu 4 Jahren entsprechend der Zielsetzung des AsylbLG kaum in besonderer Weise Asylmissbrauch verhindernd oder das Schleppertum bekämpfend eingewirkt werden?
§ 2 Abs. 3 beträfe zudem - wenn man ihn wie die Behördenpraxis auslegt - überhaupt keinen konkreten Regelungsbereich und wäre schlicht überflüssig. Es dürfte extrem selten sein, dass unter 4 Jahre alte Kinder bereits länger als Ihre Eltern in Deutschland leben und somit nur das Kind, nicht jedoch seine Eltern die Voraussetzungen des § 2 erfüllt. Ebenso ist kaum vorstellbar, dass nur für das unter 3 Jahre alte Kind ein Ausreise- oder Abschiebehindernis besteht, während seine Eltern ausreisen oder abgeschoben werden können - in so einem Fall (z.B. krankes Kind) besteht wegen der Angewiesenheit des Kindes auf seine Eltern immer auch für die Eltern ein persönliches, humanitäres und rechtliches (Artikel 6 GG) Abschiebe- und Ausreisehindernis. Damit aber wäre die Bestimmung überflüssig.
Die Regelung kann deshalb nur so verstanden werden, dass minderjährige Kinder immer dann Leistungen nach § 2 erhalten, wenn mindestens ein im Haushalt lebender Elternteil Leistungen nach § 2 erhält. Es kann nicht darauf ankommen, ob Kinder die Dreijahresfrist oder die sonstigen Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 auch in ihrer Person erfüllen, maßgeblich kann allein sein, ob diese Voraussetzungen durch mindestens einen im Haushalt lebenden Elternteil erfüllt sind.
Für dieses Ergebnis spricht auch die Gesetzesbegründung zur ersten Novelle des AsylbLG (BT-Drs. 13/2746 vom 24.10.1995, S. 16): "Mit Absatz 3 soll erreicht werden, daß innerhalb einer Familie minderjährigen Kindern keine anderen Leistungen gewährt werden als ihren Eltern, mit denen sie in einer Haushaltsgemeinschaft leben. Dazu könnte es ohne diese Regelung kommen, wenn beide Elternteile lediglich für sich einen Asylantrag gestellt haben, während die Kinder eine Duldung besitzen. Eine solche unterschiedliche Behandlung von mehreren Familienmitgliedern wäre der Sache nach nicht gerechtfertigt, da die minderjährigen Kinder mit ihren Eltern zusammen Schutz in der Bundesrepublik Deutschland suchen und ihrem Aufenthalt die gleiche Motivation wie dem Aufenthalt der Eltern zugrunde liegt, auch wenn es möglich ist, für die einen anderen aufenthaltsrechtlichen Status zu erlangen als für die Eltern."
Zu beachten ist, dass in der Fassung des Gesetzentwurfs, auf den sich die Begründung bezieht, noch vorgesehen war, Leistungen nach § 2 AsylbLG nur an seit mindestens 24 Monaten geduldtete Ausländer zu gewähren, während Asylbewerber für die gesamte Asylverfahrensdauer von den Leistungen nach § 2 ausgeschlossen werden sollten (Entwurf Neufassung §§ 1 und 2 AsylbLG, BT-Drs. 13/2746 vom 24.10.1995, S. 4f.).
Der ursprünglich mit der durch die erste Novelle des AsylbLG erfolgten Neufassung des § 2 Abs. 3 verfolgte Gesetzeszweck, als Familienangehörige von unter § 3 fallenden Asylbewerbern geduldete Kinder von den höheren Leistungen nach § 2 auszuschließen, ist jedoch durch die Gesetz gewordene Neufassung des § 2 Abs. 1 AsylbLG weggefallen, da nunmehr - anders als im Entwurf - nicht mehr nur Geduldete, sondern auch Asylbewerber in den Genuss von Leistungen nach § 2 Abs. 1 AsylbLG kommen können. Nur mit dem ursprünglichen Gesetzeszweck erklärt sich aber die (missglückte) Formulierung des § 2 Abs. 3. 
Es muss aber davon ausgegangen werden, dass es auch weiterhin die in der Begründung genannte Intention des Gesetzgebers war, innerhalb einer Familie minderjährigen Kindern keine anderen Leistungen (d.h. keine besseren, aber auch keine schlechteren) zu gewähren werden als ihren Eltern, mit denen sie in einer Haushaltsgemeinschaft leben.

Die demgegenüber von der bislang vorliegenden Rspr. aufgrund einer Wortlautauslegung angenommene Rechtsfolge, dass Kinder bis zu 3 Jahren AUSSCHLIEßLICH Leistungen nach § 3 AsylbLG erhalten können, also generell keinen Zugang zu Leistungen nach § 2 AsylbLG haben, KANN vom Gesetzgeber nicht bedacht und gewollt gewesen sein. Allerdings wurde die Formulierung des § 2 erst im Vermittlungsausschuss endgültig festgelegt, so das die o.g. Gesetzesmaterialien insoweit nur bedingt aussagekräftig sind.

Klar ist jedoch, dass Kinder ihre aufenthaltsrechtliche Situation am wenigsten zu verteten haben. Sofern das AsylbLG jemanden zur freiwiligen Ausreise usw. motivieren soll, dann sicherlich eher die Eltern als ihre unter 3 jährige Kinder. Nach der durch das ZuwG geänderten Fassung des § 1 Abs. 3 AsylbLG werden aber selbst in Fällen, wo die freiwillige Ausreise unstrittig unmöglich bzw. unzumutbar ist (§§ 24, 25 IV oder V AufenthG) und deshalb ein Aufenthaltstitel erteilt wurdeKinder unter 3 Jahren - anders als ihre Eltern - weiterhin mit den Mitteln des AsylbLG in besonderem Maße durch Leistungskürzungen (132,94 versus 207 Euro mtl = 36 %ige Kürzung, Vorrang von Sachleistungen, Ausschluss von der Krankenversicherung nach § 264 SGB V) sanktioniert. Dieses Ergebnis ist verfassungsrechtlichlich bedenklich. Wirklich ernsthaft hat sich jedoch noch kein Gericht mit den sich aufdrängenden verfassungsrechtlichen Fragen der Auslegung des § 2 Abs. 3 AsylbLG  befasst.

SG Aachen S 20 AY 20/06, U.v. 30.01.07 www.sozialgerichtsbarkeit.de
Die Stellung eines Asyl-  oder Asylfolgeantrags ist ebensowenig rechtsmissbräuchlich wie das Nichtwahrnehmen der Möglichkeit "freiwilliger Ausreise" nach rechtskräftigem Abschluss des Asylverfahrens. Auch wenn dadurch die Aufenthaltsdauer beeinflusst wird, sind die Ausnutzung bestehender Rechtspositionen und die Wahrnehmung zulässiger Anträge kein Rechtsmissbrauch. 

Selbst wenn für Eltern der Missbrauchstatbestand erfüllt wäre, kann dies nicht den minderjährigen Klägern zugerechnet werden. § 2 Abs. 3 AsylbLG steht dem nicht entgegen, wenn bspw. ein Elternteil Leistungen nach dem SGB II bezieht, denn Leistungen nach dem SGB II stehen nach Art und Höhe im Wesentlichen denjenigen nach dem SGB XII gleich. Es würde eine ungerechtfertigte, sachlich nicht begründbare Benachteiligung der Kinder von SGB II-Leistungsberechtigten gegenüber Kindern von Leistungsberechtigten nach § 2 Abs. 1 / SGB XII darstellen, wenn bei der ersten Gruppe der Leistungsausschluss nach § 2 Abs. 3 greifen würde, bei der zweiten Gruppe dagegen nicht. Es handelt sich offenbar um eine vom Gesetzgeber nicht beabsichtigte planwidrige Lücke, die im Wege verfassungskonformer Auslegung dahin zu schließen ist, dass minderjährige Kinder, die mit ihren Eltern oder einem Elternteil in einer Haushaltsgemeinschaft leben, Leistungen nach § 2 Abs. 1 erhalten, wenn mindestens ein Elternteil in der Haushaltsgemeinschaft Leistungen in entsprechender Anwendung des SGB XII oder nach dem SGB II erhält.

Die hiervon abweichende Auffassung wird auch nicht durch die Auskunft des Innenministeriums NRW vom 10.10.06 gestützt. Darin wird einerseits von einem akzessorischen Leistungsverhältnis zwischen den Eltern oder einem Elternteil und ihren in einer Haushaltsgemeinschaft lebenden minderjährigen Kindern gesprochen, dann aber die Auffassung vertreten, dass weder dem AsylbLG noch dem SGB XII ein allgemeiner Anspruch aller Familienangehörigen auf familieneinheitliche Leistungsgewährung bzw. ein grundsatzfamilieneinheitlicher leistungsrechtlicher Besserstellung zu entnehmen sei. Auf die Frage, ob Eltern, die SGB II-Leistungen beziehen, Eltern, die Leistungen nach § 2 AsylbLG /SGB XII beziehen, gleichzustellen sind, geht das IM in dieser Auskunft nicht ein.

SG Aachen S 19 AY 12/07 ER, B.v. 28.12.07, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2120.pdf Anspruch auf Leistungen nach § 2 AsylbLG - jedoch gemäß § 7 I S. 2 SGB II kein Anspruch auf Sozialgeld nach SGB II - für Kinder mit Aufenthaltserlaubnis nach § 25 V AufenthG, die in Bedarfsgemeinschaft mit ihren nach SGB II leistungsberechtigten, über ein mit Aufenthaltserlaubnis nach § 25 III AufenthG verfügenden Eltern leben. § 2 III AsylbLG führt nach Sinn und Zweck der Regelung entgegen dem Wortlaut zu keinem Ausschluss der Kinder von § 2 AsylbLG, wenn die Eltern keine Leistungen nach AsylbLG, sondern Leistungen nach dem SGB II erhalten.

LSG NRW L 20 B 92/07 AY, B.v. 04.02.08 (PKH), www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2157.pdf, sinngemäß ebenso LSG NRW L 20 AY 9/07, U.v. 10.03.08 (Revision anhängig BSG B 8 AY 2/08) www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2175.pdf und LSG NRW L 20 AY 5/07, U.v. 05.05.08 (Revision anhängig BSG B 8 AY 3/08) www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2177.pdf
Im generellen Ausschluss von Kleinkindern unter 3 bzw. 4 Jahren von den Leistungen nach § 2 AsylbLG liegt keine unbeabsichtigte, verfassungsrechtlich fragwürdige, diskriminierende Ungleichbehandlung, die mit den Zielen des AsylbLG nicht in Einklang steht. § 2 Abs. 3 AsylbLG ändert nichts an der Grundvoraussetzung des Vorbezugs von Leistungen nach § 3 für die Dauer von 36 bzw. 48 Monaten. Dass ggf. ein nur kleiner Anwendungsbereich für § 2 Abs. 3 verbleibt, spricht nicht gegen die auch für Kleinkinder geltende Vorbezugsfrist.

LSG NRW L 20 B 27/08 AY, B.v. 04.06.08 (PKH) www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2176.pdf Zwar hat der Senat entscheiden, dass vor Vollendung des vierten Lebensjahres Leistungen nach § 2 AsylbLG nicht in Betracht kommen. Das LSG hat aber die Revision zugelassen und hält die Rechtsfrage für grundsätzlich klärungsbedürftig. In der Literatur wird aus verfassungsrechtlichen Gründen eine Auslegung im Sinne der Kläger für erforderlich gehalten (LPK SGB XII, 8.A. 2008, § 2 Rn 7), zum anderen macht auch die unterschiedliche Praxis der Behörden eine höchstrichterliche Klärung erfoderlich. Daher ist für das Verfahren PKH zu bewilligen.

BSG B 8/9b AY 1/07 R, U.v. 17.06.08, www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2208.pdf 

Volljährig gewordenen Kinder dürfen nicht durch den Ausschluss von Leistungen nach § 2 für das rechtsmissbräuchliche Verhalten ihrer Eltern sanktioniert werden, minderjährige Kinder hingegen schon, da sie die Leistungen nach § 2 nur dann erhalten, wenn mindestens ein Elternteil diese Leistungen erhält (§ 2 Abs. 3 AsylbLG). 
Das gilt ebenso für Kinder, die bereits aufgrund ihres Lebensalters von unter 4 Jahren regelmäßig von den Leistungen nach § 2 ausgeschlossen sind. (Diese vom BSG für zulässig erachtete leistungsrechtliche Sanktionierung von Kleinkindern allein aufgrund des Lebensalters scheint verfassungsrechtlich fragwürdig!)

§ 2 AsylbLG und Pflegegeld für Schwerbehinderte 

VG Köln 21 L 2099/00, B.v. 19.09.00, GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 10 Im Rahmen der Leistungen nach § 2 AsylbLG ist das von der AOK als Pflegekasse gewährte Pflegegeld von 1.300 DM weder beim Pflegebedürftigen noch (als weitergegebenes Pflegegeld) bei der im gemeinsamen Haushalt lebenden Pflegeperson berücksichtigungsfähiges Einkommen. Ob das Pflegegeld im Rahmen der Leistungen nach §§ 3-6 AsylbLG angerechnet werden kann, bleibt im vorliegenden Verfahren unentschieden. 

Die sozialpolitische Zweckbestimmung des Pflegegeldes würde durch eine Anrechnung vereitelt. Bei bestimmungsgemäßer Verwendung und Zuwendung an eine nahestehende Pflegeperson ist das Pflegegeld kein Entgelt, seine Einstufung als Einkommen stünde der Funktion als zusätzliches Mittel zur Erhaltung der Pflegebereitschaft entgegen (vgl. BVerwG 5 C 82/88, U.v.04.06.92; OVG NRW 8 A 1148/87, U.v. 08.11.88; VGH Hessen, DÖV 1996, 299f.; VG Dresden 6 K 3438/96, U.v. 25.02.97) 

SG Freiburg S 4 SO 5144/06, U.v. 24.01.08 www.asyl.net/Magazin/Docs/07/M-9/12577.pdf Im Rahmen der Leistungen nach § 2 AsylbLG ist auch das Pflegegeld für das behinderte Kind nach § 64 SGB XII zu gewähren.
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� Die insoweit vorliegende Rechtsprechung bezieht sich auf Geduldete und die Rechtslage vor Einführung des § 1a, die Frage war seinerzeit umstritten, vgl. VGH Ba-Wü 6 S 1845/94 v. 06.09.94, NVwZ Bei�lage 3/95, 19, � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1200.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1200.pdf�


� BT-Drs. 16/5065, S. 467 f., � HYPERLINK "http://dip.bundestag.de/btd/16/050/1605065.pdf" ��http://dip.bundestag.de/btd/16/050/1605065.pdf�. 


� Sächsisches Innenministerium, Erlass v. 17.09.07, � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/zuwg/Sachsen_Par2_48Monate.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/zuwg/Sachsen_Par2_48Monate.pdf�


� LSG Hessen L 7 AY 14/06 ER, B.v. 21.03.07, InfAuslR 2007, 250, � HYPERLINK "http://www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/10001.pdf" ��www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/10001.pdf�, LSG NRW L 20 B 4/07 AY ER, B.v. 26.04.07, �HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2008"��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2008�, LSG Nds.-Bremen L 11 AY 84/06 ER, B.v. 12.06.07 � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2034.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2034.pdf�; LSG NRW L 20 B 50/07 AY ER, B.v. 06.08.07 (Anrechenbarkeit von Zeiten nach SGB VIII) � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2091.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2091.pdf�


� Hessen � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/zuwg/Par2AsylbLG_48Monate_Hessen.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/zuwg/Par2AsylbLG_48Monate_Hessen.pdf�, Brandenburg � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/zuwg/Par2AsylbLG_48Monate_Hessen.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/zuwg/Par2AsylbLG_48Monate_Brandenburg.pdf� und Sachsen � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/zuwg/Sachsen_Par2_48Monate.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/zuwg/Sachsen_Par2_48Monate.pdf� haben daher Regelungen getroffen, wonach auch Zeiten des Leistungsbezugs nach § 2 auf die 48-Monatsfrist anzurechnen sind. Berlin hat darüber hinaus zu § 2 eine Bestandsschutzregelung für alle Leistungsberechtigten getroffen, die bei Inkrafttreten der Neuregelung bereits Leistungen nach § 2 erhielten: � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/gesetzgebung/Rdschr_AsylbLG_2007.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/gesetzgebung/Rdschr_AsylbLG_2007.pdf� . �Ohne nähere inhaltliche Begründung scheint das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung unter schlichtem Verweis auf den Wortlaut des neu gefassten § 2 allerdings die gegenteilige Auffassung zu vertreten: �HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/zuwg/BMAS_P2AsylbLG.pdf"��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/zuwg/BMAS_P2AsylbLG.pdf�, ebenso die Antwort der Bundesregierung auf Frage 7 der Kleinen Anfrage von Bündnis 90/Die Grünen "Sozialrechtliche Schlechterstellung von Flüchtlingen nach dem AsylbLG", BT-Drs. 16/7574 v. 14.12.07, www.bundestag.de .


� Vgl. dazu ausführlich die anliegende Rechtsprechungsüberischt!


� LSG Nds-Bremen L 11 AY 77/06, U.v. 19.06.07 (Revision zugelassen), � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2100.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2100.pdf� 


� Ebenso Röseler/Meyer in Huber, Handbuch des Ausländer- und Asylrechts, AsylbLG § 2 Rn 11.


� So VG Braunschweig 4 A 64/03, U.v. 05.06.03, � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2057.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2057.pdf�


� VG Braunschweig 3 A 60/02, U.v. 23.01.03, � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2056.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2056.pdf�, SG Aachen S 20 AY 12/07 ER, B.v. 12.10.07, � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2090.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2090.pdf�


� OVG Nds. 12 MA 1012/01, B.v. 27.03.01, NVwZ-Beilage I 2001, 91, � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/M0423.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/M0423.pdf�; vorübergehende Ausreise keine Unterbrechung: VGH Ba-Wü 7 S 1769/02, U.v. 12.01.05, � HYPERLINK "http://www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/6245.pdf" ��www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/6245.pdf�


� Ebenso LSG Thüringen L 8 AY 379/05 ER, B.v. 11.07.05, � HYPERLINK "http://www.sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=24585&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=" ��www.sozialgerichtsbarkeit.de�, � HYPERLINK "http://www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/7245.pdf" ��www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/7245.pdf�; LSG Ba-Wü L 7 AY 1386/07 ER-B, B.v. 28.03.07, � HYPERLINK "http://www.sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=66603&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=" ��www.sozialgerichtsbarkeit.de�; LSG Nds-Bremen L 11 AY 61/07, U.v. 16.10.07, � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2109.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2109.pdf� (das kausale, vorwerfbare Verhalten muss im streitgegenständlichen Leistungszeitraum noch fortwirken); in diesem Sinne auch Rothkegel, R., Rechtliche Prinzipien der Sicherung des Lebensunterhalts nach SGB II, SGB XII und AsylbLG, ZFSH/SGB 2005, 391, 400. 


� So zu § 25 V AufenthG LSG Nds.-Bremen L 11 AY 81/06 ER, B.v. 08.06.07, � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2033.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2033.pdf�, LSG Nds.-Bremen L 11 AY 84/06 ER, B.v. 12.06.07, � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2034.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2034.pdf�, LSG Berlin-Brandenburg L 15 B 12/07 AY ER, B.v. 06.09.07, � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2097.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2097.pdf�


� BT-Drs. 15/420 v. 07.02.03, S. 121


� LSG Hamburg L 4 B 84/06 ER AY, B.v. 27.04.06, InfAuslR 2006, 342, � HYPERLINK "http://www.sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=55323&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=" ��www.sozialgerichtsbarkeit.de�, LSG Nds.-Bremen L 7 AY 51/05, U.v. 20.12.05, InfAuslR 2006, 205, � HYPERLINK "http://www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/7907.pdf" ��www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/7907.pdf�


� BSG B 9b AY 1/06 R, U.v. 08.02.07, InfAuslR 2007, 315, � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/pdf/BSG_Par2-AsylbLG_freiwilligeAusreise.pdf" ���HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2061.pdf"��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2061.pdf��


� Vgl. LSG Rh-Pfalz L 3 ER 37/06 AY, B.v. 27.03.06 � HYPERLINK "http://www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8028.pdf" ��www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8028.pdf�, LSG NRW L 20 B 15/05 AY ER, B.v. 23.01.06, � HYPERLINK "http://www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/7796.pdf" ��www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/7796.pdf�


� Z. B. das Recht auf Ehe und Familie, Art. 6 GG, bei Zusammenleben mit einer Person, der die Ausreise unmöglich oder unzumutbar ist, in diesem Sinne auch BSG, a.a.O.


� Dazu BVerwG 5 C 32.02, U.v. 03.06.03, InfAuslR 2004, 119, � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2059.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2059.pdf�


� SG Hildesheim S 34 AY 8/05 ER B.v. 25.05.05, InfAuslR 2005, 329, � HYPERLINK "http://www.asyl.net/Magazin/Docs/2005/M-5/6605.pdf" ��www.asyl.net/Magazin/Docs/2005/M-5/6605.pdf�; LSG Sachsen-Anhalt L 8 B 24/06 AY ER, B.v. 18.12.06 � HYPERLINK "http://www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/9335.pdf" ��www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/9335.pdf�


� Vgl. dazu VG Frankfurt/M 7 G 3999/06(1), B.v. 23.10.06, InfAuslR 2007, 14; VGH Bayern 24 B 05.2889, U.v. 23.03.06, � HYPERLINK "http://www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8129.pdf" ��www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8129.pdf�


� SG Oldenburg S 21 AY 62/06 v. 07.05.07, �HYPERLINK "http://www.asyl.net/Magazin/Docs/2007/M-7/10104.pdf"��www.asyl.net/Magazin/Docs/2007/M-7/10104.pdf�, SG Neubrandenburg S 6 ER 3/06 AY, B.v. 13.02.06, �HYPERLINK "http://www.asyl.net/Magazin/Docs/2006/M-6/8817.pdf"��www.asyl.net/Magazin/Docs/2006/M-6/8817.pdf�, SG Nordhausen S 15 AY 437/06 ER, B.v. 17.03.06 � HYPERLINK "http://www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8021.pdf" ��www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8021.pdf�, SG Dessau S 7 AY 2/05 ER, B.v. 03.06.05, � HYPERLINK "http://www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/6805.pdf" ��www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/6805.pdf�, LSG Sachsen-Anhalt L 8 B 27/06 AY ER, B.v. 22.11.06, � HYPERLINK "http://www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/9127.pdf" ��www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/9127.pdf�


� LSG Ba-Wü L 7 AY 4413/05 ER-B, B.v. 15.11.05, � HYPERLINK "http://www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/7741.pdf" ��www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/7741.pdf�


� OVG Nds. 4 M 3889/00 v. 08.02.01, NVwZ-Beilage I 2001, 89; � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2058.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2058.pdf�; VG Bremen S4 V 307/06 v. 20.07.06, �HYPERLINK "http://www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8493.pdf"��www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8493.pdf�


� Vgl. zu Irak LSG Nds.-Bremen L 11 AY 61/07, U.v. 16.10.07, � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2108.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2109.pdf�


� SG Duisburg S 12 AY 1/06 ER, B.v. 01.02.06, � HYPERLINK "http://www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/7793.pdf" ��www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/7793.pdf�


� LSG NRW L 20 B 14/06 AY ER, B.v. 08.05.06, Asylmagazin 6/2006, 35, � HYPERLINK "http://www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8242.pdf" ��www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8242.pdf�


� Ebenso LSG Thüringen L 8 AY 379/05 ER, B.v. 11.07.05, � HYPERLINK "http://www.sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=24585&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=" ��www.sozialgerichtsbarkeit.de�, � HYPERLINK "http://www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/7245.pdf" ��www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/7245.pdf�; LSG Ba-Wü L 7 AY 1386/07 ER-B, B.v. 28.03.07 � HYPERLINK "http://www.sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=66603&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=" ��www.sozialgerichtsbarkeit.de�; LSG Nds-Bremen L 11 AY 61/07, U.v. 16.10.07, � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2109.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2109.pdf� (das kausale, vorwerfbare Verhalten muss im streitgegenständlichen Leistungszeitraum noch fortwirken); in diesem Sinne auch auch Rothkegel, R., Rechtliche Prinzipien der Sicherung des Lebensunterhalts nach SGB II, SGB XII und AsylbLG, ZFSH/SGB 2005, 391, 400. 


� BT-Drs. 12/5008 vom 24.05.93, S. 15, � HYPERLINK "http://dip.bundestag.de/btd/12/050/1205008.pdf" ��http://dip.bundestag.de/btd/12/050/1205008.pdf�


� Mit Ausnahme der §§ 60 - 67 SGB I und der §§ 44 - 50, 99 und 102 - 114 SGB X gilt für das Verwaltungsverfahren nach dem AsylbLG das VwVfG, §§ 7 IV, 9 III AsylbLG. Für das Rechtsmittel- und Gerichtsverfahren nach dem AsylbLG gilt jedoch das SGG, § 51 I 6a SGG.


� BVerwG 5 C 72.84, U.v. 16.1.86, info also 1986, 82; NVwZ 1986, 380. 


� LSG Sachsen L 3 B 179/05 AY-ER, B.v. 09.02.06 � HYPERLINK "http://www.sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=25682&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=" ��www.sozialgerichtsbarkeit.de�, VGH Bayern 12 C 03.1544 B.v. 06.10.03, � HYPERLINK "http://www.asyl.net/Magazin/Docs/2004/M-4/4480.pdf" ��www.asyl.net/Magazin/Docs/2004/M-4/4480.pdf�. Der VGH Bayern 12 BV 05.1845, U.v. 20.03.06 hält jedoch eine Ermessensentscheidung für Sachleistungen für eine GU mit 200 Bewohnern, von denen nur 10 Leistungen nach § 2 erhalten, für zulässig, � HYPERLINK "http://www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8524.pdf" ��www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/8524.pdf�


� Vgl. VG Leipzig 2 K 1009/00 v. 11.08.00, NVwZ-Beilage I 2001, 33, � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1559.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1559.pdf�


� VG Leipzig a.a.O., Beispiel aktualisiert auf die 2007 geltende Rechtslage. 


� BVerwG 5 C 72.84, U.v. 16.1.86, info also 1986, 82; NVwZ 1986, 380.


� NVwZ-Beilage 1995, 25, � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1009.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1009.pdf�


� LPK-SGB XII, § 29 Rn 30.


� Denkbar sind nach § 3 I auch Kostenübernahmescheine für den Vermieter oder die Bereitstellung einer kommunalen Wohnung.


� Vgl. OVG Nds. 4 ME 476/03, B.v. 04.12.03, InfAuslR 2004, 84; � HYPERLINK "http://www.asyl.net/Magazin/Docs/2004/M-4/4504.doc" ��www.asyl.net/Magazin/Docs/2004/M-4/4504.doc�


� OVG Berlin 6 S 194/93 v. 19.11.93, NVwZ-Bei�lage 2/94, 13, � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1020.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1020.pdf�; VG Wiesbaden 2/3 G 743/94 v. 02.09.94, bestätigt durch VGH Hessen 9 TG 333/95 v. 21.03.95, NVwZ-Beilage 6/95, S.41; OVG Nds. 4 M 2310/95 v. 08.12.95, � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1023.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1023.pdf�; OVG Nds. 4 M 7796/94, B.v. 08.12.95, � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1183.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1183.pdf�; OVG Nds. 44 M 625/96 v. 19.04.96, NVwZ-Beil 11/96, S. 86; OVG Nds., 4 M 7322/95 v. 18.01.96, NVwZ-Beilage 5/96, 33, � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1244.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1244.pdf�; a.A. LSG NRW L 20 B 51/06 AY ER, B.v. 07.11.06, das dazu tendiert, den Anspruch nur einzelfallbezogen aus gesundheitlichen Gründen anzuerkennen, � HYPERLINK "http://www.sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=61284&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=" ��www.sozialgerichtsbarkeit.de�


� Vgl. VG Chemnitz A 8 K 30686/95, B.v. 23.04.96, � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1245.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1245.pdf�.


� Vgl. OVG Rh-Pfalz 7 A 10768/02.OVG, U.v. 19.11.02, Asylmagazin 1/2003, 32, � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/M3041.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/M3041.pdf�, VG Magdeburg 5 B 384/06 MD, B.v. 31.01.07 � HYPERLINK "http://www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/9484.pdf" ��www.asyl.net/dev/M_Doc_Ordner/9484.pdf�


� OVG Nds., 4 M 7322/95 v. 18.01.96, NVwZ-Beilage 5/96, 33, � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1244.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C1244.pdf�


� SG Aachen S 19 AY 12/07 ER, B.v. 28.12.07, � HYPERLINK "http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2120.pdf" ��www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/docs/C2120.pdf�


� OVG Nds. 12 L 3349/99 v. 21.06.00, NVwZ Beilage I 2001, 11; LSG Ba-Wü L 7 AY 5266/05 ER-B, B.v. 14.12.05, � HYPERLINK "http://www.sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=25600&s0=&s1=&s2=&words=&sensitive=" ��www.sozialgerichtsbarkeit.de�


� BT-Drs. 13/2746 vom 24.10.95, S. 16.


� Neuregelung durch Gesundheitsreform 2004, vgl. BT-Drs. 15/1525 S. 140f., BT-Drs. 15/1600 S. 14.


� VG Köln 21 L 2099/00, B.v. 19.09.00 m.w.N., GK AsylbLG § 2 Abs. 1 VG Nr. 10; LPK SGB XII § 64 Rn 15; Schellhorn, SGB XII 17. A., § 64 Rn 13; vgl. auch § 13 V SGB XI.


� Die Beträge gelten als Regelleistung, Sozialgeld bzw. Regelsätze nach SGB II und SGB XII inzwischen bundesweit, auch in Ostdeutschland. Die Länder können für die Sozialhilfe gemäß § 28 Abs. 2 SGB XII vom SGB II abweichende Regelsätze festsetzen, was in Bayern der Fall ist. 


� Diese Beträge gelten nach dem SGB II nur für bei ihren Eltern lebende Kinder unter 25 Jahren. Andere volljährige Haushaltsangehörige haben nach dem SGB II Anspruch auf die Regelleistung für Haushaltsvorstände (345,- €).


� DerRegelsatz/Regelleistung wurde zum 1.7.2007 von 345 auf 347 € angepasst, entsprechend die Leistungen für Angehörige. Die Beträge gelten nach SGB II seit 1.7. 2005 bundesweit, nach SGB XII seit 1.7.2006 bundesweit. �Einmalige Beihilfen sind nach SGB II / SGB XII nur in wenigen Fällen vorgesehen: für Erstausstattungen für die Wohnung einschl. Haushaltsgeräten; für Erstausstattungen für Bekleidung einschl. bei Schwangerschaft und Geburt; für mehrtägige Klassenreisen (§ 23 Abs. 3 SGB II / § 31 SGB XII); unter bestimmten Voraussetzungen für Wohnungsbeschaffungskosten, Umzugskosten, Mietkautionen (§ 22 SGB II / § 29 SGB XII) sowie für Miet- und Energieschulden (§ 34 SGB XII / § 5 Abs. 2 SGB II / § 22 Abs. 5 SGB II). �Zusätzlich zu den Regelsätzen sind Mehrbedarfszuschläge (§ 21 SGB II / § 30 SGB XII) sowie die Kosten der Unterkunft (Miete und Heizung, § 22 SGB II / § 29 SGB XII) zu übernehmen. �Leistungsberechtigte nach SGB II sind in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversichert, § 5 SGB V. Leistungsberechtigte nach SGB XII erhalten den Krankenversicherungsbeitrag oder Leistungen der Krankenversicherung gemäß § 264 SGBV.


� Prozentsatz des Regelsatzes /der Regelleistung / des Sozialgeldes von 347 Euro. Für Haushaltsangehörige ergeben sich ggf. geringere Beträge. Die Berechnung des Mehrbedarfs erfolgt immer auf Basis des dem Anspruchsberechtigten jeweils zustehenden Regelsatzes / Regelleistung / Sozialgeldes.


� maximal jedoch 60 %. Der Mehrbedarf ist nach dieser Alternative zu berechnen, wenn sich dadurch ein höherer Betrag ergibt.


� Als gehbehindert gelten Menschen mit einem Schwerbehindertenausweis mit dem Merkzeichen "G" oder "aG" (§ 69 Abs. 5 SGB IX). Ein entsprechender Mehrbedarf für gehbehinderte erwerbsunfähige Sozialgeldempfänger fehlt im SGB II (verfassungswidrige Regelungslücke, Art 3 GG).


� In einer Empfehlung des dt. Vereins für öff. und private Fürsorge www.deutscher-verein.de von 1997 wird für die folgend genannten Krankheiten ein Mehrbedarf für kostenaufwendige Ernährung in der seitdem nicht angepassten Höhe festgesetzt ("Kleinere Schriften Heft 48", ISBN:  3-89983-059-8, Frankfurt/M., 2. A. 1997). Die meisten Sozialhilfeträger verfahren nach dieser Empfehlung. Die Empfehlungen sollen sich derzeit (2007) in Überarbeitung befinden.


25,56 für Vollkost bei Magen- und Darmerkrankungen (Colica mucosa, Colitis ulcerosa, Diverti�kulose, Morbus Crohn, Obstipation, Ulcus duodendi, Ulcus ventriculi), Lebererkrankungen (akute oder chronische Virushepatitis), Nie�renerkrankungen (Nephrosklerose, Niereninfarkt), Diabetes Typ I (ICT), HIV-Infektion, AIDS, hyperkinetisches Syn�drom, Multiple Sklerose, Krebs, Neurodermitis, Osteoporose, Rheuma, Tuberkulose.


51,12 für Diabeteskost bei Diabetes TyP I (CT) oder Typ II a.


25,56 für natriumdefinierte Kost bei Hypertonie oder kardialien und renalen Ödemen.


30,68 für eiweißdefinierte Kost bei Leberinsuffizienz oder Niereninsuffizienz.


30 68 für purinreduzierte Kost bei Hyperurikämie oder Gicht.


35,79 für lipidsenkende Kost bei Hyperlipidämie.


61,36 für Dialysediät.


66,47 für glutenfreie Kost bei Zöliakalie oder Sprue.


xxx.- nach einzelfallbezogenem Bedarf bei anderen Krankheiten (Lebensmittelallergien etc.). In besonderen Ein�zelfällen ist auch bei den o.g. Krankheiten ein abweichender Bedarf anzu�erkennen. 


� Vom Einkommen sind gemäß § 82 Abs. 2 SGB XII / § 11 Abs. 2 SGB II sowie der VO zu § 82 SGB XII bzw. der ALG II-VO zunächst Steuern, Versicherungsbeiträge und Werbungskosten abzusetzen. Für die Berechung der Freibeträge nach den genannten Prozentsätzen ist jedoch immer das jeweilige Brutto zugrunde zu legen, §§ 82 Abs. 3 SGB XII bzw. § 30 SGB II. Der Betrag von 1500 € nach dem SGB II gilt, wenn mdj. Kinder in der Bedarfsgemeinschaft leben.


� Die Leistungen nach dem Fünften bis Neunten Kapitel SGB XII (entsprechen den "Hilfen in besonderen Lebenslagen" nach BSHG, z.B. Hilfe zur Pflege, Eingliederungshilfe für Behinderte) können auch von Leistungsberechtigten nach SGB II beansprucht werden.
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